Sozialstaat von morgen? 


Die marxistische Linke tue sich schwer mit »positiven Strategieentwürfen« zur Überwindung 
der »Krise des Sozialstaates«. Mit Appellen zur Verhinderung von Sozialstaatsabbau und zur Si- 
cherung des Status quo, wie sie von Gewerkschaftsseite zu vernehmen seien, ließe sich kein per- 
spektivischer Ausweg aus dieser Krise finden. Doch auch Vorschläge zu einer Neugewichtung 
der Bereiche außerhalb der Erwerbsarbeit (»unter gewerkschaftlicher Kontrolle), eine »Politik 
der Opfer«, wie sie von Teilen der Linken vertreten werden, trügen nicht weiter. »Beide Strate- 
gien, die sich zwar zu Recht gegen die wiedererstarkte »Marktorthodoxie« der bürgerlichen 
Kräfte wenden, gehen an den Wurzeln der gegenwärtigen Misere vorbei«. Im Kern gelten diese 
Sätze aus dem Editorial von Prokla 49 — »Sozialstaat in der Zerreißprobe — Perspektiven für 
die Frauen« — auch noch für die zweite Hälfte der achtziger Jahre. Die größte Oppositionspar- 
tei der Republik hat bis heute für das abgewirtschaftete Rezept des keynestanisch strukturierten 
Sozialstaates keinen Ersatz gefunden. »Man muß bedenken«, so Willy Brandt im Oktober die- 
ses Jahres in der »taz«, »daß die Diskussion beginnt zu einem Zeitpunkt, wo wir alle noch unter 
dem Eindruck des Generalangriffs der Reagans und Thatchers gegen den Sozialstaat stehen«. 
Geht man großzügig darüber hinweg, daß der Sozialstaatsabbau bereits vor der bürgerlich-kon- 
servativen Regierungsübernahme in Gestalt diverser Sparoperationen eingesetzt hat, dann 
bleibt als Erfolg der CDU-CSU-FDP-Koalition festzuhalten, daß es ihr trotz der ungebrochen 
rhetorischen Einsprüche der Gewerkschaften — und seit 1983 auch der Sozialdemokratie — ge- 
lungen ist, die »Gürtel-enger-Schnallen-Politik« weiterzuführen und ihr darüber hinaus einen 
»sozialen Sinn« zu verleihen, der die Spaltungslinien zwischen produktivistischem Kern und 
den »Versorgungsklassen« noch verstärkt. Allein die »Haushaltsoperationen« zwischen 1982 
und 1984 entzogen dem System der sozialen Sicherheit ca. 210 Milliarden DM. Der von der so- 
zialliberalen Koalition eingeleitete »Generalangriff« wurde seitdem konsequent fortgesetzt. Zu 
beobachten ist allerdings auch, daß das aus der neokonservativen Sozialstaatskritik der Opposi- 
tionsphase resultierende sozialstaatliche Projekt — Abbau der die »Klientel« entmündigenden 
Bürokratie; Stärkung der Familie als Auffangstelle gesellschaftlich verschuldeter Problemlagen; 
Verringerung der monetären Leistungen; Forcierung von Selbsthilfekonzepten — heute noch 
keineswegs verwirklicht ist. Politische wie systemische Grenzen des Abbaus an Sozialstaatlich- 
keit haben (bislang?) eine beschleunigtere Gangart verhindert. Der Sozialstaatsabbau erinnert 
in manchem dem Wettlauf zwischen Igel und Hase: Jede Leistungskürzung ist im Zuge der Be- 
schäftigungs- und Akkumulationskrise mit einer Ausweitung der Zahl von Leistungsempfän- 
gern verbunden, so daß in der Summe das Leistungsvolumen konstant bleibt oder sogar noch 
weiter wächst. Daß selbst eine rüdere Gangart im Stile der Chicago-Boys nicht sofort zu den an- 
gestrebten Erfolgen führt, zeigt der Beitrag von Ute Wachendorfer am Beispiel des Großangriffs 
lateinamerikanischer autoritärer Systeme auf den Sozialstaat. 

Und dennoch: Mehr als Anfänge wurden in den letzten Jahren in der Bundesrepublik bereits 
eingeleitet. Ulrich Mückenberger hat in der letzten Ausgabe der PROKLA herausgearbeiter, 
wie die neuere sozialpolitische Gesetzgebung die aus der Sphäre kapitalistischer Produktion 
herrührende Erosion des Normalarbeitsverhältnisses absichert und legitimiert und so die auf 
die Erwerbsarbeit fixierten Sozialstaatsstrukturen den neuen Gegebenheiten kapitalistischer 
Produktion anpaßt. 


Georg Vobruba hat jüngst darauf hingewiesen, daß für die neokonservative Sozialstaatspoli- 
"tik zugleich eine Thematisierungs- wie eine Dethematisierungsstrategie charakteristisch sei: 
»Die Thematisierungsleistung besteht darin, die Ursachen der gegenwärtigen Probleme sozia- 
ler Sicherung als »hausgemachts, also: endogen erzeugt, zu präsentieren. Die Dethematisie- 
rungsleistung besteht — komplementär — darin, die Abhängigkeit des Systems sozialer Siche- 
rung von vorgelagerten Politikfeldern auszublenden; vor allem von der Beschäftigungspolitik 
und der Arbeitszeitpolitik, die auf das System sozialer Sicherung mehr oder weniger Proble- 
me zukommen lassen können bzw. von der Finanzpolitik, die das System auf mehr oder we- 
niger solide Grundlagen stellen kann«. Mit seinem nachfolgenden Vorschlag allerdings, des- 
halb zuerst von dem Sozialstaat in der Krise und erst dann von der Krise des Sozialstaates zu 
sprechen, geht Vobruba der terminologischen wie politischen Entkoppelungsstrategie der 
Konservativen auf den Leim. Mehr noch: Eine solche Dissoziierung von Problemlagen blen- 
det den engen Zusammenhang zwischen Ab- und Umbau des Sozialstaates auf der einen und 
veränderten Arbeits- und Verwertungsbedingungen auf der anderen Seite aus. In der politi- 
schen Auseinandersetzung öffnet sie das Tor für die neokonservative Offensive noch weiter. 
Die Themen »Sozialstaat in der Krise« und »Krise des Sozialstaats« sind im Transformations- 
prozef der achtziger Jahre so eng miteinander verwoben, daß jeder konzeptionelle Vorstoß 
für einen »anderen« Sozialstaat ins Leere geht, der nur eine Seite der Medaille thematisiert 
oder beide Seiten künstlich zu trennen versucht. In dieser notwendigen Verknüpfung liegt 
gerade die Schwierigkeit, aber auch die perspektivische Chance eines linken Sozialstaatspro- 
jekts. Neben einem Gutteil sozialer und politischer Phantasie erfordert die Entwicklung und 
Ausformung einer neuen Form von Sozialstaatlichkeit verstärkte theoretische Anstrengun- 
gen und den Beginn einer über bloße Abwehrkämpfe und tagespolitische Fragen hinausge- 
henden breiten Debatte. Mit dem Beitrag von Bob Jessop stellen wir einen Theoriezugang zur 
Diskussion, der, basierend auf dem Regulationsansatz, den Zusammenhang zwischen Pro- 
duktions- und Arbeitspolitik auf der betrieblichen Ebene, Akkumulationsregime und So- 
zialstaat auf den Begriff zu bringen versucht. 
Noch einmal ist auf die eingangs zitierten Feststellungen des Editorials von PROKLA 49 zu- 
rückzukommen. Der Text wurde ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl 1983 abgefaßt. 
Kurz danach konnten die GRÜNEN in den Bundestag einziehen. Obwohl die Fragen der 
Sozialpolitik und des Sozialstaates nicht von vornherein zum Themenkatalog dieser Partei 
gehörten, ist es doch mit ihr Verdienst, daß der im sozialwissenschaftlichen — bei den Mone- 
taristen Friedmanscher Prägung — aufgegriffene Gedanke eines Mindesteinkommens ins 
Zentrum eines alternativen Sozialstaatsprojekts rückte. Mittlerweile läßt sich mit den publı- 
zierten Diskussionen um dieses Konzept bequem ein Bücherbord füllen. Frank Mußmann 
hat in seinem Beitrag die schwierige Aufgabe übernommen, Ordnung in die Vielfalt zu brin- 
gen und die Schwächen und Stärken der Beiträge herauszuarbeiten. Die von ihm kritisierte 
politische Überfrachtung dieses Konzeptes — manchesmal hinterbleibt der Eindruck, die 
lang erhoffte, aber nicht absehbare politische Revolution soll auf dem parlamentarisch-ge- 
setzgeberischen Wege nachgeholt werden — dürfte auch in der Hoffnung vieler Diskutanten 
begründet sein, mit diesem Konzept den Stein der Weisen gefunden zu haben, der gesamtge- 
sellschaftliche Entwürfe erübrigt. Und dennoch verkörpert die Idee des Mindesteinkom- 
mens mit ihrem strategischem Kern einer »Entkoppelung von Arbeit und Essen« nahezu das 
einzige perspektivische Konzept einer Überwindung überkommener Sozialstaatsstrukturen 
in der parteipolitischen Landschaft, das den absehbaren Entwicklungen der neunziger Jahre 
Rechnung tragen könnte. 


2 Editorial 


Die Vorstellung eines »anderen« Sozialstaats löst sich nicht im Konzept eines Mindesteinkom- 
mens auf. Jeder Form von Sozialstaatlichkeit entspricht zugleich auch ein Typus von Steuer- 
staat, ein spezifischer Modus also, Ressourcen aus dem privaten Sektor abzuschöpfen. Nahezu 
jede Legislaturperiode der Nachkriegszeit kennt die Ankündigung »großer Steuerreformen«. 
Für die nächste Regierungsperiode wurde denn auch von Bundesfinanzminister Stoltenberg 
eine »weitreichende Steuerreform« angekündigt, deren Kern die Entlastung bei den Einkom- 
men- und Unternehmenssteuern sowie eine gründliche Veränderung der Körperschaftssteu- 
er darstellt. Grundsätzliche konzeptionelle Gegenentwürfe, die sich auf die Vision einer öko- 
logisch strukturierten Gesellschaft gründen, finden sich bislang allein bei den GRÜNEN. 
Gerade auf diesem Feld macht sich die Geschichtsvergessenheit der Sozialdemokratie beson- 
ders bemerkbar. Der Aufsatz von Michael Krätke vermag jedenfalls überzeugend nachzu- 
zeichnen, wieviel Phantasie die Sozialdemokratie, aber auch die weitere marxistische Linke, 
vor allem während der zwanziger Jahre aufgebracht hat, um mittels steuerpolitischer Maß- 
nahmen eine andere gesellschaftliche Entwicklungsdynamik einzuleiten. Sicher: Patentre- 
zepte für die restlichen achtziger und die neunziger Jahre lassen sich dabei nicht finden. InEr- 
innerung rufen solche wissenschaftlichen Bergungsarbeiten allerdings, daß die Probleme von 
Sozial- und Steuerstaat nicht vorrangig technische Fragen der Instrumente sind, sondern daß 
bereits die Definition sozialpolitischer Probleme gesellschaftlich umkämpft sind und dies 
wohl auch bleiben werden. Die institutionalisierte Arbeiterbewegung hat dazu beigetragen, 
den Spielraum normativer Ansprüchlichkeiten der liberalen Demokratie um soziale Rechte 
zu erweitern. Daß die Marxsche Kapitalismustheorie zu dieser sozialethischen Tradition in 
einer eigenartigen, jedoch produktiven Spannung steht, versucht der Beitrag von Otto Kall- 
scheuer aufzuzeigen: Neben funktionalistischen (»meta- erhischen«) Elementen einer unhalt- 
baren Moralkritik findet er bei Marx auch Hinweise auf Gehalte und »Wohlfahrtsgüter« gesell- 
schaftlicher Gerechtigkeit, die seiner Meinung nach gerade heute auch zu einem produktiven 
Ausweg aus der Krise sozialetatistischer Wohlfahrtsmodelle beitragen könnten. Daß der 
Klassiker Marx trotz seines langen Bartes — unter heutigen Fragestellungen gelesen — er- 
staunlich lebendige Widersprüche und Widerhaken in die Debatte zu werfen vermag, zeigt 
sich auch, wie wir meinen, nach der Krise des Marxismus. Auch der Beitrag von Michael 
Heinrich (außerhalb des Heftschwerpunkts) steht in diesem Kontext. Wir werden auch in 
Zukunft versuchen, den Gesprächsfaden zu Herrn Dr. Marx (London) nicht ganz abreißen 
zu lassen. 

Sozialstaat von morgen? Mit den Beiträgen dieses Heftes sind wir weit entfernt, auf diese Fra- 
ge definitive Antworten geben zu können. Allerdings meinen wir auch weiter zu sein als 
noch gestern: Die Diskussion um den Sozialstaat hat die Schwelle bloßer Abwehrkämpfe ge- 
gen die neokonservativen Pläne überschritten. Diesen Weg gilt es forciert weiterzubeschrei- 
ten. Die Wahlen im Januar 1987 sind dabei zwar nur eine kleine Etappe, bei denen aber auch 
darüber entschieden wird, ob perspektivische Fragen einer anderen gesellschaftlichen Ent- 
wicklungslogik und damit verknüpfter gesellschaftlicher Institutionen weiterhin im Parla- 
ment vertreten sein werden oder nicht. 


Die Redaktion 
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Der Wohlfahrtsstaat im Übergang 
vom Fordismus zum Postfordismus 


Esist ein Gemeinplarz, daß sich der Wohlfahrtsstaat in der Krise befindet. Es stellt sich jedoch 
die Frage, ob es sich dabei um eine Krise in Wohlfahrtsstaat oder eine Krise des Wohlfahrts- 
staates handelt. Im ersten Falle würden Teilreformen und/oder ein radikaler Umbau ausrei- 
chen, um die Funktionsfähigkeit des Wohlfahrtsstaates für die gesellschaftliche Reproduk- 
tion wiederherzustellen, ohne seine grundlegenden Organisations- und Interventionsformen 
zu verändern. Wenn essich jedoch um eine Krise des Wohlfahrtsstaates handelt, bedarf es ei- 
nes neuen Systems der sozialen Reproduktion. Um zwischen diesen beiden Alternativen zu 
entscheiden, müssen die zentralen Bestimmungen von Wohlfahrtsstaaten, die hinter ihnen 
agierenden politischen Kräfte, ihre Funktionen für die soziale Reproduktion sowie die Ursa- 
chen und Formen ihrer Krisen untersucht werden. Dabei sind eine ganze Reihe relevanter 
Faktoren zu berücksichtigen. Dieser Beitrag beschränkt sich auf drei Themenbereiche: die 
Formen der sozialen Reproduktion, ihr Bezug zu den langen Wellen der Kapitalakkumula- 
tion und ihre gesellschaftliche und politische Basis. Vor allem gehe ich auf die Frage ein, in 
welcher Weise aktuelle Veränderungen im Kapitalismus eine Beilegung der Krise im Wohl- 
fahrtsstaat beeinflussen können. Das soll nicht heißen, daß der Wohlfahrtsstaat »in letzter In- 
stanz« durch die Dynamik der kapitalistischen Wirtschaft bestimmt wird. Jedoch stellt diese 
Dynamik sicher einen der entscheidenden Faktoren für seine zukünftige Entwicklung dar. 


I. Formen und Funktionen von Wohlfahrtsstaaten 


Eine allgemeine Theorie über den Staat im allgemeinen oder über den Staat in kapitalistischen 
Gesellschaften kann es nicht geben (vgl. Jessop 1982; Poulantzas 1978). Es ist sogar unmög- 
lich, von einem einzigen theoretischen Ansatz aus alle Aspekte des Staates in kapitalistischen 
Gesellschaften zu verstehen — selbst wenn es sich dabei, wie beim Marxismus, um ein Theo- 
riesystem handelt, das den Anspruch erhebt, eine umfassende Analyse einer Gesellschaftsfor- 
mation zu liefern. Um so weniger kann es eine allgemeine Theorie des Wohlfahrtsstaates als 
eines komplexen Elementes des Staates in kapitalistischen Gesellschaften geben. Bestenfalls 
gelangt man zu einem theoretisch informierten und historisch abgesicherten Überblick über 
die Formen, Funktionen und die Dynamik spezifischer Wohlfahrtsstaaten unter mehr oder 
weniger angebbaren Rahmenbedingungen. Und selbst dabei können noch verschiedene An- 
sätze, die die unterschiedlichen Aspekte des Wohlfahrtsstaates und deren Bedeutung für die 
soziale Reproduktion beleuchten, angewandt werden. 

Meine Konzeption zur Analyse der ökonomischen und politischen Aspekte des Wohlfahrts- 
staates ist »strategisch-theoretisch« angelegt. Sie geht der Frage nach, wie der Kreislauf des Kapı- 
tals und der moderne Staat gemeinsam die Formen des Kampfes zwischen den verschiedenen 
Klassen- und Nichtklassenkräften bestimmen und Terrains schaffen, die im Kampf zwischen 
diesen Kräften bestimmte Strategien gegenüber anderen begünstigen. Dieser Ansatz bezieht 
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sich besonders auf die französische »Regulationsschule«*, was den Kapitalkreislauf angeht, 
und auf die von Gramstci, Poulantzas und anderen vorgebrachten Thesen, was die Politikfor- 
men und den Staat in fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaften anbelangt. Gemein- _ 
sam sind ihnen das Interesse am Zusammenspiel von Struktur und Strategie und an den Ver- 
suchen verschiedener gesellschaftlicher Kräfte, den Formen von Kapital und Staat eine Art 
strategischer Einheit aufzuerlegen, die sich zu spezifischen Vergesellschaftungsmustern ver- 
dichten. So hat sich die »Regulationsschule« mit den unterschiedlichen kapitalistischen Regu- 
lationsweisen und Akkumulationsregimes befaßt, die ökonomische und nicht-ökonomische 
Beziehungen integrieren. Gramsci und Poulantzas haben sich gleichermaßen mit den ver- 
schiedenen politischen Herrschaftsformen und der Konstruktion von »historischen Blök- 
ken« befaßt, die ein kontingentes Korrespondenzverhältnis zwischen der ökonomischen Ba- 
sis und dem gesellschaftlich-politischen Überbau herstellen. Durch ihre Konzentration auf 
die ökonomischen bzw. auf die politischen Determinanten der Vergesellschaftung neigen 
beide analytischen Ansätze jedoch zur Einseitigkeit. Während sich die »Regulationsschule« 
primär mit dem Arbeitsprozeß und der Kapitalakkumulation befaßt, konzentriert sich der 
(neo-)gramscianische Ansatz auf das wechselnde Verhältnis von politischen und ideologi- 
schen Kräften. Das bedeutet, daß die theoretischen und empirischen Beziehungen zwischen 
den Akkumulationsregimes und den Formen politischer Hegemonie unklar bleiben, obwohl 
diese Beziehungen für die Frage, wie Akkumulation und/oder Hegemonie möglich sind, eine 
entscheidende Rolle spielen. Dieser Aufsatz geht auf diese Probleme nicht direkt ein, nähert 
sich ihnen aber durch eine Auseinandersetzung mit dem Wohlfahrtsstaat. Der Wohlfahrts- 
staat stellt einen wichtigen Bezugspunkt für eine solche Analyse dar, da er sowohl im ökono- 
mischen als auch im politischen System angesiedelt ist und auf ökonomische wie politische 
Beziehungen erheblich zurück wirkt. 


A. Gesellschaftliche Reproduktion und Reproduktionsstrategien 


Strategien der gesellschaftlichen Reproduktion bieten einen Ausgangspunkt für die Analyse des 
Wohlfahrtsstaates. Die gesellschaftliche Reproduktion kann als die Reproduktion einer be- 
stimmten Bevölkerung! nicht nur hinsichtlich ihrer einzelnen Mitglieder, sondern auch bezüg- 
lich ihrer Lebensfähigkeit als gesellschaftliches Ensemble definiert werden. So verstanden, ist 
die gesellschaftliche Reproduktion ein komplexes Phänomen mit eng verflochtenen räumlich- 
zeitlichen, materiellen und sozialen Aspekten. Tage, Lebensläufe und Generationen markieren 
unterschiedliche Reproduktionszyklen von Einzelpersonen innerhalb einer bestimmten Be- 
völkerung; und in einem gegebenen ökonomischen System kann auch die räumliche und zeitli- 
che Reproduktion des Gesamtarbeiters betrachtet werden.? Die materielle Dimension der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion bezieht sich auf diejenigen Eigenschaften und Fähigkeiten einer 
Bevölkerung, die sie für ihr Überleben als Gesamtarbeiter, als nationale Gemeinschaft, als mili- 
tärische Macht etc. benötigt. Auch diese Eigenschaften und Fähigkeiten haben individuelle und 
kollektive Aspekte. Die soziale Dimension bezieht sich auf die Reproduktion der sozialen Be- 
ziehungen (Klassenbeziehungen inbegriffen), die zwischen den Individuen einer bestimmten 
Bevölkerung existieren. Alle drei Dimensionen hängen eng zusammen. 

Die gesellschaftliche Reproduktion bringt Dilemmata und Widersprüche mit sich, so daß es 
keine beste Einzellösung für die Vermittlung der räumlich-zeitlichen, materiellen und sozia- 
len Aspekte gibt. Stattdessen sollte die Reproduktion als ein Problemfeld betrachtet werden, 
in dem unterschiedliche Lösungen erprobt werden können. Daher kann die gesellschaftliche 
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Reproduktion anhand der verschiedenen Strategien betrachtet werden, die bestimmte gesell- 
schaftliche Kräfte in einer gegebenen Situation verfolgen, um die Reproduktionsbedingun- 
gen für sich selbst und/oder für andere Mitglieder einer Bevölkerung sicherzustellen. In kapi- 
talistischen Gesellschaften kann man z.B. die verschiedenen Strategien untersuchen, die von 
Einzelpersonen und/oder Familien, Arbeitern und Gewerkschaften, Unternehmen und Un- 
ternehmerverbänden, freiwilligen Vereinigungen und pressure groups, staatlichen Stellen auf 
zentraler und lokaler Ebene, mit bestimmten Bereichen der Reproduktion befaßten Berufs- 
gruppen, internationalen Organisationen usw. verfolgt werden. Der Nationalstaat ist ganz 
offensichtlich ein fundamentaler Ort für die gesellschaftliche Reproduktion, aber seine For- 
men und Funktionen müssen mit anderen Orten und Strategien sowohl inner- wieaußerhalb 
seiner Grenzen in Beziehung gesetzt werden. 

Die Formen der gesellschaftlichen Reproduktion unterscheiden sich von Gesellschaft zu Ge- 
sellschaft und werden immer von nichtökonomischen Faktoren überdeterminiert. Selbst in 
kapitalistischen Gesellschaften werden sie durch so unterschiedliche Formen wie den Polizer- 
staat, den Rechtsstaat und den Wohlfahrtsstaat vermittelt, die jeweils ganz unterschiedlich ge- 
artete Verbindungen zu den Marktkräften und zu den Institutionen der bürgerlichen Gesell- 
schaft ausprägen. Darüber hinaus kann selbst innerhalb der einen oder anderen Form die 
Priorität z.B. aufdieökonomische, militärische oder politische Reproduktion gelegt werden. 
Davon ausgehend, schafft der Kapitalkreislauf sehr wohl erhebliche Probleme bei der gesell- 
schaftlichen Reproduktion, und diese liefern einen wichtigen Bezugspunkt für die Analyse 
von Arenen und Strategien der Reproduktion. i 


1. Die gesellschaftliche Reproduktion und das Lohnverhältnis 


Aus der Perspektive der gesellschaftlichen Reproduktion liegt das entscheidende Merkmal 
des Kapitalverhältnisses in der Kommodifizierung der Arbeitskraft. Denn dies heißt, daß die 
gesellschaftliche Reproduktion in erster Linie durch das Lohnverhältnis vermittelt bzw. dar- 
auf ausgerichtet ist. Die gesellschaftliche Reproduktion ist insofern durch das Lohnverhältnis 
vermittelt, als die Arbeiter ihre Arbeitskraft gegen Lohn tauschen und diesen dazu benutzen, 
die Mittel zur Reproduktion ihrer Arbeitskraft zu kaufen. Dies ist zugleich der Ausgangs- 
punkt für Wohlfahrtspolitik und für Sozialgesetze. So gehen Wohlfahrtssysteme in kapitali- 
stischen Gesellschaften gewöhnlich davon aus, daß arbeitsfähige Erwachsene selber für ihren 
Unterhalt sorgen können und müssen (üblicherweise durch abhängige oder unabhängige Be- 
schäftigung) bzw. zusammen mit Kindern oder anderen abhängigen Personen von anderen 
Mitgliedern ihrer Familie oder ihres Haushalts unterstützt werden (s. Zacher, 1985). 

Das Lohnverhältnis ist eine von mehreren verwandten Formen des Kapitalverhältnisses: an- 
dere sind die Preis-, Geld-, Kapital-, Kredit- und Steuerformen. Das Kapitalverhältnis hängt 
darüber hinaus mit einer Reihe spezifischer gesetzlicher und politischer Formen zusammen 
(s. Tuschling 1975; Zacher 1985). Alle zusammen bilden die Matrix, in die und mittels derer 
der Staat in kapitalistischen Gesellschaften eingreift, um die gesellschaftliche Reproduktion 
sicherzustellen. Es müssen also nicht nur die ökonomischen Aspekte der staatlichen Inter- 
vention, sondern auch die gesetzlichen und administrativen Formen ihrer Durchführung in 
Betracht gezogen werden. Im Gegenzug offenbaren sich innerhalb und durch diese Matrix 
viele der entscheidenden ökonomischen und politischen Aspekte der Krise des Wohlfahrts- 
staates. Als Reproduktionsmechanismus schafft die Lohnform den einzelnen Arbeitern und 
Haushalten zahlreiche Probleme, und sie enthält darüber hinaus Dilemmata und Widersprü- 
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che für die gesellschaftliche Reproduktion im allgemeinen. Diese Probleme und Widersprü- 
che liefern die Brennpunkte für unterschiedliche Strategien der individuellen und gesell- 
schaftlichen Reproduktion und schaffen Raum für sozialpolitische staatliche Intervention.’ 
Wir betrachten diese Probleme zunächst vom Standpunkt der einzelnen Lohnarbeiter und 
der von dem Lohneinkommen Abhängigen aus und danach allgemeiner vom Standpunkt der 
Reproduktion des Gesamtarbeiters und der gesellschaftlichen Verhältnisse. 

Zunächst kann der Lohn zur Deckung der Kosten der für die tägliche, lebenslange oder inter- 
generationelle Reproduktion notwendigen Waren und Dienstleistungen unzureichend sein. 
Am problematischen Verhältnis zwischen »individuellem Lohn« und »Familienlohn« (Krät- 
ke 1983) wird dies besonders deutlich. Jedoch können sich auch Unterbrechungen in der Be- 
schäftigung etwa durch Rationalisierung, Krankheit, Unfallfolgen oder Schwangerschaft auf 
den einzelnen Arbeiter ungünstig auswirken. Eine der Strategien gegen diese »primäre Armut« 
ist die Entwicklung von Formen der Einkommenssicherung, die über kürzere oder längere 
Zeit den kapitalistischen Lohn ersetzen oder ergänzen. Andere staatliche Strategien umfassen 
die gesetzliche Festlegung von Mindestlöhnen, die staatliche Förderung von Gewerkschaften 
und öffentliche Arbeitsbeschaffungsprogramme. Auch individuelle oder familienorientierte 
Strategien (z.B. Rückhalt durch die erweiterte Familie) und/oder gemeindliche, kooperative 
und philanthropische Lösungen sollten nicht außer Acht gelassen werden. 

Zum zweiten ist die Arbeitskraft als Ware eine Fiktion. Und zwar in dreierlei Hinsicht: sie 
wird nicht innerhalb einfacher Warenproduktion oder eines kapitalistischen Arbeitsprozes- 
ses hergestellt, ihre Produktion unterliegt nicht direkt dem Wertgesetz, und schließlich muß 
ihre Reproduktion, daes sich um lebendige Arbeit handelt, durch die aktive Mitarbeit der Ar- 
beitskraft selbst vermittelt werden. /nter alia heißt das, daß es vorkommen kann, daß Lohn- 
arbeiter ihre Löhne nicht dafür ausgeben, um ihre Arbeitskraft gemäß den Anforderungen 
des Kapitals zu reproduzieren.* Eine Lösung für das zweite Problem ist die Sozialarbeit, um 
auf die Familie einzuwirken und/oder eine Gesetzgebung zur Qualitätskontrolle von Waren 
und Dienstleistungen sowie Zwang zur und/oder Anreiz für die Einhaltung der Reproduk- 
tionsnotwendigkeiten. 

Drittens können nicht alle für die Reproduktion der Arbeitskraft notwendigen Bedingungen 
zwangsläufigam besten — wenn überhaupt — durch Marktmechanismen bereitgestellt werden. 
Dieses Problem kann von den beiden Seiten des Kapitalverhältnisses aus betrachtet werden: 
vom Kapital im allgemeinen und vom Gesamtarbeiter aus. So kann es für Einzelkapitale unpro- 
fitabel sein, alle für die erweiterte Reproduktion des Kapitals im allgemeinen benötigten Ge- 
brauchswerte als Waren herzustellen — die für die Reproduktion der Arbeitskraft benötigten 
Gebrauchswerte inbegriffen. Umgekehrt kann das Ergebnis der Reproduktionsentscheidun- 
gen eines einzelnen Arbeiters im Widerspruch zur Reproduktion des Gesamtarbeiters stehen. 
Darüber hinaus hängt der Preis für wesentliche Gebrauchsgüter wie z.B. die Wohnung häufig 
von Faktoren ab, die mit ihrem Produktionspreis nur wenig zutun haben (s. Krätke 1983). Das 
kann für den Arbeiter den Zugang über den Markt unvorhersehbar und/oder teuer machen. 
Eine Lösung für diesen dritten Problemkreis könnte in staatlicher Regulierung und/oder in ei- 
ner marktunabhängigen Zuweisung der für die gesellschaftliche Reproduktion nötigen Mittel 
bestehen. 

Da viertens die gesellschaftliche Reproduktion qua Lohnform davon ausgeht, daß sich die 
Lohnempfänger um von ihnen abhängige Personen kümmern, entstehen immer dann Pro- 
bleme, wenn die Beziehung zwischen dem Lohnempfänger und den von ihm Abhängigen in 
die Brüche geht. Das kann entweder durch die Auflösung des Haushalts wegen Todes, Schei- 
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dung oder Trennung geschehen oder dadurch, daß es den lohnabhängigen Haushalten nicht 
gelingt, sich fest einzurichten oder im Ruhestand für ihr Auskommen zu sorgen. 

Mehr auf den Gesichtspunkt der Reproduktion des Gesamtarbeiters als auf die Problematik 
einzelner Haushalte bezogen, muß für die Verwirklichung der Kapitalinteressen im allgemei- 
nen auf dem Arbeitsmarkt ein bestimmtes Kräfteverhältnis herrschen. Dieses Kräfteverhält- 
nis bringt eine Reihe Dilemmata mit sich, die von der Tatsache herrühren, daß der Lohn so- 
wohl zu den Produktionskosten zählt als auch eine Revenue—undsomit Nachfragequelle ist 
(vgl. Müller und Neusüss 1970) und daß eine »Reservearmee« von Arbeitern für das Kapital 
sowohl vorteilhaft wie auch nachteilig ist (vgl. Offe 1985). Der Umgang mit diesen Dilemma- 
ta muß außerhalb des Kapitalkreislaufs angesiedelt werden und wird üblicherweise zum 
Brennpunkt staatlicher Strategien im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik. 


B. Wohlfahrtsstaat und gesellschaftliche Reproduktion 


Bislang haben wir uns auf die Spannungen, Dilemmata und Widersprüche konzentriert, die 
das Lohnverhältnis als dominanter Mechanismus zur Reproduktion der Arbeitskraft mit 
sich bringt. Die Eigenschaften und Grenzen des Wohlfahrtsstaates müssen jedoch auch mit 
dem politischen System in kapitalistischen Gesellschaften in Beziehung gesetzt werden. Die 
wichtigsten Charakteristika dieses politischen Systems sind das strukturelle und strategische 
Primat eines globalen Systems von Nationalstaaten sowie die zentrale Bedeutung von »na- 
tionalen« Interessen als innenpolitischer Bezugspunkt. Genauer gesagt, besteht die Eigenart 
des kapitalistischen Nationalstaates in seiner institutionell festgelegten Trennung vom Kern 
der kapitalistischen Produktion, in seiner Form als Steuerstaat, in der Rolle des Geldes als 
ökonomischer Matrix für seine Handlungen und in der Rolle, die das Recht und die ratio- 
nal-legale Bürokratie als administrative Matrix für diese Handlungen spielen. Welche For- 
men die politische Repräsentation, die bestimmte Herrschaftsformen charakterisieren, auch 
im einzelnen annehmen mag, müssen sich doch die Kräfte, die auf einen dauerhaften politi- 
schen Einfluß im staatlichen Bereich abzielen, um die politische, intellektuelle und morali- 
sche Führung sowie um die Kontrolle über das Gewaltmonopo! bemühen. 

Die Form des Wohlfahrtsstaates muß mit diesen typischen Merkmalen des kapitalistischen 
politischen Systemsals Ganzem in Bezuggebracht werden. Wohlfahrtsstaaten funktionieren 
vor allem im Kontext des Systems von Nationalstaaten und sind der Hauptaustragungsort 
von Kämpfen um die innerstaatliche Hegemonie. Im allgemeinen richtet sich Sozialpolitik 
nicht direkt an der Organisation der kapitalistischen Produktion aus, sondern befaßt sich mit 
deren gesellschaftlichen Vorbedingungen und Folgen. Auch die sozialpolitischen Aktivitä- 
ten werden gewöhnlich durch Gesetzgebung und Geld vermittelt. In den Anfängen der 
Wohlfahrtspolitik im ausgehenden 19. Jahrhundert wird dies besonders deutlich: sie befaßte 
sich mit der Sozialversicherung für Arbeitsunfälle, Krankheit, Alter und später mit Arbeits- 
losigkeit und bediente sich üblicherweise der formalen, rational-legalen, bürokratischen Ver- 
waltung von Geldzahlungen. Die spätere Entwicklung des Wohlfahrtsstaates eröffnete oft in 
wachsendem Maße Ermessensspielräume in der Sozialgesetzgebung sowie in der Versorgung 
mit Dienstleistungen, die nur schwer nach den formalen Prinzipien der Finanzbuchhaltung 
zu kontrollieren waren. Die Probleme, die sich daraus für den Wohlfahrtsstaat ergeben, wer- 
den weiter unten genauer beleuchtet. Jedoch soll jetzt schon darauf hingewiesen werden, daß 
die überwiegende Mehrzahl der Sozialausgaben noch immer durch Geldzuweisungen erfolgt, 
die den formalen und rechtlichen Regeln der Finanzbuchhaltung unterliegen. 
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1. Zentrale Bestimmungen des Wohlfahrtsstaates 


»Ein “Wohlfahrtsstaat’ ist ein Staat, in dem die organisierte Macht vorsätzlich dazu benutzt wird, 
um (durch Politik und Verwaltung) das Spiel der Marktkräfte in mindestens drei Richtungen zu 
modifizieren: erstens, indem Einzelpersonen und Familien ein vom Marktwert ihres Vermögens 
unabhängiges Minimaleinkommen zugesichert wird; zweitens durch Verringerung der sozialen 
Unsicherheit, indem Einzelpersonen und Familien in die Lage versetzt werden, bestimmten sozia- 
len Wechselfällen wie Krankheit, Alter und Arbeitslosigkeit zu begegnen, die ansonsten zu Krisen 
von Einzelnen und Familien führen; und drittens, indem allen Bürgern unabhängig von Stand oder 
Klasse die bestmöglichen Standards bei einer vereinbarten Anzahl sozialer Dienstleistungen garan- 
tiert werden.« (Briggs 1961, $. 228)° 
Diese Definition wirft ein Schlaglicht auf drei zentrale Problemfelder des Wohlfahrtsstaates, 
vergißt jedoch einen vierten, ebenfalls entscheidenden Aspekt seiner Organisation. Erstens 
bringt die Beziehung zwischen Marktkräften und Sozialpolitik Spannungen, Dilemmata und 
Widersprüche mit sich. Das Verhältnis zwischen Markt und Staat muß mithin als problema- 
tisch, konfliktreich und instabil angesehen werden. Zweitens: während die Marktkräfte die 
eine Achse des Wohlfahrtsstaates und seiner Entwicklung darstellen, bildet die Familie als 
Herzstück der sozialen Reproduktion eine zweite Achse. Bei der Erklärung von Veränderun- 
gen in der Form der gesellschaftlichen Reproduktion müssen Veränderungen in Struktur 
und Stabilität der Familien miteinbezogen werden. Obwohl sich, drittens, viele moderne 
Wohlfahrtsstaaten zu den »bestmöglichen Standards« verpflichten, enthält deren Fixierung 
doch immer eine »historische und moralische Dimension«. Überdies hat es diese Verpflich- 
tung nicht immer gegeben, und sie ist auch nicht in allen modernen Staaten anzutreffen. Sie 
hängt stark mit der Entwicklung der Wohlfahrtsstaaten während der fordistischen Epoche 
zusammen; ihr Überleben in einem post-fordistischen Zeitalter ist jedoch fraglich. Und 
schließlich vernachlässigt diese Definition durch ihre Konzentration auf die vom Wohl- 
fahrtsstaat bereitgestellten Sozialleistungen die verschiedenen Formen, in denen diese Lei- 
stungen angeboten werden. Diese Formen hängen nicht nur stark von den politischen Zu- 
sammenhängen ab, in denen sich der Wohlfahrtsstaat entwickelt hat, sondern sie haben auch 
einen dauerhaften Einfluß auf seine Funktionen für die gesellschaftliche Reproduktion sowie 
auf seine Rolle bei der Veränderung des politischen Kräfteverhältnisses. 


2. Soziale Sicherheit und Wohlfahrtsstaat 


Die Wohlfahrtspflege kann unterschiedliche Formen annehmen, und es sind verschiedene 
Typologien entwickelt worden, um diese zu charakterisieren.° Die von Esping- Andersen 
(1986) entwickelte ist für unsere Zwecke besonders geeignet, da sie nicht nur die strukturellen 
Merkmale des Wohlfahrtsstaates berücksichtigt, sondern auch ihre Genese in den Klassen- 
kräfteverhältnissen, sowie die damit verbundenen Implikationen aufgreift. Esping-Andersen 
unterscheidet zwischen: a) dem sozialdemokratischen Modell, das sich auf universelle, anı so- 
ziale Bürgerrechte gebundene Ansprüche auf Sozialleistungen stützt, sich eher durch allge- 
meine Besteuerung als durch ein Versorgungssystem auf Versicherungsbasis finanziert und 
sich zu weitreichender egalitärer Redistribution und hohen Standards öffentlicher Fürsorge- 
leistungen verpflichtet; b) dem konservativen Modell, in dem unterschiedliche Ansprüche 
auf Sozialleistungen an Beschäftigung und sozialen Status gekoppelt werden, Sozialleistun- 
gen auf einem Versicherungssystem basieren und an korporativistische Organisationen ge- 
bunden sind. Sozialpolitik hat in diesem System keine egalitären Ziele, selbst wenn sie bis- 
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weilen umfangreiche staatliche Fürsorgeleistungen beinhalten kann. Im c) liberalen Modell 
werden Einzelpersonen begrenzte Ansprüche auf Sozialleistungen zugestanden und/oder 
Einzelleistungen bei nachzuweisender Bedürftigkeit. Die Finanzierung stützt sich auf indi- 
viduelle Versicherungen bzw. bei Bedürftigkeit auf allgemeine Besteuerung. Die gesell- 
schaftliche Reproduktion ist dabei maßgeblich an private, vom Markt bereitgestellte Versor- 
gung gebunden, und zur sozialen Sicherung existiert nur ein weitmaschiges Netz, für das 
nur sehr begrenzt staatliche Mittel eingesetzt werden. Das sozialdemokratische Modell ist 
mit einer festen, politisch geplanten und institutionell gestützten politischen Verpflichtung 
zur Vollbeschäftigung verbunden, die ein hohes Maß an politischer Mobilisierung von sei- 
ten der organisierten Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten unter den Bauern und/oder den 
neuen Mittelklassen erfordert. Den liberalen Wohlfahrtsstaaten mangelt es hingegen an ei- 
ner langfristigen politischen Basis und/oder an adäquaten institutionellen Mechanismen 
zum Erreichen der Vollbeschäftigung, auch wenn sie sich formal zur Absicherung der Voll- 
beschäftigung verpflichten. Darüber hinaus liegt ihre Priorität bei anderen ökonomischen 
und politischen Zielen. Wohlfahrtsstaaten mit einer konservativen Tradition bilden unter 
dem Gesichtspunkt der Vollbeschäftigungsverpflichtung keine einheitliche Gruppe. Hier- 
bei hängt viel von der Art der Abgrenzung zu linker politischer Mobilisierung und von der 
Stärke christlich-sozialer Massenparteien gegenüber einer Wohlfahrtspolitik ab, die die 
Prinzipien des freien Marktes herausfordert (Esping-Andersen 1986, $. 226-34, 243 f.). Klas- 
senkräfteverhältnisse sind nicht nur historisch für die Entwicklung dieser Wohlfahrtsstaat- 
modelle bedeutend, sondern wirken dauerhaft. Historisch setzte sich das konservative 
Modell vorwiegend in jenen Staaten durch, in denen die Kirche bei der Sozialreform eine 
zentrale Rolle spielte, der Absolutismus stark war und nur langsam verschwand. Deswegen 
ist es vor allem in den Be anzutreffen, in denen die bürgerliche Revolution schwach und 
unvollständig war oder völlig ausblieb, wie in Österreich, Deutschland, Frankreich, Italien, 
Japan und Belgien. Liberale sozialpolitische Regime entwickelten sich hingegen in Staaten, 
wo der bürgerliche Impuls besonders stark war. Neben Großbritannien lassen sich die Län- 
der der »Neuen Welt« wie die Vereinigten Staaten, Kanada und Australien anführen. Das so- 
zialdemokratische Modell schließlich ist in jenen Ländern vorherrschend, in denen die Ar- 
beiterbewegung lange Zeit relativ geeint und stark mobilisiert war, dauerhafte Bündnisse 
mit anderen Klassen geschlossen hatte und sich einer schwachen und/oder zersplitterten 
Bourgeoisie gegenübersah. Die herausragendsten Beispiele für dieses Modell sind Schweden 
und Norwegen (vgl. Esping-Andersen 1986; Flora 1985). Überdies entwickeln sozialpoliti- 
sche Herrschaftsformen, wenn sie sich erst einmal etabliert haben, ein institutionelles Eigen- 
gewicht: sie legen den Rahmen für weitere sozialpolitische Entwicklungen fest, verändern 
das Kräftegleichgewicht und institutionalisieren Gruppeninteressen sowohl bei den Wohl- 
fahrtsempfängern wie auch bei den »Produzenten« sozialer Sicherheit. 


3. Der differenzierte und der integrierte Wohlfahrtsstaat 


Mishra unterscheidet zwischen dem integrierten und dem differenzierten Wohlfahrtsstaat. 
Dies bezieht sich auf unterschiedliche Verknüpfungen der wirtschafts- und der sozialpoliti- 
schen Seite des modernen Interventionsstaates. Ersterer integriert Vollbeschäftigungs- und 
Sozialpolitik durch eine Koordinierung von Nachfrage- und Angebotsmanagement, von ka- 
pitalistischer Investitionspolitik und Arbeitskräfteangebot, von ökonomischer Steuerung 
und Sozialpolitik. Mishra fügt hinzu, daß dieses Modell auch mit einer produktivistischen 
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Rechtfertigung des kollektiven Konsums vom »Humankapital«-Standpunkt aus verbunden 
wird und üblicherweise von zentralisierten Verhandlungen zwischen den organisierten So- 
zialpartnern begleitet ist. Er stellt diesem Modell den differenzierten Wohlfahrtsstaat entge- 
gen, in dem Wirtschafts- und Sozialpolitik getrennt sind. Dabei wird die Vollbeschäftigungs- 
politik zum großen Teil durch makroökonomisches Nachfragemanagement betrieben. 
Staatliche Wohlfahrtspflege nimmt dabei wirtschaftliche Entwicklungen tendenziell als ge- 
geben hin und muß auf sie reagieren bzw. sich ihnen anpassen. Sozialpolitik wird hier als eige- 
ne politische Arena gesehen, in der sich eine Vielzahl von Interessengruppen spezifische so- 
ziale Rechte, Dienstleistungen und Transferzahlungen aushandeln (Mishra 1985; zum Primat 
der Wirtschaftspolitik und der wirtschaftspolitischen Arena Walker 1983). 

Bis zu einem gewissen Grad überlappen sich diese Typologien, denn der liberale Wohlfahrts- 
staat ist in seiner typischen Form ein differenzierter Wohlfahrtsstaat. Das heißt jedoch nicht, 
daß der integrierte Wohlfahrtsstaat nur ein sozialdemokratischer sein kann. Denn obwohl 
dieser gewöhnlich seine Wirtschafts- und Sozialpolitik auf das Ziel der Vollbeschäftigung 
ausrichtet, bestehen ähnliche Tendenzen auch in Gesellschaften, die in der Tradition konser- 
vativer Wohlfahrtsmodelle stehen. Während Mishra also Österreich als den Archetypus des 
integrierten Wohlfahrtsstaats darstellt, verweist Esping-Andersen auf die Tradition des kon- 
servativen Wohlfahrtsmodells. Spezifische institutionelle Strukturen und Veränderungen 
im politischen Kräfteverhältnis haben für die Herausbildung der augenblicklichen ökonomi- 
schen und sozialpolitischen Orientierung von Gesellschaften mit einer konservativen Wohl- 
fahrtstradition eine wichtige Rolle gespielt. Unter dem Einfluß von entsprechenden struktu- 
rellen und strategischen Faktoren können sich solche Gesellschaften entweder in Richtung 
eines sozialdemokratischen integrierten oder eines liberalen differenzierten Modells des 
Wohlfahrtsstaates entwickeln. Diese Tendenzen müssen jedoch auch im Zusammenhang 
mit dem fordistischen Kontext gesehen werden, in dem sich die Wohlfahrtsstaaten der Nach- 
kriegszeit entwickelt haben. Denn wie wir weiter unten erläutern werden, enthält der Über- 
gang zum Postfordismus die Bedingungen für einen integrierten liberalen Wohlfahrtsstaat. 
Dieser könnte eine flexible Angebotspolitik und Maßnahmen zur sozialen Sicherheit in ei- 
ner Weise verbinden, die mehr im Interesse des Kapitals als in dem der Arbeit liegt, und des- 
halb ein Klassenkräfteverhältnis bedingt, das von jenem erheblich differiert, das den sozialde- 
mokratischen Wohlfahrtsstaat getragen hat. 


II. Akkumulationsregime 


Wir müssen nun die Verbindung zwischen der Krise im Wohlfahrtsstaat mit der Krise des 
Fordismus und dem Übergang zum Postfordismus herstellen. Fordismus und Postfordismus 
sind Akkumulationsregime und Regulationsweisen. Ein Akkumulationsregime zeichnet 
sich durch eine kontingente, historisch konstituierte und gesellschaftlich reproduzierte Kor- 
respondenz von Produktions- und Konsummustern aus. Seine grundlegenden Merkmale sind: 
verschiedene Bedingungen der Arbeitskräftenutzung, die Merkmale des Lohnverhältnisses, 
die Investitionsdynamik, die Wettbewerbsformen und das Geld- und Kreditsystem (Mazier 
et al. 1985, $. 9). Eine Regulationsweise beinhaltet »die Gesamtheit der institutionellen For- 
men, Netze und expliziten oder impliziten Normen, die die Vereinbarkeit von Verhaltens- 
weisen im Rahmen eines Akkumulationsregimes sichern, und zwar sowohl entsprechend 
dem Zustand der gesellschaftlichen Verhältnisse als auch über deren konfliktuellen Eigen- 
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schaften hinaus (Lipietz 1985, $. 121; zu »gesellschaftlichen Akkumulationsstrukturen« vgl. 
Bowles und Edwards 1985). Die Strukturen des Staates und der Sozialpolitik gehören zu den 
wichtigsten Aspekten einer Regulationsweise. 

In diesem Kontext werden zwei zentrale Formen von Akkumulationsregimes unterschie- 
den: die extensive (oder kompetitive) und die intensive (oder monopolistische). Das extensive 
Regime beruht auf Profitsteigerung durch Verlängerung und Verdichtung des Arbeitstages, 
sowie der Ausweitung des Kapitalverhältnisses auf weitere Produktionsbereiche. Ein intensi- 
ves Regime basiert auf der Produktion relativen Mehrwerts, d.h. auf. Produktivitätssteigerun- 
gen durch die Einführung neuer Produktionstechniken, so daß mehr produziert wird bei 
gleichbleibender Länge des Arbeitstages und bei gleicher Arbeitsintensität. Hier werden wir 
nur auf die Form eingehen, die das intensive Akkumulationsregime mit dem Wiederauf- 
schwung nach der »Großen Depression« in den 30er Jahren angenommen hat. Diese Form 
wird generell als Fordismus bezeichnet. 


A. Der Fordismus 


Der Fordismus ist, in wenigen Worten, ein auf Massenproduktion und Massenkonsum ba- 
sierendes Modell der Kapitalakkumulation. In den letzten Jahren ist viel über den Fordis- 
mus geschrieben worden, und wir wollen hier auf die anwachsende Literatur nicht weiter 
eingehen. Es soll jedoch auf zwei verschiedene Problemfelder hingewiesen werden, die in 
diesen Untersuchungen aufgezeigt werden können. Das erste Problemfeld betrifft die Be- 
deutung, die dem Arbeitsprozeß im Verhältnis zu allgemeinen gesellschaftlichen Akkumu- 
lationsstrukturen und Vergesellschaftungsmustern beigemessen wird. Das zweite Problem- 
feld betrifft die Bedeutung von nationalen und innerstaatlichen Regulationsweisen ım Ver- 
hältnis zu den internationalen Aspekten der fordistischen Expansion (wie die US-Hegemo- 
nie, der Ausgleich zwischen den unterschiedlichen staatlichen Regulationweisen und die 

Merkmale des peripheren Fordismus). Ein sorgfältiger Ansatz müßte alle vier Aspekte des 

Fordismus betrachten. Da unser unmittelbares Thema jedoch der Wohlfahrtsstaat ist, wird 

sich dieser Aufsatz auf die Rolle der Sozialpolitik in nationalen Regulationsweisen konzen- 

trieren. 

In diesem Kontext können einige allgemeine Merkmale des Fordismus in den fortgeschritte- 

nen kapitalistischen Gesellschaften, in denen sich der Wohlfahrtsstaat entwickelt hat, skiz- 

ziert werden.’ Dabei sind zehn Elemente besonders wichtig: 

1. die Entwicklung der Massenproduktion — besonders auf dem Konsumgütersektor, aber 
auch in manchen Bereichen der Investitionsgüterbranche —, die auf spezialisierter Groß- 
serienproduktion basiert (oft mit der Mechanisierung der Transferaktivitäten durch 
Techniken wie Fließband oder kontinuierliche Fließprozesse gekoppelt); 

2. die vorrangige Verwendung von maschinenbestimmter angelernter Arbeit anstelle von 
handwerklich ausgebildeter und nicht-taylorisierter, unqualifizierter Arbeit; 

3. die betriebswirtschaftliche Orientierung auf die wissenschaftliche Organisation des ge- 
samten kollektiven Arbeitsprozesses in einem Unternehmen statt auf fragmentierte, vom 
unqualifizierten Einzelarbeiter erbrachte Arbeit (d.h. die Dominanz des Fordismus über 
den Taylorismus); 

4. die Rolle des Lohns (im Gegensatz zu häuslicher Arbeit, Subsistenzlandwirtschaft oder 
Arbeitsmigration) als zentraler Mechanismus und/oder Bezugspunkt bei der Sicherstel- 
lung der Reproduktion der Arbeitskraft; 
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5. die Konsolidierung von kollektiven Tarifverhandlungen über Lohnhöhe (abhängig von 
Inflation und/oder Produktivitätssteigerungen) und die Arbeitszeit mit dem Ergebnis, 
daß Unternehmen besser in der Lage sind, Lohnkosten und Konsumentennachfrage im 
Voraus zu berechnen; 

6. die Vorherrschaft des Massenkonsums von standardisierten, in Grölserien hergestellten 
Gütern und/oder des kollektiven Konsums staatlich bereitgestellter Güter und Dienstlei- 
stungen im Gegensatz zu nicht-standardisierten, gewöhnlich handwerklich gefertigten 
oder eigenproduzierten Gütern und Dienstleistungen; 

7. die Rolle der marginalen Produktdifferenzierung (z.B. jährliche Modellveränderungen) 
von eingebauter Obsoleszenz und Werbung zur Stimulierung der Massennachfrage sowie 
eine zunehmende Rolle von Konsumentenkrediten bei der Finanzierung von Massen- 
konsum; 

8. die zentrale Rolle des Massenkonsums für den Kapitalkreislauf, in dem sich die Auswei- 
tung des Kapital- und des Konsumgütersektors wechselseitig verstärkt; 

9. die zunehmende Bedeutung des Staates bei der Sicherung der Rahmenbedingungen für die 
Kapitalakkumulation und die Reproduktion der Lohnarbeit durch Anpassung der Märk- 
te an die Starrheiten der fordistischen Massenproduktion über eine staatliche Lohn-, 
Arbeitsmarkt- und Nachfragepolitik; 

10. die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates als Mechanismus zur Einrichtung eines sozialen 
Mindestlohns, für eine Verallgemeinerung der Massenkonsumnormen und zur Koordi- 
nierung von Kapital- und Konsumgütersektoren. 

Die letztgenannten drei Punkte sind für eine Analyse des Wohlfahrtsstaates besonders zen- 
tral. Erst mit dem Übergang zum Fordismus wurde nämlich die ökonomische und soziale Ba- 
sis des Wohlfahrtsstaates im eigentlichen Sinne (wie oben definiert) sichergestellt. Denn erst 
die Entwicklung eines Akkumulationsregimes, das sich auf eine Verbindung von Massenpro- 
duktion mit Massenkonsum stützte, versetzte den Staat in die Lage, die Interessen von Kapi- 
tal und Arbeit durch ein Programm von Vollbeschäftigung und sozialer Wohlfahrt zu ver- 
mitteln. 


B. Die Krise des Fordismus 


Die Krise des Fordismus manifestiert sich in verschiedenen Bereichen: im Arbeitsprozeß, im 
Lohnverhältnis, in der Rolle des Staates, im internationalen Geldsystem, in der US-Hegemo- 
nie usw. Diese vielfältige Krise spiegelt sich in verschiedenen (und oft divergierenden) Ant- 
worten auf verschiedenen Ebenen wider, die vermutlich erst auf eine neue Weise verknüpft 
werden müssen, wenn es zu einer neuen langen Welle des Akkumulationsprozesses kommen 
soll. 

Der Zusammenbruch der tayloristischen und fordistischen Arbeitsorganisation kann auf 
zwei Rigiditäten zurückgeführt werden. Zum einen sind die Einführung starrer Produk- 
tionstechnologien und der Realisierung damit verbundener Skalenerträge technische Gren- 
zen gesetzt. Nicht alle Produktionszweige eignen sich für die Anwendung von tayloristi- 
schen und fordistischen Methoden, und der Umfang weiterer Produktivitätssteigerungen 
erschöpfte sich recht bald, als diese Techniken erst einmal so weit wie möglich verallgemei- 
nert worden waren. Zum zweiten hatte die Arbeiterklasse dem tayloristischen und fordisti- 
schen Produktionsprozeß wachsenden Widerstand entgegengesetzt, der sich auch auf ande- 
re Wirtschaftssektoren ausweitete. 
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Der Fordismus bringt gewisse Rigiditäten in der Produktionsorganisation mit sich, die 
durch die Dominanz der an bestimmte Produkte® gekoppelten Produktionsstrukturen, und 
im weiteren durch die Anbindung des zirkulierenden Kapitals an diese Produktionsstruktu- 
ren bedingt sind. Auf Unternehmensebene gab es zwar bestimmte Flexibilitätsreserven (z.B. 
durch variable Lagerhaltung, Kurzarbeit oder Überstunden, Inanspruchnahme von Kredi- 
ten etc.), und wo es eine duale Ökonomie gab, konnten Anpassungskosten Subunterneh- 
mern und nichtorganisierten Arbeitern aufgeladen werden. Diese Mikroformen der Flexibi- 
lität waren jedoch begrenzt, und sie sind dort am effektivsten, wo der keynesianische Staat 
eine Anpassung auf der Makroebene sicherstellt. Das keynesianische Nachfragemanage- 
ment schien ökonomische Fluktuationen dämpfen und ein stabiles, kalkulierbares Wachs- 
tum sichern zu können. Hochspezialisierten Unternehmen sicherte dies steigende Erträge 
und ermunterte sie zu Investitionen (vgl. Galbraith 1967; Kundig 1984; Boyer und Coriat 
1986). 

Als der Nachkriegsboom nachließ, erwiesen sich diese begrenzten Flexibilitäten jedoch als 
unzureichend. Die Löhne stiegen schneller als die Produktivität, und auch der Wohlfahrts- 
staat expandierte. Dies übte einen zweifachen Druck auf die Profite aus, und in dem Maße, in 
dem die Ausgaben des Wohlfahrtsstaates durch Lohn- und Einkommens- und/oder Ver- 
brauchssteuern und/oder durch Inflation finanziert wurden, waren auch die Arbeiter öko- 
nomischem Druck ausgesetzt: Die Vollbeschäftigungsverpflichtung bedeutete auch, daß die 
Wirkungen von “Reservearmeen” auf sekundäre Märkte begrenzt blieben, und dies verzö- 
gerte oder stoppte die Verbesserung der Profitmöglichkeiten während der konjunkturellen 
Abschwünge (Boyer und Coriat 1986). Zum zweiten kam es im Zusammenhang mit dem ver- 
stärkten Widerstand der Arbeiterklasse zu anwachsendem Absentismus und Fluktuation, 
vermehrter Ausschußproduktion und einer Zunahme von oft örtlich begrenzten Streiks — 
mit gravierenden Rückwirkungen auf den Produktionsfluß und mit einer Ausweitung von 
Auseinandersetzungen und Streiks um Themen, die sich nicht in die abstrakten, universellen 
Kategorien von Geld und Zeit einpassen ließen (Crouch und Pizzorno 1978; Mazier et al. 
1985, S. 32-33; Hirsch 1985a). Im Gegenzug führte dies zu einer Suche nach neuen Formen 
der kapitalistischen Produktionsorganisation, die die Starrheiten des Taylorismus und des 
Fordismus überwinden und dem Widerstand der Arbeiterklasse etwas entgegensetzen könn- 
ten. Auf die Arbeiterklasse bezogen, waren die Antworten zunächst innerhalb fordistischer 
Muster angesiedelt und beinhalteten Job enrichment, Entwicklung autonomer Gruppen in- 
nerhalb eines unveränderten Fließbandsystems und bürokratischer Kontrollen. In letzter 
Zeit läßt sich eine Bewegung in Richtung postfordistischer Antworten verzeichnen, die auf 
eine größere Flexibilisierung der Produktion zielen, welche durch die Ausweitung von Auto- 
mation und Roboterisierung möglich wird und die mit Versuchen verknüpft ist, die Arbei- 
terschaft neu zusammenzusetzen (Hirsch 1985a; Kundig 1984; Mazier et al. 1985, S: 294; Mor- 
ville 1985). Diese Aspekte der Krise hängen eng miteinander zusammen. Mehrere Studien 
deuten an, daß die fordistische Akkumulation von einer spezifischen Balance zwischen Profi- 
ten und Löhnen abhängt, die durch die Aktivitäten von Gewerkschaften und Staat sicherge- 
stellt werden muß. Vor allem Boyer und Coriat haben gezeigt, daß der Lohnindex im Ver- 
hältnis zu den Erträgen, zur Konsumneigung und den Investitions-und Nachfragerelationen 
weder zu hoch noch zu niedrig sein darf (Boyer und Coriat 1986; vgl. Bowles und Edwards 
1985; Przeworski 1985; und Lipietz 1985). Wenn er zu hoch liegt, sinken Profite und Investi- 
tionen. Liegt er zutief, ist die Massennachfrage zu schwach, um Investitionsanreize zu liefern. 
Der Fordismus gedeiht dort am besten, wo sich Unternehmen zu einer oligopolistischen 
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Preispolitik verpflichten (durch die die Investitionen finanziert werden) und die Löhne an 
Produktivitätszuwächse unterhalb der Erträge durch Neuinvestitionen gebunden werden 
(so daß auch der Massenkonsum steigt) (Boyer und Coriat 1986; Hurtienne 1986). Als es mit 
reduzierten Erträgen, geringerer Produktivität und gleichzeitig mit Löhnen konfrontiert 
wurde, die auf der Basis vergangener Profit- und Produktivitätsniveaus ausgehandelt worden 
waren, begann das fordistische System Symptome der Stagnation zu zeigen. 


C. Postfordismus 


Die Krise des Fordismus umfaßt mehr als nur die der Produktivkräfte oder der Profitabilität 
im einfachen Sinn. Viel grundlegender ist die Unfähigkeit des Kapitals, ein neues Akkumula- 
tionsregime zu schaffen, mit angemessenen institutionellen Formen, sozialen Beziehungen 
und einem Kräftegleichgewicht innerhalb des Machtblocks und in der Bevölkerung. Nur 
wenn ein neuer »historischer Block« (um Gramscis Begriff von der nicht notwendigen Korre- 
spondenz zwischen Basis und Überbau zu benutzen) aufgebaut werden kann, wird die Kapi- 
talakkumulation (mit dem Finsatz alter und neuer Technologien) eine weitere lange Welle 
der Expansion erleben (Hirsch und Roth 1986; Mazier et al. 1985, 5. 295). In diesem Sinn muß 
der qualitativ neue Charakter des Postfordismus nicht nur in Veränderungen der Produk- 
tionsorganisation (am offensichtlichsten bei neuen Formen der Flexibilisierung) gesucht wer- 
den, sondern auch in der zunehmenden Bedeutung des Staates und der allgemeinen Reorgani- 
sation von Vergesellschaftungsformen (vgl. Boyer und Coriat 1986; Hirsch 1985b; Jessop 1983, 
1986b; Mazier et al. 1985; Lipietz 1985). 

Die Einzelheiten des »postfordistischen« Systems sind noch unklar, und es wird offenbar ei- 
nige Merkmale des Fordismus übernehmen. Aber zwei Hauptunterschiede betreffen die Re- 
organisation der Produktion und die Neuzusammensetzung der Arbeitskräfte. Wir behan- 
deln zunächst die Reorganisation der Produktion. 

Mit dem Postfordismus tritt eine Grundtendenz zur flexiblen Spezialisierung in zuvor rigide 
standardisierten Produktionsprozessen und/oder im Bereich der Kleinserienproduktion auf, 
die zuvor fordistischen Praktiken widerstanden hatten. Zusätzlich gibt eseinen neuen Trend 
zu flexibler Automatisierung, der nicht nur neue Produktionsprozesse, sondern auch neue 
Produkte umfaßt. Flexible Spezialisierung ermöglicht die Serienproduktion einer Vielzahl 
von Produkten durch flexible Fertigungssysteme. Das hat vorteilhafte Kurzzeiteffekte auf 
die Wettbewerbsposition von Avantgarde-Firmen: nachhinkende Firmen fallen aus dem 
Markt, die Kosten werden reduziert, der Ausstoß kann gesteigert werden. Wenn sich aber 
die flexible Spezialisierung in einem Sektor allgemein durchgesetzt hat, wird jedoch durch 
den fortgesetzten Preisverfall keine zusätzliche Nachfrage nach flexibel produzierten Waren 
geschaffen, es sei denn, die traditionellen Konsumnormen ändern sich ebenfalls. Flexible 
Spezialisierung stellt daher ein Mittel zur Anpassung an langsameres Wachstum dar, mittels 
Produktdifferenzierung und Marktsegmentierung auf kompetitiven, aber stagnierenden 
Märkten. Im Gegensatz dazu hat die flexible Automatisierung in der Produktion neuer Mas- 
senkonsumgüter ein langfristiges Potential. Die Preise fallen, die Produktivität wächst, die 
Löhne können ebenfalls steigen und die Verbreitung der neuen Technologien kann die Profi- 
te selbst in älteren Industrien steigern, die einst auf der Fließbandfertigung basierten. Beide 
Formen der Flexibilisierung sind eng mit der zunehmenden Bedeutung von Elektronik, Mi- 
kroprozessoren und Informationstechnologien bei der Produktion von Waren und Dienst- 
leistungen verbunden. Jedwede neue lange Welle der Akkumulation muß auf der flexiblen 
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Automatisierung und nicht nur auf flexibler Spezialisierung aufbauen (Boyer und Coriat 
1986; Mazier u.a. 1985). 

Aber Flexibilisierung ist auch mit Veränderungen in der Betriebsorganisation und der Be-- 
schäftigungsstruktur verknüpft. Insbesondere fällt eine verstärkte Polarisierung der Arbeits- 
kräfte in einen vollbeschäftigten, ausgebildeten Kern und einen ungelernten Rand auf, die oft 
nur teilzeitbeschäftigt ist. Die Randbelegschaften sind oft neuen Formen taylorisierter Ar- 
beit unterworfen, mobiler und flexibler, stärker zersplittert und individualisierter (Hirsch 
1985b, $. 11). Der vollbeschäftigte Kern hat oft geistige und/oder Überwachungsfunktionen 
übernommen, und muß auf jeden Fall im Einsatz von Fertigkeiten flexibel sein. Insgesamt 
kontrastiert diese Polarisierung scharf mit den homogenisierenden Tendenzen, die mit dem 
Aufstieg des »wohlhabenden«, gutbezahlten Massenarbeiters unter dem Fordismus einher- 
gingen. Sie erstreckt sich über die Bereiche flexibler Fabrikation hinaus und breitet sich auch 
im tertiären bzw. Dienstleistungssektor aus. Hier ist die Einführung flexibler Text- und Da- 
tenverarbeitungssysteme von einer flexibleren Arbeitsorganisation begleitet, die ebenso 
Heim-, wie Teilzeit- und Schichtarbeit umfaßt. 

Es ist unwahrscheinlich, daß die flexible Spezialisierung (im Gegensatz zur flexiblen Automa- 
tisierung) zusätzliche Nachfrage schaffen oder eine Rückkehr zur Vollbeschäftigung sichern 
wird. Während der Fordismus eine Politik der Vollbeschäftigung und Sozialrechte zur Nach- 
fragesicherung förderte, und dadurch die Grundlage für einen Klassenkompromiß zwischen 
Kapital und Arbeit schuf (vgl. Przeworski 1985), stellt das neue postfordistische Regime für 
Vollbeschäftigung und darauf abgestellte Klassenbündnisse ein ernsthaftes Problem dar. Dies 
hat große Auswirkungen auf die Rolle der Gewerkschaften und des Staates und erfordert 
neue Klassenallianzen. Die Polarisierung und Zersplitterung der Belegschaften muß nicht die 
Rolle der Gewerkschaften auf Fabrik- und Unternehmensebene schmälern. Aber die Ent- 
wicklungen, die mit dem Postfordismus verbunden sind, könnten die Bedeutung der Ge- 
werkschaftsbewegung als Sozialpartner in einem Vollbeschäftigungspakt schwächen. Zu 
rechnen ist insbesondere mit einem niedrigeren Grad gewerkschaftlicher Organisierung, der 
Dezentralisierung und Zersplitterung nationaler Gewerkschaftsorganisationen und dem 
Entstehen einer — verglichen mit dem Aufkommen des Massenarbeiters unter dem Fordis- 
mus — polarisierten Beschäftigungsstruktur. Auf der anderen Seite wird dies mit einer redu- 
zierten Rolle des Staates bei der Sicherung von Vollbeschäftigung einhergehen (obgleich seine 
Rolle bei der Regelung des Lohnverhaltnisses erhalten bleiben wird). In der Tat sind Mazier 
u.a. der Ansicht, das wichtigere Problem für den Staat werde es sein, die Gesamtheit der sozia- 
len Ausgaben zu bewältigen (Gesundheit, Bildung, etc.), die die Lohnnebenkosten erhöhen. 
Sie sehen das Risiko bei der Einführung neuer Technologien in der Steigerung der Produkti- 
vität ohne einen entsprechenden Abbau der Arbeitslosigkeit oder der sozialen Kosten (Ma- 
zier u.a., 1985, $. 297). Die Reorganisation des Sozialstaates wird daher zu einem wesentli- 
chen Bestandteil beim Übergang zum Postfordismus. 


D. Postfordismus und Staat 

Für den Beginn einer neuen langen Welle braucht es wesentlich mehr als neue Produktivkräf- 
te und einen reorganisierten Arbeitsprozeß. Veränderungen in der Regulationsweise (oder 
der gesellschaftlichen Akkumulationsstruktur) sind ebenso erforderlich. Das politische Sy- 


stem und die allgemeinen Vergesellschaftungsformen müssen neu formiert werden. In die- 
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sem Zusammenhang müssen wir bei der Periodisierung der veränderten Staatsfunktionen 
vorsichtig sein, denn die Rolle des Staates in der gegenwärtigen Übergangsphase wird sicher- 
lich von der in einem konsolidierten postfordistischen System verschieden sein.? Oft wird 
behauptet, der Staat sei bei der Errichtung der Rahmenbedingungen für den Aufstieg des Ka- 
pitalismus aktiv gewesen, zurückhaltend während der Phase des liberalen Korikurrenzkapi- 
talismus und interveniere jetzt unter dem Monopolkapitalismus aufs Neue. Es wird jedoch 
seltener berücksichtigt, daß ähnliche Phasen des (Nicht-JEingreifens in jedem Stadium der 
kapitalistischen Entwicklung anzutreffen sind. So war staatliche Politik an der Schaffung der 
Bedingungen für den Nachkriegsboom zur Zeit des Wiederaufbaus aktiv beteiligt, zur Hoch- 
zeit des Nachkriegsbooms in gewisser Weise nicht engagiert, und sie begann intensiver zu in- 
tervenieren, als der Boom zu stocken anfing, um das fordistische System aufrechtzuerhalten. 
Heutzutage muß der Staat abermals auf dem Angebotssektor intervenieren, um die Rahmen- 
bedingungen für eine postfordistische lange Welle der Kapitalakkumulation zu schaffen. 
Dies ist selbst unter vorgeblich liberalen Regierungen offensichtlich, wie auch bei interven- 
tionsorientierten Regime. Somit zeichnet sich die gegenwärtige politische Konjunktur da- 
durch aus, daß der Staat sich gleichzeitig zurückzieht (von seiner stützenden Rolle in der Nie- 
dergangsphase des Fordismus) und eingreift (um die Entstehung der nächsten langen Welle 
zu fördern). Das bringt größere Widersprüche für seine Politik, Programme und Legitima- 
tion mit sich. 

Diesen Punkt gilt es aufgrund von zwei kontrastierenden (aber sich ergänzenden) Irrtümern 
in der Diskussion der Rolle des Staates im Nachkriegsboom und in der gegenwärtigen Lage zu 
unterstreichen. Die Anhänger der gegenwärtigen Regierungspolitik in Großbritannien und 
anderswo vertreten die Ansicht, ein stärker interventionistischer Staat sei zurückgestutzt 
worden und der Staat spiele nunmehr eine liberalere laissez-faire Rolle. Diese Argumentation 
verwechselt die reale Rolle des Staates am Ende der Nachkriegsphase mit seiner antizipierten 
beschränkteren Bedeutung auf dem Höhepunkt der kommenden Phase. Umgekehrt sind Kri- 
tiker dieser Politik der Ansicht, die Rolle des Staates im Nachkriegsboom habe wenig mehr 
umfaßt als die Nachfrageregulation auf der Makroebene und die Versorgung mit öffentlichen 
Sozialleistungen und kontrastieren dies mit den gegenwärtigen Trends zu wachsender Inter- 
vention auf der Angebotsseite, größeren Veränderungen im Sozialstaat und einem stärkeren 
und aktiveren »law and order«-Staat. Dieser Vergleich unterstreicht die begrenzte Rolle des 
Staates auf dem Höhepunkt des Nachkriegsbooms und vernachlässigt seine wichtigen Ange- 
botsfunktionen während der Anfangsphase des Wiederaufbaus nach dem Kriege. Gerade diese 
letzteren Funktionen sind voll vergleichbar mit jenen, die gegenwärtig wahrgenommen wer- 
den, um die Bedingungen für eine neue Phase der Akkumulation zu sichern. So vergleichen 
weder Anwälte noch Kritiker der gegenwärtigen Regierungspolitik gleiches mit gleichem, 
und der Charakter der Staatsintervention wird deshalb falsch verstanden. 


II. Postfordismus und Wohlfahrtsstaat 


Während der fordistischen Periode hat der Staat in den fortgeschrittenen kapitalistischen 
Ökonomien eine Schlüsselrolle bei der Integration von Investitions- und Konsumgüterindu- 
strien!®und einer darauf abgestimmten Regulierung des Lohnsystems gespielt. Vollbeschäfti- 
gung wird oft als Hauptziel der Politik während dieser Periode angeführt, aber ihr Erreichen 
war tatsächlich viel mehr auf die Grunddynamik der fordistischen Expansion gegründet als 
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auf die Feinabstimmung durch die Beschäftigungspolitik der Regierung. Der wirkliche Test 
für diese politische Zielbestimmung kam mit dem Zusammenbruch des Nachkriegsbooms, 
der aufkommenden Krise des Fordismus und solch kontingenten Ereignissen wie dem soge- 
nannten »Ölpreisschock«. Der offenbare Erfolg des Sozialstaates war ebenfalls in dreierlei 
Hinsicht auf den Nachkriegsboom gegründet. Erstens brachte der fordistische Aufschwung 
die Steuereinnahmen zur Finanzierung der Ausdehnung des Wohlfahrtsstaates. Zweitens re- 
duzierte die Vollbeschäftigung in dem Maße, wie sie aufeinem Arbeitsmarkt erreicht wurde, 
der eher einheitlich denn segmentiert war, den Umfang grundlegender Armut bei Arbeiterfa- 
milien. Dies wiederum schuf den Raum für großzügigere Programme zur Einkommenssiche- 
rung für andere Gruppen (und verallgemeinerte dadurch die Normen des Massenkonsums) 
und/oder für die Ausweitung der Sozialleistungen auf andere Bereiche (oft verbunden mit 
neuen Anforderungen an die soziale Reproduktion, die der Fordismus mit sich brachte). Und 
drittens schuf oder intensivierte die mit dem Fordismus verbundene Vergesellschaftungs- 
form »soziale Probleme«, für die wohlfahrtsstaatliche Lösungen gesucht werden konnten. !! 
Aber die Ausdehnung des Wohlfahrtsstaates ging so weit, daß sie einige der Bedingungen unter- 
grub, die das fordistische Akkumulationsregime stützten. Denn sie verschob das Klassenkräfte- 
verhältnis im ökonomischen Bereich zugunsten der organisierten Arbeit —eine Verschiebung, 
die erst kritisch wurde, als die Krise des Fordismus in Erscheinung trat und das Kapital versuch- 
te, den Arbeitsprozeß neu zu strukturieren und die Lohnkosten zu senken. Der Fordismus in- 
stitutionalisierte einen Soziallohn, dessen Starrheit nach unten (stärker als seine Aufwärtsten- 
denz) als Akkumulationsbremse wirken konnte. Zusätzlich entwickelte der Wohlfahrtsstaat 
eine eigene Wachstumsdynamik mit schwerwiegenden Folgen für Struktur und Ressourcen 
des fordistischen Akkumulationsregimes. So erlebte der Wohlfahrtsstaat neben dem offensicht- 
lichen Anstieg des Budgets für Sozialausgaben (mit seinen Folgen für die Umstrukturierung des 
Steuer- und Kreditsystems) Veränderungen seiner grundlegenden strukturellen Formen, der 
damit verbundenen sozialpolitischen Arenen und der dort wirksamen politischen Träger. Die- 
se Veränderungen bedrohten das fordistische Modell durch ihren Einfluß auf beide Seiten des 
Verhältnisses von Kapital und Arbeit (hinsichtlich des Kräfteverhältnisses wie auch bezogen 
auf den Anreiz, zu investieren und/oder zu arbeiten) und auf die grundlegenden Vergesellschaf- 
tungsmuster (besonders hinsichtlich der relativen Abkopplung der Sozialpolitik vom Kapital- 
kreislauf). In diesem Sinne kann man die Krise des Wohlfahrtsstaates als Gelegenheit für das Ka- 
pital interpretieren, im Interesse einer erneuerten Akkumulation gewaltsam die Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik erneut durchzusetzen. 


A. Die Krise des fordistischen Wohlfahrtsstaates 


Die gegenwärtige Krise des Wohlfahrtsstaates ist ein komplexes, vielseitiges und überdeter- 
miniertes Phänomen. Wir wollen uns hier auf ihre Grundlegung in der Wechselbeziehung 
zwischen fordistischem Akkumulationsprozeß und der Eigendynamik des Wohlfahrtsstaates 
konzentrieren. Diese Prozesse stützten sich während der Boomjahre des Fordismus gegensei- 
tig, doch sie beeinflußten einander während der Krisenjahre negativ. Wir behandeln zu- 
nächst die ökonomischen und dann die politischen Aspekte der Krise. 


1. Ökonomische Faktoren 


Die Krise des Fordismus hat auf die Finanzen des Wohlfahrtsstates offensichtlich einen 
»Scheren«-Effekt ausgeübt. Auf der Einkommensseite hat sie die Steuerbasis für Soziallei- 
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stungen in dem Maße reduziert, wie diese an Steuern auf Löhne und Gehälter gebunden ist. 
Der Beitrag des Kapitals zu den staatlichen Einkünften wird ebenso durch den Rückgang der 
Bruttoprofite wie durch die Umverteilung der Steuerlasten zum Schutz des Niveaus der Pro- 
fite nach Steuern reduziert. Gleichzeitig hat die Krise den Ausgabenbedarf zur Einkommens- 
sicherung (z.B. Arbeitslosengeld, Vorruhestandsleistungen, Familienhilfen) und mit den 
Auswirkungen von Arbeitslosigkeit und Rezession den Bedarf an anderen sozialen Leistun- 
gen (wie Wohnungs-, Gesundheits- und Familienprogramme) gesteigert. Wo der Staat über- 
dies seine realen und/oder Steuerausgaben für technologische Innovation und strukturelle 
Reorganisation gesteigert, und/oder allgemein die Kapitalsteuern gesenkt hat, wurden die für 
Sozialausgaben verfügbaren Ressourcen weiter eingeschränkt.'? Die daraus resultierende all- 
gemeine Finanzkrise des Staates ist mit Konflikten nicht nur über Höhe und Verteilung von 
Staatsausgaben, sondern auch über die Umstrukturierung des Steuer- und Kreditsystems ver- 
bunden. Dies spiegelt sich in der wachsenden Ablehnung der durch den Wohlfahrtsstaat be- 
dingten Steuerlasten und/oder der inflatorischen Folgen der Sozialausgaben bei staatlicher 
Kreditaufnahme wider. Doch die Möglichkeiten für eine langfristige Kürzung der Sozialaus- 
gaben (besonders zugunsten des Kapitals) sind begrenzt: allenfalls könnte eine Umgewich- 
tung von öffentlichen auf private Sozialleistungen stattfinden. Gleichzeitig wuchs der Wider- 
stand gegen die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Kürzungen im Sozialbudget 
(besonders in den Bereichen Gesundheit, Bildung und Renten), sobald sie über praktische 
Randbereiche hinausgingen und/oder eher soziale Kern- als Randgruppen betrafen. 

Wenn man sich nur auf die Finanz- und Haushaltsaspekte des Wohlfahrtsstaates konzen- 
triert, erfaßt man lediglich zwei Zentralbereiche seiner wirtschaftlichen Krise. Denn die Kri- 
se des Wohlfahrtsstaates ist nicht nur finanzieller Art und wird sich nicht einfach auflösen, so- 
bald (oder falls) eine neue Wachstumsperiode beginnt. Die Tatsache, daß die Finanzkrise des 
Staates weitgehend mit Blick auf die übergroße Last der Sozialausgaben interpretiert wurde, 
spiegelt eine Verschiebung im Verhältnis von ökonomischen und politischen Kräften wider, 
die in der allgemeinen Dynamik des Fordismus wurzelt. Dies bedeutet wiederum, daß die Er- 
neuerung kapitalistischer Expansion keine einfache Rückkehr zum status quo ante bewirken 
wird. Hinzu kommt, daß die wirtschaftliche Krise des Wohlfahrtsstaates ebenso in der zu- 
nehmenden Diskrepanz zwischen seinen Aktivitäten und den Erfordernissen der Kapitalak- 
kumulation begründet liegt. Aufgaben, die während des fordistischen Aufschwungs für die 
Kapitalakkumulation vorteilhaft waren, haben ein eigenes institutionelles Schwergewicht 
entwickelt, obwohl sich die Bedürfnisse des Kapitalsänderten. Deshalb erfordert die Lösung 
der ökonomischen Krise nicht nur einen Abbau, sondern auch einen Umbau des Wohlfahrts- 
staates. 

Zusätzlich zur anhaltenden Krise des Fordismus ist der Wohlfahrtsstaat auch vom Übergang 
zum Postfordismus betroffen. Denn die Probleme, die bei der Finanzierung des Wohlfahrts- 
staates auftreten, werden sich ändern, wenn sich eine neue lange Welle der Akkumulation 
entwickeln sollte. So wird, selbst wenn etwas ähnliches wie »Vollbeschäftigung« wieder er- 
reicht werden sollte, die Bedeutung von Teilzeit-, zeitlich befristeten und unregelmäßigen 
Arbeitsverhältnissen viel größer sein als in der fordistischen Periode. Das bedeutet wieder- 
um, daß neue Verfahren der Besteuerung und des Erwerbs von Ansprüchen auf Sozialleistun- 
gen eingeführt werden müssen (vgl. Gretschmann 1986; Standing 1986). Gleichfalls wird, mit 
der wachsenden internationalen Mobilität des Kapitals (besonders im Dienstleistungsbe- 
reich) und der wachsenden Konkurrenz zwischen den Staaten um die Ansiedlung von Kapi- 
tal in Wachstumsbranchen, das Aufkommen aus Kapitalsteuern wahrscheinlich sinken, 
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wenn nicht eine koordinierte internationale Politik entwickelt werden kann. Diese Verschie- 
bungen werden sich auch im politischen Kräfteverhältnis und in der Art von Anforderungen 
an den Wohlfahrtsstaat widerspiegeln. Allgemein gesagt wird die Notwendigkeit der Flexibi- 
lisierung starke Folgewirkungen auf Funktionen und Organisation des Wohlfahrtsstaates ha- 
ben, wie wir später noch unten sehen werden. Die Krise des Fordismus und der Übergang 
zum Postfordismus werden so nicht nur das Niveau und die Methoden der Finanzierung des 
Wohlfahrtsstaates berühren, sondern auch die Formen, in denen der postfordistische Wohl- 
fahrtsstaat seine Funktionen in der gesellschaftlichen Reproduktion erbringen wird. 
Unter all diesen Gesichtspunkten ist es irreführend zu behaupten, die fiskalischen, finanziellen 
und Haushaltsprobleme des Wohlfahrtsstaates könnten getrennt von der Gesamtstruktur der 
Staatsfinanzen betrachtet werden. Aber die »Neue Rechte« hat es geschafft, diese Problem- 
punkte isoliert darzustellen und die öffentliche Meinung gegen den Sozialstaat zu mobilisieren. 
Das war mit einer Rücknahme der Verpflichtung zur Vollbeschäftigung verbunden — zuerst 
mit der Parole der Inflationsbekämpfung und später im Namen der internationalen Konkur- 
renz. Dies hat den Kompromiß zwischen Kapital und Arbeit untergraben, den beide schlossen, 
um aus der Vollbeschäftigung in einem Massenproduktions- und Massenkonsumsystem Ge- 
winn zu ziehen. 


2. Die Form des Wohlfahrtsstaates 


Wendet man sich dem Wohlfahrtsstaat zu, so ist klar, daß der Wohlfahrtsstaat einige seiner 
Probleme selbst hervorgebracht hat. Die rational-legale Form der Versorgung mit Soziallei- 
stungen ist verknüpft mit Bürokratisierung, der Verrechtlichung sozialer Beziehungen, politi- 
scher Machtballung, Zentralisierung, Klientelismus und der Verstärkung persönlicher Abhän- 
gigkeitsverhältnisse. Überdies verschärfen professionalisierte und bürokratisierte Formen 
von Hilfe und Unterstützung soziale Probleme und verstärken Abhängigkeiten (vgl. bes. II- 
lich). Weiterhin hat die Kombination aus progressiver Besteuerung, Sozialversicherungsan- 
sprüchen und bedarfsbezogenen Einzelleistungen zwei Probleme geschaffen: die Armutsfalle, 
der die Beschäftigten der unteren Lohngruppen gegenüberstehen (Einkommensverbesserun- 
gen werden durch Abzüge bei Sozialhilfe etc. konterkariert) und die Arbeitslosigkeitsfalle 
(die mit der Entwicklung des Realeinkommens zusammenhängt, wenn eine arbeitslose Per- 
son eine Arbeit annimmt). Gleichzeitig haben die Formen, in denen Sozialprogramme 
durchgeführt werden, Verteilungs- und Statuskonflikte innerhalb der Mittelklasse und der 
Arbeiterklasse verschärft. Oft ist es die Mittelklasse, die soziale Zuwendungen stärker in An- 
spruch nimmt, speziell die teureren Zuwendungen (z.B. für Bildung, Wohnung, Gesund- 
heit), seien diese vom öffentlichen Wohlfahrtssystem oder durch den sogenannten »fiskali- 
schen Wohlfahrtsstaat«, d.h. auf dem Wege von Steuererleichterungen für gewisse Arten von 
Konsumausgaben, bereitgestellt. In der Tat dient das Wechselspiel von öffentlicher, fiskali- 
scher und beruflicher Versorgung gleichzeitig dazu, das Ausmaß zu verschleiern, in dem der 
Staat die soziale Reproduktion der Mittelklasse unterstützt, und neue Brennpunkte für Ver- 
teilungs- und Statuskonflikte zu liefern. 

Es ist ebenso etwas Wahres an Kritiken, die besagen, der Wohlfahrtsstaat habe eine inhärente 
Wachstumsdynamik, da soziale Bedürfnisse oft von jenen definiert werden, die ein spezielles 
Interesse an ihrer Ausdehnung haben.'? Das gilt nicht nur für Politiker (angespornt durch 
den Wahlkampf), Angehörige sozialer Berufe und der Sozialverwaltung (für dieeine Ausdeh- 
nung des Sozialbereichs neue Arbeitsplätze, Karrierechancen und Ausbau ihres Machtbe- 
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reichs bedeutet), sondern auch für Klientelgruppen und politische Lobbies, die ihre Interes- 
sen zur Geltung bringen. Dieses Problem wurde akuter, weil die sozialen und ökologischen 
Kosten der fordistischen Expansion und die Dynamik der Sozialpolitik neue Problemberei- 
che und neue Interessen geschaffen haben, um die herum sich soziale Bewegungen organisie- 
ren können. 

Zu diesen Problembereichen gehört die sich verschärfende Formkrise der Kleinfamilie, die in 
der fordistischen Vergesellschaftung sowohl als Ort privaten Konsums wie auch als Hort sozia- 
ler und emotionaler Integration in einer atomisierten Gesellschaft eine Schlüsselrolle innehatte 
(Hirsch und Roth 1986). Der Anteil von Haushalten, die der Kleinfamiliennorm entspre- 
chen, sinkt. Dies spiegelt sich im gestiegenen Bedarf an staatlicher Unterstützung (für Bil- 
dung, Krankheit, Alleinerziehende, alte Menschen etc.) wider und schafft die Versuchung, 
die Lasten für Jugendarbeitslosigkeit, Krankheit und Sorge für die Älteren der Familie aufzu- 
bürden. Ebenso signifikant ist der Prozeß des Niedergangs der Innenstädte, der soziale und 
wirtschaftliche Probleme in Gebieten mit schwindenden Steueraufkommen und wachsen- 
dem Bedarf an Sozialausgaben und -programmen konzentriert hat. Insbesondere hier findet 
man die sozialen Probleme mit Bildung, Wohnen, Gesundheit, Einpersonenhaushalten und 
Alleinerziehenden, sozialer Isolation und psychischen Krankheiten, sowie demographischen 
Ungleichgewichten in konzentrierter Form. 

In ihrer Folge treten neue Kräfte in der Auseinandersetzung um staatliche Unterstützung auf 
den Plan. Sie reichen von Kartellen aus Kapital und Arbeit in niedergehenden Industrien und 
Regionen über ethnische Minderheiten und Alleinerziehende bis zu alternativen kulturellen 
und sozialen Kollektiven. Die Ausdehnung der »Steuerausgaben« zur Unterstützung der priva- 
ten Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (von Renten über Wohnung und Kranken- 
versicherung bis zur Bildung) zur sozialen Reproduktion hat auch neue an sozialpolitischen 
Leistungen orientierte Interessengruppen unter Steuerzahlern mit angelagerten Kapitalinter- 
essen in diesem Bereich (z.B. Pensionskassen) hervorgebracht. Während der Boomjahre gab 
es kaum finanzielle oder wahlpolitische Widerstände gegen diese Prozesse, besonders wenn 
die Jahre des Ausbaus wohlfahrtsstaatlicher Sicherungen mit verringerten Rüstungsausga- 
ben, steigender Produktivität und Vollbeschäftigung einhergingen. Diese Gegengewichte 
wurden in den letzten Jahren wichtiger. Die Krise des Fordismus ist mit der Finanzkrise des 
Staates und wachsendem Widerstand der Wähler gegen Besteuerung für Sozialausgaben ver- 
knüpft. 

Ein weiterer Aspekt ist, daß die monetären und rechtlichen Formen der Sozialpolitik den 
Problemen, denen sich der Wohlfahrtsstaat heute gegenübersieht, weniger angemessen sind. 
Ursprünglich hatte er es mit einfachen wirtschaftlichen Wechselfällen zu tun (wie Krankheit, 
zyklische Arbeitslosigkeit, Schwangerschaft etc.), die das regelmäßige Einkommen von Indi- 
viduen und/oder Familien unterbrachen. Später expandierte die Versorgung mit grundlegen- 
den sozialen Dienstleistungen, wie Bildung, Wohnen, Gesundheit, und gegenwärtiggewinnen 
stärker personenbezogene Sozialleistungen und der Umgang mit psychosozialen Problemen 
(»people-processing«) an Bedeutung. Zusätzlich wurde den tieferliegenden strukturellen Ur- 
sachen individueller ökonomischer Wechselfälle (wie den Funktionsbedingungen des Ar- 
beitsmarkts, oder Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz) mehr Aufmerksamkeit ge- 
schenkt, und die Wirtschafts- und Sozialpolitik wurde auf diesen Gebieten zumindest in den 
integrierten Wohlfahrtsstaaten besser aufeinander abgestimmt. Eine letzte Veränderung, die 
es zu erwähnen gilt, ist das Eindringen des Staates in neue Gebiete der Sozialpolitik (wie die 
Krise der Innenstädte, Rassenbeziehungen und geschlechtsspezifische Benachteiligungen), 
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deren komplexere Ursachen im allgemeinen Vergesellschaftungsmuster und nicht einfach in 
der Wirkungsweise des kapitalistischen Wirtschaftssystems zu suchen sind. Diese Entwick- 
lungen haben das Vertrauen in formale sozialstaatliche Gesetze, bürokratische Organisation 
und Geldleistungen geschwächt und eine Hinwendung zu gezielter Intervention, professio- 
neller Organisation und zur Versorgung mit Dienstleistungen gefördert. Gerade die jüngeren 
Trends erschweren es, Sozialpolitik auf rechtliche Ansprüche und/oder formale Methoden 
versicherungsstatistischer Kalkulation und finanzieller Rationalität aufzubauen (Zacher 
1985, S. 26-29). Dies wiederum verlagert die Initiative hin zu Berufs- und/oder Betroffenen- 
gruppen, auf Kosten der zentralen und örtlichen Verwaltungen. Dabei werden Erfolgskrite- 
rien eingeführt, die nicht nur stärker an Klientelbedürfnissen und/oder professionellen Inter- 
essen orientiert, sondern entsprechend auch undurchsichtiger, personalisierter und finanziell 
ungewisser sind (Vaccarini 1984, S. 124 f.). Außerdem können soziale Probleme wie Rassen- 
diskriminierung oder ungleiche Behandlung der Geschlechter nicht einfach durch eine finan- 
zielle Sicherung gegen soziale Risiken und Mangellagen und/oder durch die Einführung ein- 
klagbarer sozialer Ansprüche angemessen gelöst werden. Aber die Alternativen zu formalen, 
rational-legalen Lösungen bringen ihre eigenen Dilemmata, Widersprüche und Konflikte 
mit sich. So wird der staatliche Rückgriff auf Sozialtechniken und Sozialprogramme oft 
durch die Vielfalt und Unbestimmtheit sozialer Ziele sowie durch die Schwierigkeiten, die 
mit der Antizipation möglicher Auswirkungen solcher Interventionen verbunden sind, ver- 
kompliziert. Auch Versuche, die aktive Teilnahme sozial benachteiligter Gruppen oder Ge- 
meinschaften bei der Lösung solcher Probleme zu ermutigen, führen zu wachsenden Ansprü- 
chen, die die Grenzen der Markt- und der bürokratischen Rationalität übersteigen (z.B. Offe 
1984). 


3. Sogenannte exogene Faktoren 


Die in der verschränkten Dynamik von Akkumulation und Wohlfahrtsstaat wurzelnden 
Faktoren wurden durch wichtige exogene Faktoren verstärkt, die zu seiner Krise beigetragen 
haben.'* Darunter stehen demographische Veränderungen an erster Stelle. Diese haben so- 
wohl Umfang wie Finanzen des Wohlfahrtsstaates beeinflußt. Insbesondere hat sich das Ver- 
hältnis von Beitragszahlern zu Empfängern in den letzten 20 Jahren dramatisch verändert: 
wegen des Anstiegs des im Ruhestand befindlichen Bevölkerungsteils (besonders bei den älte- 
sten Kohorten, die einen größeren Bedarf an langfristiger medizinischer Versorgung haben) 
und eines zahlenmäßßigen Rückgangs der Erwerbsbevölkerung. Man sollte ebenfalls erwäh- 
nen, daß die Kosten für den Wohlfahrtsstaat tendenziell überproportional stiegen — die Aus- 
bildung dauert länger, der medizinische Fortschritt hat die Kosten gesteigert, Familien von 
Alleinerziehenden brauchen mehr Unterstützung etc. Das hat den fiskalischen Druck auf die 
Sozialpolitik verstärkt und die Suche nach Lösungen dringlicher gemacht. 


4. Politische Auswirkungen 


Nichts von alledem bedeutet, daß sich eine unzweideutige und unvermeidliche Logik des Ka- 
pitals in irgendeiner Weise durchsetzt. Sogar innerhalb des eigentlichen Arbeitsprozesses ist 
Raum für signifikante Abweichungen in der »Produktionspolitik« (vgl. Burawoy 1985, so- 
wie Bowles und Edwards 1985). Ebenso können bei der allgemeinen Reorganisation der ge- 
sellschaftlichen Struktur der Akkumulation verschiedene Strategien angewandt werden. Das 
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kann man nicht nur an den unterschiedlichen Mustern der japanischen, us-amerikanischen, 
bundesdeutschen und italienischen Wege zum Postfordismus sehen, sondern auch bei den 
Problemen, die uns hier direkter angehen. 

Die Auswirkungen der wirtschaftlichen und politischen Krisen im fordistischen Wohlfahrts- 
staat auf das politische Kräfteverhältnis und der Kampf um die Entwicklung konkurrenzfähi- 
ger Lösungen sind für die Reorganisation des Wohlfahrtsstaates entscheidend. Darum sollte 
man den unterschiedlichen Interpretationen der Wohlfahrtsstaatskrise, dem sich verschie- 
benden Gleichgewicht der politischen Kräfte, die für und gegen seine gegenwärtigen Formen 
und Funktionen mobilisiert werden, und der Abstimmung zwischen politischen und ökono- 
mischen Strategien besondere Aufmerksamkeit schenken. Die Interpretationen der Krise 
sind vielfältig. Sie umfassen romantische Zurückweisungen des Wohlfahrtsstaates (erkenn- 
bar in den Arbeiten solcher Kritiker wie Illich), Rufe nach einem alternativen, gemeinschafts- 
orientierten Wohlfahrtsstaat und/oder einem, der sich den Problemen patriarchaler sowie 
der Klassenherrschaft zuwendet. Hinzu kommen sozialdemokratische Argumente für eine 
Reorganisation und Einschränkung des keynesianischen Wohlfahrtsstaates für eine begrenz- 
te Periode wirtschaftlicher Austerität, bis dieser, in der mehr oder weniger gleichen Form, 
wiederhergestellt werden kann, und die Forderungen der »neuen Rechten« nach einer Priva- 
tisierung der Sozialleistungen und/oder der Einführung kommerzieller Kriterien in den 
Wohlfahrtsstaat. Trotz der Bandbreite solcher Kritiken und Lösungsvorschläge ist klar, daß 
nur eine begrenzte Zahl von Lösungen mit dem Übergang zum Postfordismus vereinbar ist. 
Wie diese Lösungen kombiniert werden und welche von ihnen sich ın den jeweiligen Gesell- 
schaften durchsetzen wird, hängt vom Ausgang politischer und wirtschaftlicher Kämpfe auf 
dem Terrain unterschiedlicher nationaler Akkumulationsregime und politischer Herr- 
schaftsformen ab. Es ist besser, sich zwei grundsätzliche Alternativen anzusehen, um die her- 
um sich wahrscheinlich Lösungen kristallisieren werden, als fahrlässige allgemeine Voraussa- 
gen zu machen. 


B. Jenseits der Krise des Wohlfahrtsstaates 


Wir können zwei Hauptformen politischer Antworten auf die Krise des Fordismus unter- 
scheiden, die unterschiedliche Konsequenzen für die Politik des Wohlfahrtsstaates haben. 
Diese Antworten kann man mit dem Etikett »neoliberal« bzw. »neoetatistisch« versehen 
(vgl. Jacobi u.a. 1985). Am besten sind diese Antworten jedoch als die Pole zu interpretieren, 
um die sich unterschiedliche nationale Lösungen in einer Periode verstärkter Konflikte und 
Experimente entwickeln werden, auch wenn es ökonomische, politische und intellektuelle 
Kräfte gibt, die eng mit der einen oder anderen Antwort identifizierbar sind. 

Die neoliberale Antwort beinhaltet eine starke Betonung der Rekommodifizierung (Rück- 
kehr zum Warencharakter) der Arbeitskraft, der Privatisierung von Staatsunternehmen und 
sozialen Diensten sowie der Deregulierung des privaten Sektors. Aus der Freisetzung von 
Marktkräften, die diese dreigliedrige Strategie anstrebt, soll demnach die für den Postfordis- 
mus entscheidende Flexibilität erwachsen. Insbesondere drängt die neoliberale Antwort auf 
weitreichende legislative und administrative Veränderungen, um das Kräfteverhältnis auf 
dem Arbeitsmarkt zugunsten des Kapitals zu verschieben und den Wohlfahrtsstaat in ein In- 
strument zur Unterstützung und Bezuschußung niedriger Löhne in den Krisenzonen einer 
Wirtschaft zu verwandeln, die insgesamt durch wesentlich größere Einkommensunterschie- 
de gekennzeichnet sein wird. Empirische Beispiele für diese Politik schließen Versuche ein, 
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die Fähigkeit der Gewerkschaften zu effektiven Streikaktionen zu schwächen, korporative 
Strukturen und Institutionen zu demontieren, die Erwartungen an Lohnniveau und Arbeits- 
bedingungen zu senken, Flexibilität und Mobilität auf dem Arbeitsmarkt zu fördern und die 
disziplinierende Wirkung von Maßnahmen und Programmen im Bereich sozialer Sicherung 
zu verstärken. So soll das Lohnverhältnis wieder als Mittel gesellschaftlicher Reproduktion 
gestärkt, der Soziallohn gesenkt und den Erfordernissen flexiblerer Beschäftigungsverhält- 
nisse angepaßt werden. Dies beinhaltet sowohl Kürzungen, so daß Einkommenssicherung 
und andere Sozialprogramme nurmehr einen minimalen, residualen Stellenwert in der sozia- 
len Reproduktion einnehmen, als auch Reorganisation, so daß Sozialpolitik durch Fffizienz- 
kontrolle und differenzierte Zielplanung (z.B. Armut als Folge von Langzeitarbeitslosigkeit, 
bei Alleinerziehenden oder durch Alter) enger an die wirtschaftliche und soziale Stellung spe- 
zifischer Gruppen gebunden ist. Dies erfordert zunehmend mehr Effizienzprüfungen für ei- 
nen größeren Teil der Sozialausgaben zur Einkommenssicherung und andere Leistungen. 
Zugleich werden Steuerkürzungen, die mit einer Senkung der öffentlichen Ausgaben zusam- 
menpassen, mit der Reorganisation des Steuersystems als einem Instrument ökonomischer 
und gesellschaftlicher Steuerung gekoppelt. So wird das Steuersystem zu einem Instrument, 
um individuelle Sozialvorsorge über den Markt und/oder mit den Arbeitgebern ausgehandel- 
te berufliche Sozialsysteme zu fördern. Daneben kann es zur Beeinflußung der industriellen 
Beziehungen (z.B. mittels Steuervergünstigungen für Gewinnbeteiligungsmodelle), des Ar- 
beitsmarkts (z.B. durch Steuervergünstigungen für Unternehmen bei Teilung von Arbeits- 
plätzen zur Förderung von Teilzeitarbeit) und der individuellen Konsumtion (z.B. durch 
Steuervergünstigungen für private Krankenversicherungen) benutzt werden. 
Überdies wird der neoliberale Wohlfahrtsstaat dort, wo sich gesellschaftliche Sozialleistun- 
gen und Programme zur Einkommenssicherung konträr gegenüberstehen, eine »gemischte 
Sozialwirtschaft« fördern, in der die direkte öffentliche Versorgung abgebaut und private, 
profitorientierte Dienstleistungen gefördert werden. Zusätzlich wird der Staat gemeinsame 
Initiativen von Staat und Privatwirtschaft, freiwilligen Gruppen, Wohlfahrtsverbänden, 
Selbsthilfe usw. unterstützen. Fiskalische, administrative und Haushaltsmaßnahmen sowie 
direkte Privatisierung werden die Kommerzialisierung der Sozialleistungen und/oder ihre 
Bereitstellung durch nichtstaatliche Körperschaften fördern. Obwohl ihm eine marginale 
Rolle als »letzte Zuflucht« bleibt, wird der Staat überdies versuchen, diese Last, wo diese Maß- 
nahmen ineffektiv sind, soweit als möglich auf die Haushalte und »verantwortliche Ver- 
wandte« abzuladen. Was das für die »behütende« Rolle der Frauen bedeutet, bedarf keines 
weiteren Kommentars. 
Die soziale Basis dieser Regulationsweise könnte in den Kerngruppen der Beschäftigten der füh- 
renden Sektoren der Wirtschaft (High Tech und Dienstleistungen) gefunden werden, zusam- 
men mit jenen Kapital- und Berufsgruppeninteressen, die vom neoliberalen Wohlfahrtsstaat 
unmittelbar profitieren. Dies hat gleichzeitig zur Folge: a) die Marginalisierung, wirtschaftliche 
und politische Schwächung einiger Beschäftigtengruppen im privaten und öffentlichen Sektor, 
und/oder derjenigen, deren Einkommen großenteils oder ausschließlich von staatlichen Trans- 
ferzahlungen abhängt, und b) ihre daraus resultierende Unterwerfung unter die neu gestärkten 
Marktkräfte und/oder die Begrenzung der Staatsausgaben, so daß sie gezwungen werden kön- 
nen, die Kosten des ökonomischen Wandels und der Reorganisation zu tragen. Diese Fragmen- 
tierung der arbeitenden und pauperisierten Klassen wird von Bemühungen begleitet sein, eine 
unterstützende Klasse aus kleinen Geschäftsleuten und anderen Kleinbürgerschichten zu schaf- 
fen, und/oder privilegierte Arbeitergruppen in Kleineigentümer und Kapitaleigner zu verwan- 
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deln. Das läßt sich an der ideologischen und politischen Bedeutung erkennen, die Kleinbetrie- 
ben und verschiedenen Maßnahmen zur Förderung von Hauseigentum, Gewinnbeteili- 
gungs- und Vermögensbildungsmodellen beigemessen wird (Jacobi u.a., 1985; Jessop u.a., 
1984; Goldthorpe 1985, S. 336 f.; Davis 1986). 

Im Gegensatz dazu würde die neo-etatistische Antwort eine weitere Dekommodifizierung 
zur Kompensation der Unzulänglichkeiten des Marktes, eine aktive Strukturpolitik zur Ver- 
besserung der Marktkräfte und Regulierungen der Marktkräfte beinhalten. Flexibilität wird 
durch eine aktive, marktkonforme Strukturpolitik gesichert werden, bei der das Streben 
nach Flexibilität über ein Interesse an kurzzeitigen Allokationseffekten durch Faktormobili- 
tät und flexible Preise (besonders bezogen auf Arbeitsmobilität und Lohnniveau) hinausgeht 
und eine mittelfristige dynamische Effizienz wichtig wird, die auf einer koordinierten Ver- 
besserung des Ausbildungsstands, der Technologien, der Infrastruktur, des organisatori- 
schen Leistungsvermögens usw. aufbaut. Dies erfordert verstärkte staatliche Aktivitäten ın 
der Ausbildung flexibler Qualifikationen bei den Beschäftigten wie auch in der Flexibilisie- 
rung des Arbeitsmarkts. Ein weiteres mögliches Element dieses Modells ist die Einführung 
eines garantierten Mindesteinkommens, das allen Bürgern unabhängig von Beiträgen oder 
Beschäftigungsverhältnissen gezahlt wird. In gewisser Weise würde das die Dekommodifizie- 
rung. der Arbeitskraft weiter stärken und den Trend hin zu universalen sozialen Bürgerrechten, 
egalitären sozialen Beziehungen und alternativen Haushaltsformen weiter konsolidieren. 
Aber es könnte auch die Flexibilität des Arbeitsmarkts fördern, ohne die diskriminierenden 
und marginalisierenden Auswirkungen, die mit dem neoliberalen Modell verbunden sind 
(siehe dazu insbesondere Standing 1986, vgl. Jordan 1985). Das Steuersystem müßte zur Ein- 
führung eines solchen garantierten Mindesteinkommens grundlegend umorganisiert wer- 
den, aber die Veränderungen wären sozial weniger spaltend und weniger dazu angetan, die 
Rolle der Marktkräfte in der sozialen Reproduktion auszudehnen. Wenngleich auch im 
»neo-etatistischen« Modell eine »gemischte Wohlfahrtsökonomie« gefördert wird, geschieht 
dies nicht vorsätzlich zugunsten einer expandierenden Rolle des Privatkapitals. Größeres 
Gewicht wird stattdessen auf Dezentralisierung in Richtung Selbsthilfegruppen, freiwilligen 
Organisationen, beruflichen Vereinigungen und nichtprofitorientierten Unternehmungen 
liegen. Die soziale Basis eines neo-etatistischen Modells wird eine weiterentwickelte Form 
des sozialdemokratischen oder konservativ-korporativistischen Modells sein. Seine zentrale 
soziale Basis könnte entweder in einer solidarisch verbundenen Bürgerschaft (besonders bei 
Einführung eines garantierten Mindesteinkommens) mit den organisierten Lohnabhängigen 
als Kern gefunden werden, oder in einem zersplitterten Ensemble aus verschiedenen ökono- 
mischen, sozialen und politischen Interessen, die vom Übergang zu einer postfordistischen 
Ökonomie und einer »gemischten Wohlfahrtsökonomie« profitieren, die im neo-etatisti- 
schen Sinne modelliert werden könnte. Im letzterem Fall könnte sich ein selektiver Korpora- 
tivismus entwickeln, in dem Beschäftigte, die mit flexiblen Kenntnissen den Kern des Pro- 
duktionssystems bilden, repräsentiert und Beschäftigte, die hauptsächlich zeitlich flexibel 
eingesetzt sind, ausgeschlossen werden. Eine signifikante Verschiebung in der postfordisti- 
schen Gesellschaft wird nichtsdestoweniger die gestärkte Rolle von Organisationen und 
Gruppen sein, die aus den neuen sozialen Bewegungen kommen, welche sich als Antwort auf 
die gesellschaftliche Krise der fordistischen Akkumulationsstruktur entwickelten. Dies gilt 
nicht nur für das »neo-etatistische« Modell (was nahelegt, daß der Terminus »etatistisch« in 
gewisser Hinsicht irreführend ist), sondern auch für die »neue Ehrenamtlichkeit«, der in neo- 
liberalen Wohlfahrtsstaatsentwürfen so sehr das Wort geredet wird. 
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In beiden Fällen wird der postfordistische Staat Prioritäten haben, die von denen des fordisti- 
schen Staates unterschieden sind. Sowohl in neoliberalen wie in neo-etatistischen Strategien 
muß der Förderung der Flexibilität Priorität eingeräumt werden. Daher muß die Angebots- 
seite Vorrang vor der Nachfrageseite haben. Während der fordistische Staat dahin tendierte, 
sich an die Starrheit der fordistischen Produktion durch ein flexibles Nachfragemanagement 
anzupassen, muß der postfordistische Staat versuchen, diese Starrheiten mit einer flexibleren 
Angebotsstrategie und einem rigiden Umgang mit der Nachfrageseite zu überwinden, damit 
die Sozialausgaben (inklusive Soziallohn) unter Kontrolle bleiben. Das hat signifikante Aus- 
wirkungen auf die Zukunft des differenzierten Wohlfahrtsstaates. Als sich die Wirtschaftspo- 
litik des Staates primär auf die Makroebene und die Nachfrage hin orientierte, war es nicht 
schwer, die soziale Wohlfahrt (besonders die Einkommenssicherung) als separate Politik- 
sphäre zu behandeln. Aber sobald sich die staatliche Wirtschaftspolitik zur Mikroebene und 
Angebotsseite hin verschiebt, werden die Verknüpfungen von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
entscheidend. Dies wiederum beinhaltet die Notwendigkeit von radikaleren Veränderungen 
(und keine Politik der kleinen Schritte) im differenzierten (typisch liberalen) Wohlfahrts- 
staat, mehr als in den integrierten Wohlfahrtssystemen, die für sozialdemokratische und kon- 
servative Regierungen typischer sind. Aber selbst hier werden Veränderungen i in der Form 
des Wohlfahrtsstaates erforderlich sein. 

Bei der Betrachtung dieser Veränderungen müssen wir auf die Unterschiede zwischen den er- 
klärten Zielen der Regierungspolitik und der tatsächlichen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
achten. Denn in diesen Arenen herrscht oft mehr Kontinuität als dies Regierungsrhetorik, 
Gesetzgebungen oder Aktionen nahelegen.'? Teilweise rührt dies von den funktionalen Not- 
wendigkeiten gewisser Interventionsformen in der modernen kapitalistischen Wirtschaft 
her, teilweise ist dies Folge der Institutionalisierung eines politischen Kräftegleichgewichts in 
den besonderen Formen von Staat und bürgerlicher Gesellschaft. Dennoch gehen Verände- 
rungen vonstatten, und sie beinhalten im Allgemeinen eher eine Neukomposition als die völ- 
lige Demontage von Gewerkschaften und Wohlfahrtsstaat. Im Fall des Wohlfahrtsstaates ist 
es wahrscheinlich, daß das liberale Modell in Richtung des neoliberalen Wohlfahrtsstaatsmo- 
dell umgruppiert werden wird, das sozialdemokratische hin zum neo-etatistischen Modell 
mit einer starken politischen Verpflichtung zu Wirtschaftsdemokratie und einem garantier- 
ten Mindesteinkommen. Gesellschaften mit einer konservativen Wohlfahrtsstaatstradition 
werden wahrscheinlich Elemente beider Modelle verbinden und einen selektiven Korporati- 
vismus, rigiden Dualismus oder eine Zwei-Gesellschaften-Struktur aufbauen. 


C. Postfordismus im Wohlfahrtsstaat 


Bisher haben wir den Übergang zum Postfordismus in Hinsicht auf seine allgemeinen Aus- 
wirkungen auf den Wohlfahrtsstaat untersucht. Nun wollen wir seine Einführung in den 
Wohlfahrtsstaat untersuchen. Sie hat drei Aspekte: die Flexibilisierung wohlfahrtsstaatlicher 
Dienstleistungen, das Verhältnis von öffentlichen und privaten Sektoren und die Kosten des 
Wohlfahrtsstaates. Die Auswirkungen werden auf allen drei Gebieten spürbar sein. 

Aglietta hat festgestellt, daß fordistische Techniken auf kollektive soziale Dienstleistungen 
wie Gesundheitsfürsorge, Bildung und öffentliche Verwaltung nur schwer anzuwenden wa- 
ren. Eine der Schwierigkeiten, denen sich der Fordismus gegenübersah, war das Element pro- 
fessioneller Arbeit und die Notwendigkeit, Dienstleistung mit sozialer Kontrolle zu kombi- 
nieren. Professionelle widersetzen sich sowohl dem Taylorismus als auch dem Fordismus, 
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und die disziplinierenden Funktionen des Wohlfahrtsstaates erschweren die Privatisierung. 
Diese Situation muß mit anderen Dienstleistungsbereichen kontrastiert werden, in die der 
Fordismus durch die Massenproduktion langlebiger Konsumgüter eindringen konnte, wel- 
che dann von den einzelnen Haushalten benutzt und von sekundären Dienstleistungsindu- 
strien gewartet werden. Beispiele dafür liefern die Bereiche Verkehr (das Auto), Unterhal- 
tung (Fernsehen, Video) und Hausarbeit (langlebige Haushaltsgeräte). Dagegen bewirkt ihr 
langsames Produktivitätswachstum und steigende Reallöhne, daß arbeitsintensive soziale 
Dienstleistungen die Akkumulation bremsen. Aglietta schloß daraus, daß dieses Problem 
nur durch »eine radikale Umwandlung der Produktionsbedingungen der Mittel für den kol- 
lektiven Konsum« gelöst werden könne, indem die Akkumulation durch eine »massive Um- 
wandlung unproduktiver Arbeit in mehrwertproduzierende Arbeits angekurbelt wird (Agli- 
eıta 1979, S. 157). 

Agliettas Analyse liefert einen nützlichen Ausgangspunkt, aber sie muß durch die Untersu- 
chung dreier, miteinander verknüpfter Problembereiche verfeinert werden. Können erstens 
neue Arbeitsprozesse in Bereiche kollektiver sozialer Dienstleistungen eingeführt werden? 
Können zweitens neue Produkte in den sozialen Sektor eingeführt werden? Und kann drit- 
tens der Übergang zum Postfordismus das Verhältnis von öffentlicher und privater Versor- 
gung mit Sozialleistungen verschieben? Jeder dieser drei Punkte hat einen materiellen und ei- 
nen disziplinierenden Aspekt. 

Auf der Produktionsebene sind es die Informationstechnologien, die entscheidende Möglich- 
keiten zur Hebung der Produktivität im sozialen Sektor und zu seiner Flexibilisierung anbie- 
ten. Dies ist in den Sektoren am klarsten, die mit der Einkommenssicherung durch Geldlei- 
stungen befaßt sind — ein Gegensatz zur Bereitstellung von Dienstleistungen im Wortsinn. 
Aber die Verbindung verschiedener Informationssysteme bietet auch die Grundlage für Pri- 
vatisierungsmaßnahmen (z.B. bei Dienstleistungen der Arbeitsvermittlung). Auf Produkt- 
ebene ist die profitable Entwicklung mehrerer neuer Technologien und Industrien (wie z.B. 
Biotechnologien, pharmazeutische Produktion und Informationstechnologien) von der wei- 
teren Expansion eines reorganisierten Wohlfahrtsstaates stark abhängig. 

Überdies könnten neue Produkte die Mischung aus entlohnter Dienstleistung, Maschinerie 
und unbezahlter Arbeit (wie sie im ehrenamtlichen Sektor, in Selbsthilfegruppen, der Familie 
im weiteren Sinn, im Haushalt oder von Sozialhilfeempfängern selbst geleistet werden) radi- 
kal verändern, analog zu den Veränderungen, die im privaten Dienstleistungsbereich bereits 
stattgefunden haben. Schließlich sind, indem Informationstechnologien und neue Produkte 
die Flexibilisierung und Dezentralisierung vorantreiben, Möglichkeiten für den privaten 
Sektor gegeben, mit dem öffentlichen Sektor zu konkurrieren. An dieser Stelle können wir 
nur einige kurze Illustrationen zur Stützung dieser allgemeinen Argumente liefern. 
Gershuny und Miles (1983) haben verschiedene Gebiete ausgemacht, auf denen postfordisti- 
sche Techniken den Dienstleistungssektor radikal verändern könnten. Im Gesundheitsbe- 
reich zum Beispiel werden Prozeßinnovationen bei existierenden Dienstleistungen folgendes 
umfassen: Computerisierung der Aufzeichnungen und Büroautomatisierung; effektivere 
Versorgung mit Lebensmitteln (catering); elektronische Diagnose- und Überwachungsein- 
richtungen; computergestützte Diagnosesysteme, die »Experten«-Programme nutzen; Fern- 
überwachung unter Nutzung bestehender Telekommunikationskanäle und die Anwendung 
von Laserchirugie und ähnlichen Techniken, die kostengünstiger sind. Organisatorische In- 
novationen werden neue Medikamente und biologische Diagnosemethoden für verschiedene 
Krankheitsbilder umfassen; neue präventive und einfache diagnostische Dienstleistungen, 
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die auf Informationstechnologien aufbauen, Dienstleistungen des medizinischen Umfelds 
und Diagramme in Gesundheitsdiensten. Gleichzeitig ist ein anwachsender Trend zur An- 
stellung professioneller Manager anstelle von Angehörigen medizinischer Berufe für die Lei- 
tung von Gesundheitseinrichtungen zu beobachten (Blackburn u.a. 1985, $. 183). Im Bil- 
dungsbereich wird die Prozeßinnovation über: Fernlehrsysteme vonstattengehen, die auf 
Telekommunikation, Video und Computerausrüstung bauen, und über die Anwendung 
von Computern bei der sekundären und tertiären Bildung. Auf organisatorischer Ebene 
wird es neue Bildungspakete für die Erwachsenenbildung und für Lernbehinderte geben; zu- 
sätzlich zu den — mit Unterhaltung kombinierten — Bildungspaketen für den häuslichen 
Gebrauch. Drittens wird es in der allgemeinen Sozialverwaltung Fortschritte bei der Com- 
puterisierung von Berichten, Automatisierung von Beratungsdiensten und der stromlinien- 
förmigen Anpassung der Verwaltung geben. Organisatorische Innovationen könnten eben- 
so die Herausbildung von Selbsthilfegruppen umfassen, die kommunale Dienstleistungen 
erbringen und vom Staat bessere Dienstleistungen fordern, sowie das Verschwimmen der 
Grenzen von Polizeiaufgaben, Gemeinwesenarbeit und Überwachungstätigkeit in staatli- 
chen Behörden. 

Zweitens entwickeln sich, was die Mischung von unbezahlter Eigenarbeit und bezahlter Ar- 
beit im privaten und öffentlichen Sektors anbetrifft, bereits neue Konsumnormen, die die 
Kommbodifizierung von und/oder Selbstversorgung mit sozialen Dienstleistungen unter- 
stützen, besonders wenn sie um Informationstechnologien herum angesiedelt sind. So wird 
die präventive Gesundheitsfürsorge (Jogging, Sportzentren, hochwertige Diäten) zuneh- 
mend kommodifiziert und gibt zugleich einen Markt für Sportbekleidungs- und Sportarti- 
kelindustrien, alternative Medizin und entsprechende Ratgeberliteratur ab. In der Tat 
»könnten innerhalb der nächsten 20 Jahre expandierende Märkte für den Verkauf von High 
Tech-Produkten im Gesundheitsbereich entstehen, und zwar nicht nur an oder vermittelt 
über die formellen Gesundheitsdienste, sondern auch direkt an einzelne Konsumenten im 
Ausmaß des Massenkonsums« (Blackburn u.a., 1985, $ 188). 

Kurz gesagt könnten über die verstärkte Kapitalintensität des Wohlfahrtsstaates und den 
Trend zur Eigenversorgung mit Dienstleistungen die Kosten für soziale Dienstleistungen 
beschnitten und die Produktivität gesteigert werden. Dies könnte wiederum die Qualität 
der sozialen Dienstleistungen ohne zusätzliche Kosten verbessern und/oder die Instrumente 
zur Kostenkontrolle ohne Verringerungen der Dienstleistungen liefern. Das ist da beson- 
ders wahrscheinlich, wo ein integrierter Wohlfahrtsstaat mit einer Koalition politischer 
Kräfte besteht, die noch der Versorgung mit öffentlichen Dienstleistungen verpflichtet ist. 
Umgekehrt können da, wo eine politische Koalition entstand, die Privatisierung und Sozial- 
abbau bevorzugt, solche Innovationen zur Ausdehnung der Versorgung durch den privaten 
Sektor, über einen marginalen Wohlfahrtsstaat hinaus, genutzt werden. 

Das Ausmaß, in dem neue Techniken und Organisationsmodelle die Flexibilisierung för- 
dern, kann anhand der Entwicklung von »Health Maintenance Organisations« (HMOs) in 
Kalifornien und anderswo in den USA illustriert werden. Es handelt sich dabei um kom- 
merzielle Unternehmen, die Verträge über die Bereitstellung medizinischer Pflege für einen 
festgelegten Zeitraum zu einem pauschalen Preis abschließen. Sie sind an präventiver Pflege, 
medizinischer Innovation und der Kontrolle der Kosten interessiert, und sie beteiligen sich, 
insofern sie um Kunden konkurrieren, an den normalen Formen kapitalistischen Wettbe- 
werbs (für genaue Informationen siehe McRae 1984). Man kann sich die Entwicklung ähnlı- 
cher Organisationen auf anderen Gebieten vorstellen, die bisher vom fordistischen Wohl- 
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fahrtsstaat beherrscht wurden. Sie könnten entweder als profitorientierte kapitalistische 
Unternehmen oder als Elemente einer alternativen Wirtschaft geführt werden. Bildungs-, 
Wohnungs- und Gesundheitswesen sind die drei augenfälligsten Felder solcher Entwicklun- 
gen, aber Fälle wie die Privatisierung amerikanischer Gefängnisse legen es nahe, daß viele an- 
dere Bereiche staatlicher Intervention entlang ähnlicher Maximen umorganisiert werden 
könnten. Was diese Beispiele wichtig macht, ist der Eindruck, daß der Wohlfahrtsstaat nicht 
nur organisatorisch flexibler gemacht werden kann (durch weniger starre bürokratische 
Formen und mehr Wettbewerb), sondern auch hinsichtlich des Mix von Arbeitskraft, Kapi- 
talausstattung und Eigentätigkeit. 

Nichtsdestoweniger zeigt die aktuelle britische Erfahrung, daß eine solche Flexibilisierung 
aller Wahrscheinlichkeit nach die Notwendigkeit von Restbereichen staatlicher Dienstlei- 
stungen nicht beseitigt und nicht insgesamt zu einer Verbesserung der Dienstleistungen füh- 
ren muß. Die schnelle und profitable Ausdehnung privater Krankenversicherungen war in 
Großbritannien durch die Tatsache bedroht, daß neue Kunden in Risikogruppen der Arbei- 
terklasse und bei Älteren gesucht werden mußten. Einige Unternehmen machten Verluste 
durch die Expansion über die mit niedrigem Risiko behaftete Mittelklasse hinaus. Desglei- 
chen haben die Erfahrungen bei der Privatisierung einfacher Dienstleistungen im Gesund- 
heitswesen, in der Bildung und Kommunalverwaltung gezeigt, daß nicht nur die Kosten ge- 
senkt wurden, sondern auch das Niveau der Dienstleistungen (vgl. Labour Research Bulletin). 
Diese und andere Beispiele legen nahe, daß das Dilemma zwischen warenförmiger und nicht: 
warenförmiger Versorgung mit der Einführung des Postfordismus und/oder mit der Privati- 
sierung nicht verschwinden, sondern nur in neuen Formen erscheinen wird. 


III. Zusammenfassung 


Diese Untersuchung hat jüngere Entwicklungen im Wohlfahrtsstaat mit der Krise der kapi- 
talistischen Nachkriegswirtschaft in Beziehung gesetzt. Diese Krise kann nicht nur in rein 
ökonomischen Begriffen als die Krise eines spezifischen Akkumulationsregimes verstanden 
werden, sondern muß ebenso im Sinne einer Krise der Regulationsweise und der nationalen 
Sozialstruktur der Akkumulation erklärt werden. Die allgemeinsten Kennzeichen dieser 
Krise sind die Erschöpfung des Wachstumspotentials des Fordismus als spezifische Form des 
Arbeitsprozesses und die Suche konkurrierender Kapitale und Nationalstaaten nach neuen 
Akkumulationsstrategien. Dies wiederum erfordert das Zurückdrängen des Wohlfahrtsstaa- 
tes und dessen Reorganisierung, um die Entfaltung eines neuen Akkumulationsregimes zu 
fördern. In diesem Sinn liefert die Krise des Fordismus den Kontext, in dem die Krise des 
Wohlfahrtsstaates gelöst werden muß. 

Aber das bedeutet nicht, daß die Krise des Wohlfahrtsstaates auf die Krise des Fordismus re- 
duziert werden kann. Stattdessen kann man zwei Phasen in der Entwicklung der Krise des 
Wohlfahrtsstaates unterscheiden und beide dem allgemeinen Phänomen wiederkehrender 
Krisen im Wohlfahrtsstaat gegenüberstellen. Denn es gab immer Probleme, was den Umfang 
und die Verteilung öffentlicher Ausgaben im Wohlfahrtsstaat betrifft, und die spiegelten sich 
in wiederkehrenden Runden der Ausdehnung und Einschränkung und/oder größerer Beto- 
nung der Ausgaben- oder der Kapitalseite des Sozialbudgets wider. Dieses ist überdies letzt- 
endlich immer von wirtschaftlichen und politischen Zwängen bestimmt worden. In der Tat 
ist es alles andere als neu, wenn man unterschiedliche Phasen herausfindet, in denen die Beto- 
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nung auf die legitimatorischen oder auf die Akkumulationsfunktionen des Wohlfahrtsstaates 
gelegt wird. Im Gegensatz dazu könnte man argumentieren, daß die erste wirkliche Nach- 
kriegskrise des Wohlfahrtsstaates aus seiner Zigendynamik entstand und sich durch graduelle 
Veränderungen seiner Organisationsform, Interventionsmittel und seiner ökonomischen 
Anbindungen entfaltete. Die erste Reaktion auf diese Krise umfaßte Rufe nach Verrechtli- 
chung und Rückzug und/oder nach Schritten in Richtung Dezentralisierung und Entbüro- 
kratisierung. Die zweite Phase erlebte die Überlagerung dieser ursprünglichen Krise durch 
die Probleme, die in der Rolle des Wohlfahrtsstaates in der Krise des Fordismus und im Über- 
gang zum Postfordismus wurzelten. Diese zweite Phase hat klare Auswirkungen auf möglı- 
che Lösungen der ersten Krise des Wohlfahrtsstaates. Denn die Art der Reorganisation des 
Wohlfahrtsstaates kann nicht nur vom Blickwinkel seiner eigenen Dynamik her betrachtet 
werden, sondern auch vom Blickwinkel seiner Rolle beim Übergang zum Postfordismus. 
Diese Probleme sind natürlich in allen Fällen durch Unterschiede in den jeweiligen nationa- 
len Ausprägungen des Wohlfahrtsstaatsregimes wie auch der Regulationsweisen überdeter- 
miniert. 

Der hier vorgestellte Ansatz erfordert eine gewisse Vorsicht bei der Behandlung von Verän- 
derungen im Wohlfahrtsstaat. Wir erleben gegenwärtig eine Phase des Übergangs, der Expe- 
rimente und strategischen Interventionen: die endgültige Form des postfordistischen Wohl- 
fahrtsstaates wird erst später sichtbar werden und außerdem von Gesellschaft zu Gesellschaft 
variieren. Skocpol argumentierte kürzlich folgendermaßen: 

»Besonders in einer Periode globaler wirtschaftlicher Schwierigkeiten werden die spezifischen Kenn- 
zeichen jedes Nationalstaates und Parteiensystems, und seine aus der Vergangenheit ererbte, besondere 
Folge von sozialpolitischen Vermächtnissen entscheidend zur Erklärung, ob überhaupt eine ‘Krise des 
Wohlfahrtsstaates’ vorliegt, genauer, wie diese Krise definiert ist, und welche Ideen, Bewegungen und 
Maßnahmen der Führung Alternativen für die Zukunft definieren« (Skocpol 1985, 5. 311). 


Eine allgemeine Schlußfolgerung ist gerechtfertigt, vielleicht sogar banal. Wenn unsere Argu- 
mente zur sozialen Reproduktion und zur Lohnform richtig sind, ist es nicht möglich, den 
Wohlfahrtsstaat einfach zu demontieren. Wie Claus Offe zum Wohlfahrtsstaat bemerkte, 
kann »der Kapitalismus weder mit ihm, nach ohne ihn existieren.«(Öffe 1984, 5. 153). So lau- 
tet denn die entscheidende Frage, wie der Wohlfahrtsstaat umstrukturiert werden wird, und 
in welchen Grenzen seine Bedeutung reduziert (aus neoliberaler Perspektive) oder ausge- 
dehnt (aus neo-etatistischer Perspektive) werden kann, ohne den Übergang zum Postfordis- 
mus ernsthaft zu behindern. 

Die quantitativen Grenzen der Kürzungen sind in allen fortgeschrittenen kapitalistischen Ge- 
sellschaften, deren Sozialausgaben, auch in relativer Hinsicht, seit dem Aufkommen der ersten 
Ölkrise nicht drastisch gekürzt wurden (OECD 1984), deutlich sichtbar. Ob dies nur die zeit- 
lich eingegrenzten Kosten für die Durchführung des gegenwärtigen Umbaus widerspiegelt oder 
impliziert, daß das Sozialbudget immer auf dieser Höhe bleiben wird, ist weniger klar. Die 
OECD ist sogar optimistisch genug zu behaupten, daß »es möglich sein sollte, die Zugewinne 
an Absicherung und Zuwendungen, die in den 60ern und 70ern erzielt wurden, beizubehalten 
und diese in urigefähr dem Wachstumstempo der Wirtschaft zu verbessern, aber nicht schnel- 
ler« (OECD 1984). Aber diese Behauptung fußt weitgehend auf einer ausschließlichen Befas- 
sung mit finanziellen Ressourcen und einer grundlegenden Vernachlässigung der strukturellen 
Erfordernisse und der sich verändernden ökonomischen und politischen Kräfteverhältnisse, 
die mit dem Übergang zum Postfordismus verbunden sind. Dieser Übergang umfaßt eine quali- 
tative Verschiebung der wirtschaftlichen und sozialen Prioritäten des Wohlfahrtsstaates und ist 
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begleitet vom Zerfall der politischen Koalitionen, die die Wohlfahrtsstaatspolitik der Nach- 
kriegszeit stützten. Die Reorganisierung des Wohlfahrtsstaates beinhaltet Verschiebungen 
im Umfang der Sicherungen und Leistungen, wie sie in den 60er und 70er Jahren charakteri- 
stisch waren, und die Übernahme neuer ökonomischer Funktionen und disziplinierender 
Aufgaben in der sozialen Reproduktion. Sozialdemokratische Wohlfahrtsstaatsregimes 
könnten das optimistische Szenario der OECD in den kommenden Jahrzehnten verwirkli- 
chen, aber es ist unwahrscheinlich, daß liberale Wohlfahrtsstaatsregime dies tun werden. 
Letztere werden sich eher in Richtung eines neoliberalen Musters bewegen, das durch ein in- 
tegriertes Sozialsystem charakterisiert ist, in dem die Angebotsflexibilisierung mit einem Mi- 
nimum an wohlfahrtsstaatlicher Sicherheit kombiniert ist. Ganz allgemein werden viele der 
Dilemmata und Widersprüche des fordistischen Wohlfahrtsstaates im postfordistischen Sy- 
stem reproduziert werden. So wird die Suche nach alternativen Lösungen für die zentralen 
Probleme der gesellschaftlichen Reproduktion in einer kapitalistischen Gesellschaft, in der 
das Lohnarbeitsverhältnis für so viele Produzenten eine Grundgegebenheit des Lebens ist, 
weitergehen. 


Anmerkungen: 


* Die Grundlinien dieses Konzepts haben wir mit dem Beitrag von Alain Lipietz, Akkumulation, 


Krisen und Auswege aus der Krise: Einige methodische Überlegungen zum Begriff der »Regula- 
tion«, in Heft 58/1985 der Prokla vorgestellt (d. Red.). 

1 Die Definition einer bestimmten Bevölkerung ist zwangsläufig immer etwas willkürlich und hängt 
vom jeweiligen Bezugspunkt ab. Man könnte etwa die gesellschaftliche Reproduktion des Gesamt- 
arbeiters, der innerhalb der Grenzen eines Nationalstaates lebenden Bevölkerung, der für militäri- 
sche Kriegsführung notwendigen Bevölkerung etc. untersuchen. 

2 Dabei werden u.a. Phänomene wie Arbeitsmigration, internationale Arbeitsteilung und Imperialis- 
mus relevant. 

3 Die folgenden Anmerkungen liegen auf der Ebene der rein kapitalistischen Produktionsweise und 
behandeln die Notwendigkeit staatlicher Intervention für die gesellschaftliche Reproduktion. Sie 
behandeln weder die Sozialpolitik in Gesellschaften mit unterschiedlichen Produktionsweisen 
noch die historische oder institutionelle Herausbildung des Wohlfahrtsstaates in einzelnen Gesell- 
schaften. 

4 Dies bedeutet jedoch nicht, daß die Arbeiter für ein solches Resultat zu tadeln wären. Konsumnor- 

men entstehen sowohl inner- wie außerhalb des Kapitalkreislaufs. 

s. Wilensky 1975, S. 1; Donatı 1983, $. 57. 

6 Vaccarini (1983) gibt einen Überblick über die neueren deutschen und anglo-amerikanischen An- 
sätze. 

7 Diese Skizze bezieht sich vor allem auf: Blackburn et al. 1985; de Vroey 1984; Hirsch und Roth 
1986; Hurtienne 1986; Lipietz 1985; Piore und Sabel 1985. 

8 fehlt 

9 Die Argumentation dieses Abschnitts greift jene von Jacobi u.a. (1985) auf. 

10 Das relative Gewicht der beiden Sektoren variiert offenbar je nach nationaler Ökonomie, und dies 
wird von verschiedenen Mustern von Export- und Importabhängigkeit reflektiert: so dehnt sich der 
Bereich des Staates bei ihrer Integration auch auf den Wechselkurs und die auswärtige Wirtschafts- 
politik aus. 

11 Wenn etwas als »soziales Problem« bezeichnet wird, umfaßt das immer politische und ideologische 
Annahmen zur sozialen Ordnung, der Durchführbarkeit verschiedener Lösungen, dem eigentli- 
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chen Umfang staatlichen Handelns usw. Soziale Probleme sind gesellschaftlich hervorgebracht, 
und daserfordert eine ausgefeilte Analyse der Entstehung von Problemen, für die wohlfahrtsstaatli- 
che Lösungen als angemessen erachtet werden. 

12 Dieser Druck wurde so sehr verstärkt, daß der »zweite Kalte Krieg«, der nicht nur ein einfacher Re- 
flex der Krise des Fordismus ist, zu einer Erhöhung der Rüstungsausgaben führte. 

13 Aber dieses Argument sollte nicht nur auf den kollektiven Konsum beschränkt werden: Der Fordis- 
mus als Ganzes basıert auf der Stimulation neuer Wünsche und Produkte, und privater Konsumismus 
bedroht durch Lohnforderungen und die Ausweitung von Konsumkrediten die Verwertung genauso 
stark, wie das sozialer Konsumismus durch Besteuerung und öffentliche Kreditaufnahme tut. 

14 Vom Standpunkt der fordistischen Dynamik als Ganzer gesehen, könnte man argumentieren, daß 
selbst Faktoren wie demographische Veränderungen integrale Bestandteile oder unvermeidliche 
Folgen einer fordistischen Sozialstruktur sind. Aber dieses Argument kann für die hier gestellten 
Anforderungen beiseite gelassen werden. 

15 Zu dieser Diskrepanz in den industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik und in Großbritan- 
nien s. Kastendiek 1985. 
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Michael Krätke 
Sozialistische Steuerpolitik — gestern und morgen 


1. Der Wohlfahrtsstaat und seine Steuern 


Klagelieder begleiten die wohlfahrtsstaatliche Entwicklung von Anfang an: Klagen über den 
Sozialluxus, über die sinkende Arbeitsmoral, über vergällte Sparfreude, und schwindende In- 
vestitionslust. Steuern und Sozialabgaben sind zu hoch, das Ausquetschen der Wohlhaben- 
den zugunsten der Armen geht zu weit, so lautet der Refrain (vgl. Achinstein 1950: 42 ff.; Lo- 
gue 1979: 78 ff.). Welche sozialpolitischen Ziele mit den Steuern auch verfolgt werden, ob im 
Sinne der Kathedersozialisten eine »Ausgleichung von Klasse zu Klasse«, zwischen Besitzen- 
den und Nichtbesitzenden« (Wagner 1891: 13 f.) oder keynesianisch eine »Mobilisierung der 
brachliegenden wirtschaftlichen Kräfte« (Angelopoulos 1950: 215), immer sind die Steuern 
eines — zu hoch. 

Von der Hand zu weisen ist die Klage nicht. Immerhin ist und bleibt der bürgerliche Wohl- 
fahrtsstaat ein Steuerstaat, dessen Arsenal um einige Quasi-Steuern, die Sozialversicherungs- 
beiträge, ergänzt worden ist. Folglich werden seine ökonomischen Grenzen weitgehend 
durch die Grenzen der Besteuerung bestimmt. Leider sind die Grenzen der Besteuerung im 
Kapitalismus abhängige Variable, auf die viele Faktoren, vom Steuersystem selbst bis zur 
Steuerverwendung, einwirken (vgl. Krätke 1984: 162 ff.). Wann die Steuern zu hoch sind, 
das ist von Land zu Land, von Periode zu Periode, von Steuersystem zu Steuersystem, von 
Wohlfahrtsstaat zu Wohlfahrtsstaat durchaus verschieden zu beurteilen. Adam Smith nann- 
te bereits eine Steuerquote von 20 % als Grenzmarke. Eine solche exorbitante Quote 
»would, as any gross abuse of power, justify resistance in the people« (Smith 1978: 324). Co- 
lin Clark warnte davor, die 25 %-Marke zu überschreiten. Eine Steuerquote von 25 % und - 
mehr hätte politisch-ökonomische Kämpfe zur Folge, der jede Regierung nur noch mit in- 
flationären Mitteln begegnen könne (Clark 1945). Giscard d’Estaing verkündete 1974, als 
frischgebackener Präsident, daß Frankreich die Systemgrenze zum Sozialismus überschrei- 
ten würde, sobald die Abgabenquote die 40 %-Marke passiert hätte (Rosanvallon 1983: 385). 
Milton Friedman schließlich nannte 60 % Steuerquote als absolute Grenze für demokratisch 
verfaßte Länder. Jenseits dieser »line we dare not cross« würden die Anstrengungen des Staa- 
tes, um den Steuerwiderstand seiner Bürger zu überwinden, unweigerlich zur Vernichtung 
aller Bürgerrechte und -freiheiten führen (Friedman 1976). 


1.1 Wie hoch sınd unsere Steuern? 


Faktisch sind die Steuerquoten in den wichtigsten kapitalistischen Industrieländern (mit 
Ausnahme Italiens) bis etwa 1920 deutlich unter 10 % geblieben. Die von Adam Smith ge- 
fürchtete 20 %-Marke wurde von keinem Land (wieder mit Ausnahme von Italien) vor 1930 
erreicht. Mit Ausnahme Großbritanniens bewegten sich die Spitzenreiter der wohlfahrts- 
staatlichen Entwicklung erst in den 40er Jahren auf die 25 % zu (s. Abb. 1a). 

Ende der 60er Jahre — die Auf- und Ausbauperiode der bürgerlichen Wohlfahrtsstaaten ist 
vorbei — lagen auch die Abgabenquoten in den wichtigsten Wohlfahrtsstaaten deutlich über 
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Abb. 1a: Steuerquote (Summe der Steuereinnahmen — ohne Sozialversicherungsbeiträge — des Staates und der nachgeordneten Gebietskörperschaften 
in % des BIP zu Marktpreisen) in einigen europäischen Ländern 1868-1950/51 j 
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Abb. 1b: Abgabenquote (Steuern und Sozialversicherungsbeiträge in % des BIP zu Marktpreisen) in ausgewählten OECD-Ländern 1967-1983 


Schweden 


Niederlande 


Danemark 
Frankreich 


Italien 


Grossbritannien 
Bundesrepublik Deutschland 


Vereinigte Staaten 
von Amerika 


Quelle: OECD 1985: 83 (Tab. 3) 


Abb. 2: Struktur des Steuer- und Beitragsaufkommens in fortgeschrittenen Wohlfahrtsstaaten 1983 
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der von Colin Clark beschworenen Grenze. Die Spitzenreiter erreichten die 40 % im Laufe 
der 70er Jahre. Ein Trost bleibt: die Friedmansche »Grenze der Demokratie« ist auch in den 
80er Jahren noch nicht in Sicht. ' 

Soviel ist klar, die wohlfahrtsstaatliche Entwicklung geht mit einer eklatanten Steigerungder 
Steuer- und Abgabenquoten einher. Allerdings wird kein Steuer- und Beitragszahler unmit- 
telbar mit der volkswirtschaftlichen Steuerquote konfrontiert. Er hat es mit den Tarifen ein- 
zelner Steuern und Beitragssysteme zu tun, die zusammen seine Abgabenbelastung bestim- 
men. Folglich ist der Schluß von einer im internationalen Vergleich hohen Abgabenquote 
auf einen starken individuellen und kollektiven Steuerwiderstand auch recht voreilig. Ob ei- 
ne Abgabenquote von gegebener Höhe zum Ruin der Steuerzahler führt bzw. diese zum 
Steuerwiderstand reizt, hängt wesentlich von dem Abgabensystem ab, mit dem diese Quote 
erreicht wird. 

Ein Blick auf die Steuersysteme in den avancierten Wohlfahrtsstaaten erlaubt es, die Frage 
nach den Grenzen der Besteuerung bzw. der Steuern konkreter zu stellen (s. Abb. 2). Inallen . 
Ländern (mit Ausnahme Frankreichs) dominiert die Lohn- und Einkommensteuer. An 
zweiter Stelle kommen die Sozialversicherungsbeiträge. Die Beiträge der Arbeitgeber sind in 
den meisten Ländern wichtiger als die Arbeitnehmerbeiträge, in drei Ländern (Schweden, 
Frankreich, Italien) sogar die dominierende Beitragsform. Die Umsatzsteuern sind meist (mit 
Ausnahme Großbritanniens und den USA) die weitaus wichtigste Form der indirekten Ver- 
brauchsbesteuerung. Die klassischen Besitzsteuern — Körperschafts- und Vermögenssteuern 
— spielen (wiederum mit Ausnahme Großbritanniens und den USA) nur eine äußerst be- 
scheidene Nebenrolle. Die speziellen Verbrauchssteuern, die klassischen »Massensteuern« 
und eine Hauptstütze des Steuersystems bis zum I. Weltkrieg, haben ihre prominente Rolle 
verloren (außer in Großbritannien). Die (fiskalischen) Grenzen des Wohlfahrtsstaats sind al- 
so heutzutage in allererster Linie Grenzen der Einkommensbesteuerung (vgl. schon Hicks 
1955: 115), danach Grenzen der Sozialversicherungsbeiträge, an dritter Stelle vielleicht Gren- 
zen der Umsatzbesteuerung, während keine der übrigen Steuern für sich allein, sondern 
höchstens mit diesen Hauptsteuern zusammen genommen »zu hoch« sein kann. 

Die Einkommensteuer eignet sich am besten für eine differenzierte, progressive Besteuerung. 
Sie ist heute die wichtigste Steuer mit einem wenigstens nominal progressiven Tarıf. AlsSteu- 
er, die zumindest formal und auf den ersten Blick Handhabe für eine staatliche Umvertei- 
lungspolitik bietet, galt und gilt sie »als das Instrument des Wohlfahrtsstaates par excellence« 
(Musgrave 1981: 30). 

Heutige progressive Lohn- und Einkommensteuern sind umfassender und zugleich sehr viel 
komplizierter als alle ihre historischen Vorgänger. Sie erfassen die große Mehrzahl der Er- 
werbstätigen, sind mithin zu der Massensteuer des Wohlfahrtsstaates geworden. Vor allem 
haben ihre Sätze Höhen erreicht, von denen ihre feurigsten Vorkämpfer so wenig wie ihre er- 
_ bittertsten Gegner zu träumen gewagt hätten (s. Tab. 1). 

Unerhört hoch und scharf progressiv — so erscheinen die Einkommensteuern in den ent- 
wickelten Wohlfahrtsstaaten. Und zwar nicht nur für eine kleine Minderheit von Begüter- 
ten, sondern für die große Masse der Normalverdiener. Deren Einkommensteuerbelastung 
ist heute vielfach so hoch wie und selbst höher als das, was etwa in Deutschland zu Beginn der 
wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung noch für Einkommensmillionäre als unerträglich galt. 
Ganze 4% sollte der Höchstsatz der preussischen Einkommensteuer von 1891 betragen — für 
Einkommen über 100.000 Mark im Jahr. Daran wäre sie fast gescheitert (Neumark 1947: 28). 
Es bedurfte zweier Weltkriege, um die progressive Einkommensbesteuerung auf ihr heutiges 
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Tab.1: Durchschnitts- und Grenzsteuersätze der Lohn- und Einkommensteuer für Alleinstehende, 1978 


Durchschnittssteuersätze Grenzsteuersätze 
(in % des Jahreseinkommens) (in % des Jahreseinkommens) 

Jahreseinkommen 

(in 1000 DM) 25 50 75 100 250 25 50 75 100 250 
Bundesrepublik Deutschland 21 33 39 42 51 35 48 53 55 56 
Dänemark 29 40 47 51 57 36 62 62 62 62 
Frankreich 26 36 47 48 55 40 55 60 60 60 
Großbritannien 27 35 45 47 69 33 55 75 83 83 
Italien 26 32 35 38 43 39 44 54 54 58 
Niederlande 19 31 41 48 61 32 50 64 67 72 
Schweden 34 52 62 68 78 58 80 85 85 85 
USA/New York 24 31 38 43 59 35 52 60 70 85 


Quelle: Bundesministerium der Finanzen 1978 


Niveau zu bringen. Die erste progressive Einkommensteuer, die in Deutschland 1920 lan- 
deseinheitlich eingeführt wurde, begann immerhin schon mit einem Eingangssatz von 10 % 
— über den bis dahin üblichen Spitzensätzen — bei einem steuerpflichtigen Einkommen 
von 1000 RM pro Jahr. Ihr Tarif stieg bis zur schwindelnden Höhe von 60 % — allerdings 
erst bei einem steuerpflichtigen Einkommen von 10 Millionen RM und mehr. Davon waren 
1920 ganze 33 Finkommensteuerzahler im ganzen Deutschen Reich betroffen. Nach 1945 
gab es in Deutschland unter der Kontrollratsgesetzgebung eine Zeitlang eine Einkommens- 
besteuerung von nie dagewesener Schärfe — mit Grenzsteuersätzen von bis zu 95 %, wäh- 
rend die Spitzenbelastung davor trotz allerlei Kriegszuschlägen nie mehr als 55 % betragen 
hatte. Die effektive und nominale Belastung aller Einkommen über 3500 RM lag deutlich 
über dem Kriegs- und Vorkriegsniveau. Mit einer nahezu ununterbrochenen Serie alljährli- 
cher Tarifreformen wurden Belastungsniveau und Progressionstempo der Einkommensteu- 
er in der Bundesrepublik bis 1961 abgebaut — nominal durch fortlaufende Senkungen des 
Spitzensteuersatzes (auf 53 %) und entsprechende Milderung der Progression in den oberen 
Einkommenszonen, real durch die Erfindung immer neuer und die Erweiterung bestehender 
Möglichkeiten, das steuerpflichtige Einkommen mittels erwünschter kapital- und vermö- 
gensbildender Ausgaben zu mindern. Gleichzeitig wurde der Eingangssatz der Einkommen- 
steuer allmählich von 10 auf 19 % erhöht, während der Grundfreiberrag, der jedermann ein 
steuerfreies Existenzminimum garantieren soll, mehr als ein Jahrzehnt lang unverändert 
blieb. 1958 wurde eine Proportionalzone für »typische Verbrauchseinkommen« mit einem 
Steuersatz von 20 % eingerichtet. Das konnte die Entwicklungsrichtung der Einkommens- 
besteuerung ebensowenig beeinträchtigen wie spätere, zögerliche Anpassungen des Grund- 
freibetrags und die Einführung spezieller, auf die Situation von Lohnarbeitern zugeschnitte- 
ner Freibeträge und Steuersubventionen. Wie anderswo, sind in der Bundesrepublik immer 
mehr Lohn- und Gehaltsempfänger der Einkommens- bzw. Lohnbesteuerung unterworfen 
und immer mehr progressiv besteuert worden — nach 1958 vorwiegend indirekt, seit 1968 
in immer stärkerem Maße auch direkt. Heute ist in der Bundesrepublik wie in anderen fort- 
geschrittenen Wohlfahrtsstaaten die Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer eine direkte Pro- 
gressivsteuer für Lohnarbeiter. Die (fiskalischen) Grenzen des Wohlfahrtsstaats werden da- 
her davon bestimmt, was die Masse der steuerpflichtigen Lohn- und Gehaltsempfänger an 
durchschnittlicher und Grenzsteuerbelastung noch hinzunehmen bereit ist, ohne gegen die 
Hochsteuerpolitik dieses Staates zu rebellieren, d.h. zu einer Niedrigsteuer-Koalition über- 
zulaufen. 


1.2 Runter mit den Steuern? 


Aus der Kritik am Wohlfahrtsstaat, der die Steuerschraube rücksichtslos überdreht habe, 
folgt ein Steuersenkungsprogramm: Drastische Senkung der Steuer- und Abgabenquote, dar- 
um Senkung aller Steuersätze, vor allem derjenigen der Lohn- und Einkommensteuer, und 
womöglich Beseitigung jeglicher Steuerprogression. Um die Errungenschaften dieser Steuer- 
revolution gegen künftige Hochsteuer-Koalitionen zu schützen, wollen einige Übereifrige 
Höchstsätze für die wichtigsten Steuern zu Verfassungsartikeln erheben und obendrein noch 
jegliche Steuerprogression konstitutionell ein für allemal verbieten lassen (Brennan/Bucha- 
nan 1980: 195 ff.). Die Vorstellungen der Steuerrevolutionäre reichen mittlerweile vom Be- 
grenzen der Sätze einzelner Steuern — wie der lokalen und kommunalen property taxes auf 
Haus- und Grundbesitz in den USA — über lineare Steuersatzsenkungen äla Kemp-Roth zu 
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radikalen Vereinfachungen des Einkommensteuertarifs mit Hilfe eines Stufensatztarifs, der 
nur noch drei, vier, im Extremfall sogar nur noch zwei Stufen und Steuersätze enthalten soll. 
Ganz Unentwegte wollen gar die Lohn- und Einkommensteuer nur noch als Proportional- 
steuer mit einem einzigen, für alle gleichen Steuersatz erheben. 

Derlei Attacken gegen die Steuern des Wohlfahrtsstaates haben den Vorteil, sich fast ungeteil- 
ter Popularität zu erfreuen. Vielfach können sich ihre Verfechter auf Protestbewegungen der 
Steuerzahler berufen. Dem populären Ruf nach Steuererleichterungen für jedermann, vor al- 
lem aber den berüchtigten »kleinen Manns, steht die Linke noch recht hilflos gegenüber. 
Vorschläge, die auf die von allen Seiten herbeigewünschte Vereinfachung des Einkommen- 
steuertarifs zielen und mit der Einschränkung bzw. Aufhebung zahlreicher Steuerprivilegien 
für die »Reichen« winken — wie etwa der inzwischen angenommene Regan-Baker-Plan der 
Reagan-Administration —, sind nicht leicht abzuweisen. Groß wird die Versuchung zur Po- 
pularität angesichts einer Einkommensteuerreform ä& la Stoltenberg, die ab Januar 1986 mit 
einer allgemeinen, wenn auch ungleichmäßigen Steuerentlastung für alle plus einigen, aber- 
mals sehr ungleichmäßigen Steuerentlastungen für Kinderreiche begonnen hat und 1988 mit 
einer Senkung der Steuersätze für alle Einkommensgrössenklassen fortgeführt werden soll.? 
Sicher läßt sich dagegen einwenden, daß diese Reform nur die Handhabe sein soll und wird, 
um Sozialausgaben weiter zu beschneiden bzw. etliche Sozialbeiträge zu erhöhen. Selbstver- 
ständlich läßt sich vorrechnen, daß sie ähnlich wie die sozialliberalen Steuerreformen von 
1974, 1977, 1979 und 1981 die durchschnittliche Lohnsteuerbelastung der Arbeitnehmerver- 
dienste nicht senken wird. Allenfalls wird deren Anstieg verzögert. Das ändert nichts daran, 
daß die Linke der ganzen Richtung wenig mehr als einige »ja, abers« entgegenzusetzen hat. 
Immerhin ist sie kaum weniger als die Rechte davon überzeugt, daß der krisengeschüttelte 
Wohlfahrtsstaat zuallererst in einer Finanzkrise steckt, die sie als strukturelle »Krise des Steu- 
erstaats« zu interpretieren gelernt hat (vgl. O’Connor 1974; Grauhan/Hickel 1978). Die Re- 
gierungen müssen also etwas tun. Was sie tun können, nachdem das institutionelle Geflecht 
von Steuern und Abgaben, Transfers und staatlichen Dienstleistungen, das Wohlfahrtsstaat 
genannt wird, fragwürdig geworden ist, hängt vom Steuerwiderstand der in der Krise mäch- 
tigsten ökonomischen Interessengruppen ab. Also kann die Linke über die ungleiche Vertei- 
lung von Steuerlasten und -erleichterungen, über die höchst unausgewogene Sparpolitik und 
inkonsequente Schuldenpolitik der diversen Regierungen moralisch empört sein — überra- 
schen darf sie das nicht. 

Rein rechnerisch mag zwar in den fortgeschrittensten Wohlfahrtsstaaten heute eine elektoral 
mehrheitsfähige Hochsteuer-Koalition all derer, die in der einen oder anderen Weise vom 
Wohlfahrtsstaat materiell abhängig oder in ihrer Lebensführung auf wohlfahrtsstaatliche Ar- 
rangements angewiesen sind, vorhanden sein (vgl. Therborn 1984: 36). Ihr Kern besteht zu- 
nächst einmal nur aus denjenigen, deren Einkommen ganz oder vorwiegend aus den Steuern 
und Sozialabgaben stammen, die der Wohlfahrtsstaat erhebt — aus Sozialleistungsempfän- 
gern, Rentnern, Kranken, Invaliden und Armen vor allem, und den Beschäftigten des öffent- 
lichen Sektors. Allein schon um aus diesem Kern, der aus einer Vielzahl positiv und negativ 
privilegierter Gruppen besteht, eine Koalition zusammen zu bringen und zu halten, bedarf es 
mehr als nur der Bereitschaft, notfalls auch höhere Steuern und Sozialabgaben in Kauf zu 
nehmen. Denn Sozialleistungsempfänger und öffentliche Beschäftigte sind durchaus auch 
Steuerzahler und -träger, wenn auch ın recht unterschiedlichen Weisen und Graden. Voll- 
ends verwickelt wird die Frage nach den Bedingungen der Möglichkeiten einer pro-wohl- 
fahrtsstaatlichen Hochsteuer-Koalition, wenn man die Lohnarbeiter des Privatsektors, die 
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faktischen Hauptträger des heutigen Steuer- und Sozialversicherungsstaats, mit einbezieht. 
Ohne ein Steuerreformkonzept, das den Interessen dieser wichtigsten Gruppe der Steuer- 
und Beitragszahler Rechnung trägt, wird sich der Wohlfahrtsstaat nicht einmal verteidigen 
geschweige denn der Schaden, den die neokonservative Gegenreform schon angerichtet hat, 
reparieren lassen. Aber woher nehmen? 


2. Sozialisten gegen den Steuerstaat 


Der Ausflug in die Geschichte sozialistischer Steuerpolitik, den ich hier vorschlage, soll der 
Beantwortung zweier Fragen dienen: 

a) Welche Steuern, welches Steuersystem und welche Steuerlastverteilung sind für die Arbei- 
terklasse im bürgerlichen Steuerstaat die denkbar günstigsten? 

b) Welche Steuern, welches Steuersystem und welche Steuerlastverteilung sind für eine sozia- 
listische Politik geeignet? 

Die Steuern des Wohlfahrtsstaats unterscheiden sich beträchtlich von denen, mit denen die 
Arbeiterbewegung sich vor 1945 auseinanderzusetzen hatte. Folglich sollte die Linke ihr 
steuerpolitisches Traditionsgepäck nicht nur kennen, sondern auch neu sortieren. 


2.1. Was die Altväter zu sagen hatten 


Wer sich als Sozialist mit Steuerpolitik befaßt, der habe St. Marx und seine Jünger schleunigst 
zu vergessen. Von denen sei steuerpolitisch nichts zu erwarten und nichts zu lernen, so lautet 
ein altehrwürdiges, interessiertes Vorurteil (vgl. Mengelberg 1919: 19 f; Gerloff 1922: 282 ff.; 
Amberg 1953: 5 f.). Das will ich im folgenden bestreiten. 

In Großbritannien, zu jener Zeit das den Weltmarkt beherrschende kapitalistische Industrie- 
land, betrug die volkswirtschaftliche Steuerquote 1868 nicht mehr als 7,4 %. Im Deutschen 
Reich betrug diese Quote 1881 erst 4% (Flora et al. 1983: 264). Das erklärt zum Teil, warum 
Marx und Engels die Steuerpolitik stiefmütterlich behandelt haben. Zum Teil sind daran 
auch Steuerutopisten und die preussischen Kathedersozialisten schuld. 

»Die Steuerreform«, schrieb Marx 1851, »ist das Steckenpferd aller radikalen Bourgeois, das 
spezifische Element aller bürgerlich-ökonomischen Reformen« (MEW 7/285). Die Vertei- 
lungsverhältnisse im Kapitalismus könnten durch die Besteuerung »höchstens in Neben- 
punkten modifiziert« werden (ebd.), folglich könnte keine Steuerreform je zu »einer wesent- 
lichen Veränderung in den Beziehungen von Kapital und Arbeit führen« (MEW 16/198; vgl. 
MEW 18/232). Steuerreformen könnten nie mehr sein als eine»momentane, ganz unbedeu- 
tende Abschlagszahlung« (MEW 22/496) auf die Ziele sozialistischer Politik. »In der Revolu- 
tion«, und nur dann, könne allerdings die »zu kolossalen Proportionen gesch wellte Steuer als 
eine Form des Angriffs gegen das Privateigentum dienen« (MEW 7/286). Faktisch haben 
Marx und Engels in der 48er Revolution auch nichts anderes getan, als bekannte radikallibe- 
rale Steuerforderungen aufzugreifen. »Starke Progressivsteuer« wird im Kommunistischen 
Manifest lakonisch als zweite der notwendigen Übergangsmaßregeln genannt (MEW 4/481), 
»Einführung von starken Progressivsteuern und Abschaffung der Konsumtionssteuern« 
heißt es unter Punkt 15 der als Flugblatt verbreiteten »Forderungen der Kommunisten« 
(MEW 5/4). Im März 1850 formulieren sie in ihrem Rundschreiben an die versprengten Mit- 
glieder des Bundes der Kommunisten als Maxime für die nächste Gelegenheit: Alle (Steuer-) 


42 Michael Krätke 


Reformvorschläge der bürgerlichen Demokraten sind aufzunehmen und so auf die Spitze zu 
treiben, daß »direkte Angriffe auf das Privateigentum« (MEW 7/253) daraus werden. 
Späteren Äußerungen läßt sich entnehmen, daß sie mit ihrer den radikalen Bourgeois abge- 
schauten »Verdammung der indirekten Steuern« (MEW 35/365) und dem Lob der direkten 
Einkommensteuer nicht sonderlich zufrieden waren. Gegen die Polemik Lassalles gegen die 
indireke Besteuerung wandte Marx privatım ein, daß diese ein traditioneller Programm- 
punkt der Liberalen sei, der der Arbeiterpartei kaum Gelegenheit biete, sich gegen bürger- 
lich-demokratische Parteien zu profilieren (vgl. MEW 30/356 f.). Ebenso lautet sein Urteil in 
der Kritik am ersten Entwurf zum Gothaer Programm: Dieselbe Forderung wie das Pro- 
gramm — Abschaffung aller indirekten Steuern und ihre Ersetzung durch eine einzige pro- 
gressive Einkommensteuer — würde auch von radikalen.Liberalen in England und anderswo 
erhoben. Obendrein sei sie durchaus im Rahmen der kapitalistischen Gesellschaft realisier- 
bar (vgl. MEW 9/29 f.). Diese lakonische Rüge läßt zwei Interpretationen zu: Entweder kann 
sozialistische Steuerpolitik nichts anderes heißen als Sozialisierung, Aufhebung des Privatei- 
gentums (unter anderem) mit Hilfe von Steuern, die nach Abschluß der Enteignungsproze- 
dur, im Stadium des Sozialismus funktionslos werden, oder aber es gibt eine spezifisch sozia- 
listische Steuerpolitik im Kapitalismus und eventuell auch im Übergang zum Sozialismus, 
die nicht mit dem radikalliberalen Steuerreformprogramm identisch ist. 

Da Marx und Engels sich nicht die Mühe machten, über eine Alternativenachzudenken, fand 
die steuerpolitische Faustformel der Radikalliberalen Eingang in die Programme der soziali- 
stischen Arbeiterparteien Deutschlands und Frankreichs. Im Eisenacher Programm von 
1869 heißt es: 

»Abschaffung aller indirekten Steuern und Einführung einer einzigen direkten progressiven Einkom- 
mensteuer und Erbschaftssteuer« (Programme 1963: 71) 


Ganz ähnlich (nur ohne Erbschaftssteuer) steht esim Gothaer Programm der glücklich verei- 
nigten Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands von 1875 (vgl. Programme 1963: 73). Ein 
wenig differenzierter lautet das steuerpolitische Programm des Partı ouvrier francais von 
1880, das Marx und Engels zum Teil selbst geschrieben und im ganzen redigiert haben: 
»Abolition de tous les impöts indirects et transformation detous lesimpöts directsen un impöt progres- 
sif sur les revenus depassant 3000 francs. Suppression de l’heritage en ligne collat£rale et de tout heritage 
en ligne directe depassant 20.000 francs« (zit. n. Lafargue 1977: 62) 


In dem von Kautsky und Bernstein entworfenen und redigierten Erfurter Programm der So- 
zialdenokratischen Partei Deutschlands von 1891 wird dieselbe Formel um einige Klauseln 
bereichert, die Engels allerdings als »überflüssig und abschwächender Kommentar resp. Mo- 
tivierung« (MEW 22/237) ansah. 

»Stufenweise steigende Einkommen- und Vermögenssteuer zur Beseitigung aller öffentlichen Ausga- 
ben, soweit diese durch Steuern zu decken sind. Steuereinschätzungspflicht. Erbschaftssteuer, stufen- 
weise steigend nach dem Umfang des Erbgutes und nach dem Grade der Verwandtschaft. Abschaffung 
aller indirekten Steuern, Zölle und sonstigen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, welche die Interessen 
der Allgemeinheit den Interessen einer bevorzugten Minderheit opfern« (Programme 1963: 79). 


Dies Steuerprogramm findet sich — häufig in der von Engels bevorzugten Kurzformel — 
auch im Hainfelder Programm (1889) und im Wiener Programm (1901) der österreichischen 
Sozialdemokratie und wird im Programm des Parti ouvrier frangais von 1902 sowie ım Pro- 
gramm der Independent Labour Party von 1909 wiederholt (vgl. Meierhans 1921: 17). Es ge- 
hört also zum sozialistischen Traditionsgepäck. 
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Für dies Steuerprogramm sprechen zwei Überlegungen. Wieandere Radikaldemokraten hal- 
ten Marx und Engels Steuerverweigerung für ein legitimes politisches Kampfmittel (wel. 
MEW 6/255 £.). Die lässt sich aber bei einer direkten und veranlagten Einkommensteuer weit 
eher durchführen als bei Verbrauchssteuern, die im Preis der notwendigen Lebensmittel mit- 
gezahlt werden. Vor allem aber soll sie die Bereitschaft zum politischen Steuerwiderstand 
wecken, denn sie allein lasse »keine Täuschung zu, so daß jede Klasse genau merkt, welchen 
Anteil sie trägt an den Kontributionen für die öffentlichen Ausgaben« (MEW 8/476). Sie be- 
seitige die Fiskalillusion und rege »jeden dazu an, die Regierung zu kontrollieren« (MEW 
16/198; vgl. MEW 35/428). Daneben aber glauben Marx und Engels, daß ihre Forderung 
ganz im Einklang mit der Entwicklung steht, die der Steuerstaat im Kapitalismus nehmen 
müsse. Das »Systemn der indirekten Besteuerung« gerate unweigerlich in Konflikt mit den Be- 
dürfnissen des Marktverkehrs und der freien Konkurrenz. Folglich werde »seine Abschaf- 
fung zur Notwendigkeit, und das System der direkten Besteuerung muss wieder eingeführt 
werden« (MEW 8/476). Es sei nicht zu bestreiten, schreibt Marx 1853, daß »die Bourgeoisie- 
gesellschaft unvermeidlich darauf hindrängt, die traditionelle fiskalische Olla podrida durch 
eine direkte Eigentumssteuer zu ersetzen« (MEW 9/82). Der alte Engels ist da sehr skeptisch. 
Alle Staatsausgaben mit Hilfe einer einzigen progressiven Einkommensteuer aufhohe Besitz- 
einkommen finanzieren — »keine Regierung kann so etwas unternehmen außer einer soziali- 
stischen« (MEW 22/496). So läßt sich schon Marx’ Äußerung von 1853 interpretieren: Der 
bürgerliche Steuerstaat werde nicht umhin können, die »Maschinerie einer direkten Figen- 
tumssteuer« einzurichten, die die Arbeiterbewegung, einmal im Besitz der politischen 
Macht, nur konsequent anzuwenden habe, um »damit das Budget der Arbeiterklasse« zu schaf- 
fen (MEW 9/82). 

Dennoch ist das steuerpolitische Potential von Marx und Engels größer, als man nach ihren 
“programmatischen Äußerungen vermuten mag. Das moderne Steuersystem, weiß Marx, be- 
einflußt die Lage der Lohnarbeiter ganz gehörig (vgl. MEW 23/784; aber MEW 18/232). 
Auch eine Einkommensteuer läßt die Arbeiter keineswegs unberührt — der Steuerreaktio- 
nen der Besitzenden wegen (MEW 9/63; 12/133). Spezielle Verbrauchssteuern haben ihre 
Grenzen, und sie treffen durchaus nicht nur Lohnarbeiter als Konsumenten (MEW 10/229; 
26.2/387). Will man die relative und absolute »Last« einer oder aller Steuern beurteilen, um 
die Steuerbelastung verschiedener Klassen oder verschiedener Bevölkerungen zu vergleichen, 
darf »ihr nomineller Betrag nicht schwerer ins Gewicht fallen als die Methode ihrer Aufbrin- 
gung und die Art ihrer Anwendung«, schreibt Marx 1858 (MEW 12/516; vgl. 7/289, 9/64 
und 18/260). Was dem Volk bzw. der Arbeiterklasse von den gezahlten Steuern »in Form 
von gesellschaftlich nützlichen Einrichtungen zurückgegeben wird« (MEW 12/517), die 
Steuerverwendung also, ist für Marx ein wichtiges Kriterium zur Beurteilung der Finanzpoli- 
tik des: bürgerlichen Staats. Solange er der Theorie vom Lohnminimum anhing, glaubte 
Marx, daß keine Erhöhung oder Senkung, keine »Veränderung in der Form der Steuererhe- 
bung«, keine Abschaffung alter oder Einführung neuer Steuern der Arbeiterklasse irgend et- 
was nützen könne (vgl. MEW 4/348; 6/538, 544; 7/286). Aber schon 1853 beurteilt er Steuer- 
reformpläne der Regierung nach dem Nutzen, d.h. inerster Linie der Steuererleichterung, die 
sie der Arbeiterklasse bringen können (vgl. MEW 9/62 ff., insbesondere 65). Seine spätere 
Lohntheorie (vgl. MEGA 11 3.1/38 ff.; MEW 16/147 £.; MEW 23/184 ff.) läßt durchaus 
Raum für Steuerreformen zugunsten der Arbeiterklasse — ebenso wie sie es ermöglicht, eine 
spezielle, »sekundäre Ausbeutung« der Lohnarbeiter durch den Steuerstaat neben den ver- 

schiedenen Formen kapitalistischer Ausbeutung zu denken (Krätke 1984: 141 ff.). 
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2.2. Marxistische Zweifel und Gewifßsheiten 


Die Sozialisten hatten also, mit Lassalles und Marx’ und Engels’ Hilfe, ein gut liberales, de- 
mokratisches Steuerprogramm. Nur durchführen konnten sie es unter den gegebenen 
Machtverhältnissen nicht (vgl. Bernstein 1906: 62 f.; Luxemburg 1973a: 275). Eine »eigene 
Steuerpolitik« der Arbeiterbewegung war an eine höchst unwahrscheinliche Voraussetzung 
gebunden: »eine große politische Macht des Proletariats bei ungestörtem Fortgang der kapi- 
talistischen Produktionsweise. Beide schließen einander fast völlig aus« (Kautsky 1899: 436). 
So schien es eine akademische Frage, ob eine radikale Steuer- und Finanzreform tatsächlich 
»an der kapitalistischen Ordnung der Dinge nichts Wesentliches« würde ändern können 
(Grunwald 1900: 570). Allerdings bekamen die Sozialisten, selbst unter den Bedingungen des 
Klassenwahlrechts und Scheinparlamentarismus wie im Deutschen Reich, immer wieder Ge- 
legenheit, in der Rolle des parlamentarischen »Züngleins an der Waage« zwischen verschiede- 
nen Varianten bürgerlicher Finanzpolitik entscheiden zu können. Auf die Dauer konnte 
auch die prinzipienfreudige deutsche Sozialdemokratie dieser Versuchung nicht widerste- 
hen. Der Kampf um die prinzipielle Steuer- und Budgetverweigerung, einem Hort funda- 
mentaloppositioneller Unschuld, wurde mit großem Einsatz geführt und endete mit einer 
klaren Niederlage der prinzipiellen Budgetverweigerer, wenn auch ohne entsprechende Än- 
derungen im Steuerprogramm der Partei. Dennoch hat dieser Streit zu einigen differenzierte- 
ren Konzepten geführt, die jedenfalls dem steuerpolitischen Potential Marx’ eher entspre- 
chen als die traditionelle Formel: für direkte und gegen indirekte Steuern. Schon 1899 hatte 
Kautsky Ziele und Mittel einer Steuerpolitik der »proletarischen Demokratie« zu skizzieren 
versucht (Kautsky 1899: 424 ff.). Alle Steuern sollten vom Mehrwert abgezogen, d.h. von 
den Kapitalisten als Klasse getragen werden. Jedoch sei es infolge der verschiedenartigen Ver- 
teilungen und Verzweigungen und Formverwandlungen des Mehrwerts ganz »unmösglich..., 
ihn direkt vollständig zu erfassen« (Kautsky 1899: 429, 430). Welche »Art der Besteuerung 
des Mehr werts die rationellste«, vor allem welche indirekten Steuerarten dafür brauchbar sei- 
en, erörterte Kautsky nicht. 

Den kräftigsten Anstoß zur Veränderung der traditionellen steuerpolitischen Faustregeln 
gab Karl Renner. Eine Steuerlastverteilung, die der durch ihre Klassenlage bedingten, unter- 
schiedlichen Tragfähigkeit entspreche, ohne die formelle »bürgerliche Steuergleichheit« 
(Renner 1909 II: 70) zu verletzen, sei das Reformziel der Sozialisten (Renner 190911: 14, 18 f.; 
1911: 5, 8 f.). Allerdings sei die progressive Einkommenssteuer nicht ohne weiteres die »ge- 
rechte« Hauptsteuer in einem »gerechte(n) Steuersystem« (Renner 1909 II: 34 f., 19). Selbst 
wenn sie durch ein steuerfreies Existeenzminimum gemildert sei, werde die Einkommensteu- 
er unweigerlich Arbeitslöhne, vor allem die Löhne der städtischen Industrie- und Facharbei- 
ter treffen. Folglich müßten die Sozialisten, um die Arbeitslöhne weitgehend steuerfrei zu 
halten und den Mehrwert in allen seinen Formen sicher zu treffen, statt einer allgemeinen 
Einkommensteuer als Hauptsteuer ein System von differenzierten, besonderen Ertragssteu- 
ern mit progressiven Tarifen vorschlagen (Renner 1909 I: 40, 45 f.; 1909 II: 36). Bei hinrei- 
chender Differenzierung des Ertragssteuersystems im Blick auf die verschiedenen Formen 
des Mehrwerts bzw. die verschiedenen Arten und Anlagesphären des Kapitals lasse sich auch 
eine akkumulationshemmende Überbesteuerung vermeiden (vgl. Renner 1909 I: 40 ff.). Ein- 
kommen- und Vermögenssteuern seien zur Ergänzung der Ertragssteuern nötig, um die Ar- 
beitseinkommen der Mittelklassen zu treffen (Renner 1909 I: 47 ff.).? Bei seinen marxisti- 
schen Zeitgenossen hatte Renner Erfolg. Hilferding wandte sich in einigen Grundsatzartikeln 
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(1911; 1911/12) gegen die »vulgäre Vorstellung, als ob nur die indirekten Steuern ... eine aus- 
schließliche Belastung des Proletariats, die direkten Steuern eine ausschließliche Belastung 
der Bourgeoisie« bewirkten (Hilferding 1911/12: 224). Folglich dürften Sozialisten nie ohne 
Ansehn der Steuerverwendung und der Folgen für die Steuerbelastung des Proletariats für di- 
rekte Besitzsteuern eintreten (1911/12: 225). Die Arbeitslöhne seien von der Einkommen- 
steuer zu befreien, die Einkommen-und Vermögenssteuer nach besonderen Arten des Besitz- 
einkommens (Mehrwerts) zu differenzieren (Hilferding 1911). '? 

1913 hatte die Reichstagsfraktion der SPD zum ersten Mal ein Militärbudget des Deutschen 
Reiches bewilligt, weil damit ein kleiner Fortschritt zur Vermögensbesteuerung verbunden 
war (vgl. Calmann 1922: 192 ff.; Schorske 1981: 334 ff.). Daraufhin kam es auf dem Parteitag 
(in Jena im September 1913) zu einer steuerpolitischen Grundsatzdiskussion. Die Parteilinke 
versteifte sich auf die Formel »indirekte Steuern sind durch direkte zu ersetzen«, während sie 
gleichzeitig behauptete, daß »auch die beste Steuer nicht das geringste« an der kapitalistischen 
Ausbeutung ändere (Luxemburg 1973: 338, 340). Dagegen hatte Emanuel Wurm, einer der 
wenigen Kenner der Materie (vgl. Wurm 1910), wenig Mühe, seine »Leitsätze« für eine künf- 
tige sozialistische Steuerpolitik durchzusetzen. Die Steuerlastverteilung, so argumentierteer, 
sei keineswegs gleichgültig für die Lage der Arbeiterklasse; eine ungleiche Steuerlastvertei- 
lung könne — bei entsprechender Steuerverwendung — sogar zu einer zusätzlichen Ausbeu- 
tung der Lohnarbeiter führen (vgl. Wurm 1913: 424, 425; vgl. auch Eckstein 1912: 338 f.; Lu- 
xemburg 1913: 433 f.; Bernstein 1914: 38 f., 44). Für die Verteilung.der Steuerlasten seien aber 
die Erhebungsformen (direkt/indirekt) nicht allein entscheidend. Wie eine Steuer sich auf die 
Lage der Arbeiterklasse auswirke, das hänge mindestens auch von der Möglichkeit ihrer 
Überwälzung und von ihrer Verwendung ab (Wurm 1913: 427 f.). Da es unmöglich sei, ein 
für allemal von jeder Steuerart zu sagen, ob sie sich günstig oder ungünstig für die Arbeiter- 
klasse auswirke (vgl. Wurm 1913: 431), kämen die Sozialisten nicht daran vorbei, sich über ei- 
ne den Lohnarbeitern möglichst günstige, wie z.B. Überwälzungen erschwerende Ausgestal- 
tung der verschiedenen Steuerarten den Kopf zu zerbrechen. Es könne durchaus »direkte 
Steuern — der Erhebungsform nach — (geben), die wir bekämpfen, und ... indirekte Steuern 
— ihrer Erhebung nach —, für die wir eintreten können« (Wurm 1913: 428). Im Gegensatz zu 
Renner plädiert Wurm für eine allgemeine, progressive Einkommensteuer als Hauptsteuer 
mit einer progressiven Vermögenszuwachssteuer und einer Erbschafts- und Schenkungssteu- 
er als Ergänzung. Um den Mehrwert in allen seinen Formen möglichst vollständig zu erfas- 
sen, seien auch eine Reihe von indirekten Steuern wie die Kapitalrentensteuer und die Ver- 
kehrssteuern brauchbar. Ertragssteuern dagegen, wie Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuern, 
könnten die Einkommen- und Vermögenssteuer höchstens ergänzen, niemals ersetzen. 
Denn diese Steuern könnten den Mehrwert erstens nicht angemessen treffen, weil sie nach 
unzuverlässigen Wertschätzungen bzw. nach äußeren Merkmalen veranlagt würden, und sei- 
en zweitens oft genug auf Pächter, Mieter oder Kunden abwälzbar (vgl. Wurm 1913: 429 f., 
433 ff.). Gäbe es erst einmal eine effektive Einkommen- und Vermögensbesteuerung, könn- 
ten diese »rohen«, historischen Steuerarten aufgehoben werden (vgl. Wurm 1913: 435 f.). Bei 
der Ausgestaltung der Einkommensteuer komme es auf eine »gesunde Progression« und 
»richtige Veranlagung« an. Vor allem müßten durch hinreichend hohe Steuerfreigrenzen die 
Arbeitslöhne steuerfrei bleiben — ebenso wie bei der Vermögenssteuer der Besitz (an eigenen 
Arbeitsmitteln), der »zum Erwerb des Lebensunterhalts erforderlich« sei (Wurm 1913: 428). 
Die Einkommen- und Vermögenssteuer könne ohne weiteres erhöht, ihre Progression be- 
trächtlich verschärft werden — unter der Bedingung, daß der Staat das, was er auf diese Weise 
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der privaten Akkumulation entzieht, zur »Entwicklung der Produktivkräfte im Interesse der 
Allgemeinheit« (z.B. zu Infrastrukturinvestitionen) verwendet (Wurm 1913: 423, 429). Selbst 
an eine besondere Ergänzungssteuer auf die Mehrwertteile, die von Kapitalgesellschaften an- 
geeignet werden (Körperschaftssteuer), denkt er (Wurm 1913: 428). 

Die Arbeiterklasse selbst möglichst wenig Steuern zahlen zu lassen, um sie vor (Steuer-)aus- 
beutung zu schützen (vgl. Wurm 1913: 447) — darin waren sich die Sozialisten einig. Wie 
denn der Mehrwert am treffsichersten zu besteuern sei, blieb umstritten. Niemand dachte 
ernsthaft daran, Mehrwertsteuern als wirtschaftspolitisches Steuerungsmittel zu gebrauchen. 
Folglich wiederholte sich — innerhalb der von den Spezialisten durchlöcherten Grenzen der 
sozialistischen Programmatik — der Streit um die Frage, ob die Kapitalisten höhere Einkom- 
men- und Vermögenssteuern ohne Schaden für die Akkumulation tragen könnten. Vor al- 
lem: würden sie auch tragen wollen, was sie könnten, und nicht mit allen Mitteln und bei je- 
der Gelegenheit versuchen, Steuerlasten von sich abzuwälzen, ohne sich viel um ihre eigene 
»Leistungsfähigkeit« und die der anderen zu kümmern (vgl. die in dieser Hinsicht.gänzlich 
hilflose Diskussion um die Kriegsfinanzierung in der deutschen Sozialdemokratie: Cunow 
1916; Hoch 1916; Bernstein 1916; Kautsky 1916). 


2.3. Sozialisierungsversuche — Was leisten die Steuern? 


Auch wenn es den Sozialisten gelänge, sämtliche Steuerlasten auf den Mehrwert bzw. auf die 
Einkommen der Mehrwertaneigner aller Arten zu legen, bis zu einer »stillen Sozialisierung« 
könne sich das nie auswachsen, meinten die sozialistischen Theoretiker (vgl. Renner 1909 I: 
43; Bernstein 1914: 22). Ganz anders nach der Eroberung der politischen Macht durch die or- 
ganisierte Arbeiterbewegung. Da könnten die Steuern — progressive Finkommen- und Ver- 
mögenssteuern — bei der fälligen Fxpropriation der Expropriateure ausgezeichnete Dienste 
leisten (vgl. Kautsky 1902: 12 ff.). 

Schon die russische Oktoberrevolution hat diese Erwartung rasch und gründlich enttäuscht. 
Der alte Steuerstaat löste sich im Bürgerkrieg so vollständig auf, daß die Sowjetregierung bald 
völlig von der Notenpresse und allerlei ad hoc-Requisitionsmaßnahmen abhängig war. Dies 
und die fortlaufenden Enteignungen, die den hergebrachten Steuern immer mehr den Boden 
entzogen, beschleunigten den Zusammenbruch. Im Sommer 1920 hatte das Steuerzahlen in 
ganz Sowjetrußland faktisch aufgehört (Milentz 1923: 16 ff.; Vilkov 1929: 311). Es kostete die 
Sowjetregierung gut drei Jahre Neuer Okonomischer Politik, um von der 1921 eingeführten 
geregelten Naturalbesteuerung zu einem funktionierenden Geldsteuersystem zu kommen. 
1922 führte sie eine ganze Reihe von speziellen Verbrauchssteuern wieder bzw. neu ein, ebenso 
eine Kopfsteuer, die erst 1924/25 in eine progressive Einkommensteuer umgewandelt wurde. 
Die Verbrauchssteuern waren und blieben die bei weitem wichtigsten Einnahmequellen des So- 
wjetstaates; 1930 wurden sie technisch zu einer einphasigen Umsatzsteuer vereinheitlicht — mit 
vielen (mittlerweile weit über 500) stark differenzierten Steuersätzen für verschiedene Warenar- 
ten. Die Haupteinnahmen erbrachten (und erbringen) die Umsatzsteuern auf alltägliche Le- 
bensmittel (Nahrungsmittel, Stoffe, Kleidung, Schuhe, Gas, Elektrizität) — in den 30er und 
40er Jahren betrug die Umsatzsteuer im Durchschnitt mehr als 70 % des Einzelhandelspreises 
von Konsumgütern (vgl. Vilkov 1929: 315 ff.;, Holzman 1962). Dagegen fielen die Gewinnab- 
führungen aus den staatseigenen Betrieben und die direkte Einkommensbesteuerung bis in die 
50er Jahre kaum ins Gewicht, aller Differenzierung und bewußten Diskriminierung der Mehr- 
werteinkommen, allen Sondersteuern für spezielle Gruppen (wie den nach 1925 eingeführten 
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Zusatzssteuern für Kulaken) zum Trotz. Indirekte Besteuerung mittels Staatsmonopolen, 
das war das A und O der offiziellen bolschewistischen Doktrin in der Steuerfrage geworden 
(vgl. Bucharin/Preobrashenski 1921: 348; Gerloff 1922: 303). Als leuchtendes Vorbild einer 
sozialistischen Steuerpolitik war das schlecht zu verkaufen. 

In der deutschen und österreichischen Revolution von 1918-20 sahen sich die Sozialisten ge- 
nötigt, ihre Erwartungen an eine Steuerpolitik i im Dienste der Sozialisierung gegen allerleire- 
volutionäre Steuerpläne zu präzisieren. Rudolf Goldscheids Plan einer allgemeinen Vermö- 
gensabgabe in natura war der innerhalb der Arbeiterbewegung zeitweilig einflußreichste. 

Der Staat solle sich einfach von allen Kapital-und Grundeigentümern Gratisanteile aushändi- 
gen lassen. Wieviel der solcherart zum Miteigentümer aller privaten Unternehmen undallen 
privaten Grundbesitzes avancierte Staat den bisherigen Eigentümern abknöpfen sollte — und 
ob allen denselben oder jeder Kategorie von Kapitalisten und Grundeigentümern einen ande- 
ren Prozentsatz —, das ließ Goldscheid offen. Jedenfalls könne der Staat mittels dieser einma- 
ligen (aber wiederholbaren) Übertragung von Eigentumstiteln seine Schulden, vor allem die 
Kriegsschulden, tilgen und hätte obendrein eine Handhabe, um überall mit der Sozialisierung 
der Betriebe zu beginnen (vgl. Goldscheid 1917; 1919a, 37 ff.). Die österreichischen Soziali- 
sten waren von der Aussicht auf eine bunt gemischte Teilhaberschaft des Staates am nationa- 
len Kapital wenig begeistert. Sie hielten Goldscheids »Naturalabgabe« für einen unnötig 
komplizierten Umweg zur Sozialisierung (Wanderer 1919), der den Staat erst zum unmittel- 
baren »Mitträger« vielfältiger Profit- und Renteninteressen mache, gegen die er dann bei der 
Sozialisierung anzugehen habe (vgl. Helene Bauer 1919a, 1919b). Goldscheid blieb unent- 
wegt bei seinem Patentrezept als der einzig möglichen »sozialistische(n) Finanzpolitik« im 
Nachkriegseuropa (vgl. Goldscheid 1919 b, 1920). Die österreichischen Sozialisten vertraten 
dagegen ein Konzept der Teilsozialisierung in Schlüsselsektoren. Darin spielten Steuern, und 
zwar differenzierte Geldsteuern mit Progression, eine wichtige Rolle als Mittel zur »Umwäl- 
zung der gesellschaftlichen Vermögens- und Einkommensverteilung« (OBW 2/127). Da un- 
ter den Bedingungen Westeuropas weder eine volle Sozialisierung noch eine entschädigungs- 
lose Enteignung, nicht einmal eine Annullierung der Staatsschulden möglich sei, werde die 
»planmäßige(n) Steuergesetzgebung« zum »wichtigsten Mittel einer ... geregelten Expropria- 
tion« (OBW 2/124). Sie wollten daher eine progressive Vermögensabgabe von allen Besitzen- 
den — und zwar in Geld — erheben, um damit die notwendigen Entschädigungen an den je- 
weils enteigneten Teil der Kapitalistenklasse zu bezahlen. Die Vermögensabgabe sollte so zur 
Verteilung der Sozialisierungsverluste innerhalb der besitzenden Klassen dienen (OBW 2/96, 
109, 125)", 

Auch die im Dezember 1918 eingesetzte deutsche Sozialisierungskommission sprach sich 
von Anfang an für eine Entschädigung der früheren Privateigentümer sozialisierter Betriebe 
aus. Hilferding stellte am 20. Dezember 1918 vor dem 1. Rätekongreß sein Konzept vor: Auf 
die formelle Enteignung müsse der zweite Akt der Sozialisierung folgen, »eingeleitet durch 
die Steuergesetzgebung«, worin die »sozialistische Besitzbesteuerung« aller Besitzenden, ein- 
schließlich der enteigneten und zwangsweise auf Ablösungsrenten gesetzten vormaligen Ka- 
pitalisten, allmählich die überkommenen Einkommens- und Vermögensunterschiede zum 
Verschwinden bringen werde (Hilferding 1919: 159). Die gesamte Entschädigung bei der So- 
zualisierung, schrieb er wenig später, sei überhaupt nur unter der Voraussetzung »sozialisti- 
scher) Steuerpolitik« akzeptabel, d.h. einer Steuerpolitik, die die Kosten der Entschädigung 
für die früheren Eigentümer sozialisierter Betriebe der »Gesamtheit der Kapitalistenklasse« 
auferlege — mittels Einkommen-, Erbschafts- und Vermögenssteuern (Hilferding 1920: 120, 
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122). Ebenso plädierte Kautsky für eine Entschädigung enteigneter Kapitalisten, deren Ko- 
sten »durch progressive Besteuerung der großen Einkommen, Vermögen, Erbschaften aufge- 
bracht werden« müßten. Das sei gerechter, weil die »Lasten des Übergangs« nicht Einzelnen, 
sondern der »ganzen Klasse« auferlegt würden, und milder, weil die gesamte Sozialisierung so 
über einen längeren Zeitraum verteilt werde (Kautsky 1920: 32). Allerdings warnte er: Eine 
erfolgreiche Sozialisierung werde ebenso wie eine erfolgreiche Lohnaktion der Arbeiterklas- 
se den Spielraum für jede sozialistische Steuerpolitik unweigerlich verengen. Je mehr es den 
Lohnarbeitern gelinge, »den Mehrwert zu verringern, den das Kapital einsteckt, desto mehr 
müssen sie selbst von ihren Einnahmen an Steuern zahlen« (Kautsky 1919: 14). Eine sozialisti- 
sche Steuerpolitik zu Lasten der besitzenden Klassen setzt eben voraus, daß es hinreichend 
viele hinreichend große Mehrwerteinkommen und Privatvermögen gibt. Eine erfolgreiche 
Sozialisierung, deren Bedingung sie ist, entzieht ihr auf die Dauer den Boden. Dies Problem 
hat Kautsky klar gesehen.’ Ob es um die Bezahlung einer wachsenden Masse von Entschädi- 
gungen oder um die Finanzierung der Akkumulation im Sektor der sozialisierten Betriebe 
aus dem Aufkommen von Mehrwert- und Besitzsteuern geht (vgl. Leichter 1930: 87), einmal 
kommt der kritische Punkt, wo sich der sozialistische Staat langsam aber sicher von der 
Mehrwertbesteuerung emanzipieren muß. Progressive Einkommen- und Vermögenssteuern 
treffen dann in wachsendem Maße schließlich allein noch Arbeitslöhne und andere Arbeits- 
einkommen bzw. »erarbeitetes« Vermögen. Eine sozialistische Steuerpolitik wird es daher, je 
länger, je mehr, mit den ökonomischen Ungleichheiten zwischen verschiedenen Kategorien 
von Arbeitskraftbesitzern zu tun bekommen. 


2.4. Sozialistische Steuerpolitik im Kapitalismus — Wo kommen wir da bin? 


Was können Sozialisten, die einige politische Macht im bürgerlichen Staat erreicht haben, 
mit den Finanzen dieses Staats tun, solange an eine sozialistische Umgestaltung der Wirt- 
schaft nicht zu denken ist? Was darf und wassoll etwa ein sozialistischer Finanzminister eines 
bürgerlichen Staats — »in a capitalist economy and surrounded by hostile groups« (Landauer 
1959: 1359) — steuerpolitisch tun? Er soll erstens »wenigstens richtige kapitalistische Metho- 
den anwenden« (Hilferding 1931: 32), zweitens materielle Interessen der Arbeiterklasse ge- 
gen den Steuerstaat geltend machen (vgl. Hilferding 1911/12: 225). Drittenssoll er Bedingun- 
gen für eine Wirtschaftspolitik im proletarischen Interesse schaffen und viertens solche 
Strukturveränderungen in der kapitalistischen Ökonomie fördern, die einem späteren Über- 
gang zum Sozialismus günstig sind (Meierhans 1921: 5; Hofstra 1949: 205, 208). Wie sich an- 
hand historischer Beispiele demonstrieren läßt, ist es den Sozialisten in der Regel nicht gelun- 
gen, diese vier Ziele in ein steuerpolitisches Konzept zu integrieren. Daran sind nicht allein 
widrige Umstände schuld. 


Die Große Reichsfinanzreform 1919/20 


Bei Kriegsende steckte das Deutsche Reich in einer Finanzkrise, die wegen der ungewissen 
Höhe der Reparationsforderungen ausweglos schien. Eine umfassende Finanzreform war 
denn auch eins der wichtigsten Vorhaben der ersten Regierung der »Weimarer Koalition«. Ih- 
rem Finanzminister, dem Zentrumsabgeordneten Mathias Erzberger, gelang es tatsächlich, 
in nur 9 Monaten eine beeindruckende Reihe von Steuerreformen durchzuziehen. Zum er- 
sten Mal wurde mit den vielfältigen Lokalunterschieden der Besteuerung, mit den innerdeut- 
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schen Steueroasen (z.B. in »Rentnerstädten« wie Frankfurt und Wiesbaden) aufgeräumt, 
wurde das frühere Kostgängerverhältnis zwischen Reich, Ländern und Gemeinden durch 
Neuverteilung der Steuerhoheit zugunsten des Reichs umgekehrt. Vermögensabgaben wur- 
den eingeführt (außerordentliche Kriegsabgabe und Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs 
vom 10.9. 1919, Reichsnotopfer vom 31.12. 1919), eine landeseinheitliche progressive Ein- 
kommensteuer (Reichseinkommensteuer vom 29.3. 1920), sogar eine besondere Körper- 
schaftssteuer (Gesetz vom 30.3. 1920) realisiert. Erzberger verkaufte sein Reformpaket als 
Alternative zur Sozialisierung. »Gerechte Steuern stellen eine rasch wirkende vorzügliche 
Sozialisierung dar«, behauptete er; daher sei ein reformfreudiger Finanzminister der »beste 
Sozialisierungsminister«. Dank seiner Steuerreform würden die Ungleichheiten zwischen 
Besitzenden und Nichtbesitzenden systematisch verringert und auf die Dauer in Deutsch- 
land der »Sozialstaat der Zukunft« verwirklicht (Erzberger 1919: 5 f., 122 — Hv. MK). Die 
Mehrheitssozialdemokratie war entwaffnet, denn Erzberger verwirklichte weitgehend ihr 
Steuerreformprogramm (vgl. Keil 1919). Sie konnte ihm nur vorwerfen, daß er die (während 
des Krieges durch allerlei Kriegszuschläge erhöhten) Verbrauchssteuern nicht abbaute und 
den Ausbau der 1916 eingeführten Warenumsatzstempel (Steuersatz 1918/19: 0,5 %) nicht 
nur nicht rückgängig machte, sondern sie sogar noch kräftig erhöhte. Im übrigen versuchte 
sie, den Finanzminister mit allerlei Forderungen nach höheren Steuersätzen, schärferer Pro- 
gression und speziellen Erleichterungen der Einkommensteuer für Lohnarbeiter zu über- 
trumpfen, die mit Rücksicht auf die Koalition regelmäßig nicht zum Zuge kamen (vgl. Brun- 
ner 1921: 52 ff.; Hirn 1924). 

Einige wenige Spezialisen, wie Hilferding und Wurm, versuchten, eine sozialistische Alter- 
native zur Erzbergerschen Reform zu konzipieren. So griff Hilferding im Sommer 1919 die 
die Reform »mittragende« Mehrheitssozialdemokratie an. Sozialisten, schrieb er, hätten gera- 
de bei der Einrichtung von Einkommen- und Vermögenssteuern die Pflicht, die »Schranken 
der bürgerlichen Steuerpolitik« zu übersteigen; ihr Ziel sei schließlich, vorhandene Vermö- 
gens- und Einkommensungleichheiten zu nivellieren (Hilferding 1919a). Mittels scharf pro- 
gressiver Einkommen- und Vermögenssteuern lasse sich obendrein (bei entsprechender Aus- 
gabenpolitik) auch eine Umstrukturierung von Konsumgüterindustrie und Außenhandel 
zugunsten des »Massenkonsums« herbeiführen (Hilferding 1919 b). Wenn die Rechtssoziali- 
sten schon keine sozialistische Steuerpolitik betreiben wollten, wäre doch zumindest eine de- 
fensive »reine Besitzsteuerpolitik« im Interesse der Arbeiterklasse zu verlangen. Infolge der 
Erzbergerschen Reform werde der weitaus größte Teil der Lohnarbeiter bei weiterhin sin- 
kenden Reallöhnen einkommensteuerpflichtig. Zusammen mit der fortbestehenden Ver- 
brauchssteuerbelastung liefe die Reform auf eine »Doppelbesteuerung der Arbeiterklasse« 
hinaus und käme einer Aufforderung an sie gleich, um »durch Lohnkämpfe die Steuer abzu- 
wälzen«(Hilferding 1919c). Ähnlich defensiv plädierte Wurm für eine Steuerpolitik, die eine 
für die Arbeiterklasse möglichst günstige Verteilung der Steuerlasten schon im bürgerlichen 
Steuerstaat zu bewerkstelligen hätte (Wurm 1919: 147 f., 156 f.). Da Wurm alle Steuerarten, 
also auch Einkommensteuer und Vermögenssteuern für überwälzbar hielt — ganz gewiß mit- 
ten in einer Inflationsperiode —, formulierte er das Kriterium »guter« Steuern um: Akzepta- 
bel seien Steuern, die erstens nach der unterschiedlichen »wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit« der verschiedenen Klassen von Steuerzahlern differenziert werden könnten und deren 
Abwälzung zweitens vom Steuerstaat selbst auch reguliert werden könnte (vgl. Wurm 1919: 
148). Erzbergers Einkommensteuerreform genügte dem nicht — speziell in ihrem auf Lohn- 
arbeiter zugeschnittenen Teil. Die vorgeschlagene Lohnsteuer (10 % im Quellenabzug) solle 
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viel zu früh einsetzen, bei Einkommen, die noch weit unter den wirklichen, inflationsbeding- 
ten Lebenshaltungskosten lägen (Wurm 1919: 149). Folglich hätten die Sozialisten für ein steu- 
erfreies Existenzminimum in Höhe der wirklichen Lebenshaltungskosten — entsprechend bei 
der Vermögenssteuer für ein auf proletarische Sparstrümpfe zugeschnittenes steuerfreies Mini- 
mum einzutreten (Wurm 1919: 149, 150). Im übrigen sei der Staat zu Interventionen zu ver- 
pflichten, die die Überwälzung der progressiven Einkommen- und Vermögenssteuern eindäm- 
men könnten: z.B. müsse eine Steuer, die städtisches Immobilienvermögen bzw. dessen Erträge 
treffe, »durch ausreichende Wohnungsfürsorge ergänzt werden, um die Überwälzung der Steu- 
er auf die Mieter zu verhindern« (Wurm 1919: 150). 

Erzbergers Steuerreform scheiterte an der galoppierenden Inflation, die die veranlagten Steu- 
ern — Einkommensteuer und Vermögensabgaben — trotz aller Progression zur Farce mach- 
te. Am wirksamsten war noch die im Quellenabzugsverfahren erhobene Lohnsteuer: Sie er- 
brachte während der Inflationsjahre 1920-1923 bis zu 95 % des Gesamtaufkommens der 
Reichseinkommensteuer (Witt 1974: 419), während die Kapitaleigentümer dank des um- 
schlächtigen Veranlagungsverfahrens in immer schnellerem Tempo und in immer größerem 
Umfang Steuern sparten und ihnen obendrein noch überall, wo sie als Steuerzahler auftraten 
(bei der Lohnsteuer, bei den Verbrauchssteuern), fortlaufend wachsende Inflationsgewinne 
auf Kosten des Staates in den Schoß fielen. Die deutsche Inflation erteilte den Sozialisten eine 
hervorragende Lektion über die Bedeutung steuertechnischer Details. 


Das Elend der Sanierungspolitik 


In der Zeit der ersten Republik versuchten sich die österreichischen und deutschen Sozialisten 
immer wieder an der Sanierung.des Staatshaushalts. Um die Nachkriegsinflation zu stoppen, 
war eine Budgetsanierung unumgänglich. Fragte sich nur, auf wessen Kosten. Otto Bauers Sa- 
nierungskonzept vom Oktober 1919 ließ darüber keinen Zweifel: Er schlugeine Vermögensab- 
gabe in Gold, Valuten und/oder ausländischen Wertpapieren vor, die von sämtlichem Privat- 
besitz zu erheben sei. Geldform und Höhe der Vermögensabgabe waren entscheidend, um das 
Budgetdefizit für einige Zeit decken, mithin die Banknotenpressen stilllegen zu können. Dafür 
wollten die Sozialisten auf jede Progression verzichten (vgl. OBW 2/775, 812 f.; 5/188 ff.). Die 
Vermögensabgabe wurde 1920 in stark verwässerter Form (mit Annahme von entwerteten 
Banknoten und Kriegsanleihen, mit mehrjähriger Ratenzahlung) eingeführt; sie bewirkte — 
wie die frühere Kriegsgewinnsteuer -— nur eine gewisse Kaufkraftabschöpfung, während das 
Notendrucken unvermindert weiterging (vgl. Szende 1929: 322 f.). Im Oktober 1921, ange- 
sichts einer galoppierenden Inflation, die auch die kupierte Vermögensabgabe zunichte machte, 
veröffentlichten die Organisationen der österreichischen Arbeiterbewegung ihren, von Otto 
Bauer verfaßten Finanzplan. Dieser Plan beschränkte sich auf Maßregeln, die »im Rahmen der 
kapitalistischen Welt« sofort durchführbar sein sollten (OBW 6/469). Als ersten Schritt sah der 
Finanzplan eine Valutazwangsanleihe von Banken und Börsen vor, die zu diesem Zweck in ei- 
nem Zwangsverband vereinigt werden sollten. Diese und weitere valorisierte Zwangsanleihen 
würden dem Staat die zur Budgetsanierung nötige Atempause verschaffen. Eine Steuerreform 
war der zweite und wichtigste Schritt des Sanierungsplans. In erster Linie sollten die Besitzsteu- 
ern (Einkommen-, Körperschafts- und Vermögenssteuern) erhöht und erweitert werden. Um 
eine rasche und möglichst billige Steuererhebung zu gewährleisten, schlug Bauer eine teilweise 
Rückkehr zur Repartitionstechnik vor: Zumindest die Privatunternehmen der Industrie soll- 
ten branchenweise zu Steuerverbänden zwangsvereinigt werden, die für Aufbringung und 
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pünktliche Bezahlung der Profitsteuern kollektiv zu haften hätten. Daneben schlug Bauer 
vor, die Alkoholsteuern zu erhöhen. Dieser Steuererhöhung könnten viele Arbeiter auswei- 
chen und sie würden ihr ausweichen müssen, weil die wichtigste Sparmaßnahme des Finanz- 
plans, der schrittweise Abbau der staatlichen Lebensmittelzuschüsse, unweigerlich zu einer 
Steigerung ihrer Lebenshaltungskosten führen würde. Allerdings sollte dieser Abbau wenig- 
stens teilweise durch gesetzlich verordnete (Mindest)lohn- und Gehaltserhöhungen für alle 
Lohnarbeiter kompensiert werden (vgl. OBW 2/472 ff., 818 f.; Gulick 1948: 109). Politisch 
war der Finanzplan ein Fehlschlag (vgl. Szende 1929: 324 £.). Er war ja ein Kompromißvor- 
schlag zwischen einer »Lösung mit sozialistischen Mitteln, mittels rücksichtsloser Eingriffe 
in das Eigentumsrecht« und einer bürgerlichen Bereinigung der Finanzkrise »durch rück- 
sichtslosen Abbau der Staatsangestellten und rücksichtslosen Ausbau des Systems der indi- 
rekten Steuern« (OBW 2/827). Die Partei wagte es nicht, in eine Koalitionsregierung einzu- 
treten in einer Situation, in deran eine lupenrein sozialistische Finanzpolitik nicht zu denken 
war (vgl. OBW 6/26; 2/825). 

Die deutsche Sozialdemokratie hat das mehrfach versucht. Rudolf Hilferding hatte das zweifel- 
hafte Vergnügen, als erster und einziger Sozialist in der ersten Republik sein Glück zweimal 
als Finanzminister einer Koalitionsregierung versuchen zu dürfen. Das erste Mal übernahm 
er dies Amt auf dem Höhepunkt der deutschen Inflation. In knapp 6 Wochen hat er einen 
Plan zur Währungssanierung auf Goldbasis ausgearbeitet, in dem eine 5 %ige Kapitalabgabe 
in Gold eine zentrale Rolle spielte — damit sollte der Reservefonds für eineneue Währungs- 
bank aufgebracht werden. Weil er davon nicht weit genug abgehen wollte, mußte er gehen 
(vgl. Vogt 1978: 145 ff.).® 

Mit der »grundlegende(n), umfassende(n) Finanzreforms, die die wiedervereinigte SPD schon 
in ihrem Aktionsprogramm vom September 1922 angekündigt hatte, war es nichts. Die steu- 
erpolitischen Vorstellungen der Sozialdemokratie radikalisierten sich, während ihre Hand- 
lungsmöglichkeiten schrumpften; das bekam Hilferding während seiner zweiten Amtszeit 
als Finanzminister der Großen Koalition (Mai 1928 bis Dezember 1929) zu spüren. 

Die Parteilinke, aber nicht nur sie, erwartete von einem sozialdemokratischen Finanzmini- 
ster zumindest einen »wirklichen sozialen Ausgleich der Steuerlasten«, energischen Abbau 
der »Massensteuern« und ebenso energische Erhöhung der »Besitzsteuern« (Ströbel 1928: 
675, 677). Hilferding enttäuschte derlei Erwartungen bitter. Er hatte das Pech, seinen ersten 
und einzigen eigenen Haushaltsplan (für das Haushaltsjahr 1929) angesichts eines beträchtli- 
chen und flott anschwellenden Defizits aufstellen zu müssen, das ihm teils sein Vorgänger 
hinterlassen hatte, teils von der einsetzenden Weltwirtschaftskrise und von der Steigerung 
der Reparationszahlungen beschert wurde. Mit der Inflationsangst und den Reparationsgläu- 
bigern im Nacken blieb ıhm keine Wahl: Er mußte das Defizit durch Steuererhöhungen 
und/oder Einsparungen decken. Das Reich hatte obendrein mit einem permanenten Kassen- 
defizit von rd. 1 Mrd. RM zu kämpfen, wovon etwa die Hälfte an den Monatsenden durch 
kurzfristige Kredite gedeckt werden mußte. Im Blick auf die laufenden Neuverhandlungen 
über die Reparationszahlungen wollte Hilferding den Haushalt 1929 hauptsächlich mit Steu- 
ererhöhungen ins Gleichgewicht bringen, um dann, ab 1930, Spielraum für eine auf 5 Jahre 
angelegte, große Steuerreform zu haben. Sein Deckungsvorschlag für 1929 sah vor, die Alko- 
holsteuern (Biersteuer und Branntweinmonopol) zu erhöhen, gleichzeitig aber auch die Erb- 
schaftssteuer und die Vermögenssteuer (durch einen Zuschlag von 20 %) zu steigern (Maurer 
1973: 53). Sein Steuerreformprogramm vom September 1929 war dagegen als großzügiges 
Entlastungsprogramm für »die Wirtschaft« konzipiert. Förderung der privaten Akkumula- 
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tion und Minderung der Kapitalflucht durch Senkung der Einkommen- und Vermögenssteu- 
er und Aufhebung spezieller Wertpapiersteuern, das schien Hilferding die einzig richtige »ka- 
pitalistische Methode« der Finanzpolitik in einer großen Wirtschaftskrise, solange die Arbei- 
terbewegung politisch zu schwach war, um Koalitionsregierungen entraten zu können. Der 
Schwerpunkt der Reform sollte beim Abbau der Einkommensteuerbelastung für die oberen 
(durch Steuersatzermäßigungen) und die unteren Einkommen (durch Anhebung des steuer- 
freien Existenzminimums) liegen. Zugleich sollte eine Massensteuer auf »unentbehrlichen 
Verbrauchs, die Zuckersteuer, aufgehoben, dafür aber die Biersteuer, später auch die Tabak- 
. steuer — als Massensteuern auf »entbehrlichen Verbrauch« — kräftigangehoben werden (vgl. 
Maurer 1973: 89 £.). Obwohl ein solcher Kompromiß — Lohnsteuersenkung bei gleichzeiti- 
ger Erhöhung der Alkohol- und Tabaksteuern — bei sozialdemokratischen Experten durch- 
aus als diskutabel galt (vgl. Hertz 1929), als Verzierung an einem Steuerentlastungsprogramm 
für die Besitzeinkommen machte er böses Blut auf der Linken. 

Nach Hilferdings Rücktritt (vgl. Maurer 1973: 102 ff.) und dem Verzicht auf das Finanzmi- 
nisterium konnte die Sozialdemokratie die geplante Finanzreform ungeniert kritisieren. Er- 
höhung der Einkommen- und Vermögenssteuern, schärfere Luxusverbrauchssteuern und 
Vermögensabgabe (Notopfer) hieß ihre Alternative (vgl. Vogt 1974: 457 f.). Unverdrossen 
forderte die Parteilinke eine »radikale Steuerreform, die zwar den Boden des bürgerlichen 
Staatshaushalts noch nicht verläßt, aber die sozialistischen Steuerprinzipien möglichst weit 
verwirklicht« (Tarner 1930: 357). Über das Reformziel, eine »sozial gerechte Steuervertei- 
lung« zugunsten der Arbeiterklasse (Ströbel 1930 b: 169), war man sich einig. Als brauchba- 
rer Indikator für die bestehende, ungerechte Steuerlastverteilung galt das Größenverhältnis 
zwischen dem Aufkommen der Massen- und Besitzsteuern — ohne daß das »gerechte« Ver- 
hältnis je anders als durch die bloße Richtung angegeben wurde, in der die Verschiebung der 
Steuerlasten zu erfolgen habe: runter mit den Massen- und hinauf mit den Besitzsteuern! 
(Vgl. Ströbel 1929, 1930 a, 1930c, 1930 d; Ströbel e.a. 1930: 10 £., 47). Ausgeglichen müsse 
das Budget unbedingt sein, aber das lasse sich auch erreichen, wenn man nur die Massensteu- 
ern (Lohn- und Verbauchssteuern) senke und zum Ausgleich die Besitzsteuern verschärfe 
bzw. Militärausgaben, Subventionen, Gehälter der Spitzenbeamten kürze (vgl. Positive 
Vorschläge 1930; Ströbel e.a. 1930). Mit fortschreitender Wirtschaftskrise verengte sich die 
sozialdemokratische Gegenposition immer mehr zu einer Sparpolitik mit anderen, »sozia- 
len« Akzenten; selbst der Vorschlag eines 10 %igen Zuschlags zur Einkommensteuer für alle 
höheren Einkommen wurde als reine Sanierungsmaßnahme präsentiert und die Beteiligung 
auch der einigermaßen krisenfest beschäftigten Lohnarbeiter an derlei Notopfern keines- 
wegs abgewiesen (vgl. Sozialdemokratisches Programm 1930: 12). 


Steuerpolitik im Roten Wien 


Von 1919 bis 1923 wurden in Wien eine ganze Reihe neuer Gemeindesteuern eingeführt, die 
fortan vielgeschmähten »Breitner-Steuern«, benannt nach Hugo Breitner, dem sozialisti- 
schen Finanzstadtrat. Bei Freund und Feind galten diese Steuern und die steuerfinanzierten 
Sozialausgaben der Gemeinde Wien als Vorbild sozialistischer Finanzpolitik (vgl. Kautsky 
1925). Die Sozialisten regierten in Wien von 1919 bis 1934 allein und konnten eine Steuerho- 
heit ausspielen, wie sie keine andere sozialistische Gemeinderegierung hatte — 1920 erhielt 
Wien den Doppelstatus einer Gemeinde und eines Bundeslandes. Allerdings nahm die Fi- 
nanzverfassung der Republik den Ländern und Gemeinden das Recht, eigene Zuschläge zu 
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den Bundessteuern — Einkommen-, Vermögens- und Umsatzsteuer — zu erheben (vgl. Dan- 
neberg 1922: 203 ff.). Vom sozialistischen Gemeindesteuerprogramm waren daher nur noch 
die Ertrags- und (Luxus) Verbrauchssteuern durchführbar (vgl. Weiss 1920: 26 ff.). Die Ge- 
meindezuschläge zur staatlichen Hauszinssteuer, die in den Tarifen der städtischen Monopol- 
betriebe versteckten Steuern und das als Verzehrungssteuer bekannte und verhafßtte Bündel 
von Nahrungsmittel- und Alkoholsteuern, die traditionellen Haupteinnahmequellen Wiens 
unter christlich-sozialer Verwaltung, waren 1919 faktisch versiegt — teils infolge der Infla- 
tion, teils dank sozialpolitischer Notmaßregeln wie Mieterschutz oder Lebensmittelzuschüs- 
sen (vgl. Breitner 1926 a: 179 f.; Danneberg 1929: 8 f.; Czeike 1958: 15 ff.). Breitner und Dan- 
neberg, die Architekten des neuen Gemeindesteuersystems, mußten sich also etwas einfallen 
lassen. 

Wie schafft man es, das für die Gemeinde nötige »Geld dort zu holen, wo es ist« (OBW 6/ 
909), d.h. die »Steuern möglichst auf die tragfähigen Schultern der Reichen und Besitzenden 
zu legen« (Danneberg 1925: 16), wenn die Steuern, die Land und Gemeinde Wien verbleiben, 
dafür nach traditionell sozialistischer Ansicht denkbar ungeeignet sind? Indem man dietradi- 
tionellen Verbrauchssteuern auf notwendige Lebensmittel (alltägliche Volksdrogen inklusi- 
ve) ersetzt durch eine ganze Reihe von speziellen Luxusverbrauchssteuern, die den Konsum 
der besitzenden Klassen treffen und obendrein noch — aller Orthodoxie zum Trotz — mit 
progressiven Tarifen erhoben werden. Das war der »Grundgedanke dieses neuen Steuersy- 
stems« (Breitner 1926. a: 180; vgl. Breitner 1926: 4 f.). 

Die sozialistische Gemeinderegierung hob also die alte »Verzehrungssteuer« auf sämtliche 
Nahrungsmittel auf und baute stattdessen die bereitsim Kriegeingeführte »Lustbarkeitsabgabe« 
konsequent zu einer progressiven Vergnügungssteuer auf die Eintrittspreise von Theater-, 
Tanz-, Sport- und sonstigen kommerziellen Veranstaltungen aus. Schon 1920 kam dazu eine 
spezielle »Nahrungs- und Genußmittelabgabe« auf alle Speisen und Getränke, die in Bars, Va- 
rietes und sonstigen Nacht- und Luxuslokalen verkauft wurden. Für beide Steuern galt ein 
Progressionstarif — je nach dem »Luxusscharakter einer Veranstaltung oder eines Etablisse- 
ments, den die Gemeindesteuerbeamten jeweils im Blick auf die Zahlungsfähigkeit des Publi- 
kums einschätzten, waren höhere Steuersätze anzuwenden; faktisch blieb die große Masse 
der kleinen Kaffeehäuser und Weinschenken abgabefrei, ebenso wie Veranstaltungen, die die 
Gemeinde für kulturpolitisch förderungswürdig hielt, während die Lokale und Darbietun- 
gen des großstädtischen Nachtlebens am schwersten besteuert wurden (vgl. Breitner 1926 a: 
185; Breitner 1927: 11; Gulick 1938: 536 f.). Ähnlich wurden auch die »Kraftwagenabgabe«, 
die »Hauspersonalabgabe« und die »Fremdenzimmerabgabe« gestaltet. Die große Masse der 
Wiener Bevölkerung, die kein Auto hatte, keine teuren Nachtlokale besuchte, keine oder 
nicht mehr als einen Dienstboten beschäftigte, wurde von diesen Luxussteuern nicht behel- 
ligt (vgl. Breitner 1926a: 187, 1926 b: 7 f.; Danneberg 1929: 10 £f.). 

Diese Steuern hatten mehr als nur moralische Wirkungen. Sie brachten auch erhebliche Sum- 
men ein. Aber nicht genug. Nach einigen Anläufen wurde im Januar 1923 die alte Hauszins- 
steuer endgültig durch eine neue, progressive »Wohnbausteuer« abgelöst. Das Aufkommen 
dieser Steuer war strikt zweckgebunden — für den kommunalen Wohnungsbau, der seiner- 
seits wieder die Voraussetzung dafür war, den im Krieg eingeführten Mietstopp aufrechter- 
halten zu können (vgl. Danneberg 1921: 11 f., 15). Zweckbindung und scharfe Progression — 
nur in dieser Form akzeptierten die Sozialisten alstraditionelle Gegner aller Mietsteuern eine 
solche Steuer, die nicht als reine Luxussteuer gestaltet war. Die Last der Wohnbausteuer wur- 
de dank scharfer Progression eindeutig auf die wohlhabenden Schichten der Wiener Wohn- 
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bevölkerung verlagert: Im Jahre 1928 erbrachten die 527731 billigsten Wiener Wohnungen 
und Geschäftslokale (82,1 % aller Mietobjekte) nur 22,6 % des Gesamtaufkommens der 
Wohnbausteuer, während die Besteuerung der Mieten für die 3470 teuersten Mietwohnun- 
gen und Geschäftslokale (0,54 % der Mietobjekte) 44,5 % der Steuer aufbrachte; die 86 teuer- 
sten Mietobjekte der Stadt brachten soviel ein wie die Besteuerung von 350000 Arbeiterwoh- 
nungen (vgl. Danneberg 1929: 22, 1930: 25). Die tatsächliche Steuerbelastung stieg von 2 % 
für die Mieter von Arbeiterwohnungen bis auf 36,6 % für die Mieter von ausgesprochenen 
Luxuswohnungen (Danneberg 1930: 23).” Auch die Wohnbausteuer deckte nie mehr als 40% 
der Kosten des beispiellos großzügigen Wohnungsbauprogramms der Gemeinde. Dennoch 
schaffte es die Gemeinde, ihren Wohnungsbau ganz aus Steuereinnahmen zu finanzieren: Et- 
was weniger alsein Drittel stammten aus Zuweisungen aus dem Aufkommen der Bundessteu- 
ern, über zwei Dritteln aus den Gemeindesteuern. Davon entfielen zwischen 1926 und 1929 
gut 36 % auf die eigentlichen Luxussteuern und über 60 % wurden durch die progressive Be- 
steuerung der Besitzenden (inklusive Wohnbausteuer also) aufgebracht (vgl. Gulick 1938: 
534; 1948: 369; Czeike 1958: 19 ff.). Der Rest entfiel auf die Wohnbausteuer der ärmeren 
Schichten der Wohnbevölkerung und vor allem auf die im Sommer 1920 neu eingeführte 
»Fürsorgeabgabe«. Das war eine Ertragssteuer auf Unternehmensgewinne, bemessen nach 
der Lohn- und Gehaltssumme (Lohnsummensteuer). Für sie galt ein proportionaler Steuer- 
satz — mit der wichtigen Ausnahme der Banken und sonstigen Geldhändler, die den doppel- 
ten Steuersatz (3 Ya %) zu entrichten hatten (vgl. Breitner 1926 a: 184; 1927: 10; Gulick 1948: 
367). Diese Steuer erwies sich bald als Mißgriff mit ausgesprochen ungünstigen Beschäfti- 
gungseffekten. 

Zwei Lehren lassen sich aus dem Wiener Experiment ziehen: Progressive Luxusverbrauchs- 
steuern sind technisch möglich und sogar höchst einträglich — wenn auch vermutlich nur in 
großstädtischen Zentren. Auch Massenverbrauchssteuern lassen sich progressiv gestalten; sie 
können ruhig bemerkbar sein, wenn sie klar zweckgebunden bleiben. 


3. Sozialistische Steuerpolitik im Wohlfahrtsstaat 


Auch im Kontext der entwickelten Wohlfahrtsstaaten haben sich die Sozialisten ihre tradi- 
tionelle Vorliebe für direkte (Einkommen- und Vermögens-) und ihre Abneigung gegen indi- 
rekte (Verbrauchs- und Umsatz-) Steuern erhalten. Zwar ist die einstige, marxistisch klingen- 
de Begründung dafür — direkte Steuern seien Mehrwertsteuern, indirekte Steuern seien 
Lohnsteuern (Heller 1917: 6) — gründlich diskreditiert worden. Aber die alten Reformideen 
haben das überstanden, wenn auch ohne klassenkämpferische Spitze. Direkte Steuern seien 
»sozial« (gerecht), indirekte dagegen wirkten »unsozial« (sozial ungerecht), so lautet die heute 
bei den Organisationen der Arbeiterbewegungüblich gewordene Begründung. Die Steuerpo- 
litik habe die Steuerlasten sozial »gerecht« zu verteilen und zu diesem Zweck sowohl einzelne 
Steuern als auch das ganze Steuersystem sozial »gerecht« zu gestalten (vgl. z.B. das Aktions- 
programm der SPD von 1952/54 in: Programme 1963: 159 f.; Koch 1953: 78, 90 ff.; DGB 
1972). Als sozial gerecht gilt ein Steuersystem, in dem deutlich mehr als die Hälfte des Ge- 
samtsteueraufkommens auf die »sozialen« direkten Steuern und weniger als die Hälfte auf die 
»unsozialen« indirekten Steuern entfällt (vgl. Pehl 1962: 54; Höhnen/Wehner 1978: 80 f.). 
Obendrein müßten die einzelnen Steuern des Steuersystemns, die Einkommensteuer ebenso 
wie die Umsatzsteuer, »sozial gestaltet« werden (vgl. Koch 1953: 79 ff., 90 f.; Pehl 1962: 33 f., 
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47 f.). Um als gerecht gelten zu können, sollte der Tarif einer Einkommensteuer z.B. minde- 
stens progressiv sein; in einem »sozialen« Steuersystem müßte die Progression der direkten 
Steuern zusammengenommen stark genug sein, um die regressive Lastenverteilung der indi- 
rekten Steuern überkompensieren zu können. Erst dann nämlich könnte das Steuersystem 
die in der kapitalistischen Marktökonomie entstandenen Einkommens- und Vermögensun- 
gleichheiten reduzieren (vgl. Pehl 1962: 33). 

Der Keynesianismus lieferte der Arbeiterbewegung ein starkes Zusatzargument für progres- 
sive Steuern bzw. ein progressives Steuersystem. Eine deutlich höhere, progressive Besteue- 
rung der »Reichen« bzw. der »großen« Privateinkommen und -vermögen schien danach 
nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit, sondern auch der ökonomischen Vernunft zu sein, 
die sozialpolitisch erwünschte zugleich die konjunkturpolitisch richtige Besteuerung. Denn 
wenn Konjunktur und Beschäftigung durch eine schiefe Verteilung des vorhandenen Reich- 
tums bedroht werden, dann liegt es nicht nur im partikularen Interesse der Arbeiter, die klei- 
nen Masseneinkommen so gering wie möglich zu besteuern, um die Massenkaufkraft zu 
schonen, und zugleich die großen Besitzeinkommen (oder wenigstens die Zins- und Renten- 
einkommen) schärfer zu besteuern, um zu verhindern, daf zuviel Kapital brachgelegt wird. 
Dann läßt das angebliche ökonomische Allgemeininteresse an allseits guten Geschäften und 
reichlicher Beschäftigung auch gar keine andere Besteuerung zu (vgl. Strachey 1940: 72 ff.). 
Obendrein haben stark progressive Steuern noch eine deutlich höhere Aufkommenselastizi- 
tät als alle anderen, so daß ein Wohlfahrtsstaat mit solchen Steuern automatisch, ohne Re- 
formanstrengungen, vom Wachstum des Nationaleinkommens und -vermögens mitzehren 
kann. 


3.1. Stenergerechtigkeit — was soll das heißen? 


Die Gerechtigkeitsnorm muß interpretiert werden. Alle normativen Vorstellungen von »ge- 
rechter« Besteuerung beruhen auf »Gerechtigkeitskonventionen« innerhalb sozialer Klassen 
oder sozialer Bewegungen (vgl. Mann 1928: 120 f.). Allgemein verbindlich können sie nie 
sein, mehrheitsfähig nur selten. 

In der Tradition wie in der Gegenwart der Arbeiterbewegung finde ich wenigstens drei Kon- 
zeptionen von Steuergerechtigkeit. Die einen halten die »wirtschaftliche Leistungsfähigkeit« 
der Steuerzahler für einen hinreichenden Maßstab »sozial gerechter« Verteilung der Steuerla- 
sten (vgl. für dieSPD: Programme 1963: 97, 158 f.; Pass 1953: 203). Leider hat die Leistungsfä- 
higkeitsregel normative Implikationen, die dem Wohlfahrtsstaat völlig unangemessen sind 
und obendrein unweigerlich in einen Dschungel von Steuersubventionen und -vergünstigun- 
gen führen. Was Steuerfähigkeit ist, wird nach der Logik privater Reproduktion in einer Wa- 
renökonomie bestimmt. Sie beginnt erst da und nur da, wo der einzelne Staatsbürger seine 
private Reproduktion mit eigenen Mitteln vollbracht hat — jenseits eines für alle gleichen 
»Existenzminimums« oder eines nur für bestimmte Gruppen gleichen »auskömmlichen Loh- 
nes für jede Arbeit« (DGB 1949: 589). Der Steuerstaat soll sich also auf die Aneignung von 
Surplusgrößen beschränken und die zur privaten Reproduktion notwendigen Einkommen 
und Vermögen unbehelligt lassen. Er kann und darf aber, bürgerlicher Staat, der er ist, nicht 
jedem einzelnen Steuerzahler verbindlich vorschreiben, welche seiner privaten Ausgaben in 
welcher Höhe für dessen private Reproduktion als Lohnarbeiter, als Unternehmer, als Ren- 
tier usw. notwendig und daher steuerfrei sein sollen. Folglich bedingt eine Besteuerung nach 
Maßgabe der Steuerfähigkeit, daß jeder Steuerpflichtige, der mehr als das offizielle Existenz- 
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minimum hat, die Höhe seines steuerpflichtigen Einkommens und Vermögens mittels einer 
im Prinzip stets unabgeschlossenen Reihe von schwach oder gar nicht normierten Werbungs- 
kosten, Vorsorgeaufwendungen, Investitionsrücklagen, Abschreibungen usw. weitgehend 
selbst bestimmen kann. Da die private Reproduktion des Kapitalisten als Kapitalist von der 
Reproduktion seines Kapitals nicht zu trennen ist, widerspricht es der Logik des Leistungsfä- 
higkeitsprinzips durchaus nicht, daß alle Ausgaben, die der einfachen oder erweiterten Re- 
produktion ihres Kapitals dienen, ihre Steuerfähigkeit mindern. Vorwiegend defensiv ist 
auch die Begründung für die Steuerprogression: wer einen größeren Überschuß über seine 
(gegenwärtigen und zukünftigen) notwendigen Privatausgaben hat als andere, kann es sich 
leisten, dem Fiskus mehr davon zu überlassen. 

Wer an die Leistungsfähigkeit als Gerechtigkeitsnorm glaubt, sollte sich nicht über eine 
schwächliche, ineffektive oder bloß nominale Steuerprogression wundern. Im Zeichen der 
Leistungsfähigkeit haben die Arbeiterorganisationen denn auch in erster Linie für die Aner- 
kennung der spezifischen Reproduktionskosten der Lohnarbeiter durch den Steuerstaat und 
für Chancengleichheit bei der Bestimmung der eigenen Steuerfähigkeit gekämpft. Daß Lohn- 
arbeiter generell steuerfrei oder auch nur von der Steuerprogression verschont bleiben soll- 
ten, läßt sich mit der Leistungsfähigkeitsregel nicht begründen. Man kann damit nur gegen 
Steuern polemisieren, die keinen Unterschied zwischen den vorrangigen notwendigen Pri- 
vatausgaben und einem entbehrlichen Surplus zulassen. 

Als Wohlfahrtsstaat greift der bürgerliche Staat massiv und auf der ganzen Linie in die Repro- 
duktion seiner Bevölkerung ein. Der Privatcharakter dieser Reproduktion wird immer illu- 
sorischer, je mehr siezur Reproduktion mittels Nicht-Waren, öffentlichen Gütern und Qua- 
si-Waren (Krätke 1984: 35 ff.) wird, die nur vom bzw. über den Staat zu haben sind. Damit 
wird auch das traditionelle Konzept der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit hinfällig. 
Daß die Arbeiterbewegung und ihre Organisationen diesem Konzept bis heute mehrheitlich 
anhängen, ist strukturell auf die »(Sozial)Versicherungsillusion«, das notwendige Gegen- 
stück zur »Fiskalillusion«, zurückzuführen. Die versicherungsförmige Konstruktion von 
Beiträgen und daran gekopppelten Transfers erzeugt die Illusion, daß jeder Einzelne letzten 
Endes doch, wenn auch mit staatlicher Nachhilfe, selbst für seine Reproduktion und die sei- 
ner Familie aufkomme und nur bekomme, wofür er zuvor gezahlt habe. Bei echten, unver- 
blümten Steuern dagegen verschwindet jeder Zusammenhang zwischen den öffentlichen 
Diensten und Gütern, die man nutzt, den nicht versicherungsförmigen Geldtransfers, die 
man beansprucht, und den Steuern, die man zahlt oder nicht zahlt, aus dem Bewußtsein. 
Folglich stützt die Form der Sozialversicherung, die die für die Reproduktion der Arbeiterbe- 
völkerung wichtigsten Leistungen des Wohlfahrtsstaats historisch angenommen hat, die Lei- 
stungsfähigkeitsideologie — den Glauben, daß sich der Steuerstaat gerechterweise auf die Be- 
steuerung von privatem Surplus zu beschränken habe. 

Gerecht seien Steuern, die die vorhandenen und als ungerecht empfundenen Ungleichheiten 
der Einkommens- und Vermögensverteilung im Kapitalismus dauerhaft reduzieren — das 
war und ist die wichtigste Alternative zum Leistungsfähigkeitskonzept in der sozialistischen 
Arbeiterbewegung (vgl. Amberg 1953: 23 ff.; Crosland 1967: 228 ff.). Egalitär müsse die Be- 
steuerung sein, d.h. vorhandene Einkommensunterschiede nivellieren und Vermögensun- 
gleichheiten systematisch abbauen, um (mehr) gesellschaftliche Gleichheit herbeizuführen 
(vgl. Durbin 1940: 305 f. 309 £.; Hofstra 1946: 118 f.; Harrington 1975: 391 £.). Diese Gerech- 
tigkeitsuorm — Gleichheit oder jedenfalls geringere Ungleichheit der privaten Einkommen 
und Vermögen — ist durchaus noch auf eine kapitalistische Gesellschaft bezogen. Denn sie 
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beruht darauf, daß einige oder alle Einkommens- und Vermögensunterschiede in dieser Ge- 
sellschaft, gänzlich oder bis zu einem gewissen Grade, als »ungerecht« verurteilt werden. Da 
gehen die Meinungen der Gleichheitsfreunde auseinander und folglich sınd auch Maß und 
Art der richtigen egalitären Besteuerung umstritten. Manche halten nur einige Arten »unver- 
dienter« Einkommen oder Vermögenszuwächse für ungerecht (z.B. Erbschaften, Glücks- 
spiel- oder Spekulationsgewinne, windfall profits), manche können nur übermäßige (z.B. 
monopolistische) Profite, »wucherische« Zinsen und dergleichen verwerflich finden. Darum 
befürworten alle eine schärfere Steuerprogression, einige auch zusätzliche Sondersteuern auf 
besonders skandalöse Finkommen oder Vermögenszuwächse — bis zur Konfiskation. Weni- 
ge meinen, daß eine egalitäre Besteuerung auf die Dauer nur im Verein miteiner umfassenden 
Sozialisierungsoperation Sinn habe (vgl. Hofstra 1946: 119 f., 215 f.). Die meisten aber wollen 
soweit nicht gehen oder halten eine Sozialisierung jedenfalls auf absehbare Zeit für undurch- 
führbar. Wer dennoch auf egalitäre Besteuerung nicht verzichten will, landet in der Zwick- 
mühle der ausgleichenden Gerechtigkeit. 

Ungleichheiten der privaten Wohlfahrt lassen sich mittels scharf progressiver Einkommen-, 
Vermögens- und Erbschaftssteuern (nebst einigen Luxusverbrauchssteuern) durchaus eineb- 
nen. Aber je länger diese steuerliche Korrektur der immer gleichen Ungerechtigkeiten fortge- 
setzt wird, desto mehr gerät sie mit ihren eigenen Voraussetzungen in Streit. Das fortgesetzte 
Einebnen von privaten Wohlfahrtsunterschieden beruht just darauf, daß die Ungleichheit 
der privaten Verfügungsgewalten über ökonomisch relevante Ressourcen, mithin die Un- 
gleichheit der privaten Handlungs-, sprich Verdienst- und Bereicherungsmöglichkeiten von 
der Besteuerung nicht angetastet wird. Von egalitären Steuern kann der Steuerstaat nur leben 
und als Wohlfahrtsstaat die die gesellschaftliche Gleichheit befördernden Sozialinvestitionen 
finanzieren, solange sich die Ungleichheiten der Einkommens- und Vermögensverteilung 
beständig reproduzieren. »Unverdiente« Einkommen und Vermögen müssen immer wieder 
von neuem zustande kommen können, damit das Wegsteuern solch ungerechten privaten 
Reichtums dem Steuerstaat regelmäßige Einnahmen bringen kann. Im Blick auf das fiskali- 
sche Eigeninteresse des Steuerstaats müssen daher auch die Gleichheitsfreunde froh sein, 
wenn unrecht Gut gedeiht. Gleichzeitig setzen sie sich dem Vorwurf aus, eben dies Gedeihen 
mit egalitären Steuern zu gefährden. Früher oder später muß doch jedem der Spaß am Kon- 
kurrenzkampf vergehen, wenn jeder Extraprofit, -zins, -Iohn prompt weggesteuert wird. 
Wie lange wird beispielsweise weiterspekuliert, wenn der Steuerstaat sich systematisch alle 
Spekulationsgewinne holt? Funktionslos oder dysfunktional sind eben die wenigsten Ein- 
kommensungleichheiten in einer kapitalistischen Gesellschaft. Folglich steht jede egalitäre 
Steuerpolitik im Kapitalismus alsbald im Verdacht, die allgemeine Wohlfahrt einem nur 
halbherzig verfolgten Gerechtigkeitsideal zu opfern. 

Die sozialdemokratische Arbeiterbewegung hat sich längst zu einer keynesianischen Be- 
schäftigungspolitik im Kapitalismus bekehrt — wenn diese auch bis heute in den weitaus mei- 
sten Wohlfahrtsstaaten (etwa mit Ausnahme Schwedens und Österreichs) nicht oder nur 
schwach institutionalisiert ist. Das erklärt ihre Zurückhaltung gegenüber egalitären Steuer- 
konzepten, die einer Politik der Förderung privater Beschäftigung durchaus im Wege stehen 
kann. Selbst wo es darum geht, offenkundige Steuerprivilegien, wie die weitgehende fakti- 
sche Steuerfreiheit von Zinseinkommen in der BRD, aufzuheben, wird wirtschaftspolitisch 
ohne Gerechtigkeitserwägungen argumentiert (vgl. Krätke 1986b). Der Ausgleich gesell- 
schaftlicher Ungleichheiten wird von öffentlichen (Sozial) Ausgaben, nicht von der Besteue- 
rung erwartet. 


58 Michael Krätke 


Die Marxisten in der Arbeiterbewegung schließlich haben die Möglichkeit einer gerechten 
Besteuerung im Kapitalismus stets bestritten und jede Vorstellung eines »gerechten Steuersy- 
‚stems« als Illusion bekämpft (vgl. für viele: Heller 1927). Einkommens- und Vermögensun- 
terschiede im Kapitalismus, so ihr normatives Argument, beruhen (in der Hauptsache) auf 
Ausbeutungsverhältnissen. Eine »gerechte Ausbeutung« gibt es nicht, folglich auch keine 
»gerechten« Profite, Zinsen, Renten — auch wenn diese durch Besteuerung kräftig nivelliert 
würden (vgl. OBW 4/745). Der Steuerstaat könnte kapitalistische Ausbeutung nicht nur 
nicht verhindern, er betreibe selbst Ausbeutung, »Steuerausbeutung« (vgl. Delorme 1965: 
132; O’Connor 1974: 244). Soweit dies eine, eigene von der kapitalistischen verschiedene 
Form der Ausbeutung ist, die ganz und gar von politischen Entscheidungen im Steuerstaat 
abhängt, gibt es auch für Marxisten nicht nur eine Norm der Steuergerechtigkeit, sondern so- 
gar deren zwei. Gerecht und obendrein ganz im Interesse der bisherigen Opfer der Steueraus- 
beutung wäre erstens eine Steuerpolitik, die jegliche Steuerausbeutung durch den bürgerli- 
chen Staat, gleich wen sie trifft, beendete. Im Kontext sozialistischer Politik wäre auch die 
Umkehrung der bisherigen Steuerausbeutung, also die Ablösung der Steuerausbeutung der 
Arbeiterklasse durch eine Steuerausbeutung der besitzenden Klassen zu rechtfertigen. 


3.2. Stenerausbeutung 


Marxisten neigen wie andere Sozialisten dazu, eine progressive Steuerlastverteilung für wenı- 
ger ungerecht, d.h. weniger ausbeuterisch zu halten als eine regressive; ihre Gegner wittern 
hinter einer progressiven Steuerlastverteilung sogleich die Steuerausbeutung der Besitzenden 
(vgl. Brunner 1921: 56). Daß eine Steuerlastverteilung ungleich ist, erlaubt aber noch kein Ur- 
teil darüber, ob und für wen diese Besteuerung Ausbeutung bedeutet. Intuitiv läßt sich Steu- 
erausbeutung nicht fassen. Sie bietet vielmehr gerade in der marxistischen Tradition ein ver- 
tracktes theoretisches Problem. 

Die »Kapitalistenklasse exploitiert die Bauernklasse durch die Staatssteuer«, hat Marx 1850 la- 
pidar geschrieben (MEW 7/84) und die Steuerausbeutung, neben dem Kredit, als eine beson- 
dere Form kapitalistischer Ausbeutung bezeichnet. Ich will darlegen, (a) inwiefern bei der 
Besteuerung von Ausbeutung die Rede sein kann, d.h. wer wen auf welche Weise und mit 
welchen Folgen dabei ausbeuten kann, und (b) zeigen, daß Steuerausbeutung keine kapitali- 
stische, sondern eine Ausbeutungsform sui generis ist. 

Die Theorie der Ausbeutung geht nicht auf in Klassentheorie; nicht alle Ausbeutungsverhält- 
nisse sind Klassenverhältnisse, Ausbeutung kommt auch in den Beziehungen zwischen 
Nicht-Klassen, Ländern, Nationen, Staaten, ethnischen Gruppen, Geschlechtern usw. vor. 
Jede Ausbeurtungstheorie, die diesen Namen verdient, hat erstens kausal zu erklären, wie 
Ausbeutung möglich ist bzw. funktioniert, und zweitens normativ zu begründen, warum das 
verwerflich sein soll. 

Jede marxistische Ausbeutungstheorie behauptet, daß zwei Paar Ungleichheiten, die Un- 
gleichheit der individuellen und kollektiven Wohlfahrt (oder abkürzend: des Einkommens) 
und die Ungleichheit der Verfügungsgewalten über (produktive) Ressourcen, kausal zusam- 
menhängen. Die Einkommen oder Wohlfahrt sind ungleich verteilt, weil die Ressourcen un- 
gleich verteilt sind. Traditionell suchen die Marxisten den Kausalnexus darin, daß die einen 
Mehrarbeit leisten müssen, die sich die anderen aneignen können. Diese Konzentration auf 
die Aneignung von Mehrarbeit erlaubte es, zu unterscheiden: Nicht jede beliebige, sondern 
nur bestimmte Ungleichverteilungen gestatten es den Eigentümern bestimmter, keineswegs 
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aller, produktiver Ressourcen, sich die Mehrarbeit anderer anzueignen. Folglich gibt es öko- 
nomische Ungleichheiten, die nicht auf Ausbeutung beruhen — eine Feinheit, die den Vertre- 
tern eines katholischen Ausbeutungsbegriffs wie Parkin (1979) und Roemer (1982) entgeht. 

.Zum Beispiel betrachtet Roemer die ungleiche Verteilung von Qualifikationen und speziel- 

len Fertigkeiten als Grund eines besonderen Ausbeutungsverhältnisses. Dieser Grund trägt 
nicht, weil un- und angelernte Arbeiter in kooperativen Arbeitsprozessen kaum weniger un- 
entbehrlich sind als Facharbeiter und Diplomierte. Wer sich wessen Mehrarbeit aneignet, ist 
nicht eindeutig zu entscheiden.® 

Konzentration auf die Aneignung von Mehrarbeit bedeutet keineswegs, daß es nur ein Ausbeu- 
tungsverhältnis gäbe. Im Gegenteil. Selbst innerhalb des Kapitalismus lassen sich damit eine 
ganze Reihe von Formen »kapitalistischer« Ausbeutung unterscheiden — ım Gegensatz zur 
Roemerschen Einfalt (vgl. Krätke 1984: 128 ff.). Für diese (klassentheoretisch wichtigen) Form- 
unterschiede spielt das Mafß der Ungleichverteilung der verschiedenen Arten produktiver Res- 
sourcen — in Geld-, Waren- oder Naturalform — die Hauptrolle. Derlei Ungleichverteilungen 
gehen mit einer, für bürgerliche Gesellschaften spezifischen Gleichverteilung zusammen: Jeder 
Einzelne besitzt nämlich eine und nur eine Einheit der Ressource »menschliche Arbeitskraft«, 
seine eigene. Was er damit anfangen kann, hängt davon ab, über welche anderen produktiven 
Ressourcen er in welchem Maß verfügen kann bzw. welche ihm fehlen. Je nachdem wird er mit 
den Besitzern der Ressourcen, die ıhm fehlen, Kauf-, Miet-, Pacht-, Kredit- oder Arbeitsverträ- 
ge abschließen und entsprechend Mehrarbeit leisten müssen — als Käufer für den Verkäufer, als 
Mieter für den Vermieter, als Schuldner für den Gläubiger, als Lohnarbeiter für einen Lohn- 
herrn. Wird jemand ausgebeutet, dann geschieht das in einer bürgerlichen Gesellschaft in der 
Regel mehrfach und auf verschiedene Weise zugleich. Klassentheoretisch wichtig sind die ver- 
schiedenen Kombinationen dieser Ausbeutungen. Für die Theorie der Ausbeutung dagegen ist 
eine Unterscheidung wichtig, die Marx gelegentlich trifft — die zwischen »primärer« und »se- 
kundärer« Ausbeutung (vgl. Krätke 1984: 142 f.). Gemeint ist der Unterschied zwischen Ver- 
hältnissen, in denen Arbeit geleistet, und solchen, in denen nicht gearbeitet wird. Bei letzeren — 
z.B. beim Kaufen und Verkaufen einer Ware, beim Mieten und Vermieten einer Wohnung, 
kann die Grenze zwischen notwendiger und Mehrarbeit post festum verlegt werden, indem et- 
wa der Käufer oder Mieter gezwungen wird, dem Verkäufer oder Vermieter einen Teil seines 
Arbeitseinkommens ohne Aquivalent abzutreten. Ausbeutung in diesem Sinn kann die Arbei- 
tenden aller Klassen treffen, nur nicht diejenigen, die als Rentiers ganz und gar von der Mehrar- 
beit anderer leben. 

Was, wenn überhaupt etwas, ist nun ungerecht an der Aneignung fremder Mehrarbeit? Wie 
ungezählte utopische Sozialisten vor ihm meint Roemer, das normative Kriterium für die 
Verwerflichkeit von Ausbeutung in einem denkbaren Zustand außerhalb des aktuellen Aus- 
beutungsverhältnisses zu finden, in dem es den Ausgebeuteten besser geht. Allerdings hat sei- 
ne spieltheoretische Formulierung den Vorteil, präzis zu sein. Kapitalistische Ausbeutung 
z.B. gilt ihm als illegitim, wenn es einen denkbaren Zustand gibt, in dem die Produktionsmit- 
tel völlig gleichmäßig pro Kopf verteilt sind und es den früheren Lohnarbeitern besser geht 
als bei ungleicher Verteilung der Produktionsmittel (vgl. Roemer 1982: 276 ff.).” Was aber, 
wenn das nicht denkbar ist, wie liberale Ökonomen seit eh und je behaupten. Dann wäre 
Ausbeutung legitim, weil es den Ausgebeuten ohne Ausbeutung schlechter ergehen müßte 
als mit ihr. Roemers normativer Ausbeutungsbegriff ist nicht nur ein hypothetischer (vgl. 
Offe 1985: 85 f.), sondern beruht auch auf dem einzigen Kriterium der materiellen Wohl- 
fahrt, muß folglich schon vor der simpelsten Standardapologetik die Waffen strecken. Daß 
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die Betroffenen ihre materielle Situation für gut und mangels vorstellbarer Alternativen für 
die bestmögliche halten, ist ein schwaches, wenn auch altehrwürdiges Legitimitätskriterium. 
Wer nicht damit zufrieden ist, daß die Zufriedenheit des Lohnarbeiters im Kapitalismus seine 
Ausbeutung rechtfertigen soll, muß sich nach einem anderen Gerechtigkeitsmaßstab umse- 
hen. Marx’ Ausbeutungsbegriff ist, soweit von der bürgerlichen Gesellschaft die Rede ist, klar 
auf den Austausch von Äquivalenten bezogen (vgl. Krätke 1984: 141). Aber seine normative 
Ladung ist damit noch nicht erschöpft. Ich meine, daß es Marx’ Auffassung jedenfalls nicht 
zuwiderläuft, wenn man die Aneignung fremder Mehrarbeit auch an dem in der bürgerlichen 
Gesellschaft erreichten und tendentiell verallgemeinerten Standard der »Freiheit der Person« 
mißt. Der gilt, wie Marx oft genug betont, auch und gerade für den »freien Arbeiter« im Kapi- 
talismus. Ausbeutung widerspricht diesem Standard zweifach: Erstens sehen sich die Ausbeu- 
tungsopfer im Kapitalismus in aller Regel gezwungen, Mehrarbeit zu leisten, und sei es nur in 
dem Sinne, daß sie Verhältnissen, in denen ihnen Mehrarbeit für andere abverlangt wird, 
kaum ausweichen können. Zweitens hat dieser, in der Regel strukturelle oder »stumme 
Zwang der Verhältnisse« zur Folge, daß sie keinerlei Einfluß mehr darauf haben, für wen 
oder was, für welche Zwecke, für welche Art von Reichtum sie Mehrarbeit leisten. Sie müs- 
sen sich gefallen lassen, wie willen- und urteilslose »Produktivkräfte« für die Mehrung frem- 
den Reichtums in fremden Händen benutzt zu werden. Also ist nicht Mehrarbeit schlecht- 
hin, nicht einmal jeder institutionalisierte Zwang zur Mehrarbeit schon illegitim, sondern 
erst der Verlust jeglichen Einflusses darauf, was mit der eigenen Mehrarbeit geschaffen oder 
angerichtet wird. 

Wie paßt nun die Besteuerung in den Rahmen einer solchen Ausbeutungstheorie? Demokra- 
tisch verfaßte Wohlfahrtsstaaten erzeugen, vertiefen und/oder dämpfen Wohlfahrtsunter- 
schiede zwischen verschiedenen Gruppen und Klassen ihrer Bevölkerungen — durch die Art 
ihrer Besteuerung ebenso wie durch die Art und Weise der Steuerverwendung. Wohlfahrts- 
staaten verfügen über ein größeres und bunteres Arsenal produktiver Ressourcen als alle bür- 
gerlichen Staaten zuvor. Ihre Steuerhoheit (»power to tax«) beruht daher keineswegs nur auf 
der Monopolisierung der Mittel physischer Gewalt (vgl. Nowak 1983: 134 f.; Elster 1985: 
198) durch den bürgerlichen Staat. Nicht nur aus Furcht vor gewaltsamen Sanktionen, son- 
dern auch im wohlverstandenen Eigeninteresse lassen sich die Bürger der Wohlfahrtsstaaten 
die Besteuerunggefallen, wenn auch jeder Einzelne eben so rational egoistisch bestrebt ist, für 
sein Teil möglichst wenig Steuern zu zahlen. Als Privatleute sind die Wohlfahrtsstaatsbürger 
daran interessiert, daß der Staat seine Ressourcen einsetzt, um Güter und Dienste zu erzeu- 
gen, die trotz Bedarf von Privaten nicht oder nicht in zureichender Menge oder Qualität pro- 
duziert werden. Gleichzeitig sind sie daran interessiert, daß der Staat sich eben auf solche 
komplementären Leistungen beschränkt und seine produktiven Ressourcen nicht in Kon- 
kurrenz mit den Privatleuten zum Erwerb nutzt. Reich an Gütern und Diensten soll er sein, 
aber sich aus den Ausbeutungsverhältnissen zwischen Privatleuten heraushalten, also keine 
eigenen Besitzeinkommen beziehen. Die Besteuerung ist die institutionalisierte Kompro- 
mißlösung für diese widerstreitenden Interessen (vgl. ausführlich Krätke 1984: Kap. 2). 
Als spezifische Aneignungsweise steht die Besteuerung von vornherein unter Ausbeutungs- 
verdacht. In jedem Fall nimmt der Staat Privatleuten etwas von ihrem Geld und Gut — unter 
Androhung von Gewalt und ganz und gar einseitig, ohne jeden rechtlichen oder faktischen 
Anspruch des Ausgenommenen auf eine ihm individuell zustehende Gegenleistung des Staa- 
tes. In den demokratisch verfaßten Wohlfahrtsstaaten wird aber den Bürgern absolut und re- 
lativ mehr als in jedem bürgerlichen Staat zuvor von den Steuergeldern wieder zurückgege- 
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ben — in Form von individualisierten Finkommenstransfers und in Form von öffentlichen 
Gesundheits-, Bildungs-, Unterhaltungs-, Betreuungseinrichtungen, in Form von infra- 
strukturellen Gütern und Diensten, die auch den Nicht-Produktiven bzw. den Produktiven 
auch in der Freizeit von Nutzen sind. Zugleich liegt die Steuerhoheit nicht ein für allemal in 
Händen ein und derselben Gruppe oder Klasse. Wem sie zufällt, hängt von wechselnden 
Wähler- und Parlamentsmehrheiten ab; darauf beruht die klassische Angst der Liberalen vor 
der parlamentarischen Demokratie (vgl. Krätke 1980). Folglich ist auch das Grundmuster 
der Steuerausbeutung im demokratischen Wohlfahrtsstaat klar: Eine elektorale und parla- 
mentarische Majorität legt der jeweiligen Minorität Steuern auf, deren Aufkommen sie aus- 
schließlich für die Wohlfahrt der Majorität verwendet. Die Armen, weil in der Mehrzahl, 
beuten die Reichen aus? 

Wohl kaum. Der Wohlfahrtsstaat bestimmt selbst, wer die »Armen« sind — diejenigen, die 
nur Verbrauchssteuern bezahlen und Sozialtransfers erhalten — und sorgt dafür, daß sie in 
der Minderheit bleiben, auch und gerade dadurch, daß er Sozialtransfers nach der Höhe der 
früheren Arbeitseinkommen differenziert. Folglich sind Mehrheiten von Nicht-Armen im 
Wohlfahrtsstaat die Regel. Wen sollen und können die aber mittels Steuern ausbeuten, da 
sich die Steuerausbeutung der Armen kaum lohnt? Ohne die modale Klasse der Einkom- 
mensempfänger ist keine Mehrheit denkbar. Nach der politischen Arithmetik der progressi- 
ven Einkommensteuer und der Sozialversicherungsbeiträge, der Haupteinnahmequellen des 
Wohlfahrtsstaats, sind das aber diejenigen, die die Hauptlast der Einkommensteuer und der 
Sozialbeiträge tragen und tragen müssen. Gleichzeitig konzentrieren sich in und knapp ober- 
halb dieser modalen Klasse die beitragsabhängigen Sozialtransfers ebenso wie die Bildungs- 
und Gesundheitsleistungen des Wohlfahrtsstaats. Opfer und Nutznießer einer Steuerausbeu- 
tung scheinen demnach vorwiegend derselben Majorität anzugehören. 

Daher läßt sich die Frage nicht vermeiden, wer denn eigentlich Arbeit — vor allem: Mehrar- 
beit — für die Steuern des Wohlfahrtsstaates leisten kann und muß, die Frage nach den »Steu- 
erproduzenten« also (vgl. ausführlich Krätke 1984: 77 ff., 138 ff.). Steuerproduzenten können 
die produktiven Arbeiter aller Klassen der bürgerlichen Gesellschaft sein. Aber längst nicht 
alle können zur Mehrarbeit für andere gezwungen werden. Im Blick auf die Besteuerung ist 
Mehrarbeit erst einmal Arbeit für die Steuern der anderen, über die Arbeit hinaus, die gelei- 
stet werden muß, um die eigenen Steuern zahlen zu können; daneben ist sie auch Arbeit für 
die Sozialleistungen, Subventionen und/oder formell »öffentlichen« Güter, die andere be- 
kommen auf Kosten der Steuern und Beiträge, die man selbst gezahlt hat. Da es bei der Besteu- 
erung generell keinen Zusammenhang gibt zwischen den Steuern, die ein Einzelner zahlt, 
und den öffentlichen Leistungen, die er individuell gebraucht oder bekommt, können die »ei- 
nen« wie die sanderen« nur soziale Gruppen oder Klassen sein, zu denen die einzelnen Steuer- 
Produzenten gehören. 

Mehrarbeit ın diesem Sinn kann in verschiedenen Formen erzwungen und angeeignet wer- 
den. (A) Im einfachsten und allgemeinsten Fall leisten produktive Privatarbeiter, gleich in 
welcher Klassenlage, einen Teil ihrer Privatarbeit de facto für den Staat, um ihre Steuern zah- 
len zu können. Ist die Arbeit geleistet und sind die Steuern gezahlt, werden die Steuergelder 
für andere, d.h. nicht für Mitglieder der Gruppe oder Klasse, der die Steuerproduzenten ange- 
hören, verwendet. Eine solche »sekundäre« Steuerausbeutung ist möglich, weil der politische 
Einfluß, den die Steuerproduzenten auf die Steuerverwendung nehmen können, institutio- 
nell ganz und gar von ihrer Steuerleistung abgekoppelt ist. (B) Ein wenig spezieller ist der Fall 
der produktiven Lohnarbeiter, die von ihren privaten Arbeitgebern direkt gezwungen wer- 
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den, für deren Steuern zu arbeiten. Alle Mehrwertsteuern beruhen auf der Mehrarbeit, die 
Lohnarbeiter haben leisten müssen, damit die Klasse ihrer Arbeitgeber Steuern unabhängig von 
ihrer eigenen produktiven Arbeitsleistung zahlen kann. Das scheint das kapitalistische Ausbeu- 
tungsverhältnis nicht zu berühren. Der Schein trügt, da die Kapitalisten ihre Lohnarbeiter 
nicht nur für ıhre eigenen Steuern arbeiten lassen können, sondern zugleich auch für die Steu- 
ern arbeiten lassen müssen, die jene selbst zu entrichten haben. Dank der Dauerintervention 
des Wohlfahrtsstaats wird wenigstens ein Teil der notwendigen Arbeit der Lohnarbeiter in Ar- 
beit für den Staat, d.h. für die Sozialversicherung verwandelt. Folglich kann alle Arbeit der 
Lohnarbeiter für den Staat, die über ihre Arbeit für die Sozialversicherung hinausgeht, Mehrar- 
beit werden. Diejenigen, die diese Mehrarbeit erzwingen müssen, ohne sie unmittelbar aneig- 
nen zu können, sind die kapitalistischen Arbeitgeber. Sie geraten damit in eine »Ausbeutungs- 
konkurrenz« mit sich selbst — sie sollen ein und dieselben Ausbeutungsobjekte zugleich für 
sich selbst und für den Steuerstaat ausbeuten (vgl. Krätke 1984: 145 f.). Da der Steuerstaat aber 
nur mit ihrer tätigen Mitwirkung an die Arbeit und Mehrarbeit der produktiven Lohnarbeiter 
herankommt, haben sie als unentbehrliche (unbezahlte) de facto Funktionäre des Steuerstaats, 
ohne deren Zutun der Staat weder Unternehmenssteuern, noch Sozialversicherungsbeiträge 
oder Lohnsteuern erhält, bei der Steuerverwendung ein Wörtlein mitzureden, deren Gewicht 
in gar keinem Verhältnis zu ihrer eigenen Steuerleistung steht. Lohnarbeiter aber können einer 
doppelten Steuerausbeutung unterliegen: Indem sie gezwungen werden, für die Steuern ihrer 
Arbeitgeber zu arbeiten, und indem sie gezwungen werden, für Steuern zu arbeiten, die sie zwar 
selbst zahlen dürfen, die aber anderen, z.B. wiederum ihren Arbeitgebern, zugute kommen. (C) 
Schließlich kann es den produktiven Arbeitern aller Klassen noch passieren, daß Steuern auf sie 
überwälzt werden. Damit werden Teile der Arbeit jedes produktiven Arbeiters nachträglich in 
Arbeit für die Steuern der anderen verwandelt. Wiederum sind die Ausgebeuteten ebensowenig 
wie die Nutznießer dieser Ausbeutung eindeutig bestimmten Klassen zuzuordnen. 

In despotischen Staaten, zumal wenn diese die wichtigsten produktiven Ressourcen (z.B. 
Grund und Boden oder das Wasser) kontrollieren, ist die Sache einfach. Arbeit für die Steuer 
ist immer Mehrarbeit für andere, auch wenn sie sich nicht als formell besondere Periode der 
Zwangsarbeit unter direkter Staatsaufsicht von der übrigen, alltäglichen Arbeit abhebt. In 
Demokratien, zumal in demokratisch verfaßten Wohlfahrtsstaaten wird die Sache kompli- 
ziert. Die Steuerproduzenten sind keine homogene Gruppe, schon gar keine besondere Klas- 
se von Wohlfahrtsstaatsbürgern, da die Steuerausbeutung mit den übrigen Ausbeutungsver- 
hältnissen verflochten ist bzw. sie nur überlagert. Die Steuerausbeutung hängt von der Art 
der Besteuerung wie von der Steuerverwendung ab. Von den politischen Entscheidungen 
über das wie und wozu der Besteuerung wird aber formell niemand, kein Steuerproduzent 
und auch niemand, der nur von den Steuern der anderen lebt, formell ausgeschlossen. Aber 
weder die Steuerproduzenten noch die Klienten des Wohlfahrtsstaats bilden eine homogene 
(z.B. reiche oder arme), »natürliche« Mehrheit. Folglich kann Steuerausbeutung auch nicht 
zu einem politischen Klassenkampf zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten, denen, die 
von der Steuer leben, und denen, die dafür Mehrarbeit leisten müssen, führen. 


3.3. Umbau des Stenersystems? 
Kritisiert man die Steuerausbeutung, scheint daraus zunächst nur der Rufnach einer anderen 
Steuerverwendung zu folgen. Das kann weit führen — bis zur Forderung, künftig das Auf- 


kommen sämtlicher Mehrwertsteuern nur noch für deren proletarische Steuerproduzenten 
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zu verwenden. Leider gibt es da einige Probleme. Nicht zufällig haben die Gebrauchswerte, 
die ein bürgerlicher Wohlfahrtsstaat seinen Bürgern bieten kann, die Form »öffentlicher« 
Güter und Dienstleistungen, die nicht oder nur unter erheblichem Aufwand mit speziellen 
Zugangs- und Gebrauchssperren für Mitglieder spezieller Grupen oder Klassen versehen wer- 
den können. 

Um ganz sicher zu gehen, müßten die Erträge der Mehrwertsteuern schon in der Form indi- 
vidualisierter Geldtransfers an die Mitglieder der Arbeiterklasse ausbezahlt werden. Bei öf- 
fentlichen Gütern und Diensten wäre ein gewisses Maß an Steuerausbeutung zugunsten von 
Angehörigen der besitzenden Klassen selbst dann nicht zu vermeiden, wenn alles, was die 
Mehrwertsteuern einbringen, in öffentliche »Sozialeinrichtungen« (z.B. ins Bildungs- und 
Gesundheitswesen) gesteckt würde. Das gilt dummerweise ebenso für die Lohnsteuern, 
selbst wenn diese ganz und gar zur Finanzierung individualisierter Sozialtransfers an »Besitz- 
lose« verwendet würden. Denn nicht alle Proletarier sind auch Steuerproduzenten; nicht we- 
nige, die nicht mehr oder noch nicht oder nur »unproduktiv« arbeiten, können es gar nicht 
sein. Folglich wird ein Teil der Arbeit der produktiven Lohnarbeiter für den Staat (bzw. die 
Sozialversicherung) immer Mehrarbeit für nichtarbeitende oder unproduktiv arbeitende 
Klassengenossen sein müssen. 

Wenn aber auch eine drastisch geänderte Steuerverwendung keine Abhilfe schafft, welchen 
Fortschritt zu einer nicht-ausbeuterischen Besteuerung soll dann ein Umbau des Steuersystems 
bringen können? Läßt sich die Steuerausbeutung nicht aufheben, dann kann man immer 
noch versuchen, sie auf ihr »notwendiges« Maß herunterzuschrauben bzw. ihr die »Unge- 
rechtigkeit« zu nehmen. Gerade diese bescheideneren Ziele begründen einige Umbauregeln 
für das Steuersystem. Die oberste Regel heißt: Demokratisierung des Steuersystems. Den er- 
sten und folgenreichsten Schritt in diese Richtung macht man, wenn man für die wichtigsten, 
aufkommenstärksten Steuern möglichst klare Zweckbindungen einführt. So kann man z.B. 
aus der heutigen Lohnsteuer eine »Sozialsteuer« machen, mit der die Sozialtransfers bezahlt 
werden, aus der veranlagten Einkommensteuer eine »Bildungssteuer« usw. Solche Zweck- 
bindungen, die durchaus nicht zur Bildung spezieller Fonds führen müssen, haben den klaren 
Vorteil, Veranlagung und Erhebung der einzelnen Steuern nachhaltig zu politisieren. Bei ei- 
ner zweckgebundenen Lohnsteuer z.B. weiß in der Tat jeder, wofür er zahlt — für Renten, 
Arbeitslosengeld, Kindergeld. Folglich bekommt es auch einen greifbaren Sinn, sich darum 
zu bekümmern, daß und wieviel man selbst und andere zahlen. Jegliche Fiskalillusion wird 
damit auf die Dauer unmöglich gemacht, da jeder lernt, nicht mehr seinen privaten Geldbeu- 
te] gegen eine hochabstrakte Staatskasse zu halten, sondern seinen Anteil an den Kosten be- 
stimmter öffentlicher Einrichtungen zu messen. Der Zwangscharakter der Besteuerung ver- 
schwindet damit keineswegs; nur erhält in jeder Demokratie jedermann eine — zugegeben 
kleine — Chance, sich in die politische Entscheidung über das, wofür er zu zahlen gezwungen 
wird, einzumischen. Solche Chancen machen die Mehrarbeit für die produktiven Arbeiter 
nicht kleiner, aber weniger »ungerecht«. 

Es ist ratsam, die Zweckbindungen so zu legen, daß die jeweilige Besteuerung mit ihrem Ver- 
wendungszweck noch einen erkennbaren Zusammenhang bewahrt. Also z.B. dieLohn-und 
Einkommensteuer via Zweckbindung mit den wohlfahrtsstaatlichen Einkommenstransfers, 
die Vermögenssteuern mit den Sozialinvestitionen (hauptsächlich im Bildungs- und Gesund- 
heitswesen, wo die Arbeitskraft, die einzige gleich verteilte produktive Ressource, erhalten 
resp. entwickelt wird) zu koppeln. Gleichzeitig sollten, wiederum im Interesse der Durch- 
sichtigkeit des Ganzen, Quasi-Steuern weitestgehend durch echte Steuern ersetzt werden. 
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‚Am wichtigsten ist dabei die »Fiskalisierung« der Sozialversicherungen, wie sie von manchen 
Sozialisten vorgeschlagen wird (vgl. Day/Pond 1982: 168 f.; Krätke 1986 a: 372 ff.). Die heuti- 
gen Sozialversicherungsbeiträge sollten insgesamt (also Arbeitnehmer- und Arbeitgeber»anteil« 
für alle sogenannten »Versicherungszweige«) einer echten (Lohn- und Einkommen)Steuer 
Platz machen. Das hat in erster Linie den Vorteil, daß die heutige, von einer illusorischen 
»Versicherungslogik« verfälschte Zweckbindung der Sozialbeiträge durch eine echte Zweck- 
bindung von Steuern ohne fiktive »versicherungstechnische« Verrenkungen verdrängt würde. 
Obendrein wäre man allerlei »Abstimmungsprobleme« zwischen Steuer- und Versicherungs- 
system und einen Haufen Verwaltungskosten los und könnte die Kosten der Sozialtransfers 
auf sämtliche Löhne und sonstigen Einkommen verteilen — mit klaren Umverteilungszielen. 
Führt man Zweckverbindungen ein, dann lassen sich auch die heutigen Verbrauchssteuern 
konsequent zu Lenkungssteuern aus- und umbauen. Wenn die Kosten der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege aus dem Aufkommen von Alkohol- und Tabaksteuern, nicht zu vergessen 
Zucker- und Fettsteuern und vor allem die Kraftfahrzeugsteuer, bestritten werden sollen, 
dann müssen diese Steuern kräftig erhöht werden. Technisch ist eskein Problem, sie progres- 
siv, mit je nach »Gefährdungspotential« (Alkoholgehalt, Nikotingehalt, Höchstgeschwin- 
digkeit usw.) steigenden Steuersätzen zu erheben. Wenn dadurch der risikoreiche Gebrauch 
dieser Waren zurückgeht, um so besser. 

Artund Ausmaß der Zweckbindungen sollten in der Tat der politischen Entscheidungüber- 
lassen, also nicht etwa konstitutionell für jede einzelne Steuer festgeschrieben werden. Sie 
müssen geändert, die Erträge bestimmter Steuern für andere Zwecke eingesetzt, für neue 
Zwecke auch neue Steuern geschaffen oder bestehende Steuern umgestaltet werden können. 
Für manche, vor allem ökologische Zwecke wäre eine Zweckbindung etwa spezieller Ver- 
brauchssteuern auf spezielle Schadstoffe für die Kosten des Umweltschutzes auch nicht ge- 
nug; um des Lenkungseffekts willen müssen solche Steuern auch kurzfristigohne Rücksicht 
auf Einnahmeausfälle ennorm gesteigert werden. Für den Umweltschutz müßte daher ein 
ganzes Bündel von Ressourcen(verbrauchs)steuern und Schadstoffabgaben her (vgl. Krätke 
1986 c). Für manche Zwecke wird es nicht einfach sein, eine spezielle Steuer zu finden — ich 
denke vor allem an eine zweckgebundene »Wehr-« oder »Rüstungssteuer«. Immerhin dürfte 
schon die öffentliche Diskussion über die tatsächlichen Rüstungskosten und deren Deckung 
heilsame Effekte zeitigen. 

Zweckbindungen der Steuern machen die Effektivität der Besteuerung um einiges interess- 
santer als bisher. Auf die Verwendung dessen, was ihre Arbeitgeber z.B. an Einkommen- 
oder Ertragssteuern zahlen, hätten die Lohnarbeiter mehr Einfluß als auf das, was in deren 
privaten Händen verbleibt. Folglich wären auch die Steuern, die ihr Unternehmer bzw. ihr 
Unternehmen zahlt oder auch nicht zahlt, wichtiger für die Arbeiter dieses Unternehmens. 
Bei klaren Zweckbindungen wird auch jedem klar, was Steuerumgehung oder -hinterzie- 
hung bedeutet und auf wessen Kosten derlei private Vorteile erworben werden. Folglich kön- 
nen scheinbar steuertechnische Details dank konsequenter Zweckbindungen zum Politikum 
werden. Eine Politisierung der Steuerzahler über den Kreis der traditionell interessierten und 
auch teilweise organisierten Mittelständler hinaus macht ein Steuersystem noch nicht effekti- 
ver. Überwälzungen von Steuern etwa— ein möglicher Grund von Steuerausbeutung — wer- 
den sich in einer kapitalistischen Marktökonomie nie völlig unterbinden lassen. Aber man 
kann sie steuertechnisch erschweren — z.B. mit Hilfe eines Systems spezieller und hochdiffe- 
renzierter Ertragssteuern auf Unternehmensgewinne, wie von einigen Sozialisten vorge- 
schlagen wurde (vgl. Renner 1909 I; Hofstra 1949: 199 ff.). Wohlfahrtsstaatsbürgern, die wis- 
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sen können und wollen, was sie wofür zahlen sollen, wird der Sinn derartiger »Details« eher 
einleuchten als denen, die im heutigen Steuerstaat für allerlei undurchschaubare »Staats- 
zwecke« ausgebeutet werden. 


Anmerkungen 


1 


2 


u 


Die Staatsausgabenquote liegt noch um einiges höher. Sie betrug nach OECD-Rechnungen in 
Schweden schon 1980, in den Niederlanden ab 1982 mehr als 60 %. 

Die SPD ist der Versuchung schon so weit erlegen, daß sie einen ihrer ältesten frommen Wünsche — 
keinerlei Steuerprogression für Lohnempfänger — mal wieder zum Programm erhoben hat (vgl. 
Krätke 1986 b). 

Mit seltener Prinzipienfestigkeit hat die österreichische Sozialdemokratie in diesen Jahren für eine 
arbeiterfreundliche Reform des Einkommensteuertarifs — Erhöhung des steuerfreien Existenzmi- 
nimums, Einführung spezieller abzugsfähiger »Werbungskosten« für Lohnarbeiter — gekämpft 
(vgl. Renner 1913, 1914), obwohl sie das bei dem auf Provinz- und Gemeindeebene fortbestehenden 
Kurienwahlrecht zahlreiche Mandate kosten mußte. 

Das war ein Grundgedanke des wirtschaftspolitischen Wahlprogramms der SDAPÖ von 1919. 
Seine Folgerung heißt allerdings: Stärkung der privaten Produktion (vgl. Kautsky 1919: 13, 15). 
Faktisch hat sein alsbald als genial verschrieener gutbürgerlicher Nachfolger Luther im November 
und Dezember 1923 den Hilferdingschen Stabilisierungsplan nebst Steuerverordnungen (Umstel- 
lung der Steuerzahlungen auf die Rentenmark, Vorverlegung von Steuerzahlungsterminen, Um- 
stellung von Einkommen- und Körperschaftssteuer auf monatliche Zahlung etc.) ausgeführt. 
Otto Bauer begründete die Progression des Tarifsder Wohnbausteuer jenach Lage und Ausstattung 
der Wohnung oder des Geschäftslokals mit der Möglichkeit, die »Hausstellenrentes, d.h. die inner- 
städtische Differentialrente der Lage auf diese Weise abschöpfen zu können. Allerdings folgt gerade 
aus dieser Argumentation die steuerpolitisch wichtige Einschränkung: Eine solche progressive 
Mietsteuer sei nur zu erheben, wo »es eine hohe Hausstellenrente gibt oder gegeben hat«, mithin 
nicht in kleinen Orten, nur in wirklichen Großstädten, in denen die physische und soziale Differen- 
ziertheit der »Lagen« einen Einfluß auf die Unterscheide der innerstädtischen Mietnivaus haben 
kann (vgl. OBW 4/713 f.). 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen: Es geht mir hier nur um Roemers sehr speziellen Begriff 
von »sozialistischer« Ausbeutung und Ausbeutung überhaupt, nicht etwa darum zu bestreiten, daß 
im »Sozialismus« Ausbeutung noch denkbar sei — von der Ausbeutung im »real existierenden So- 
zialismus« zu schweigen. 

Obendrein lädt Roemer, weil er von jeder auf Mehrarbeit bezogenen Erklärung nichts wissen will 
(die Arbeitswerttheorie ist bekanntlich aus der Mode), seiner hypothetischen Definition von »Aus- 
beutung« auch noch die Last einer kausalen Erklärung auf. Die kann sie erst recht nicht tragen (vgl. 
Elster 1985: 203 f.). 
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Frank Mußmann 

Die Mindesteinkommensdiskussion, 
Überwindung der kapitalistischen Rationalität 
durch Entkopplung von Arbeit und Einkommen? 


»Die Verteilungsmechanismen müssen ganz neu überdacht werden. Die gewaltige Wertschöpfung in 
den Fabriken muß gerecht auf die Menschen verteilt werden. Es ist fraglich, ob der Maßstab des berrieb- 
lichen Arbeitslohnes hierfür noch zureichend ist.« 
Albrecht 1983 
»Was ist zu tun, wenn der Produktionsprozeß immer weniger Arbeit erfordert und immer weniger Löhne 
ausschüttet?... Das Recht auf Einkommen muß einem jeden zugestanden werden, und die Kaufkraft des ein- 
zelnen darf nicht mehr von der erbrachten Arbeitsmenge abhängen. Das Recht auf Einkommen kann also 
nicht länger vom Besitz eines Arbeitsplatzes abhängig gemacht werden.« 
Gorz 1986 


Was ıst passiert? — Sind dies die Vorboten eines redlichen Klassenkompromisses jenseits des 
Kapitalismus, mithin einer ‘postkapitalistischen Gesellschaft’, die diesen Namen verdiente — 
oder hat der Diskurs der Herrschenden eine qualitativ neue Stufe der “Naturalisierung von 
Geschichte durch Mythologisierung’ erreicht, indem er sich der Sprache der Beherrschten 
immer mehr annähert und deren Sinn ‘durch Diebstahl kolonialısiert’ (vgl. Barthes 1982; 
zum “Themenraub’ vgl. Wiesenthal 1985)? Wenn auch das zweite wahrscheinlicher sein dürf- 
te als das erste, so ist es in diesem Fall mit einer ideologiekritischen Argumentation allein si- 
cher nicht getan. Es sind reale Veränderungen des gesellschaftlichen Reproduktionsmodus, 
die den Protagonisten beider antagonistischer Lager die Basis für ihre auf den ersten Blick 
ähnlichen Überlegungen liefern. 

Spätestens seit dem gleichzeitigen Nebeneinander von positiven Wachstumsraten der gesell- 
schaftlichen Produktion und den steigenden Arbeitslosenzahlen verweist die gesellschaftli- 
che Realität in den 80er Jahren auf eine ‘Krise der (Erwerbs-) Arbeitsgesellschaft’, quer durch 
alle Ideologien, zumindest aber verweist sie auf eine Krise des Beschäftigungssystems. Der 
Funktionsverlust des Arbeitsmarktes bei der Verteilung von Arbeitsplätzen (Systemintegra- 
tion) und der auf Einkommen basierenden Lebenschancen (Sozialintegration) setzt in der 
Tendenz auch die letzten materiellen Bezugspunkte der Leistungsideologie außer Kraft. 
Trotz aller ideologischen Kraftanstrengungen droht die (Lohn-)Erwerbsexistenz ihre Bedeu- 
tung als "Normalexistenz’ zu verlieren und kann darum nicht länger als Regelfall der sozial- 
politischen Administration verstanden werden: In einer Zeit, in der dauerhaft weit mehr als 
ein Zehntel der abhängigen Erwerbspersonen aus dem Beschäftigungssystem und darüber 
hinaus zunehmend auch aus der Arbeitslosenversicherung ausgegrenzt werden, belegt der da- 
durch sich notwendig einstellende Prozeß der Verarmung durch Arbeitslosigkeit besonders 
drastisch die Überkommenheit einer lohnarbeitszentrierten Sozialpolitik. 

Die Realität des bestehenden Sozialsystems tritt dabei in zweifacher Weise zunehmend in ei- 
nen unvermittelten Widerspruch zu seinen inhärenten Prinzipien, die, durchgängig orien- 
tiert an den Belangen der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft, u.a. in sozialrechtlichen Be- 
stimmungen institutionalisiert sind: 
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— Die arbeitszentrierten Vorbehalte des sozialen Sicherungssystems werden immer sinnloser, 
wenn die Reduktion der Erwerbsarbeit immer mehr Menschen die Chance verstellt, jemals 
in abgesicherter Form an der gesellschaftlichen Produktion teilzunehmen. Die vielfältigen 
Prinzipien des Arbeitszwangs, die allesamt darauf ausgerichtet sind, Fxistenzmöglichkeiten 
ausschließlich im Medium von Lohnarbeit (bzw. der erklärten Bereitschaft dazu) zu sanktio- 
nieren, werden absurd, wenn gesellschaftlich die Probleme des Abbaus der lebendigen Arbeit 
zu bewältigen sind. Ohne Relativierung der Normen der (Erwerbs-)Arbeitsgesellschaft 
könnte gerade diese Tradierung der notwendigen Adaption entgegenstehen. 

— Zum anderen wird die bestehende Form der sozialen Sicherung zunehmend ineffektiv, 
weil es gerade die Funktionsprinzipien des Arbeismarktes sr2d die spezifische Selektivität der 
sozialrechtlichen Leistungsgewährung sind, die wechselseitig das Entstehen von Armut be- 
dingen (vgl. Hanesch 1984, S. 122 f.). 

Mit Regelmäßigkeit stellt sich in Krisenzeiten, jeweils angekündigt durch eine ‘Finanzkrise’, 
alsbald auch die ‘Krise der Sozialpolitik’ ein: Zum einen führen sinkende Lohnsummen zum 
Rückgang der Einnahmen von Staat und Sozialversicherung, zum anderen führt das Anwach- 
sen der Anzahl der aus dem Erwerbsleben Ausgegrenzten zur Steigerung der Leistungsanfor- 
derungen an das soziale Sicherungssystem. Dessen innere Logik (Abhängigkeit der Sekun- 
där- von der Primärverteilung) führt bei immer mehr Anspruchsberechtigten zu chronischer 
Unterversorgung: Entweder werden dem Versicherungs- und Äquivalenzprinzip folgend 
Unterhaltszahlungen an das letzte Arbeitseinkommen ohne Berücksichtigung jeglicher Be- 
darfsgesichtspunkte gekoppelt, oder — wie in der Sozialhilfe — einem nur als Rudiment erhal- 
tenen Bedarfsprinzip folgend, Zahlungen seit Jahren unterhalb eines anerkannten Existenz- 
minimums gewährt (vgl. Transfer-Enquete-Kommission 1981). Die geltenden Regelsätze 
decken weniger den tatsächlichen Bedarf im Sinne einer Mindesteinkommensregelung, sie 
stecken vielmehr die unterste Einkommensgrenze der Armutsbevölkerung ab. 

1984 erhielten im Jahresverlauf schon 2,6 Mio. Menschen Sozialhilfe (SH), fast jeder zweite 
regelmäßige Empfänger war jünger als 25 Jahre (vgl. Frankfurter Rundschau vom 22.4.86). 
Der Anteil der tatsächlich Betroffenen dürfte noch um einiges höher liegen: Es wird davon 
ausgegangen, daß etwa auf jeden Sozialhilfebezieher ein ebenfalls Anspruchsberechtigter ohne 
staatliche Unterstützung kommt. Die Rentenversicherung zwingt (1982) mehr als 5,7 Mio. 
Rentner mit unter 1000 DM, darunter über 500.000 sogar mit unter 600 DM monatl. auszu- 
kommen (vgl. Opielka 1985, S. 155). Da 1985 nur noch 36 % der registrierten (!) Arbeitslo- 
sen Arbeitslosengeld (ALG) erhielten, ist ein absolut und relativ wachsender Teil der Betrof- 
fenen auf den Bezug von Leistungen nach dem BSHG oder auf materielle Versorgung unter 
den Bedingungen der Arbeitslosenhilfe (ALH) angewiesen und damit den mit beiden verbun- 
denen Abhängigkeiten von Familienangehörigen ebenso ausgeliefert, wie den materiellen 
Restriktionen der Leistungsgewährung. Darüber hinaus führt der Ausgrenzungsdruck des 
dreigliedrigen Sicherungssystems zu einem bedrohlichen Anwachsen von Erwerbslosen- 
gruppen ohne jegliche Unterstützungsansprüche (vgl. Balsen u.a. 1984). Sozialpolitisch ver- 
sagt das auf die Bedingungen der 60er Jahre adjustierte Sicherungssystem also schon seit Jah- 
ren — weder sichert es auf Dauer Einkommen, noch verhindert es wenigstens Armut: Ver- 
schiedene Schätzungen weisen zwischen 4 und 11,5 Mio. Personen aus, die von materieller 
. Armut betroffen sind (vgl. Balsen u.a. 1984; Leibfried/Tennstedt 1985 a; Gerhardt 1985; Ada- 
my/Steffen 1984). 

Erweist sich die Orientierung an der individuellen Lohnhöhe also unter Leistungsgesichts- 
punkten als unzureichend, so gilt dies zunehmend auch für den Finanzierungsaspekt. Im bis- 
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herigen System ist die zyklische Leistungsreduktion mit Strukturnotwendigkeit eingebaut: 
Je weniger »Arbeitsplatzbesitzer« immer mehr Arbeitslosen gegenüberstehen, desto mehr 
verfehlt eine lohn- und gehaltsfinanzierte Existenzsicherung ihre grundlegende Aufgabe, zu- 
mal in aller Regel individuelle Bedarfs- kollektiven Finanzierungsaspekten untergeordnet 
werden. Wie in einem kybernetischen Regelkreis manifestiert sich nahezu ungebrochen das 
vermeintliche sozialpolitische »Naturgesetz« als Anpassung des sozialen Leistungspegels an 
ein konjunkturabhängiges Finanzvolumen. Statt in diesem Prozeß einen wirklichen armuts- 
verhindernden Leistungsstandard als Parameter konstant zu halten und Wirtschafts- und So- 
zialpolitik an diesem Niveau auszurichten, werden umgekehrt die Leistungen des Sozialsy- 
stens zur abhängigen Variable, an der die Finanzierungsschraube anserzt. 
In dem Maße, in dem Arbeiter- und Armenpolitik sich auch in ihrem materiellen Gehalt (ih- 
rer Funktion nach sind beide schon seit den Anfängen der Sozialpolitik identisch) wieder an- 
nähern, werden neue Formen der Partizipation am bzw. der Verteilung des gesellschaftli- 
chen Reichtums sogar immanent zur Notwendigkeit: Tatsächlich erforderte eine am Bedarf 
orientierte Mindestsicherung (Grundsicherung) einen stenerfinanzierten Verteilungsmodus 
auf garantiertem Niveau. Dies gilt besonders deshalb, weil die gegenwärtige Krise des Be- 
schäftigungssystems das Ergebnis eines langanhaltenden, strukturellen Prozesses ist, der mit 
altbekannten Methoden weder kurz- noch mittelfristig in den Griff zu bekommen ist. Der 
gegenwärtige Strukturwandel der (Erwerbs -JArbeitsgesellschaft i im Zeichen der Reorganisa- 
tion der Kapitalverwertungsbedingungen wird u.a. an zwei, die Arbeiterexistenz zentral be- 
rührenden Entwicklungen offensichtlich. Die sich Snäptteende Tendenz der Polarisierung 
der Lohnarbeit (für die Industriearbeit vgl. Kern/Schumann 1985; für die Büroarbeit vgl. 
Baethge/Overbeck 1986) in wohlsituierte Kern- und labile Randbelegschaften erhält — ne- 
ben wichtigen technischen Imperativen — starke Impulse aus dem Wandel der Bedingungen 
des Verkaufs der Arbeitskraft in der letzten Dekade, dem Anwachsen und der zeitlichen 
Konstanz der industriellen Reservearmee. Wenn auch der tatsächliche Umfang der Arbeits- 
platzeffekte »neuer« Technologien noch nicht valide zu bestimmen und zugleich auch die Be- 
deutung demographischer Faktoren für das Ausmaß der Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen 
ist, so spricht doch vieles dafür, daß sich die Schere zwischen Produktivitätsentwicklung und 
Wirtschaftswachstum noch vergrößern wird, und daß ohne einschneidende wirtschafts- und 
tarifpolitische Maßnahmen das gesellschaftliche Leben weiterhin von den Bedingungen der 
Massenarbeitslosigkeit diktiert sein wird. Ein entsprechender sozialpolitischer Handlungs- 
bedarf wird von »Vordenkern« in allen politischen Lagern erkannt. Den einen geht es dabei 
um das langfristige »Einrichten« auf die vorliegenden Strukturdaten im Sinne einer Optimie- 
rung der Akkumulationsbedingungen; den anderen geht es um die Bewältigung der Beschäf- 
tigungskrise und um die Errichtung eines stabilen Sozialsystems, bzw. z.T. darüber hinaus, 
um die Nutzung relevanter Potenzen in einer historisch besonderen Situation von für enorm 
gehaltenen Produktivitätssteigerungen. Alle aber setzen bei dem Gedanken an eine gesell- 
schaftliche Subsistenzgarantie für die Subjekte an. 
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I. Entgegengesetzte Zielperspektiven 
Substistenzgarantie und »marktgerechtes« Sozialsystem 


Das Konzept eines garantierten Mindesteinkommens (ME) wird seit seinem Entstehen im 
Namen der Überwindung materieller Armut diskutiert. Wenn konservative und liberale 
Strategien auch mit diesem Anspruch auftreten, so interessiert sie das Instrument doch vor- 
rangigausanderen Gründen. Die entsprechenden Vorschläge! zur »>Sozialdividende« und zur 
»negativen Einkommensteuer« (NES) zeichnen sich dadurch aus, daß sie die Gewährung ei- 
nes Mindesteinkommens in der Regel alternativ zur Gesamtheit der Leistungen des »Sozial- 
staats« verstehen: Das vielgliedrige System sozialer Sicherung soll auf eine Transferleistung re- 
duziert und zugleich sollen Steuer- und Transfersystem integriert werden. (Auch ein Teil der 
nicht-materiellen sozialstaatlichen Aufgaben läuft so Gefahr, auf Finanzämter übertragen 
bzw. an Bankschalter verwiesen zu werden.) Eine solche ökonomistische Effektivierung des 
Transfersystems würde die z.T. enormen Verwaltungskosten des »Sozialstaats« minimieren, 
während das zumeist an der Armutsgrenze (oder sogar darunter) orientierte Niveau der 
Transfers »überzogene Ansprüche« abbauen würde. 

An die Seite dieser antizipierten Senkung der Staatsquote (Fluchtpunkt aller markttheoreti- 
schen Überlegungen) treten aber zumeist auch arbeitspolitische Ziele. So wird das System der 
NES von einigen seiner Promotoren explizit als »Arbeitsanreizsystem« begriffen: die Mone- 
tarısten haben dieses System sogar auf der Suche nach Steuerungsinstrumenten zur Erhöhung 
des Arbeitsangebots entwickelt.” Ein erhöhtes Angebot auf dem Arbeitsmarkt soll natürlich 
auch flexible Reaktionen des Preises der Arbeit bewirken. Ein exakt darauf abgestimmtes 
Verfahren der gewichteten Anrechnung von Arbeitseinkommen auf das Sozialeinkommen 
soll die Arbeitsaufnahme auch bei niedrigem Preis individuell »lohnender« gestalten, als bei 
den gegenwärtigen Sicherungssystemen, die Leistungen nur kausal und in der Regel alterna- 
tiv zu Arbeitseinkommen gewähren. »Die heimlichen Ziele der konservativen Vorschläge zu 
einem Recht auf Einkommen ... (sind, F.M.), das Arbeitsangebot für schlecht bezahlte und 
stark belastende Tätigkeiten zu erhöhen und einen Großteil der bisherigen sozial-staatlichen 
Ausgaben den Unternehmen faktisch als Subvention zur Verbilligung ihrer Lohn- und Ge- 
haltszahlungen zukommen zu lassen...« (Bust-Bartels 1985, S. 32). Daneben wird auf einer 
grundsätzlicheren Ebene mit einem ME die Hoffnunf auf eine systemadäquate Optimierung 
der »Marktfähigkeit« der lebendigen Arbeit in der Tradition der klassischen Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftstheorie verbunden. Letztere bedingt, daß jede Tauschhandlung freiwillig erfolgt; 
die geschichtliche Inthronisierung des Lohnarbeitszwangs (Unterbindung aller Lebensper- 
spektiven jenseits des Lohnarbeitsverhältnisses) verhindert jedoch seit dessen Erzwingung 
(vgl. Vobruba 1985, S. 44 f.; Dießenbacher 1985, $. 14 ff.) diefreie Wahlmöglichkeit der Besit- 
zer der »fiktiven Ware« Arbeitskraft zwischen Verkauf und Enthaltung, zwischen Erwerbs- 
tätigkeit und Freizeit. Die Modelle, die dem »Faktor« Arbeit ideologisch verbrämt und mo- 
delltheoretisch notwendig schon immer diese Wahlmöglichkeit unterstellen, ignorieren den 
materiellen Zwang zur Teilnahme an der gesellschaftlichen Produktion und abstrahieren 
mithin von den strukturellen Gewaltverhältnissen der kapitalistischen Produktion. Kein 
Wunder also, daß neoklassische Ökonomen in einem ME nichts anderes als eine Effektivie- 
rung des Marktgeschehens sehen, d.h. eine weitere Annäherung der Wirklichkeit an das Mo- 
dell reiner Arbeitsmarkt«). Anzumerken bleibt aber, daß, selbst wenn man Stimmigkeit für 
den Rest der Überlegungen annehmen könnte, ein Subsistenzminimum auf oder unter dem 


74 Frank Mufpmann 


Niveau der heutigen Sozialhilfe kaum in der Lage sein dürfte, die Erwartungen zu erfüllen; 
denn erst ein wirklich bedarfsdeckendes ME — das ein Haushaltseinkommen in der Nähe 
heutiger Durchschnittslöhne garantieren müßte — würde die notwendigen Voraussetzungen 
für ein »marktgerechtes« Handeln der Subjekte im Sinne einer real existierenden Wahlmög- 
lichkeit zwischen Teilnahme am (Lohnarbeit) und Abstinenz vom (Eigenarbeit/Freizeit) Ar- 
beitsmarkt schaffen. Erst jenseits der Sicherung der Reproduktion der Arbeitskraft werden 
essentielle Wahlmöglichkeiten realistisch. 

In der Bundesrepublik werden ME-Garantien häufig im Kontext konservativer Modernisie- 
rungsstrategien reflektiert. So wird etwa zur Realisierung der konservativ-liberalen Dauerfor- 
derung der Minimierung der Lohnkosten neuerdings eine fundamentale Umstrukturierung 
des »Sozialstaats« vorgeschlagen: Die Kosten der sozialen Sicherung sollen von den »Arbeits- 
kosten«’ entkoppelt (Kommission Zukunftsperspektiven ... 1983), das »Arbeitsverhältnis be- 
hutsam vom Sozialverhältnis getrennt« werden (Biedenkopf 1984). Während E. Albrecht 
(1983) und K. Biedenkopf das geänderte Konzept sozialer Sicherung über eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer finanziert sehen wollen, um das staatliche Sozialversicherungssystem in der 
Tendenz in einer einzigen, niedrigen Transferleistung aufgehen zu lassen, favorisiert der 
Kronberger Kreis (1984) die NES (vgl. auch Engels u.a. 1974; Molitor 1973, 1981; Pabst 1983; 
Miegel 1981; Dahrendorf 1983). — Dieses Modell der Reform des Sozialsystems fügt sich in 
die ebenfalls von dieser Seite vorgetragenen Konzepte der Ökonomisierung weiterer Lebens- 
bereiche ein. Auch die seit längerem in CDU und FDP diskutierten Modelle der Grundrente 
(z.B. Biedenkopf, Bangemann, Fink) oder Sockelrente (Mischnick) zielen auf die (Teil-)Priva- 
tisierung der Sozialleistungssysteme. Während also auf der einen Seite die Lohnkosten um ei- 
nen Großteil der Lohnnebenkosten reduziert werden sollen, werden auf der anderen Seite 
über die staatliche Mindestsicherung hinausgehende Sicherungsbedürfnisse auf den privaten 
Kapitalmarkt verwiesen; der »reine Arbeitsmarkt« wird um ein »marktgerechtes Sozialsy- 
stem« ergänzt. 

An diese ökonomistische »Zurichtung« des Transfersystems knüpfen konservative Theoreti- 
ker aber auch ordnungspolitische Überlegungen, die die Krise der (Erwerbs-)Arbeitsgesell- 
schaft in besonderer Weise reflektieren: Die Spaltung der Gesellschaft soll individuell erträg- 
lich und gesellschaftlich effektiviert gestaltet werden. Das so auf niedrigem Niveau formulierte 
Recht auf Einkommen wird folgerichtig alternativ zum Recht auf Arbeit diskutiert — kon- 
servative Sozialpolitik wird final auf seine sedativen Wirkungen reduziert. Das Angebot ist 
eindeutig: Für den Verzicht auf gesellschaftliche Mitbestimmung (politische Desintegration) 
und kompensativ für die Verweigerung der Teilhabe an gesicherten und tradierten Vergesell- 
schaftungsformen (»produktive« Desintegration) wird für einen Teil der Bevölkerung die 
Gewährung einer mehr oder minder restriktionslosen Sozialhilfe (materielle Teil-Integra- 
tion) erwogen. Dafür sind aufgeklärte konservative Theoretiker bereit, die Arbeitspflicht 
weiter zu relativieren und mit der Leistungsideologie insoweit zu brechen, daß sie die unbe- 
dingte Verantwortung der (Arbeits-)Gesellschaft für die Folgen ihres Wirtschaftens im Subsi- 
stenzbereich akzeptieren. 

Entgegen allen aktuellen Tendenzen des Sozialabbaus ist nämlich eine Entflechtung des »Ne- 
xus von Arbeiten und Essen« (Vobruba) nicht nur von der Höhedes Sozialprodukts her mög- 
lich: eine solche Relativierung der »bedingten« Arbeitspflicht läßt sich auch in eine histori- 
sche Entwicklung einreihen (vgl. Vobruba 1985). In der heutigen Phase der Entwicklung des 
Kapitalismus geht es weder um die Instrumentalisierung des Hungers zur Ausbildung und In- 
stitutionalisierung (1. Phase), noch zur Aufrechterhaltung 2. Phase) des Arbeitsmarktes oder 
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um die Internalisierung einer Arbeitsmoral durch gezieltes Staatshandeln. Die fast ungebro- 
chen leistungsideologischen Imperativen gehorchende Reproduktion hierarchischer Struk- 
turen des Erwerbssektors, (auf niedrigerem Niveau) auch innerhalb der sozialen Sicherungs- 
systeme, erweist zwar auch zu Krisenzeiten ihre disziplinierenden Qualitäten; diese Form der 
individuellen Disziplinierung wird aber in dem Maße verzichtbar, wie gesellschaftlich diese 
Funktionen von einer stabilen industriellen Reservearmee übernommen werden. Im Zei- 
chen eines hohen Niveaus an verdinglichten Bedürfnis- bzw. Konsumtionsstrukturen, die 
ebenfalls diese Funktionen übernehmen können, wird es möglich, begrenzte Lebensperspekti- 
ven aujserhalb der Lobnarbeiterexistenz zuzulassen. Wenn damit höherrangige Herrschafts- 
funktionen abgesichert werden, braucht also eine Subsistenzgarantie (selbst eine bedeutende- 
re als heute) nicht dysfunktional zu werden. G. Vobruba (1985, S. 42 ff.) gelangt durch eine 
Analyse von vier Stadien des Bedeutungswandels der Armut und ihrer je spezifischen Funk- 
tionalität für bestimmte Entwicklungsphasen des Kapitalverhältnisses überzeugend zu der 
Annahme, daß es aus dieser Entwicklung heraus plausibel sei, wenn die bestehende Phase der 
»bedingten Entflechtung von Arbeit und Essen« von einer »unbedingten Entflechtung« abge- 
löst werde. 


Garantierte Grundsicherung in allen Lebenslagen 


Diese Entflechtung von »Arbeiten und Essen« wird von Theoretikern des links-alternativen 
Spektrums durch den Gedanken an ein garantiertes ME in einer anderen Perspektive aufge- 
griffen. Die verschiedenen Überlegungen stützen sich u.a. darauf, daß diese Entflechtung als 
gesellschaftliche Tendenz ja schon einige Zeit wirksam ist: Massenarbeitslosigkeit bedeutet 
gesamtgesellschaftlich eine sich anarchisch durchsetzende strukturelle Form der Arbeitszeit- 
verkürzung; ein anwachsender Teil der Bevölkerung ist dauerhaft zur Deckung seines Le- 
bensunterhalts auf Transferzahlungen angewiesen. Obwohl die Neu-Konstruktion des so- 
zialen Sicherungssystems also auch aus immanenten Gründen (s.o.) zur Notwendigkeit wird, 
ist die entscheidende Frage jedoch die, wie sich die Entflechtung von Arbeiten und Essen ge- 
sellschaftlich durchsetzen wird; ob anarchisch über die Marktgesetze oder »gesellschaftspoli- 
tisch kalkuliert und kontrolliert« (Vobruba 1986, $. 39). In diesem Sinne gehört es zu den 
wichtigen Aufgaben einer sozial verantwortlichen Politik, dieses Politikfeld zu besetzen und 
Gestaltungsperspektiven zu entwickeln. Tatsächlich könnte die hier diskutierte weitere 
Lockerung des Zwangsverhältnisses von Erwerbsarbeit und Reproduktion emanzipative Po- 
tenzen freisetzen, wenn es gelänge, eine radikale Arbeitsumverteilung durch Arbeitszeitver- 
kürzung mit der Garantie einer ausreichenden materiellen Sicherung der Existenz für alle Be- 
völkerungsteile zu verbinden. Statt einer weitergehenden Differenzierung klassen-, aber v.a. 
schichtspezifischer Interessenlagen, könnte durch eine solche Garantie zur aktiven Teilhabe 
an der produktiven und sozialen Gestaltung der Gesellschaft eine harmonischere soziale Ent- 
wicklung bewirkt werden, da unzweifelhaft eine in ihrer Wirkung außer Kraft gesetzte indu- 
strielle Reservearmee gesellschaftliche Spaltungstendenzen mindern würde. 

Schon hier wird deutlich, daß auch im links-alternativen Umfeld das garantierte ME nicht 
nur alseinfache sozialpolitische Maßnahme diskutiert wird. Der direkte Bezug zu einer mög- 
lichen Änderung materieller Reproduktionsbedingungen weckt im Lichte der unterschiedli- 
chen Konzepte hochgesteckte Erwartungen. Während ein Teil der Diskutanten die Frage zu 
beantworten sucht, wie mittels einer alternativen Sozialpolitik den sich abzeichnenden Spal- 
tungstendenzen entgegengewirkt werden kann und welche Aufgabe einem ME dabei zukom- 
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men könne, wird die Idee des ME einem anderen Strang der Diskussion zum »reformpoliti- 
schen Hebel schlechthin« (Bust-Bartels): einem Teil der Autoren geht esum nicht weniger als 
die Umkehr der Vorzeichen der gesellschaftlichen Entwicklung. 

(a)So wird an das verteilungspolitische Instrument ME natürlich die Anforderung gestellt, das 
Sozialsystem dauerhaft zu stabilisieren und zur Überwindung materieller Armut in einer 
fortgeschrittenen Industriegesellschaft beizutragen. Die Utopien reichen aber darüber hin- 
aus von der Förderung selbstorganisierter, alternativer Wirtschaftsformen, dem Anwachsen 
von »Eigenarbeit« und »Selbsthilfe« zu ungunsten des Anteils der Erwerbsarbeit (u.a. Ger- 
hardt/Weber 1984; Schmid 1984; Gretschmann 1985; Huber 1982; Offe 1984; Gorz 1983; 
Kollektiv Charles Fourier 1985) bis hin zur Überwindung der Lohnarbeit und damit der 
Grenzen des kapitalistischen Systems (v.a. Opielka 1985; Gorz 1983).* 

(b) Gleichzeitig wird daran anschließend die Bedeutung eines ME im Kontext einer grund- 
sätzlichen Kritik der Werte der Arbeitsgesellschaft betont. 

Das strategische Konzept der Vergangenheit, umverteilungspolitische Vorhaben über zu er- 
wartendes Wirtschaftswachstum und der damit verbundenen Steigerung der Produktion zu 
finanzieren, läßt nicht nur Form und Relation der Klassenreproduktion unangetastet, es 
setzt ebenso ungebrochen alle Hoffnung auf eine Produktionsweise, die im Zeichen der Dia- 
lektik von Produktion und Destruktion die Strukturgesetze einer ökonomistischen Form 
technologiegestützter Rationalität perpetuiert und deshalb zunehmend als kontraproduktiv 
erkannt wird: Die sozialen und ökologischen Kosten der traditionell-industriellen Produk- 
tion drohen selbst bei einer »geläuterten« Wachstumsökonomie ins Unermeßliche zu wachsen. 
Deshalb soll neben dem sozialen, der ökologische Umbau der Gesellschaft gleich mitvollzo- 
gen werden. Die Befürworter sehen im ME eine Maßnahme, die in der Lage ist, auf beiderlei 
Bereiche gleichermaßen zu wirken.’ Durch die Basissicherung sollen die materiellen Bedin- 
gungen struktureller Gewaltverhältnisse soweit variiert werden, daß essentielle Freiräume 
entstehen, die es den Subjekten erlauben, sich einem »ökologischen Paradigma« (Opielka) 
entsprechend zu verhalten. Zumeist im Kontext unterschiedlicher dualwirtschaftlicher Kon- 
zepte wird das Schwergewicht der Untersuchungen auf sich ausweitende Wahlmöglichkeiten 
und Aktivitäten im informellen Sektor (»Sphäre der Autonomies, Gorz) gelegt, während die 
Rigidität bestehender Strukturen häufig nicht angemessen gewürdigt wird; der Ansatz von 
Gorz (1980; 1983) gründet geradezu darauf, den heteronomen gesellschaftlichen Bereich von 
Freiheitsansprüchen auszunehmen. — Letztlich werden unzulässigerweise die erhofften grö- 
ßeren Entscheidungsspielräume der Subjekte mit der Überwindung der produktivistischen 
Logik des Industriesystems gleichgesetzt, während die Frage unbeantwortet bleibt, ob eine 
höhere Einkommensgerechtigkeit wirklich zugleich die Überwindung der »Privatheit der 
Interessen« und ein ökologisches Handlungskonzept hervorrufen kann, oder ob essich dabei 
nicht vielmehr um eine Projektion des Gesellschaftskonstrukteurs als um ein erwartbares 
mehrheitliches Handlungsmuster handelt.° 

(c) Neben seiner Lohnarbeitszentriertheit und dem immanenten Vertrauen auf produktivi- 
stische Rationalität ist das soziale Sicherungssystem auch Ausdruck und stützendes Moment 
der patriarchalen Struktur der Gesellschaft: in seiner Ehezentriertheit subventioniert es eine 
spezifisch bürgerliche Lebensform, verfestigt deren Alltagsideologien und ist materielle Bar- 
riere für die weibliche Emanzipation. 

Orientiert an der Biographie des Mannes (als »Haushaltsvorstand« und »Ernährers) bestärkt 
das Transfersystem die hierarchischen Beziehungen in der Familie, indem durch die Bedin- 
gungen der Leistungsgewährung der Frau ökonomische Unabhängigkeit verwehrt und Ten- 
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denzen zur Selbstbestimmung erschwert werden (vgl. Blickhäuser/Molter 1986; Schreyer 
1986, S. 162 ff.). Um dieser Situation zumindestes im materiellen Bereich gerecht zu werden, 
wird die Forderung nach einem garantierten ME mit der Forderung nach Individualbezug 
statt Haushaltsbezug und Ehegattensubsidiarität verbunden (Opielka 1985), um die »Eheals 
Versorgungsinstanz gegenstandslos« (Blickhäuser/Molter 1986, S. 111) werden zu lassen und 
um »die patriarchalische Trennung zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit aufzuwei- 
chen« (ebd.). Ein bedarfsorientiertes Kinder- und Erziehungsgeld soll zusätzlich ökonomi- 
sche Abhängigkeiten bei Kindererziehung vermeiden helfen (vgl. Die Grünen 1986; Arbeits- 
kreis »Sozialpolitik« 1986); ehebezogene Leistungen (z.B. Familienlastenausgleich) sollen in 
kinderbezogene Leistungen umgewandelt werden. M. Opielka faßt das Fernziel dieser For- 
derung zusammen: »Sollen die Frauen gleichberechtigt sein, so muß die gesamte Arbeit um- 
verteilt werden und müssen die gesamten Einkommen in den Umverteilungsprozeß einbezo- 
gen werden.« (1985 c, S. 66) 

Dieser kurze Überblick zeigt, daß ein Großteil der gegenwärtig das links-alternative Spek- 
trum bewegenden politischen Themenbereiche in der einen oder anderen Weise mit der ei- 
gentlich verteilungspolitischen Forderung nach materieller Basissicherung verknüpft wer- 
den. Tatsächlich scheint durch die ME-Diskussion ein innovativer Prozeß in Gang gesetzt 
worden zu sein, dem es in einigen Bereichen gelingt — quer zu den Diskussionszirkeln —, 
sachbezogen Reformperspektiven zu erörtern: Schon in der Vergangenheit zentrale Forde- 
rungen wurden aus verkrusteten Diskussionszusammenhängen gelöst und werden mit ent- 
sprechender Akzentuierung neu thematisiert vorgetragen. Sicherlich hat auch das Aufgreifen 
der ME-Forderung dazu geführt, daß die Auseinandersetzungen um eine emanzipatorische 
Politik jenseits der sich an ausgetretenen Pfaden orientierenden Theoriediskussion der 70er 
Jahre neu belebt worden sind (vgl. aber auch Gorz 1980). 


Die Struktur der Modelle 


Der Klarheit der ME-Forderung ist es allerdings kaum dienlich, wenn durch die Breite der 
Diskussion und durch unterschiedlichste Inhalte und Zwecksetzungen die Grenzlinien zwi- 
schen den einzelnen Perspektiven verschwimmen; wenn nur schwer offenbar wird, daß sich 
im Kontext einer verteilungspolitischen Maßnahme mehrere reformpolitische Diskussions- 
ansätze gleichzeitig gegenüberstehen.” An die Seite dieser perspektivischen Uneindeutigkeit 
der Forderungtritt darüber hinaus auf den ersten Blick häufig eine politische Indifferenz: Zu- 
mindest in den Anfängen der jüngeren ME-Debatte wurde überwiegend modelltheoretisch 
argumentiert, was im Ergebnis mehr Ähnlichkeiten und Übereinstimmungen zwischen den 
einzelnen Ansätzen, aber v.a. zwischen alternativen Transformations- und neokonservati- 
ven Modernisierungsmodellen suggerierte, als sie den Inhalten und Zielen nach tatsächlich 
berechtigt sind. Durch diese anfängliche Konzentration auf eine Modelldiskussion wurde u.a. 
versucht, mit Blick auf konservative Bündnispartner die Gemeinsamkeiten mit diesen zu be- 
tonen, während aber z. T. entscheidend differierende gesellschaftstheoretische Implikationen 
der Ansätze, die weit über einzelne finanzierungstechnische Parallelen hinausgehen, ver- 
drängt wurden. 

Durch die enorme Ausweitung, die die Diskussion um eine materielle Basissicherung in den 
letzten drei Jahren erfahren hat, liegen mittlerweile überaus differenzierte Betrachtungen 
vor. Schon eine punktuelle Beschäftigung mit den ım einzelnen jeweils sehr unterschiedli- 
chen Entwürfen zur Sozialdividende von: Rhys-Williams (1953), Roberts (1986), Gretsch- 
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mann (1985, 1985 a), Opielka (1984, 1985, 1986), Kollektiv Charles Fourier (1985) und im 
weiteren Sinne auch Gorz (1983, 1985) oder zur negativen Einkommensstener (NES) von: 
Friedman (1984), Engels u.a. (1974), Kronberger Kreis (1984), Almsick (1981), Wiemann 
(1985), Gerhardt/ Weber (1984) und Vobruba (1985, 1986) könnte zeigen, wie wenig das gler- 
che Transfermodell mit der entsprechenden gesellschaftstheoretischen Intention der einzel- 
nen Autoren zu tun hat. Parallelen zwischen den Beiträgen finden sich eher auf der Ebene der 
sie leitenden Gesellschaftsanalysen, als auf der Modellebene. Da aber gleichzeitig die struktu- 
rellen Wirkungen der unterschiedlichen Umverteilungsmaßnahmen immer wieder unter- 
schätzt werden, ist es dennoch notwendig, zunächst auf den strukturellen Gehalt der Vor- 
schläge einzugehen. 

Bei insgesamt vier verschiedenen Transfermodellen stehen in der aktuellen Debatte zwei Kon- 
zepten eines Mindesteinkommens zwei Grundeinkommensmodelle gegenüber®: 

1) Die weitestgehenden Vorschläge von G. Rehn (1973) und G. Adler-Karlsson (1979) verbin- 
den in der Nachfolge von J. Popper-Lynkeus (vgl. dazu Bielke 1978), aber auch des frühen Fa- 
bier-Sozialismus (vgl. dazu Gretschmann 1981) ökonomische Mehrsektorenkonzepte mit ei- 
ner Grundeinkommensgarantie. Eine zeitlich begrenzte Arbeitspflicht im gesellschaftlich 
organisierten »Grundbedarfssektor« (Adler-Karlsson) begründet zugleich ein lebenslanges 
Versorgungsrecht mit entsprechenden Gütern, während in der verbleibenden Zeit selbstbe- 
stimmten Tätigkeiten nachgegangen oder sich an der privatwirtschaftlich- kapitalistischen 
Produktion (»Luxusgüter«) beteiligt werden kann. Durchaus in dieser Tradition einer sekto- 
risierten Ökonomie, aber mit einem anderen Schwerpunkt ist die Position von A. Gorz 
(1983, 1985, 1985 a, 1986) zu sehen: Gorz geht es um die Garantie eines »lebenslänglich gesi- 
cherten Volleinkommens« (1985 a), das im Vergleich zu anderen Ansätzen gerade nicht auf 
der »Entkopplung von Arbeit und Einkommens, sondern auf der Entkopplung von »Ein- 
kommen und Arbeitszeit« beruht. Mit diesem Übergang zur Lebensarbeitszeit (Vorschlag: 
20.000 Stunden pro Leben bzw. 10 Jahre Vollarbeitszeit; 1983, 5. 66 ff.), deren schrittweise 
Reduktion an der Produktivitätsentwicklung des heteronomen Sektors (traditionell kapitali- 
stische Produktion) orientiert werden müßte, würde bei voller Zeitsouveränität das Recht 
auf Arbeit mit dem Recht auf angemessenes Sozialeinkommen verbinden, während gleichzei- 
tig drastische Arbeitszeitverkürzungen immer größere Autonomiebereiche erwarten ließen. 
Das antizipierte Anwachsen der Tätigkeiten im ‘selbstbestimmten’ (autonomen) Bereich soll 
sodann in der Tendenz Bedingungen gewährleisten, die es erlauben, den heteronomen Herr- 
schafts- und Produktionsapparat zurückzudrängen. Die Frage der dazu notwendigen politi- 
schen Souveränität wird bei Gorz allerdings ausgeklammert. Die Gesellschaftsutopie von 
Gorz setzt also bei einer gesellschaftlich organisierten Arbeitsumverteilung ohne Realein- 
kommensverluste an (ohne allerdings auch in den Produktionsapparat eingreifen zu wollen), 
wohingegen Rehn und Adler-Karlsson den Grundbedarfssektor einer gesellschaftlichen Pla- 
nung unterstellen und nur den Subsistenzbereich garantieren wollen. Die Zielperspektiven 
dürften aber in einer sehrähnlich strukturierten “Postkapitalistischen Gesellschaft’ zu suchen 
sein. 

2) Demgegenüber baut das zweite Grundeinkommensmodell nicht gleich auf einem geänder- 
ten Wirtschaftssystem auf. Die Sozialdividende (auch Bürgergehalt oder Nationaldividende 
genannt) zielt über eine Integration von Steuer- und Transfersystem auf die Garantie eines 
Grundeinkommens, indem jeder Bürger völlig vorbehaltlos regelmäßig ein bestimmter Be- 
trag zur Sicherung seiner Grundbedürfnisse überlassen wird. Eine direkte Bedürftigkeitsprü- 
fung wird so umgangen; ob Bedürftigkeit vorgelegen hat oder nicht, stellt sich erst am Jahres- 
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ende heraus, wenn das Grundeinkommen zusammen mit allen anderen Einkommensarten 
von den Finanzämtern veranlagt wird. 

Die Modelleinnahmen unterscheiden sich v.a. in der Höhe des zur Teilhabe am gesellschaftli- 
chen Leben für notwendig angenommenen Garantiebetrags (Vorschläge reichen von 500 
DM [Gretschmann 1985 a] bis zu 1600 DM [Blickhäuser/Molter 1986] monatlich) und in der 
Frage, ob diese staatliche Umverteilung alternativ zum herkömmlichen System sozialer Si- 
cherung oder zusätzlich dazu zu konzipieren sei. M. Opielka(vgl. 1985, S. 146 f.) willz.B. nur 
die schon heute steuerfinanzierten Bereiche des Sozialleistungssystems vom Grundeinkom- 
men abgedeckt wissen; die traditionellen Sozialversicherungen sollen weiterhin die Siche- 
rung des durch Erwerbsarbeit finanzierten Lebensstandards übernehmen. 

3) Auf der folgenden Modellebene unterscheidet sich die negative Einkommensteuer von der 
Sozialdividende nur unwesentlich in einigen finanzierungstechnischen Aspekten. Die Subsi- 
stenzgarantie wird hier über ein festgelegtes Mindesteinkommen eingelöst, das jedem aus dem 
Kreis der Berechtigten? zusteht, der über kein Einkommen verfügt. Wie die Sozialdividende 
wird auch die NES in der Mehrzahl als arbeitsunabhängige Leistung diskutiert. Allerdings 
wird — abhängig vom entsprechenden, meist linearen (!), Steuersatz — Erwerbstätigkeit i in 
der Weise »belohnt«, daß die Grenze des verfügbaren Einkommens, auf die geringes Erwerbs- 
einkommen um Bruchteile des Mindesteinkommens aufgestockt wird, mit eben diesem Er- 
werbseinkommen bis zu einem bestimmten Punkt wächst. Umgekehrt betrachtet heißt das, 
daß die Höhe staatlicher Leistungen (»negativer« Steuern) mit zunehmendem Erwerbsein- 
kommen kontinuierlich abnimmt, bis der Prozeß umschlägt und die Höhe des Einkommens 
zur Zahlung von positiven Steuern (»negativen Transfers«) verpflichtet. Durch die Höhe des 
Steuersatzes wird gewährleistet, daß jeweils nur ein Teil des Erwerbseinkommens auf die 
staatlichen Transfers angerechnet wird, so daß bei Arbeitsaufnahme die verfügbaren Ein- 
kommen steigen, ohne bei nur geringem Arbeitsumfang bzw. geringer Bezahlung um die ge- 
samten Transfereinkommen gekürzt zu werden. Die Übergänge zwischen Erwerbstätigkeit 
und Nicht-Erwerbstätigkeit werden auf diese Weise fließend gestaltet, die Arbeitsaufnahme 
wird im unteren Einkommensbereich materiell »lohnend« gemacht. Die Sozialdividende 
wirkt in strukturell gleicher Weise. Im Rückblick gestalten sich die verfügbaren Einkommen 
bei beiden Modellen der Höhe nach identisch (vgl. Gerhardt/ Weber 1984, $. 29 ff.), während 
aber die Sozialdividende als »Bruttorechnung« eine gigantische Vorfinanzierung neben dem 
z.T. an sich schon beträchtlichen Umfang an Transferzahlungen erfordert. 

4) Das zweite Mindesteinkommenskonzept setzt auf die »Sockelung des Sozialsystems«. Diese 
Forderung, die bestehenden Sozialsysteme in ihrer Gesamtheit durch einheitliche Sockelbe- 
träge so zu untermauern, daß in der Tendenz ein garantiertes ME in allen Lebenslagen ver- 
wirklicht wird, ist als Alternative zu den oben diskutierten Modellen zu verstehen: sie faßt 
aus der Perspektive eher traditioneller Sozialpolitik deren Kritik und Ansätze zur Weiterent- 
wicklung der bereits bestehenden Rudimente einer Mindestsicherung zusammen. Gemein- 
sam ist dieser Gruppe von Vorschlägen die Ablehnung des bedingungslosen (blinden) Trans- 
ferautomatismus der Mehrzahl der Vorschläge zur Sozialdividende und zur NES, sowie die 
Absicht, strukturtransformierende Einsichten aus der Kritik bestehender Leistungsformen 
zu gewinnen und sich nicht auf das Vabanquespiel der Installation eines grundlegend anderen 
(und letztlich in der Wirkung ungewissen) Umverteilungssystems einzulassen (vgl. Hanesch 
1984; ders./Klein 1986; Hauser u.a. 1981; Bust-Bartels 1985, 1985 a; Leibfried 1986; Transfer- 
Enquete-Kommission 1981). Als einzelne Kennnzeichen der »Sockelungsperspektive« sind 
zu nennen: 
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— Die Konzentration auf die sozialpolitische Bedeutung des Prinzips der Bedarfsdeckung, 
das erhalten bzw. infolge seiner Destruktion durch die »Sparpolitik« der letzten Jahre erst 
wieder zur Geltung gebracht werden muß (vgl. Leibfried/Tennstedt 1985 a). 

— Die unbedingte Priorität des Bedarfsprinzips — das als Garant für ein umfassendes existen- 
tielles Teilhaberecht gestaltet werden soll —, gegenüber dem in der Sozialversicherung als 
Ausdruck leistungsideologischer und aeneender Herrschaftsfunktionen dominierenden 
Äquivalenzprinzips, das die ungleichen Reproduktionsbedingungen des Erwerbssektors für 
den Einflußbereich der Sozialversicherung kopiert: Die unheilvolle Allianz aus Äquivalenz- 
und Versicherungsprinzip (»leistungs- und beitragsbezogene Versicherungsleistungen«) für 
den unteren Einkommensbereich soll gebrochen werden. 

— Nicht die grundlegende Integration aller sozialen Sicherungssysteme nach einem Transfer- 
modell, sondern die Integration von Mindestansprüchen in deren Teilbereichen ist Flucht- 
punkt dieser Forderung; bei Bedarf sollen alle heute bestehenden Ansprüche steuerfinanziert 
auf dieses Mindestniveau »aufgestockt« werden. 

All diese vier Umverteilungsmodelle sind allein ihrer Struktur nach richt an ein bestimmtes 
Gesellschaftssystem gebunden; sie können sowohl widerspruchslos dem entwickelten Kapı- 
talismus eingepaßt werden, als auch Transformationskonzepten dienen. Gerade dies macht 
das klassenübergreifende Interesse an ihnen aus! Allerdings ist die ME-Forderung nicht so 
»weltanschaulich uneindeutig«, wie M. Opielka und G. Vobruba (1986) meinen: Die mate- 
riellen Bedingungen der Reproduktion können ebenso wie ggf. die Struktur einer alternati- 
ven Reproduktionslogik nicht ohne Auswirkung auf die Klassenreproduktion bleiben. 


II. Das Mindesteinkommen in der Diskussion 


Die Notwendigkeit einer deutlich über dem heutigen Niveau liegenden garantierten Min- 
destsicherung dürfte auch weit über den Kreis der aktiv beteiligten Diskutanten hinaus außer 
Frage stehen; strittig ıst allerdings, was mit dieser Forderung zusätzlich verbunden werden 
soll (oder kann), bzw. in welchen gesellschaftspolitischen Kontext die Forderung eingebettet 
werden muß, damit sie überhaupt wirksam werden kann. Da sich, wie oben schon angedeu- 
tet, die notwendige Differenzierung verschiedener »links-alternativer« Ansätze gerade nicht 
durchgängig auf der Modellebene vollziehen läßt, soll im Hinblick auf eine erst noch zu füh- 
rende Strategiediskussion auf die unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen 
ebenso eingegangen werden, wie auf zu erwartende strukturelle Wirkungen der Vorschläge 
und auf strategische Aspekte einer möglichen Durchsetzung der Forderung. " 


Die Qualität der Quantität 


Auch wenn die teilweise recht ungezwungene Diskussionshaltung in der ME-Debatte zeit- 
weilig darüber hinwegtäuschen mag (wenn etwa vam grünen Tisch« mit riesigen Milliarden- 
beträgen jongliert oder wenn ein anderes Vergesellschaftungsmodell oder eine andere Repro- 
duktionslogik konzipiert und durchgespielt wird)”, so muß sich doch für eine Beurteilung 
bei jedem Argumentationsschritt vergegenwärtigt werden, an welch zentraler Stelle die 
Überlegungen zu rütteln versuchen: Das ME ist eine Umverteilungsmaßnahme, jeder Reali- 
sierungsanspruch berührt augenblicklich Klasseninteressen. Die letztlich entscheidende Fra- 
ge ist weniger, nach welchem Modell umverteilt wird, als vielmehr, ob der aktuelle Trend der 
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Umverteilung »von unten nach oben« umgekehrt werden und ob dabei über die »Umvertei- 
lung innerhalb einer Klasse« (vgl. Costas 1985), die die Klassenreproduktion im wesentlichen . 
unberührt ließe (Politik der 70er Jahre), hinausgegangen werden kann. Eine Beantwortung 
dieser Frage wird umgegangen, wenn man verdrängt, daß nicht das Verteilungsmzodeil, son- 
dern dessen Umverteilungseffekte (im engeren Sinne die Höhe des ME) die Konfliktlinien 
zwischen den Klassenlagen ziehen. Rechnen kann man »rechts« ebenso gut wie »links«. Bei 
genauerem Hinsehen geht es im Kern also nicht um die Etablierung eines anderen Transfersy- 
stems/-modells, sondern um die gesellschafts-, wirtschafts- und sozialpolitische Ausrichtung 
insgesamt, d.h. um die Durchsetzungsfähigkeit hegemonialer Interessen: In welche Richtung 
können Verteilungsrelationen verändert werden.!!M. Greven (1986, S. 63) formulierte eine 
Prämisse, die häufig in der Diskussion auftaucht: »Ein “Bürgergehalt’, das unabhängig von ei- 
ner Ermittlung von Lebenslagen und unabhängig von einem Versicherungsbeitrag als 
Rechtsanspruch besteht, bricht mit der herrschenden Systemlogik.« Doch wäre es ein ver- 
kürzender Ansatz, von dieser formalen Annahme allein — ohne Reflexion des materiellen 
Gehalts der Maßnahme — auszugehen. Das ME ist erst einmal nicht »systemsprengender« als 
andere Sozialeinkommen auch (vgl. Bleicher 1984, 5. 76 £.); jeder Sozialtransfer stellt in sich ei- 
ne Relativierung der Arbeitspflicht dar. Ganz offensichtlich ist die Fföhe der Forderung ein 
entscheidendes Kriterium für deren Beurteilung und für den Grad der mit der Gewährung 
einhergehenden Diskriminierung oder »Freiheit«: Ein »Bürgergehalt« von z.B. 500 DM wür- 
de wohl systemstabilisierend zur Anwendung kommen; in der neokonservativen Variante 
stellt es durchaus keinen »Bruch« mit der Systemlogik, sondern vielmehr die Anpassungsfä- 
higkeit des Spätkapitalismus unter Beweis. 

Völlig unabhängig von der Form der Verteilung von Sozialeinkommen können (mit Hilfe 
von Aussagen zur Tendenz ihrer Wirkungen) unterschiedliche Quantitäten Auskunft dar- 
über geben, welche Entwicklung mit der damit jeweils verbundenen Qualitätsänderung ver- 
mutlich eingeleitet wird: 

— Je näher dasME-Niveau an die absolute Armutsgrenze heranreicht, bzw. je mehr Gruppen 
durch Vereinheitlichung des Sozialsystems mit reduzierten Ansprüchen konfrontiert und 
auf diese Weise ihren Lebensstandard im Bedarfsfall nach »unten« korrigieren müssen, desto 
mehr wird die Gültigkeit rein marktgesetzlicher Orientierungsmuster im Erfahrungsbereich 
eines jeden einzelnen ausgedehnt, werden die schon bestehenden Spaltungstendenzen in der 
Gesellschaft forciert und desto mehr wird einer weiteren »Amerikanisierung« der bundesre- 
publikanischen Wirklichkeit im Sinne neokonservativer Modernisierungskonzepte Vor- 
schub geleister. 

Umgekehrt: 

— Jemehr Transferzahlungen zu einem insgesamt nivellierenden Einkommensniveau beitra- 
gen, bzw. je weniger die individuelle Lebensführung vom Verkauf der Arbeitskraft abhängig 
ist, desto eher sind kommunitäre Organisationsformen realistisch, werden größere und qua- 
litativ andere individuelle Freiräume möglich und desto irrelevanter wird auch die Form der 
Einkommensverteilung. 

Sicherlich kann diese eher quantitative Betrachtung allein nicht zu Biakeichenden Kriterien 
führen. Deutlich ist indes, daß sich die Qualität der einzelnen Ansätze in einem Bereich zwi- 
schen diesen beiden Extrempunkten erweisen muß. Hier muß beurteilt werden, welcheKon- 
zepte wie durchsetzbar und finanzierbar sind, was sich als illustonär erweist und welche Kon- 
zepte labiler sind als andere und ggf. deshalb trotz einzelner Vorteile abzulehnen sind. Auch 
die Vorschläge aus dem links-alternativen Umfeld bedienen sich in wesentlichen Momenten 
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des gleichen Instrumentariums wie in neokonservativen Konzeptionen. Ganz offensichtlich 
kann dieses Vorgehen aufgrund der intentional konträren Zielperspektiven nur mit der 
Hoffnung begründet werden, daß es innerhalb der Bandbreite unterschiedlicher Leistungsni- 
veaus markante Bereiche gibt, in denen Quantität in Qualität umschlägt. Wie obige Überle- 
gungen gezeigt haben, ist diese Hoffnung tatsächlich berechtigt; allerdings ergibt sich aus der 
konzeptionellen Ähnlichkeit der Modelle an dieser Stelle folgende Schlußfolgerung: Die »Po- 
sition jede Höhe des ME ist besser als keines’ ist ... gefährlich« (Schreyer 1986, S. 161). Auf 
keinen Fall darf der Prozeß der Institutionalisierung eines anderen Transfermodells nach 
dem Muster von Tarifverhandlungen verlaufen'?; zumindest die »Integrationsmodelle« (von 
Transfer- und Steuersystem) sind von der Richtung ihrer gesellschafts- und sozialpolitischen 
Wirkungher zusehr von der Höhe der Transfers abhängig und allein deshalb zu labil, um den 
tatsächlichen materiellen Umfang der Leistung dem politischen »Tauziehen« überantworten 
zu können. 

Allein aus dieser Überlegung heraus wird deutlich, daß aufgrund der zu befürchtenden Labili- 
tät eines anderen Transfersystems in der Realisierungsphase eine solche Neuadjustierung nur 
wünschenswert sein kann, wenn sie von den Umverteilungswirkungen her deutlich über dem 
Niveau des bestehenden Sozialsystems liegt. Solange dies nicht zu gewährleisten ist, besteht 
immer die Gefahr, daß sich eine reduzierte Variante mit umgekehrten Vorzeichen durch- 
setzt: Reformversuche müssen aus der Kritik des bestehenden Transfersystems heraus konzi- 
piert werden. Aus dieser Einsicht und weil das Sozialsystem durch seine existenzsichernden 
Funktionen überaus empfindlich gegenüber kleinsten Erschütterungen reagiert, muß nach 
dem Prinzip verfahren werden, »daß mit dem Einbau ... (einer, F.M.) Grundsicherung in das 
Soztalsystem keine Verschlechterungen an anderen Stellen des Systems auftreten dürfen« 
(Bust-Bartels 1985 a, $. 172; vgl. auch Hanesch 1984, S. 127 f.). 

Natürlich verhindert dieses Prinzip durchaus nicht, bestehende Privilegien abzubauen bzw. 
neue Personengruppen einzubeziehen, so daß sie in wesentlich größerem Umfang als bisher 
zur Umverteilung herangezogen würden (vgl. dazu die Vorschläge von Opielka [1985] zur 
Ausweitung der Sozialversicherungspflicht). Mit der Abkehr vom Sozialversicherungsgedan- 
ken und mit der Steuerfinanzierung der Mindestsicherung allein ist es noch nicht getan. Es ist 
die logische Konsequenz auf der Finanzierungsseite der ME-Forderung (ein weiteres quanti- 
tatives Kriterium mit qualitativen Folgen), die Notwendigkeit einer grundlegenden Reform 
des Steuersystems zu betonen (vgl. Adamy/Bäcker 1985; Bäcker 1985). Solange die gesell- 
schaflichen Kräfteverhältnisse nicht den Einstieg in ein zumindest klassenneutrales Steuersy- 
stem (das wenigstens umverteilungspolitisch die gleiche Meßlatte anlegte)'? zulassen, er- 
scheint auch ein Transfersystem, das neue qualitative Impulse setzt, wenig wahrscheinlich. 
Auf jeden Fall ist es schwer, die Auswirkungen der in der Regel mittelschichtorientierten 
Vorschläge zur Finanzierung der ME-Forderung abzuschätzen. 

Wenn die Mindestsicherung alternativ zum heutigen Sozialsystem in einer einzigen Leistung 
aufgehen soll, gilt es bezüglich der Höhe der Transfers einer weiteren Gefahr zu begegnen: 
Selbst bei höherem Sicherungsniveau könnte (durch die Eingleisigkeit der Absicherung) im Zu- 
ge einer solchen technokratischen Effektivierung oberhalb der Basissicherung wieder Marktge- 
setzen in Bereichen zum Durchbruch verholfen werden, wo sie — trotz aller Zersetzung des Be- 
darfsprinzips in den letzten Jahren — durch den Sozialstaat ansatzweise schon zurückgedrängt 
worden waren. Durch die Integration des Steuersystems mit dem Transfersystem werden über 
ein Strukturmoment wie Automatismus der Leistungsgewährung individuell höchst. unter- 
schiedliche Lebenslagen auf den Indikator vermeintlicher materieller Vergleichbarkeit redu- 
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ziert und dabei Bedarfsgesichtspunkte einer zentralen Sozialbürokratie überantwortet. Eine 
bei Bedarf nach qualitativen Gesichtspunkten durchzuführende Einzelfallbegutachtung, die 
auch besondere Notlagen würdigen könnte, würde so durch einen falsch verstandenen Gleich- 
heitsgrundsatz starren finanziellen Imperativen geopfert (vgl. auch Schwab 1984, S. 82). Ins- 
gesamt bedeutet dies nichts anderes, als daß das Leistungsniveau in diesem Fall deutlich höher 
sein müßte, als bei mehreren hintereinandergeschalteten Sicherungssystemen, um insgesamt 
den gleichen Sicherheitsstandard garantieren zu können (vgl. auch Hanesch 1985, S. 80 f.). 
Bei einem Systemvergleich gilt es, diesen (Umrechnungs-)Faktor zu beachten. Der »sozialpo- 
litische Rationalisierungseffekt« (Vobruba) der Integrationsmodelle muß schon deshalb äu- 
ßerst kritisch eingeschätzt werden. 


Hoffnung auf unkonventionelle Lösungsansätze 


Das Zusammentreffen von »alternativen« Lebensentwürfen, »unkonventionellen« Lösungsan- 
sätzen und eher »marktorthodoxen« Vorstellungen kennzeichnet jene Gruppe von Vorschlä- 
gen, die über die Nutzung von Rationalisierungspotentialen im Sozialsystem Änderungen 
der Reproduktionslogik durch ein ME annähernd kostenneutral erzielen wollen. Scheinbar 
erfolgt hier schon vom Ansatz her eine Selbstbeschränkung auf die »Machbarkeit«, so daß die 
ME-Forderung mit Blick auf den anvisierten konservativen Bündnispartner weniger als Um- 
verteilungsmaßnahme diskutiert wird; nur das Umverteilungsmodell soll völlig neu konzi- 
piert werden, um bestimmte Effekte zu erreichen. Diese Suche nach »unkonventionellen« 
Lösungsansätzen, die einem »umfassenden historischen Konzept der Wirtschaftsreform« 
(Gretschmann 1985 a, S. 91), einer »ökologischen Sozialpolitik« (Gerhardt/ Weber 1984, S. 
43) oder auch der ersatzlosen Beseitigung der »für den Empfänger stigmatisierenden Bedürf- 
tigkeitsprüfungen« (Gretschmann 1985 a, $. 92) dienen sollen, bleibt den Idealen der Markt- 
wirtschaft verhaftet: Die erhofften gesellschaftspolitischen Alternativen werden vorwiegend 
nach Effizienzkriterien abgeklopft, während der antizipierte Wandel anhand von Kosten- 
Nutzen-Analysen argumentativ vorbereitet wird. Die Individuen werden vorrangig als 
Wirtschaftssubjekte begriffen, deren ökonomisches Handeln es im Sinne gemeinwohlrele- 
vanter Nutzenmaximierung zu beeinflussen gilt’: Individuelle Handlungskonzepte und 
»subsidäre Steuerungsformen« sollen die »Nutzung menschlicher Energien und materieller 
Ressourcen« (Gretschmann 1985, $. 245) garantieren. 

Dies kann nicht ohne Auswirkungen auf den Sozialstaat bleiben, so daß mit der Zeit öffentli- 
che Dienstleistungen und Aufgaben in die private Sphäre rück verlagert werden können: der 
»voluntary non-profit«-Sektor übernimmt sozial-, versorgungs- und wohlfahrtspolitische 
Aufgaben (vgl. ebd.). Folgerichtig werden als sozialpolitische Zauberformeln die »neue Subsi- 
diarität, kollektive Selbsthilfe (und, F.M.) gemeinschaftliche Selbstorganisation öffentlicher 
Aufgaben« (ebd., S. 244) entdeckt. In der Tendenz geht es also weniger um eine Ausweitung 
des Handlungsspielraums marginalisierter Bevölkerungsgruppen (durch deren materielle 
Existenzsicherung auf Basis einer gesellschaftlichen Umverteilungspolitik), als vielmehr um 
den Umbau des sozialen Sicherungssystems; »Leistungsalternativen und Finanzierungsalter- 
nativen sind gefragt« (ebd., S. 243). 

Nicht ohne Grund stützen auch K.-U. Gerhardt und A. Weber (1984, $. 37 u. 50 ff.) ihre Op- 
tion für eine NES auf deren Arbeitsanreiz-Effekte bei niedrigem Einkommen. Ja, sie stellen 
sogar ein Sinken der staatlichen Transferzahlungen in Aussicht. »In dem Maße, in dem Men- 
schen selbstversorgend und sich gegenseitig helfend ihre Dinge wieder in die Hände nehmen, 
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in dem Maße sinkt auch der Versorgungs-, Staats- und Sozialbedarf« (ebd., S. 43; Gerhardt 1985, 
S. 67): Die NES »ist günstiger als die herkömmlichen sozialpolitischen Regelungen ... Die ko- 
stenmäßigen Vorteile werden sich langfristig bemerkbar machen, indem der Staatsbedarf sinkt« 
(Gerhardt/Weber 1984, S. 56). Wie sehr die Autoren zur Erreichung öko-sozialer Ziele allein 
auf die strukturellen Fffekte des ME setzen (also allein auf die Verteilungsform), zeigt ferner, 
wie mit der Krise des Beschäftigungssystems »libertär« (Gerhardt/Weber) umgegangen werden 
soll: Statt durch insgesamt unbefriedigende generelle Arbeitszeitverkürzungen, soll die notwen- 
dige Umverteilung der Arbeit mit Hilfe des ME durch individuelle Arbeitszeitverkürzungen 
(Teilzeitarbeit in »verschiedenen Formen« / »freiwillige Arbeitslosigkeit«) bewältigt werden 
(vgl. ebd., S. 22 ff.; Schwab 1984, S. 81 ff.; vgl. demgegenüber die umfassenden Überlegungen 
zur Arbeitszeitflexibilisierung bei Vobruba 1984, 1985, 1986). Auch hier geht es nicht um die 
materiellen Umverteilungswirkungen, sondern um deren strukturellen Effekte: die Optimie- 
rung der »Marktfähigkeit« der lebendigen Arbeit (s.o.) durch deren beliebige Teilbarkeit. Nicht 
die »Freiheiten« der Individuen, sondern die des Marktes sind das Ziel der Operation; mit der 
industriellen Reservearmee muß man nicht nur »lebens, sie ist sogar »für die Fxistenz des Sy- 
stems der Lohnarbeit unabdingbar geworden« (Gerhardt/ Weber 1984, $. 23; als wenn sie das 
nicht schon immer wäre). Schlußfolgerung der Autoren: Eben deshalb müssen neue Formen 
der materiellen Sicherung gefunden werden, um so »dem Kränkeln der Arbeitsgesellschaft« 
(ebd., S. 19) Rechnung zu tragen. Doch auch diese »monetäre Absicherung der Arbeitslosen« 
wird durch die Vorschläge dem notwendigen Umfang nach gefährdet, denn jene zeichnen sich 
genau durch dieLabilität aus, wie sie oben beschrieben wurde. Tatsächlich scheint auch kein an- 
gemessenes Problembewußtsein für das Spannungsfeld zwischen Qualität und Quantität zu be- 
stehen, denn alle emanzipativen Zielsetzungen werden in dem Vorschlag von Gretschmann 
(1985a, $. 93) konterkariert, wenn bei Wegfall eines großen Teils der Sozialtransfers ein Basis- 
einkommen von 500 DM monatlich gefordert wird. Vor diesem Hintergrund bleibt folgende 
Perspektive unverständlich: »Gerade strukturelle (Dauer-)Arbeitslosigkeit scheint allein durch 
Minimumpgarantieren bewältigt werden zu können. Dies deshalb, weil erst diese tatsächliche 
Wahlfreiheiten (!) — etwa zwischen Arbeit und Freizeit oder zwischen Lohnarbeit und selbst- 
bestimmter Arbeit in alternativer Produktion — schaffen...« (ebd., S. 96). 

Alldiese Momente führen final (nicht intentional) zu einer relativen Nähe zu neokonservati- 
ven Vorschlägen. Beidem Grünen J. Wiemann (1985) können allerdings kaum noch Abgren- 
zungen vorgenommen werden. ME dient bei ihm der »gesellschaftlich gewollten generellen 
Subventionierung des Faktors Arbeit« (ebd., S. 42), was übersetzt nichts anderes bedeutet, als 
die Subventionierung der Lohnkosten der Unternehmen: »Jobsuchende können ihre Ar- 
beitskraft zunächst billiger anbieten, das Mindesteinkommen bleibt ihnen ja erhalten...« 
(ebd., $. 41). Durch diese Lohnsenkungen »vor allem in den unteren Bereichen« (ebd.) soll es 
vermehrt zu Neueinstellungen kommen, was in der Folge durch die »Struktur- und Niveau- 
anpassung der Löhne an die Bedürfnisse der Unternehmen« (ebd., $. 42) das »Arbeitslosen- 
problem« lösen helfe. 

Was hier als Variante der Neoklassik noch den Pluralismus der »grünen Bewegung« unter Be- 
weis stellen mag, beweist sich bei J. Wiemann als bedenklich stimmende Naivität. Er erklärt 
nämlich die Sozialpolitik zum gesellschaftspolitischen Experimentierfeld, auf dem »unkonven- 
tionelle Lösungsansätze« in einem »trial-and-error-Prozeß auf ihre Leistungsfähigkeit« (!) 
(ebd.) getestet werden sollen. Sein Vorschlag ist der, man solle »das Mindesteinkommen in 
kleinen Raten über einen längeren Zeitraum gestreckt erhöhen und abwarten, wie die Men- 
schen darauf reagieren...« (ebd., S. 39). 


Die Mindesteinkommensdiskussion : 85 


G. Vrobuba kann man dieser Gruppe von Vorschlägen sicherlich nicht zurechnen®’; doch 
auch er teilt mit eher »marktorthodoxen« Ansätzen die Illusion, das ME könne durch Eta- 
blierung eines »reinen Arbeitsmarktes« zur »Waffengleichheit von Angebot und Nachfrage« 
führen (vgl. Vobruba 1986, S. 51): Entgegen der objektiv bestehenden Asymmetrie von Ar- 
beit und Kapital aufdem Markt sollten auf Basis des ME die Bedingungen eines»marktmäßigen« 
Arbeitsangebots erst noch geschaffen werden. Doch auch einem solchen »pragmatischen 
Konzept zur Basissicherung« (Vobruba 1985), das beim Schielen auf »politische Bündnisge- 
nossen« mit dem »reinen Arbeitsmarkt« spielt (vgl. auch Glotz 1986, S. 147) und das der Be- 
fürchtung, mit einer materiellen Existenzsicherung könne die Arbeitsbereitschaft zerstört 
werden, ein subtiles Arbeitsanreiz-System (»Leistung muß sich lohnen«, ebd., $. 59) gegen- 
überstellt, dürfte die »gesellschaftspolitische Grenzüberschreitung von epochaler Bedeutung« 
(ebd., S. 61) nur schwer gelingen. Tatsächlich ordnet die Absicht, mit einem ME das Arbeits- 
angebot in »berechenbarer Weise« (ebd.) zu verringern, dieses einmal mehr den sachlichen 
Strukturnotwendigkeiten des kapitalistischen Arbeitsmarktes (auf dem Arbeit nur als abge- 
leitete Größe nachgefragt werden kann) in unbedingter Weise unter, statt umgekehrt den 
Versuch zu unternehmen, Freiräume der Person durch gezieltes sozialpolitisches Handeln ge- 
gen den kapitalistischen Arbeitsmarkt durchzusetzen. Ohne am tatsächlichen Bedarf der In- 
dividuen orientierte qualitative Prinzipien, die auch in der Praxis einer rein sachgesetzlichen 
Logik widerstehen, kann Sozialpolitik unmöglich auch nur den »Einstieg« in transformatori- 
sche Prozesse flankieren. 


Das Mindesteinkommen — systemadäquate Forderung mit systemsprengendem Charakter? 


An entsprechenden Prinzipien und Forderungen, die Freiheiten gegen die Kapitallogik be- 
haupten bzw. in ihrer Summe gar das »Reich der Freiheit« (Marx) einleiten könnten, fehlt es 
in der ME-Debatte insgesamt sicherlich nicht; auch, daß die Höhe der garantierten Grundsi- 
cherung von entscheidender Bedeutung für ihre gesellschaftlichen Effekte ist, steht zumeist 
außer Frage. 

Doch wie soll die Umsetzung konkret gestaltet werden? Wie und in welchem Zeithorizont 
sind die verschiedenen Forderungen durchsetzbar? — und schließlich: Wer setzt sie durch, 
wer ist der Adressat und was ist das Kernziel der ME-Forderung? 

In der Vergangenheit ist die Diskussion vorwiegend entlang der ersten Frage geführt worden 
— also dem Wie der Ausgestaltung der Forderung und deren technischen Details. Aber auch 
schlüssige Antworten auf die anderen Fragen müssen im Rahmen einer Strategiediskussion 
erst noch gefunden werden. 

So ist die Frage nach dem Adressaten der Forderung häufig sicherlich zu früh mit »dem Sozial- 
staat« beantwortet worden. Die damit antizipierte Sozialreform scheint zudem als zentrales 
Mittel der Transformation der Gesellschaft strategisch überschätzt zu werden.'® Zwar wird 
versichert, das garantierte ME sei kein »gesellschaftspolitisches Patentrezept« (Opielka/Vro- 
buba 1986a, S. 14), doch Inhalte und Zielsetzungen des jeweiligen Forderungskatalogs unter- 
stützen diese Annahme. Egal ob die »ausbeutungsüberwindende Strategie« (Opielka 1985) 
des ME betont wird, oder, daß es »revolutionär sei, doch keine Revolution erforderes (Opiel- 
ka 1985a, $. 58), oder ob der staatlichen Politik, in der die GRÜNEN »Machtpositionen« 
übernehmen müßten, eine »Katalysatorwirkung« (Opielka 1985c) zugesprochen wird — ei- 
ne systematische Trennung von revolutionstheoretischen Überlegungen und sozialpoliti- 
schen Fragen wird bei M. Opielka an zentralen Stellen nicht vollzogen. Mit dem ME wird 
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versucht, auf der Verteilungsebene nahezu die gleichen Wirkungen zu erzielen, wie sie eine 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel haben könnte (vgl. auch C. Offe: »Abkopplung 
der Verteilungsfrage von der Produktionsfrage«).'” BeiM. Opielkagipfelt die Sozialstaatsillu- 
sion'® in dem Ziel, die notwendige gesellschaftliche Arbeitsumverteilung über eine steuerfi- 
nanzierte Sozialdividende als »überbetrieblichen Lohnausgleich« zu realisieren: die Strategie 
der »20-Stunden-Normalerwerbswoche« — verbunden mit einem Grundeinkommen von 
1000 DM — soll in einem darüber hinaus ökologischen und geschlechtsspezifischen Forde- 
rungen gerecht werdenden »Recht auf eigene Produktivmittel« kulminieren. (Opielka 1985; 
ders./Stalb 1986)? 

Es sind u.a. strategische Überlegungen, auf die sich die Kritik an diesen Vorschlägen stützt. Das 
ME wird als Mittel der Systemtransformation diskutiert, ohne entsprechend zu reflektieren, 
daß die Entfaltung der emanzipativen Wirkungen der materiellen Grundsicherung die Über- 
windung der Systemlogik in einigen Bereichen bereits zur Voraussetzung hat. Dies bedarf der 
Erläuterung: Das spezifische und die innere Logik der überaus weitreichenden Hoffnungen 
der Sozialutopie Opielkas besteht gerade darin, daß eine emanzipatorische Perspektive dem 
»Bürgergehalt« bzw. dem Konzept der »egalitären materiellen Grundsicherung« (Offe 1984, 
$.355) nur abeinem bestimmten Niveau der Umverteilung (bzw. des garantierten Grundein- 
kommens) zugesprochen werden kann — darunter gehorchtesseinen konservativen Baumei- 
stern. Folgerichtig wird der sozial-gestalterische Anspruch des Konzepts auch an die Ver- 
wirklichung der gesamten ME-Forderung gebunden und nur in diesem Kontext diskutiert. 
So entspricht auch dies der inneren Logik: Vor einer möglichen Entfaltung der »transforma- 
torischen« Potenzen der durch den gesellschaftlichen Strukturwandel »überschüssigen« le- 
bendigen Arbeit und vor den befreienden Wirkungen einer alternativen Reproduktionslogik 
— die zusammen mit der bestehenden Herrschaftslogik, oder sei es auch »nur« mit der »Ver- 
teilungsfrage« brechen könnten — steht die entsprechende Gestaltung der materiellen Rah- 
mendaten, d.h. die Durchsetzung einer hinreichenden garantierten Mindestsicherung. 
Doch gerade der dazu notwendige Prozeß wird von seinen qualitativen Bedingungen her 
nicht ausreichend reflektiert: In seiner Staatszentriertheit setzt ein Teil der vorliegenden An- 
sätze auf eine enorme Ausweitung der staatlichen Umverteilung und auf weitreichende 
Staatseingriffe (vgl. auch Opielka/Vrobuba 1986a, S. 14), was in diesem Ausmaß dem beste- 
henden Staatsapparat allerdings eine Unmöglichkeit aufbürden müßte. Die materielle Bedeu- 
tung einer staatlichen Sozialpolitik ist unbestritten, jedoch kann man die »Verteilungsfrage« 
nicht von der »Produktionsfrage« trennen, ohne die »Systemfrage« zu stellen; man muß nicht 
die gesellschaftliche Gleichverteilung? fordern, um an die Systemgrenzen zu stoßen! Trennt 
man einmal die revolutionstheoretische Essenz der Konzeption von ihren sozialpolitischen 
Implikaten, so zeigt sich die ausgeklammerte Durchsetzungsperspektive in folgender Aporie: 
Ohne Frage stellten die Wirkungen des Konzepts der Sozialdividende, wie es von M. Opielka 
vorgetragen wird, die Systemlogik nachhaltig in Frage, doch: wer ein ME in der Form und in 
der Höhe durchsetzen kann (wie es dazu notwendig ist), braucht es nicht mehr durchzuset- 
zen! Insofern gilt die Schlußfolgerung von M. Greven (1986, S. 67), die dieser in einem umfas- 
senderen Kontext gezogen hat, auch hier: »Nirgends ist eine Konzeption ersichtlich, die in- 
haltliche Fragen mit Strategien des Machterwerbs konstruktiv verbindet.« Ergänzend kann 
man sagen, daß es zumindest klärungsbedürftig bleibt, was Formeln wie »nicht-reformisti- 
sche Reformen« oder »radikales Reformprogramm« (Offe)?! inhaltlich austragen sollen. 
Die obige Argumentation impliziert die hier vertretene These, daß die beiden Integrations- 
modelle — werden sie mit emanzipativen Erwartungen verbunden — untauglich für eine 
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schrittweise Einführung sind: Für den Fall einer nur teilweisen Durchsetzung der Forderun- 
gen (in (a) Ausgestaltung und (b) Höhe), müßte also die Anfälligkeit der beiden Konzepte der 
grundsätzlichen Neugestaltung bzw. Vereinheitlichung des Sozialsystems gegenüber einer 
konservativen Vereinnahmung z ım Durchsetzungsprozeß nachgewiesen werden; d. h. verein- 
facht, daß gezeigt werden muß, welche Wirkungen reduzierte Varianten der Forderung her- 
vorrufen können: 
(a) Ganz offensichtlich sind die Weichen in Richtung »Zwei-Drittel-Gesellschaft« gestellt. 
Von zentraler Bedeutung zur Beurteilung eines jeden Reformvorschlags muß deshalb die Be- 
antwortung der Frage sein, in welcher Form diesen Spaltungstendenzen entgegengewirkt 
werden kann. 
Durch ein ME läßt sich zwar diese Spaltung mehr oder minder erträglich finanziell abfedern, 
nicht aber durch ein ME allein etwa verhindern: die gesellschaftlichen Polarisierungstenden- 
zen resultieren auch aus substantiellen Änderungen der Produktionsstruktur. »Massenar- 
beitslosigkeit kann nicht per Mindesteinkommen zur ‘Befreiung von falscher Arbeit’ umin- 
terpretiert werden.« (Bleicher 1984 S. 76) Im Gegenteil: Eine isolierte ME-Strategie dürfte die 
Spaltung sogar zementieren, weil sie dadurch physisch eher erduldbar wird. Eine isoliert am 
Recht auf Einkommen orientierte Strategie kann in der Tendenz nichts anderes als den Ver- 
such bedeuten, der gesellschaftlichen Ausgrenzung eines wachsenden Teils der Bevölkerung 
durch Kompensation (z.B. Subsistenz auf Minimalniveau) der Symptome zu begegnen (logi- 
sche Fortsetzung der Tradition der Armenpolitik). Je nach Umfang der materiellen Ausge- 
staltung eines solchen (Reparatur-)Konzepts führt dies zu völliger sozialer Deprivation oder 
— im etwas »günstigeren« Fall — zur Festigung der »dualistischen Spaltung zwischen einem 
hochtechnisierten, -qualifizierten und -bezahlten primären Beschäftigungssektor und einem 
arbeitsintensiven, niedrig bezahlten, in großen Teilen auf selbständiger Basıs organisierten se- 
kundären Beschäftigungssektor (Familien- und Kollektivbetriebe)« (Hanesch 1984 5. 153 f.; 
vgl. auch $. 129 ff.). 
Demgegenüber muß nach Lösungen gesucht werden, die jedem eine Perspektive auf das Be- 
schäftigungssystem ermöglichen, denn nur so können die gesellschaftlichen Spaltungstenden- 
zen abgemildert, kann der zunehmenden Differenzierung von Interessenlagen des heterono- 
men Teils der Gesellschaft durch eine gemeinsame Politik alter und neuer sozialer Bewegungen 
begegnet werden und nur so kann das grundlegende Recht auf »Teilhabe und Teilnahme an ge- 
sellschaftlicher Normalität« (vgl. P. Townsend 1979, zitiert nach Oplieka 1984) verwirklicht 
werden: »... in einer arbeitsteiligen Gesellschaft (ist; F.M.) die Möglichkeit, Erwerbsarbeit aus- 
zuführen, der unumgängliche Weg zur gesamtgesellschaftlichen Eingliederung und Gleichbe- 
rechtigung« (Gorz 1985, S. 61). Solange gesellschaftlich das Recht auf Arbeit nicht verwirklicht 
ist, kann eine sozial verantwortliche Lösung — entgegen einer »Entkopplung von Arbeit und 
Einkommen« — nur darin bestehen, das Recht auf Einkommen als Lohnersatzleistung in der ei- 
nen oder anderen Form an das Erwerbssystem anzubinden und die gesellschaftliche Arbeitsum- 
verteilung durch weitere Arbeitszeitverkürzung zu betreiben! 
Demgegenüber werden Einkommen, die ohne systematische Verbindung zur Produktion ge- 
sellschaftlichen Reichtums erzielt werden, niemals frei sein vom Nimbus des »großzügigen 
Opfers« der Priviligierten; in der Tendenz führen sie zu Individualismus, zu Polarisierung, zu 
sozialer Stigmatisierung und sind zumeist zu niedrig für ein menschenwürdiges Leben (vgl. 
auch die Argumentation zum »Mißbrauchsvorwurf« bei Vobruba 1986, S. 41 f.). Dieser funk- 
tionale Zusammenhang wird zwar immer wieder mit Nachdruck betont; dennoch besteht 
die Gefahr der Aufspaltung in Konzeptionen der Integration von $teuer- und Transfersystem, 
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die Umverteilungsmaßnahmen xicht substantiell mit einer drastischen Umverteilung der Ar- 
beit verknüpfen. Solange das Recht auf Einkommen und das Recht auf Arbeit — wenn auch 
gleichberechtigt — nebeneinander gefordert und verschiedene Strategien zu ihrer Realisierung 
diskutiert werden, ist nicht zu gewährleisten, daß sie nicht auch als Alternativen verstanden 
werden, bzw. daß im Durchsetzungsprozeß nur die eine Forderung Bestand hat. Diese Ge- 
fahr besteht auch fort, wenn vorgeschlagen wird, das eine durch das andere zu erreichen: Erst 
die Entkopplung von Arbeit und Einkommen durch ein garantiertes ME im Subsistenzbe- 
reich und dann das Recht auf selbstbestimmte Tätigkeit durch die »Befreiung von falscher 
Arbeit« (vgl. z.B. Schmid 1984); oder: Durch ein »wohldosiertes« Basiseinkommen dessen 
»Arbeitsmarkt-Entlastungseffekte« (Vobruda) so regulieren, daß sich Arbeitsangebot und 
„nachfrage tendenziell ausgleichen. (vgl. Vobruda 1986, $. 46; Offe 1984, $. 356) 

(b) Soll die Tauglichkeit eines Einkommenssicherungsmodells untersucht werden, muß man 
realistischer weise v.a. der Annahme nachgehen, daß bei einem bestimmten gesellschaftlichen 
Durchsetzungshintergrund das wohlüberlegte Niveau einer Grundversorgung (wie es heute 
gefordert wird) sich nicht bzw. nicht in einem Schritt wird durchsetzen lassen. Bei einer sol- 
chen nur teilweisen Durchsetzung der ME-Forderung ist dieRichtung, in die die dem jeweili- 
gen Konzept immanenten Instrumente des Arbeitsanreizes wirken, entscheidend für die Ab- 
schätzung zu erwartender Wirkungen. 

Ein Großteil der mit der Sozialdividende und mit der NES verbundenen Hoffnungen stützt 
sich auf die Form der Transfervergabe: Durch die (abgesehen von der Höhe des verfügbaren Ein- 
kommens) kriterienlose Ver- bzw. Berechnung der Transfers, deren automatische Verteilung 
und durch die grundsätzliche, bruchlose Kombinierbarkeit von Transfer- und Erwerbseinkom- 
men sollen die dem bestehenden Sozialsystem inhärenten Selektions- und Zwangsmechanis- 
men zugunsten größerer individueller Freiräume umgangen werden. Bei einem garantierten 
Einkommen, das als bedarfsdeckendes Volleinkommen konzipiert wäre, könnte diese Zielset- 
zung mit Sicherheit erreicht werden; doch so optimistisch fallen selbst die umfassenderen ME- 
Konzepte nicht aus. 

Demgegenüber sind allerdings selbst bei einem Niveau, das deutlich über.den konservativen 
Zielvorstellungen liegt, unerwünschte materielle Nebenwirkungen zu befürchten, die den Au- 
tomatismus des Leistungsbezugs und die damit verbundenen emanzipativen Erwartungen 
unter den Bedingungen des kapitalistischen Arbeitsmarktes als nur schwer vereinbar erschei- 
nen lassen: Beide Integrationsmodelle sind mittelfristig an der Sicherung eines (armutsverhin- 
dernden) Mindestbedarfs orientiert; darüber hinausgehende Bedürfnisse müssen im Medium 
der Erwerbsarbeit befriedigt werden. In beiden Konzepten wird der Übergang zwischen Er- 
werbsarbeit und Erwerbslosigkeit fließend gestaltet; die Höhe der Transfers wird bei der 
NES direkt (monatl. Festsetzung) und bei der Sozialdividende indirekt (Steuerberechnung) 
der Einkommenssituation angepaßt. Erwerbstätigkeit wird in der Weise »belohnt«, daß zu- 
sätzliches Arbeitseinkommen nicht vollständig”, sondern nur anteilig (NES) auf das Trans- 
fereinkommen angerechnet oder ihm sogar — vermindert um einen relativ hohen Steuersatz 
— hinzuaddiert wird (Sozialdividende). 

In dem Maße aber, in dem die Grenzen zwischen Erwerbsarbeit und Erwerbslosigkeit aufge- 
weicht werden, besteht auf der Ebene des kapitalistischen Arbeitsmarktes auch die Möglich- 
keit, Transfereinkommen als integralen Bestandteil des Erwerbseinkommens in die jeweiligen 
Kalkulationen einzubeziehen.” (Genau dies wird ja z.T. auch beabsichtigt.) Ob diese Kalku- 
lation allerdings für die Beschäftigtenseite aufgeht, ist zweifelhaft. Für einen Teil der Bezieher 
von Sekundäreinkommen würde es individuell rational, die notwendige Befriedigung von 
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Bedürfnissen, die über das Mindesteinkommen hinausgehen, mit sinkenden Löhnen zu erkau- 
fen. »Wird für einen Job relativ wenig Zeit aufgewendet, so werden eher schlechte Arbeitsbe- 
dingungen akzeptiert; braucht das erzielte Finkommen nicht allein den Lebensunterhalt zu si- 
chern, so wird eher eine schlechte Bezahlung hingenommen.« (Schreyer 1986, S. 160) 

Je niedriger das durchgesetzte Sicherungsniveau, desto mehr führt der immanente Zwang zu 
ergänzender Erwerbsarbeit zu zusätzlichen Arbeitsanreizen sowie zu erhöhtem Druck auf die 
Löhne (vgl. auch Bust-Bartels 1985; Hanesch 1985). 

G. Vobruba glaubt durch die Gestaltung von fließenden Übergängen zwischen Erwerbstätig- 
keit und Erwerbslosigkeit eine »Armutsfalle« zu vermeiden: »Die Armutsfalle entstünde 
dann, wenn das garantierte Grundeinkommen so organisiert wäre, daß bei geringfügigem bis 
mäßigem Arbeitseinkommen gleich das gesamte Transfereinkommen gestrichen wird. Das 
ist ein wesentlicher Konstruktionsfehler der derzeitigen Sozialhilfe. Dadurch entsteht für 
den einzelnen ein ‘Sprungbereich’, in dem sich die Arbeitsaufnahme absolut oder relativ 
nicht lohnt. ... Damit entsteht die irrationale Situation, daß die Arbeitsaufnahme trotz des 
Wunsches nach Arbeit und (Zu-)Verdienst unterbleibt. Dies ist die Armutsfalle.« (Vobruba 
1986, 5.47) Was soll also »vermieden« werden: Armut oder die »Verweigerung der Arbeits- 
aufnahme«? Wohl eher letzteres: Durch die Kombinierbarkeit von Erwerbs- und Transfer- 
einkommen lohnt sich die Arbeitsaufnahme »relativ« auch bei »geringfügigem bis mäßigem« 
Lohnniveau! Ob Armut mit einem ME verhindert werden kann, ist abhängig von den erziel- 
ten Verteilungspositionen und dem Sicherungsniveau, nicht aber von den materiellen Anrei- 
zen zur Arbeitsaufnahme. 

Denselben »Konstruktionsfehler« der im Kern an Bedarfsgesichtspunkten orientierten So- 
zialhilfe erkannten auch Konservative und Liberale, als sie durch rationale Betrachtungen zu 
dem Schluß gelangten, daß im marginalen Beschäftigungsbereich die Löhne nicht unter eine 
bestimmte Grenze fallen dürfen, um noch zur Arbeitsaufnahme zu »motivieren«. Sie ermit- 
telten eine »Wohlfahrtsmißwirtschaft« und analysierten ferner, daß die Sozialhilfe in der Re- 
gel alternativ zum Arbeitseinkommen gewährt wird, so daß die Löhne, wenn schon nicht 
deutlich, so doch zumindest spürbar über dieser Armutsgrenze liegen müssen, um noch »ra- 
tional lohnend« zu sein. (vgl. Pfaff 1986; Gerhardt/Weber 1984; Friedman 1984) Aus diesen 
Gründen mußten zur Arbeitsaufnahme »motivierende« Sozialfürsorgemodelle konzipiert 
werden, damit sich »Leistung« auch in diesem Bereich »lohne« und damit der Preis der Ar- 
beitskraft seine marktkonforme Flexibilität erhielte: Sozialdividende und negative Einkom- 
mensteuer. 

Natürlich ist die Perspektive bei G. Vobruba und anderen Befürwortern der Integration von 
Steuer- und Transfersystem eine gänzlich andere! — Es sollten an dieser Stelle keine Grenzen 
verwischt werden; es sollte nur gezeigt werden, wie sehr sich die Argumentationsstrukturen 
ähneln und wie sehr im links-alternativen Strang der ME-Debatte von.der Realisierung von 
Maximal-Zielen her argumentiert wird. Nur wer von optimalen Bedingungen ausgeht, kann 
wie M. Opielka hoffen, daß sich die Qualität der gesellschaftlichen Wirkungen der Sozialdıvi- 
dende »umkehrt« und daß sie »unter den Bedingungen von Lohnarbeit und Arbeitsmarkt (!) 
den Besitzlosen endlich eine wesentliche, ihre individuelle und kollektive Konfliktfähigkeit 
optimierende Option (eröffnet, F.M.): die uneingeschränkte Verweigerung des Angebots der 
“Ware Arbeitskraft’« (1985, S. 145). 

Festzuhalten bleibt also, daß die hier diskutierten Vorschläge zur Integration von Steuer-und 
Transfersystem aus dem links-alternativen Spektrum ihre Relevanz als Ferzziele erst inner- 
halb eines umfassenden gesellschaftlichen Transformationskonzepts erlangen können. Sie 
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sind systematisch auf lange Zeithorizonte ausgelegt und entwickeln ihre sozialutopischen 
Wirkungen nur, wenn sie von einer breiten gesellschaftlichen Bewegung in Höhe und Ausge- 
staltung entsprechend anspruchsvoll durchgesetzt werden können. Die Modelle der Sozialdi- 
vidende und der NES werden leicht als Mittel der Transformation überschätzt; demgegen- 
über ist es aber unwahrscheinlich, daß sie Systemgrenzen schrittweise oder »aus sich selbst 
heraus« überwinden können. 

Es ist notwendig, in der aktuellen Debatte sehr genau zwischen der Diskussion sozialutopi- 
scher Entwürfe und den Auseinandersetzungen um realpolitische Strategien zu unterschei- 
den. Kurz- und mittelfristig muß jedenfalls nach anderen Lösungen als der grundlegenden 
Neukonstruktion des Transfersystems gesucht werden, wenn dennoch die zumeist stigmati- 
sierende Praxis des Sozialstaats überwunden bzw. wenn sich den zweifellos emanzipatori- 
schen Wirkungen einer restriktionslosen, allgemeinen Transferleistung auf ausreichendem 
Niveau perspektivisch angenähert werden soll. Festzuhalten bleibt auch, daß die diskutier- 
ten, auf Kombinierbarkeit von Erwerbs- und Transfereinkommen ausgelegten Vorschläge 
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen des Verkaufs der Arbeitskraft die Gefahr ın sich 
tragen, als willkommene Lohnsubvention funktionalisiert zu werden. Eben diese Gefahr birgt 
der schon erwähnte Vorschlag, ein garantiertes Grundeinkommen als »überbetrieblichen 
Lohnausgleich« für die Reduktion der Wochenarbeitszeit einzusetzen (Opielka 1985d; 
ders./Stalb 1986), um so die Forderung nach vollem Lohnausgleich fallen lassen zu können. 
Nicht minder problematisch präsentiert sich die Absicht, die Höhe des ME zum Instrument 
des Arbeitsanreizes zu machen, nämlich: den »Arbeitsmarkt-Entlastungseffekt« über die 
Transferhöhe zu »dosieren« (Vobruba 1986, S. 46 f.) oder zu »feinregulieren« (Offe 1984, S. 
356). (vgl. dazu kritisch Glotz 1986, S. 146 f.; Schreyer 1986, S. 160) 


Die mittelfristige Perspektive 


Bei einer schrittweisen Einführung von NES oder Sozialdividende ließen sich die oben be- 
schriebenen Gefahren nur umgehen, wenn jene Modelle anfangs zusätzlich, neben dem beste- 
henden Sozialsystem installiert würden, d.h. wenn das herkömmliche System so lang seine 
Aufgaben weiter erfüllte, bis eine Integration von Steuer- und Transfersystem (ohne nachtei- 
lige materielle Nebenwirkungen) den in sie gesetzten Ansprüchen gerecht werden kann (vgl. 
Opielka/Stalb 1986). Als weniger aufwendigere, weniger labile und deshalb letztlich auch rea- 
listischere Alternative dazu, ist der Vorschlag der Sockelung des bestehenden Sozialsystems zu 
verstehen. 

Die »Sockelungsperspektive« setzt gerade nicht auf die Kombinierbarkeit verschiedener Ein- 
kommensarten und nicht auf die Neukonstruktion des gesamten Sicherungssystems, son- 
dern versucht (aus der Kritik des bestehenden Systems heraus), den Ausbau der sozialen Siche- 
rung gegenüber den Tendenzen zur Reduktion des Sozialstaates zu betreiben. Wesentliche 
Konstruktionsprinzipien sind die Formulierung von Ansprüchen auf das Erwerbssystem 
und die Betonung der Eigenständigkeit der sozialen Sicherung. 

Die perspektivische Anbindung des Sozialsystems an die Produktion gesellschaftlichen 
Reichtums bedeutet allerdings nicht, wie M. Opielka und G. Vobruba einer »Sockelung« 
fälschlich ausschließlich unterstellen, daß »Transfereinkommen ... damit in Höhe und Dauer 
von der Position im Erwerbsleben abhängig« (1986a, S. 6) bleiben sollen. Dies kann mittelfri- 
stig nur für Einkommen deutlich über dem Niveau desME gelten. Demgegenüber kann ein 
Recht auf Einkommen allerdings »eigenständigund unabhängig von der Erwerbsarbeit« (vgl. 
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ebd.) unter den Bedingungen des kapitalistischen Arbeitsmarktes nur für das garantierte ME 
gelten; jenes darf wiederum nicht portionsweise dem Erwerbseinkommen hinzugerechnet 
werden können. Vielmehr muß der Sockelbetrag alternativ zum Erwerbseinkommen garan- 
tiert werden, d.h. esmuß ein ausreichendes Mindest-/Sockeleinkommen für all diejenigen ge- 
währt werden, die im Erwerbssektor keine bzw. keine ausreichende Beschäftigung finden. 
Entgegen der spezifischen, lohnarbeitszentrierten Selektivität bestehender Sozialsysteme 
müssen Sozialeinkommen in allen Lebenslagen eine »Teilhabe und Teilnahme an gesell- 
schaftlicher Normalität« ermöglichen und eben deshalb schon allein ausreichend dimensio- 
niert sein. Neben einer systematischen Anbindung an Strategien der Bewältigung der Be- 
schäftigungskrise bietet darüber hinaus die Forderung, möglichst allen Arbeitslosen einen 
Anspruch auf als Lohnersatz konzipierte Sozialeinkommen einzuräumen, im Kontext kon- 
fligierender Interessenlagen weit eher die Gewähr für eine angemessene Höhe des Sockelbe- 
trags, als eine allgemeine Grundsicherung (Sozialdividende). Diese muß zum einen immer für 
alle Gesellschaftsmitglieder (ohne Rücksicht auf den Grad der bereits bestehenden materiel- 
len Absicherung) konzipiert und (vor-Jfinanziert werden, und ist zum anderen weit mehr der 
Interpretation unterworfen (vgl. die neokonservativen Vorschläge), als ein als Lohnersatz 
konzipiertes Transfereinkommen. 

Als Reform des Warenkorbprinzips in der Sozialhilfe (SH) schlugen A. Hofmann und $t. 
Leibfriedschon 1980 vor, die Regelsatzformel direkt am gesellschaftlichen Durchschnittsein- 
kommen zu orientieren: »So könnte beispielsweise der einfache Regelsatz 80% des gesell- 
schaftlichen Durchschnittseinkommens aller alleinstehenden Arbeiter/ Angestellten betra- 
gen« (S. 275), statt »auf das durchschnittliche Netto-Arbeitsentgelt unterer Lohngruppen« 
(ebd.; vgl. auch $ 22 BSHG, »Deckelungsvorschrift«) bezogen zu werden; dies könne ein 
»Recht auf angemessene, selbst definierte Arbeit« statuieren. Aber natürlich sind auch dies 
Maximalforderungen. Zwar gilt es zu bedenken, daß im Gegensatz zum enormen Umvertei- 
lungsvolumen einer Sozialdividende das Sockelungskonzept von einem deutlich geringeren 
Gesamtvolumen ausgeht und deshalb größere Spielräume für ein garantiertes Niveau der 
Transfers gewinnt, doch auch für dieses Konzept ist die Höhe der materiellen Mindestsiche- 
rung und damit der politische Durchsetzungshintergrund entscheidend. 

Insbesondere dürfte folgende Überlegung zentraler Gegenstand von Auseinandersetzungen 
sein: Da die angestrebte Existenzsicherung in allen Lebensbereichen garantiert werden soll, 
»ist mit ihr eine Kopplung des Grundeinkommens an einen (faktischen) Arbeitszwang — 
gleichgültig in welcher Form — nicht zu vereinbaren« (Hanesch/Klein 1986, S. 18). Das Kon- 
zept schließt auf der Ebene der Mindestsicherung ein »Recht auf Nichtarbeit« ein, wenn die 
Dominanz des Sozialversicherungsgedankens aufgehoben und wenn dem Bedarfsprinzip 
durch konsequente »Finalisierung der Sozialpolitik«”° endlich flächendeckend zur Geltung 
verholfen werden soll. Die Arbeitserzwingungsmechanismen in der Sozialgesetzgebung (v.a. 
die $$ 25 BSHG und 119 AFG) würden in ihrer kruden existenzgefährdenden Form entfal- 
len. W. Wanesch und Th. Klein (1986) sprechen sich demgegenüber für »positive Anreize« 
durch einen »Verfügbarkeitsmehrbedarf« im AFG aus. 

Damit zielt die »Sockelungsperspektive« z. T. auf dieselben Arbeitsmarkteffekte, wie ein Teil 
der Vorschläge zur Sozialdividende und zur NES auch — der existentielle Druck der indu- 
striellen Reservearmee soll entfallen, marginale Beschäftigungsformen sollen in der Tendenz 
aufgehoben werden. Ein entscheidender Unterschied besteht allerdings in den in der »Socke- 
lung des Sozialsystems« angelegten Arbeitsangebotsreaktionen. Während bei den beiden In- 
tegrationsmodellen bei mangelnder Ausgestaltung alles auf Zuverdienst (mit all den Proble- 
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men der Lohnsubvention) hinausläuft, karın die Sockelung in bestimmten Grenzen durchaus 
schrittweise eingeführt werden, ohne zu Nachteilen in anderen Bereichen zu führen. Da sie 
darüber hinaus nicht auf Kombinierbarkeit von Transfer-und Erwerbseinkommen ausgelegt 
ist, verspricht sie wegen der geringeren Gefahr der konservativen Vereinnahmung?® eher als 
die anderen Modelle, durch die weitere Relativierung der Arbeitspflicht materielle Spielräu- 
me zu eröffnen, die die Möglichkeiten der Subjekte vergrößerten, sich Rechenschaft über 
qualitative Fragen vor der Arbeitsaufnahme abzulegen: Die »Attraktivität des Arbeitsmark- 
tes bzw. die Gestaltung gesellschaftlicher Arbeit« (Hofmann/Leibfried 1980, S. 275) könnte 
so in das Zentrum gesellschaftlicher Auseinandersetzungen geraten!” 

Aus diesen Gründen wird kurz- und mittelfristig auch auf Sockelungskonzepte, die direkt an 
das heutige System anknüpfen, zurückgegriffen. (vgl. Hanesch/Klein 1986; Opielka 1985; 
ders./Stalb; Die GRÜNEN 1986; Arbeitsgruppe Sozialpolitisches Programm ... 1986) Mini- 
malziel all dieser Vorschläge ist die Absicht, die Abhängigkeit der sozialen Sicherung von den 
vorausgehenden Bedingungen der Erwerbstätigkeit im unteren Einkommensbereich aufzuhe- 
ben (partielle Entflechtung von »Arbeiten und Essen«) und das Leistungsniveau in diesem Be- 
reich aufzustocken. Jeweils unterschiedlich definierte Mindestsicherungsniveaus sollen in die 
einzelnen Sozialversicherungszweige (insbesondere Arbeitslosen- und Rentenversicherung) 
integriert werden, Bedarfsermittlungen (i.d.R. durch Pauschalisierung) vereinfacht und die 
Unterhaltspflicht auf die Kernfamilie beschränkt werden. (Generationensubsidiarität nur 
noch bei minderjährigen bzw. in Ausbildung befindlichen Kindern; ansonsten nur noch Ehe- 
gattensubsidarität.) 

Allerdings soll die angesprochene »Finalisierung« der sozialen Sicherung mit höchst unter- 
schiedlicher Konsequenz betrieben werden. So sollen nach dem sozialpolitischen Programm- 
entwurf der SPD (Arbeitsgruppe Sozialpolitisches Programm ... 1986) zwar die Kürzungen 
bei der Arbeitslosenunterstützung seit 1982 zurückgenommen werden und soll eine »umfas- 
sende soziale Grundsicherung« installiert werden, doch bleibt der Entwurf insgesamt recht 
undifferenziert. Immer noch unklar bleibt, ob alle Lebenslagen materiell abgesichert werden 
sollen, oder ob es nicht doch nach wie vor um die Sanktion bestimmter idealtypischer Le- 
bensläufe geht: Die in sich widersprüchliche Logik des AFG wird nicht angetastet und »die 
Leistungsbedingungen der heutigen Sozialhilfe werden bei der Grundsicherung in den Versi- 
cherungssystemen mit geringen Modifikationen übernommen; eine generelle Harmonisie- 
rung mit der Sozialhilfe ist nicht vorgesehen« (Hanesch/Klein 1986, S. 6). Zwischen den Zei- 
len scheint der Entwurf insgesamt eher von der Notwendigkeit der finanziellen Entlastung 
der Kommunen (SH) motiviert zu sein, als davon, konsequent Bedarfsgesichtspunkte unter 
stigmatisierenden Bedürftigkeitskriterien freizulegen. Sollte die Konkretisierung dieses Pro- 
grammentwurfs diese Annahmen bestätigen, so würde er tatsächlich über eine »Ausweitung 
der Leistungsansprüche unter ansonsten unveränderten Bedingungen« (Opielka/Stalb 1986, 
S. 88) nicht hinauskommen und der Logik des Versicherungsprinzips verhaftet bleiben (vgl. 
Hanesch/Klein 1986, S. 6). 

Das derzeit differenzierteste mzttelfristige Konzept dürften W. Hanesch und Th. Klein in ih- 
rem Gutachten für Die GRÜNEN (April 1986) vorgelegt haben (vgl. aber auch Opielka/ 
Stalb 1986, $. 87 ff.). Neben.den schon angesprochenen Änderungen geht esindem Vorschlag 
einer »integrierten bedarfsorientierten Grundsicherung in AFG und BSHG« im wesentli- 
chen um folgendes: 

— Es wird eine generelle Harmonisierung von BSHG und AFG angestrebt, indem über einen 
aktualisierten und strukturverbesserten Warenkorb (vgl. auch Transfer-Enquete-Kommis- 
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sion 1981) eine Regelsatzanhebung umgesetzt werden soll, die zur Grundlage beider Systeme 
wird; erst durch einen einheitlichen Einkommensbegriff kann auch eine einheitliche Berech- 
nungsgrundlage in beiden Systemen gewährleistet werden. 

— Bei Wegfall der Möglichkeiten einer Aussetzung bzw. Streichung des ME, sollen alle Ar- 
beitslosen nur an die Bedingung »Verfügbarkeit« geknüpfte, bedarfsbezogene Ansprüche er- 
werben, die um einen »Verfügbarkeitsmehrbedarf« über dem Mindestbedarf nach dem 
BSHG liegen; fehlt diese Bedingung, bleibt der Anspruch auf das ME im BSHG bei entschärf- 
ter Bedürftigkeitsprüfung bestehen. (Gerade auch die Bedingungen der Leistungsgewährung 
werden in dem Vorschlag reflektiert.) 

— Die Versicherungsleistungen des AFG sollen (auf dem Niveau von 1982) bestehen bleiben; 
die im engeren Sinne funktionslos gewordene, bedarfsabhängige Arbeitslosenhilfe soll aller- 
dings in eine bedarfsunabhängige Versicherungsleistung umgewandelt werden (entweder zeit- 
lich unbefristet oder auf zwei Jahre begrenzt). 

Insgesamt könnte auf diese Weise?® zumindest Armut bei Arbeitslosigkeit, aber idealiter auch 
in allen anderen Lebenslagen (die Funktionen des BSHG bleiben ja erhalten), wirksam ver- 
mieden werden — der Sicherungsschutz würde steuerfinanziert deutlich erweitert werden. 
(Zur Finanzierbarkeit vgl. Kap. 4 des Entwurfs von Hanesch und Klein.) Das Konzept ent- 
hält darüber hinaus Elemente, die als Grundlage für weitergehende Strukturreformen dienen 
könnten. Insbesondere eine bedarfsunabhängige, unbefristete ALH (die nach der vorgelegten 
Berechnung durchaus finanzierbar erscheint) würde für den überwiegenden Teil der Lei- 
stungsempfänger den »Lohnersatzcharakter« sozialer Leistungen sicherstellen. Schließlich ist 
das Konzept für den Kern seines Gestaltungsanspruchs an das Kriterium »Nicht-Erwerbstä- 
tigkeit« gebunden, was die oben beschriebenen, unerwünschten Arbeitsangebotsreaktionen 
vermeiden könnte. 

Über die ME-Debatte ist es in den letzten Jahren gelungen, aus der sozialpolitischen Defensi- 
ve wieder in die Offensive zu gelangen und den fiskalischen Sachzwangargumentationen eine 
fruchtbare Werte-Diskussion entgegenzusetzen. Die anfänglich teilweise euphorische Über- 
nahme von im Kern markttheoretischen Argumentationsmustern gehorchenden Transfer- 
modellen im links-alternativen Spektrum ist mittlerweile einer realistischeren Einschätzung 
desschmalen Grades möglichen emanzipatorischen Handelns gewichen — dennoch bleibt als 
letztlich ernüchterndes Fazit, daß entscheidende strategische Fragen noch immer völlig un- 
beantwortet sind: 

Weder ist ein »historisches Subjekt« in Sicht, das die weitreichenden ME-Forderungen auf- 
nehmen und durchsetzen könnte, noch besteht hinreichend Einigkeit darüber, wie der ge- 
genwärtige Bestand an Forderungen überhaupt umgesetzt werden kann, noch ist geklärt, wie 
das Recht auf Einkommen mit dem Recht auf Arbeit perspektivisch »verkoppelt« werden 
kann. In welchem Umfang sollen Sozialleistungen in Zukunft völlig unabhängig von Er- 
werbsarbeit erzielt werden können? Wird die Ehegattensubsidiarität aufzuheben sein, und ist 
es wünschenswert, ein gänzlich von Anspruchsprüfungen unabhängiges Transfersystem zu 
installieren? Auch der zentrale Einwand gegen die »Sockelungsperspektive«, ob diese als »Re- 
form der kleinen Schritte« nicht schließlich doch im Ansatz steckenbleiben muß, ist unbeant- 
wortet: Tatsächlich muß auch hier die Forderung von M. OpielkaundH. Stalb, daß »ein inte- 
griertes, in sich schlüssiges Reformkonzept ... auch für die ‘ersten Schritte’ unverzichtbar« 
(1986, 5. 88) sei, auf ihre Verwirklichung hin untersucht werden. 

Eine Strategiediskussion wird sich der Aufgabe stellen müssen, mittelfristige »Sockelungsan- 
sätze« sinnvoll mit länger- und langfristigen Perspektiven zu verschränken, und v.a. auch, die 
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für den antizipierten Wandel notwendige Kontinuität sicherstellen zu müssen. Solange nicht 
sozialpolitische Imperative, die sich auch heute noch breiter Akzeptanz erfreuen, der Ent- 
wicklung von Kapitalverwertungsinteressen geopfert werden, wird die Zukunft eine Relati- 
vierung des lohnarbeitszentrierten, rigide kriterienbezogenen und realiter nicht angemessen 
bedarfsorientierten Systems der sozialen Sicherung erfordern. — Entscheidend wird sein, 
wer den sich auftuenden Gestaltungsspielraum mit Inhalten füllen kann. 


Anmerkungen 
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Vgl. Friedman 1984; Rhys-Willtams 1953; Otten 1977; Almsick 1981; Kausemann 1983. 


2 Die großangelegten Versuche zur Einführung einer NES in den USA (vgl. dazu Almsick 1981; 
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Gerhardt/Weber 1984), die allerdings aufgrund ihrer Modellannahmen nicht auf die bundesrepu- 
blikanische Situation übertragen werden können, waren überwiegend auf die Ermittlung der Ände- 
rung des Arbeitsmarktverhaltens von Fürsorgeempfängern ausgerichtet. 

Diese Sichtweise ignoriert natürlich, daß Lohnnebenkosten integraler Bestandteil der »Arbeitsko- 
sten« (Wert der Ware Arbeitskraft) sind. 

V.a. auf diesem Strang der Debatte soll das Schwergewicht der Auseinandersetzung weiter unten 
liegen. 

Vgl. Opielka 1985, 1985b; Huber 1982; Gorz 1983; Gerhardt/Weber 1984; Gerhardt 1985; Schwab 
1985. 

Auf eine kurze Formel gebracht, scheint die Schlußfolgerung, die unter den gegebenen Umständen 
eine ökologische Entwicklung einleiten soll, etwa folgende zu sein: »Wessen menschen würdige Ext- 
stenz unabhängig von Erwerbsarbeit gesichert ist, wird von selbst eher bereit sein, sich nützlichen 
Dingen und der Herstellung nicht-schädlicher Produkte zuzuwenden.« 

Formelhaft: 

— Lösung der »sozialen Frage« durch sozialpolitische Maßnahmen 

— Transformation der Gesellschaft durch »Befreiung von der Lohnarbeit« 

— Ökologischer Umbau der Gesellschaft 

— Abschaffung der materiellen Voraussetzungen des Patriarchats 

aber auch: 

— Erhöhung der »Marktfähigkeit« des Faktors Arbeit 

— Ökonomische Effektivierung des Transfersystems 

— Reduzierung der Staatsquote 

Hier kann nicht auf die Geschichte der Forderung eingegangen werden; vgl. dazu im einzelnen Kau- 
semann (1983), Almsick (1981), Bust-Bartels (1985), Gerhardt/Weber 1984 und Opielka (1985). 
Für den finanziellen Umfang der Modelle, aber eben auch für die materielle Basis der antizipierten 
freiheitsstiftenden Momente ist es übrigens von entscheidender Bedeutung, auf welche Bezugssub- 
jekte die Maßnahmen zugeschnitten werden: Sind es die Haushalte, fällt ein Großteil möglicher Be- 
zieher (zumeist Frauen) aus der Maßnahme heraus, während konsequenter Individualbezug (ohne 
weitergehende haushaltsbezogene Bedarfsprüfungen) zugleich die Aufhebung der Generationen- 
und Ehegattensubsidiarität bedeuten und den Leistungsumfang gewaltig ausdehnen würde. (Nur 
um den Preis eines erheblichen Kontrollaufwandes sind Zwischenformen zu bewirken.) 

Diese sozialutopischen Entwürfe nehmen eine ungemein wichtige Funktion ein, indem entgegen 
allen aktuellen Totalisierungstendenzen die grundsätzliche Gestaltbarkeit der sozialen Realität pla- 
stisch wird und Gestaltungsalternativen aufgezeigt werden. (vgl. Bust-Bartels 1985.) 

Einzig einer Position könnte es rational erscheinen, ein anderes Transfersystem zu fordern, aber 
nichts an den gegenwärtigen Verteilungspositionen zu ändern: Folgt man der pointierten Analyse 
von P. Glotz in diesem Punkt, so geht es einem Teil der Diskutanten lediglich um die Alimentie- 
rung des informellen Sektors. Das Angebot an das System wäre dann in etwa folgendes: »... für 800 
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(DM, F.M.) sind wir bereit, euch undeurem ganzen gräßlichen Arbeits- und Wirtschaftssystem den 
Rücken zu kehren und euch in Frieden zu lassen.« (Glotz 1986, S. 143; vgl. auch Bust-Bartels 1985) 
Bei den Diskussionen auf dem Programmkongreß zum »Umbauprogramm« der GRÜNEN am 
26./27.4.86 in Hannover konnte man bei einer großen Anzahl der Teilnehmer bedenklich stim- 
mende Erwartungen registrieren, die offensichtlich die grundlegende Reform des sozialen Siche- 
rungssystems mit eben solchen Tarifverhandlungen verwechselten: »Man fordert einen bestimm- 
ten Betrag und wird im Laufe der Zeit halt’ auf einen niedrigeren heruntergehandelt«. — Was diese 
Erwartung bei den Integrationsmodellen und der damit verbundenen Aufgabe umkämpfter Struk- 
turen sozialer Sicherheit bedeutet, mag die Überlegung verdeutlichen, was passiert, wenn das ME 
nur »wenige« 100 DM variiert. 

Aus Statistiken zur Einkommensterällune gehen — eingedenk der methodischen Probleme der 
Quantifizierung und obwohl der Berichtszeitraum die sozial-liberale Sozialpolitik erfaßt (!) — 
nicht nur »wachsende Diskrepanzen zwischen den Einkommen der sozialen Gruppen nach der 
Umverteilung« (Costas 1985, S. 132) hervor, es zeigt sich auch die überproportionale Beteiligung 
der Arbeiter- und Angestelltenhaushalte an der Umverteilung: diese werden (1981) mit 43% heran- 
gezogen, während Beamte nur 25%, Selbständige (im nicht-landwirtschaftlichen Bereich) nur 27% 
ihrer Brurttoeinkommen zur Umverteilung beisteuern. (vgl. ebd., S. 131) 

J. Schwab zielt auf die »Sicherstellung des Wirtschaftssubjekts als Marktteilnehmer durch ein Basis- 
Einkommen« (1984, $. 84) als sozialpolitische Perspektive ab. 

G. Vobruba (1984, 1985, 1985a, 1986) setzt sich ganz eindeutig dadurch ab, daß er das Sozialsystem 
aus seiner Lohnarbeitszentriertheit lösen will und daß er die ME-Forderung nicht isoliert erhebt, 
sondern sie in ein umfassendes gesellschaftliches Gesamtkonzept integriert. Darüber hinaus er- 
scheint das geforderte Leistungsniveau bei ihm ausreichend dimensioniert. 

Vgl. v.a. Opielka 1984, 1985, 1985a, 1985b, 1985c, 1985d, Opielka/Stalb 1986; aber auch andere Bei- 
träge in: Opielka/Vobruba 1986, sowie Berger 1984 und Offe 1984. 

C. Offe in seinem Kurzreferat auf dem Programmkongreß zum »Umbauprogramm« der Grünen 
am 26.4.86 in Hannover. 

Vgl. auch G. Grözinger (1986), der mit den verteilungspolitischen Instrumenten des Sozialstaates 
dazu anhebt, nahezu alle repressiven und funktionalen Elemente der kapitalistischen Vergesell- 
schaftungsform »finanztechnisch zu neutralisieren«. 

Neben dieser Staatszentriertheit bei der Durchsetzung von Transformationszielen zeigt sich die 
z.T. übertriebene Erwartungshaltung auch in dem Spannungsverhältnis zwischen dem eigentlichen 
Inhalt der Forderung und deren plakativen Formulierung, wie sie in den Anfängen der aktuellen 
Debatte verwendet wurde: Die Entkopplung von Arbeit und Einkommen. Tatsächlich unterstellt 
dieser »gedankenlose Satz« (Polster u.a. 1985, $. 34), daß die Kopplung von Arbeit und Einkommen 
ein wichtiges Organisationsmoment im Spätkapitalismus sei (vgl. Pfriem 1985, $. 73). Demgegen- 
über ist natürlich der Einwand von Polster u.a. zu beachten, »daß die bürgerliche Produktionsweise 
die individuelle Entkopplung von Arbeit und Einkommen gerade zur Existenzgrundlage hat« 
(1985, S. 34). Aus diesem Grund zielt emanzipatorische Politik ja auch gerade darauf, die gesell- 
schaftlichen Zwangsgesetze aufzuheben, die durch das Auseinanderfallen von Zirkulations- und 
Produktionssphäre die Entkopplung von konkreter Arbeitsleistung und individuellem Einkom- 
men in der Form des Arbeitslohns erst bewirken. (vgl. dazu aber Opielka 1985c, $. 63) Was gesamt- 
gesellschaftlich gesehen hinter der Formulierung der »Entkopplung von Arbeit und Einkommen« 
stand, war natürlich die Hoffnung, die Sekundär- von der Primärverteilung im unteren Einkom- 
mensbereich abzukoppeln, bzw. möglichst viel Spielraum jenseits der Lohnarbeiterexistenz zu er- 
öffnen — was die Formulierung allerdings assoziiert, ist die gesellschaftliche Entkopplung von Pro- 
duktion und Distribution, also letzlich die Aufhebung des Lohnarbeiterverhältnisses. 

G. Vrobuba (1986; vgl. im Gegensatz dazu 1984) ersetzt diese mißglückte Formel heute durch die 
treffendere Metapher der Entflechtung von Arbeiten und Essen, die der intendierten weiteren Relati- 
vierung der Arbeitspflicht weit mehr gerecht wird. 

Vgl. dazu die Forderung von Blickhäuser/Molter 1986. 
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Bei der Forderung nach einem garantierten Basiseinkommen ist v.a. auch der Verteilungsspielraum 
interessant: Nach M. Schreyer (1986, $. 165 f.) ergäbe die Gleichverteilung des Volkseinkommens 
von 1983 (Kinder mit dem Faktor 0,5 berücksichtigt) ein Pro-Kopf-Einkommen von 1896 DM mo- 
natlich; nach Abzug der Staatstätigkeit (-konsum) gar nur 1594 DM. 

C. Offe in einem Kurzreferat, a.a.O. 
In der aktuellen Debatte wird dieser Gefahr meiner Kenntnis nach nur in den beiden umfassenden 
sozialutopischen Entwürfen von A. Gorz (1983) und M. Opielka zu begegnen versucht. 
Während es bei M. Opielka 1984 noch hieß: »Nur einem garantiertem Bürgergehalt ... läge die Idee 
zugrunde, daß Arbeit mit Einkommen nichts mehr zu tun haben darf« (S. 116), besteht er heute auf 
einer systematischen Verknüpfung der gesellschaftlichen Umverteilung von Einkommen »mit der 
Forderung nach einer Umverteilung der Arbeit« (1985c, $. 63). Die Gorzsche Perspektive eines ga- 
rantierten Sozialeinkommens (s.0.) in einer sektorisierten Ökonomie versteht sich noch darüber 
hinaus durch die Einführung einer Jahres- und Lebensarbeitszeit als »logische Weiterentwicklung 
des gewerkschaftlichen Kampfes für Arbeitszeitverkürzung« (1985, 5. 61): A. Gorz geht es darum, 
»ganz im Sinne der traditionellen Forderung der Arbeiterbewegung das Recht auf lebenslänglich ge- 
sichertes, normales Volleinkommen mit dem Recht auf die entsprechende Menge gesellschaftlich 
erforderlicher Arbeit unlösbar zu verknüpfen. Entkoppelt werden müssen also nicht Einkommen 
und Arbeit, sondern Einkommen und Arbeitszeit.« (1985a, Teil II) 
Diese Gesamtkonzeptionen sind zu unterscheiden von einer Vielzahl eher in sich geschlossener 
ME-Vorschläge, die sich zwar Wirkungen auf den Arbeitsmarkt versprechen, das Recht auf Arbeit 
aber letztlich als eigenständige zweite Forderung verstehen. 
Zwar regelt der $ 115 AFG schon heute bei Bezug von ALG und ALH zusätzliches Arbeitseinkom- 
men zur Hälfte anzurechnen, doch führt dies aufgrund anderer Regelungen nicht zu einer Praxis, 
die etwa der NES vergleichbar wäre: 

— Durch die Halbierung des zusätzlichen Einkommens nach Abzug von Steuern und Sozialversi- 
cherungsbeiträgen ergibt sich eine Quasi-Besteuerung von 70% und mehr; 

— es wird sogar zu 100% angerechnet, sobald das verfügbare Einkommen (Transfer- plus Arbeits- 
einkommen) 80% des früheren Nettoeinkommens übersteigt; 

— dieses Einkommen muß noch dazu in weniger als 19 Stunden wöchentlich ($ 102 AFG) erzielt 
werden, da sonst dem Begriff nach keine Arbeitslosigkeit vorliegt. 

Diese Ausführungsbestimmungen führen in der Praxis dazu, daß formelle Erwerbsarbeit bei Ar- 
beitslosigkeit nur marginal ın Erscheinung tritt. 

Dies gilt natürlich für beide Seiten des Arbeitsmarktes, nicht nur für das Angebot und dessen »Wahl- 
möglichkeiten zwischen Arbeit und Freizeit«! 

Sozialleistungen sollen »nicht aufgrund vorhergegangener Ursachen — also: kausal — sondern ge- 
mäß definierter Zwecke erbracht werden« (Vobruba 1986, 5. 45). 

W. Hanesch und Th. Klein schlagen zwar auch Anreize zur Erwerbsarbeit vor (Teilanrechnung 
von 80% der Erwerbseinkommen und der Lohnersatzleistungen/Verfügbarkeitsmehrbedarf von 
20 bzw. 30% des Regelsatzes des Mindesteinkommens), um Arbeitsbereitschaft grundsätzlich zu 
honorieren und um im Gegenzug Negativ-Sanktionen fallenlassen zu können, doch wegen der rela- 
tiv hohen Anrechnungsrate von 80% ist eine kapitallogische Funktionalisierung des ME als Lohn- 
subvention kaum zu befürchten. 

A. Bust-Bartels verspricht sich durch diese Maßnahmen sogar einen »Rationalisierungsdruck für 
die Unternehmen, der mehr bewirken würde, als alle bisherigen Programme zur Humanisierung 
der Arbeit« (1985a, $. 177). 

Das Konzept müßte allerdings noch auf die anderen Sozialversicherungszweige (zur Mindesrente 
vgl. auch die GRÜNEN ... 1985) und auf das Steuersystem abgestimmt werden. — Der Arbeitskreis 
»Sozialpolitik« bei den GRÜNEN im Bundestag stützte sich bei der Vorstellung seiner Vorschläge 
im April 1986 im wesentlichen auf das Gutachten von W. Hanesch und Th. Klein und modifizierte 
es nur unwesentlich; die Struktur des Konzepts blieb erhalten, so daß auf die Änderungen an dieser 
Stelle nicht eingegangen werden braucht. (vgl. Arbeitskreis »Sozialpolitik« 1986) j 
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Ute Wachendorfer 
Sozialpolitik in Argentinien und Chile. 
Analyse einer Wende im Zeichen der Militärdiktatur 


Entgegen verbreiteten Vorstellungen von der Dritten Welt kann Lateinamerika durchaus 
mit einer Sozialpolitik aufwarten. Ein im Vergleich zu anderen Dritte-Welt-Regionen höhe- 
rer Urbanisierungs- und Industrialisierungsgrad hat dazu beigetragen, daß der Staat in einigen 
lateinamerikanischen Ländern sehr früh Sozialpolitik als Aufgabe begriff. Chile, Argentinien 
und Uruguay verfügen beispielsweise über Sozialversicherungssysteme, die zu den ältesten 
des Kontinents zählen und zeitweilig sogar das Leistungsniveau der Industrieländer über- 
schritten (Mesa Lago 1986). Der früh angelegte Wohlfahrtsstaat hielt freilich den ökonomi- 
schen und politischen Spannungen nicht:stand. Er degenerierte zu einem Gewirr gleichsam 
ständischer Privilegien und war dem Druck derer ausgesetzt, die nach unten hin ausgegrenzt 
waren. Gegen Reformversuche progressiver Regierungen war dieses Sozialsystem beinahe 
immun, und es war kein Zufall, daß gerade in den lateinamerikanischen Ländern, in denen 
der Wohlfahrtsstaat vergleichsweise am meisten fortgeschritten war, die Auseinandersetzung 
um seine Zukunft am erbittertsten geführt wurde. Und auch die Errichtung repressiv-autori- 
tärer Militärregime in Chile und Uruguay (1973) sowie Argentinien (1976) hängt damit zu- 
sammen, daß in keinem der drei Länder die ökonomische und politische Elite in der Lage 
war, das Sozialsystem zu einem Wohlfahrtsstaat westeuropäischen T'yps auszubauen. ' 

Die Militärdiktaturen in den drei südlichen Staaten Lateinamerikas gingen im Gegenteil ge- 
mäß der neoliberalen Krisendiagnose davon aus, daß sich der Staat mit wohlfahrtsstaatlichen 
Umverteilungsmaßnahmen gegen den einzig effizienten und Wirtschaftswachstum schaffen- 
den Verteilungsmechanismus, den Markt, versündigt habe und daß es gelte, den Wohlfahrts- 
staat abzubauen. 

Die Schlagkraft ihrer Argumente erhöhte sich durch die Fähigkeit der neuen Machthaber zu 
fast unbegrenzter Repression. Wenn eine Regierung solche Machtmittel in Händen hat, muß 
ihr da nicht die Durchsetzung ihres Programms gelingen? Oder verfügt das Sozialsystem 
auch ın Entwicklungsländern über eine Eigendynamik, die solches erschwert? 

Die folgende Analyse.fragt genau danach. Welcher Erfolg war den Militärregime in Argenti- 
nien und Chile beim Umbau eines zentralen Sozialsystems, des Gesundheitswesens, beschie- 
den? Welche Hindernisse stellten sich der bewaffneten Macht entgegen, und wie sah das Er- 
gebnis ihrer Politik aus? Hierbei geht es nicht nur um Restriktionen staatlichen Handelns in 
der Dritten Welt, sondern auch um Funktion, Entwicklung und Grenzen von Gesundheits- 
politik in Entwicklungsländern. Denn die südlichen Staaten Lateinamerikas sind paradigma- 
tische Fälle für das Problem von Sozialpolitik in der Dritten Welt. 

Die Analyse? gliedert sich in fünf Abschnitte. Im ersten werden die Besonderheiten und 
Strukturmerkmale des chilenischen Gesundheitssystems, wie sie sich bis zum Sturz der Re- 
gierung Allende 1973 entwickelt hatten, dargestellt, im zweiten die wichtigsten Veränderun- 
gen seit dem Putsch skizziert. Im 3. und 4. Abschnitt erfolgt dieselbe Untersuchung für Ar- 
gentinien, vor und nach dem Staatsstreich 1976. Im 5. Abschnitt werden die aus den Fällen 
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Chile und Argentinien abgeleiteten Hypothesen über die Gesundheitspolitik repressiver Mı- 
litärregime mit neoliberaler Wirtschaftsphilosophie zusammenfassend vorgestellt und mitei- 
nem Blick auf andere lateinamerikanische Länder diskutiert. 


1. Chile: Das Gesundheitswesen vor dem Militärputsch 1973 


Das chilenische Sozialversicherungssystem und speziell das Gesundheitswesen waren im la- 
teinamerikanischen Vergleich herausragend, sowohl was die Aufwendungen als auch was die 
Leistungsfähigkeit betrifft. Der Staat gab für soziale Sicherheit weit mehr aus als im latein- 
amerikanischen Durchschnitt, in den sechziger Jahren sogar am meisten in der ganzen Re- 
gion. 1970 erreichten die staatlichen Sozialausgaben in Chile den Höhepunkt mit etwa 17% 
des Bruttoinlandprodukts (BIP), sanken nach der neoliberalen Wende auf rund 9 % ab und 
stiegen danach wieder leicht an (1979: 11 %). Selbst Kuba, das während der genannten Periode 
den 2. Rang bei den Sozialausgaben einnahm, erreichte mit Chileerst Ende der siebziger Jahre 
annähernd Gleichstand (Mesa-Lago 1983: 60 f.). Berechnungen anhand der stark von den An- 
gaben Mesa-Lagos abweichenden vom IWF ausgewiesenen Staatsausgaben in den siebziger 
Jahren weisen ebenfalls auf besondere sozialpolitische Anstrengungen Chiles hin (vgl. Tab. 
2-5 im Anhang). Auch der Umverteilungseffekt war beim chilenischen Sozialversicherungs- 
system — aus dem Teile der Gesundheitsausgaben finanziert werden — günstiger als in ande- 
ren lateinamerikanischen Ländern: Werden in der Regel die Besserverdienenden auf Kosten 
der Ärmeren privilegiert (Mesa-Lago/Isuani 1981; Malloy/Borzutzky 1982; Malloy 1983), so 
bescheinigen Studien dem chilenischen System einen leichten progressiven Umverteilungsef- 
fekt (Foxley/Aninar/ Arellano 1976; Arellano 1980: $. 128; Mesa-Lago 1983: $. 33). 

Das Gesundheitswesen verfügt nach Expertenurteil in Chile über eine große Reichweite — 
nahezu die gesamte Bevölkerung —, gute Organisation und Effizienz. Allgemein wird dabei 
die führende Rolle des staatlichen »Nationalen Gesundheitsdienstes« (SNS) hervorgehoben. 
Der SNS war zugleich Krankenversicherung für Arbeiter, Träger präventiver und kurativer 
medizinischer Leistungen in eigenen Einrichtungen, ausführendes Organ staatlicher Ge- 
sundheitsprogramme sowie Anbieter kostenloser medizinischer Leistungen für unversicher- 
te Arme. 

Diese Zentralisation von gesundheitspolitischen Kompetenzen und Ressourcen in einer Behör- 
de hat es erlaubt, Impfkampagnen und Ernährungsprogramme sowie ärztliche Leistungen für 
besonders gefährdete Bevölkerungsgruppen wie Mutter und Kind landesweit zu organisieren; 
der SNS hat wesentlich zur Verbesserung der Gesundheitssituation der Bevölkerung beigetra- 
gen, ein Befund (Medina 1979: S. 111-112; Foxley/Raczynski 1984: S. 234), der durch den 
Rückgang der Kindersterblichkeitsrate bestätigt wird: Starben 1960 noch 119 von 1000 lebend- 
geborenen Kindern, ehe sie das erste Lebensjahr vollendeten, so sank diese Zahl 1973 auf 71 (vgl. 
Tab. 1 im Anhang). Unter acht vergleichbaren Ländern war Chile damit vom vorletzten zum 
zweitbesten Rang aufgerückt. Bei allen Errungenschaften des chilenischen Gesundheitssystems 
darf aber nicht übersehen werden, daß es auch schwerwiegende Mängel besaß. Seine Leistungen 
waren regional und sozial höchst ungleich verteilt, was die Stadtbevölkerung gegenüber der 
Landbevölkerung und die Angestellten gegenüber den Arbeitern privilegierte. 

Die Stärken und Schwächen des chilenischen Gesundheitswesens vor 1973 sınd das Ergebnis 
einer Entstehungsgeschichte, für die vor allem drei Merkmale prägend waren. Das Gesund- 
heitssystem in Chile war effizient und fortgeschritten, weil sein Grundstein früh gelegt wur- 
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de, weil die Ärzte sich über ihre Standesorganisation stark an der Gesundheitspolitik beteilig- 
ten, und weil in Chile Gesundheitspolitik wie andere staatliche Politikbereiche auch an dem 
von der Gesellschaft mehrheitlich akzeptierten Gleichheitspostulat gemessen wurde. Ande- 
rerseits haben gerade die genannten drei Faktoren Ungleichheit, Immobilismus und Polari- 
sierung hervorgebracht. 

1. So wie. Bismarck in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts mit seiner Sozialgesetzge- 
bung die deutsche Arbeiterbewegung in das Kaiserreich integrieren und vom Einfluß der So- 
zialdemokratie lösen wollte, reagierte auch die chilenische Oberschicht vier Jahrzehnte später 
auf den wachsenden Druck einer gut organisierten, kämpferischen Arbeiterbewegung mit so- 
zialpolitischen Zugeständnissen. Um die Arbeiter vom Ziel einer radikalen Umgestaltung der 
Gesellschaft abzubringen, milderte die bürgerliche Reformregierung Alessandri, gegen die wi- 
derstrebende Oligarchie, von den Streitkräften unterstützt, die schlimmsten Auswirkungen ei- 
nes ungezügelten Kapitalismus. Die Arbeiter galten nicht nur als politisch bedrohlich, sondern 
auch als sozial schwächste Gruppe der Bevölkerung, hatten sie doch in der Regel den Schutz 
ländlich-»vorkapitalistischer« Bindungen und jegliches Eigentum eingebüßt. Mit der 1924 ge- 
gründeten Obligatorischen Arbeiterversicherungskasse — der ersten Sozialversicherung La- 
teinamerikas — erhielten die Arbeiter u.a. eine Krankenversicherung. Sie wurde aus lohnbezo- 
genen Beiträgen der Arbeiter und Unternehmer sowie staatlichen Zuschüssen finanziert. 
Durch die neue Kasse privilegierte der Staat die Arbeiter gegenüber den Angestellten, deren 
Einkommen eine eigenständige Vorsorge für den Krankheitsfall erlaubte. Für die Angestellten 
wurden Zwangssparversicherungen eingerichtet, die ohne staatliche Zuschüsse auskommen 
mußten und nur selektive Leistungen anboten. Das Kalkül der Regierung Alessandri, durch so- 
zialpolitische Zugeständnisse die Arbeiterklasse zu kooptieren, ging jedoch ähnlich wie im 
Deutschen Reich nicht auf: einerseits machten die Angestellten den Arbeitern die neugewonne- 
nen Vorteile bald streitig, andererseits verzichtete die chilenische Arbeiterklasse nie auf einen 
eigenständigen politischen Ausdruck, was sich in der engen Verbindung der Gewerkschaften 
mit den Arbeiterparteien zeigte. 

2. Schon bei der Gründung der Obligatorischen Arbeiterversicherungskasse 1924 hatten 
Ärzte federführend mitgewirkt; in den folgenden Jahrzehnten traten die chilenischen Ärzte 
für eine Zentralisierung des Gesundheitswesens ein, um Vorsorge und Behandlung landes- 
weit koordinieren und eine gezielte Gesundheitspolitik durchführen zu können. Ganz unei- 
gennützig war dieses Engagement nicht, denn eine solche Superbehörde bedeutete bessere 
Aus- und Weiterbildungsmöglichketten in Krankenhäusern, krisensichere Arbeitsplätze mit 
stetiger, wenn auch geringer Bezahlung, und die Erschließung eines neuen Patientenreser- 
voirs, 

Der wichtigste Schritt auf dem Weg zu einer Zentralisierung des Gesundheitssystems war die 
Gründung des eingangs erwähnten »Nationalen Gesundheitsdienstes« SNS 1952. Seine Be- 
deutung für die medizinische Versorgung der Bevölkerung wuchs schnell an: 1968 wickelte 
der SNS 61 % der gesamten ambulanten Behandlungen und 86 % der Krankenhausaufenthal- 
te ab (Rodriguez 1976: 5. 79), außerdem koordinierte er Vorsorgemaßnahmen für die gesam- 
te Bevölkerung. Mitte der 60er Jahre zeigte sich aber, daf$ der SNS dennoch nicht genügte, 
um die medizinische Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. Formal konnten seine 
Leistungen nur Arbeiter (aufgrund ihrer Versicherung) und nichtversicherte Arme (dank 
Staatszuschuß) in Anspruch nehmen. Aber mittlerweile bedienten sich auch Angestellte, die 
eigentlich als Privatpatienten vorgesehen waren, desSNS. Der Grund dafür war in den gestie- 
genen Medizinkosten und Veränderungen des Angestelltenstatus’ zu sehen. Es gab immer 
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mehr Angestellte, die kaum mehr als ein Arbeiter verdienten. Der SNS wurde durch den Pa- 
tientenzuwachs überlastet, und die Arbeiter gerieten gegenüber den besserzahlenden Ange- 
stellten ins Hintertreffen, so daß sich für sie der Service verschlechterte. Eine gute Lösung 
wäre gewesen, einfach die SNS-Kapazitäten zu erweitern und den Angestellten auch formal 
Zugang zum staatlichen Gesundheitsdienst zu verschaffen, ohne daß Arbeiter und arme Fa- 
milien benachteiligt würden. Entsprechende Forderungen der Gewerkschaften und der un- 
teren Ränge des Gesundheitspersonals konnten sich aber nicht gegen den Ärzteverband und 
die Mittelschichten durchsetzen, die eine eigene Angestellten-Krankenkasse bevorzugten. 
Davon erhofften sich die Ärzte eine Einkommensverbesserung und Mittelschicht-Patienten 
eine gehobene Gesundheitsversorgung. Die Angestellten erhielten 1968 durch ein Gesetz der 
Regierung Frei ihre eigene Versicherung (SERMENA). Die Aufteilung der Medizin in Ar- 
beiter- und Angestelltenversorgung, die ursprünglich zugunsten der Arbeiter eingeführt 
worden war, entwickelte sich dadurch zu deren Nachteil; denn der Nationale Gesundheits- 
dienst stellte seine Krankenhäuser SERMENA-Patienten zur Verfügung, ohne daß er dafür 
finanziell ausreichend entschädigt wurde. Die Arbeiter wurden doppelt geschädigt: mit ih- 
ren Beiträgen subventionierten sie die Angestelltenkasse, und in den Krankenhäusern zog 
man ihnen die Angestellten-Patienten vor. Der starke Einfluß des Ärzteverbandes hatte also 
die Ungleichheiten vermehrt. 

3. Die dritte Besonderheit bei der Entwicklung des chilenischen Gesundheitswesens ist, daß 
in Chile jahrzehntelang ein gesellschaftlicher Konsens darüber bestand, daß Ungleichheit ab- 
gebaut werden müsse und daß der Staat soziale Verantwortung trage. Die Ungleichheit im 
Gesundheitswesen hat Allende, Arzt und von 1970 bis 73 Präsident, so charakterisiert: »Die 
auf Gewinnstreben ausgerichtete Ökonomie reflektiert sich auch im Gesundheitswesen. Die 
Medizin wird im wesentlichen kurativ betrieben, während Vorsorge und Rehabilitation nur 
auf dem Papier stehen. Diese diskriminierende Situation im Gesundheitswesen und ihr Klas- 
sencharakter zeigen sich klar in der Verteilung der Ressourcen. 60 % werden vom privaten 
Sektor verausgabt, der kaum 25 % der Bevölkerung erreicht. Die übrigen 40 % bleiben dem 
öffentlichen Sektor zur Verfügung, der mehr als 75 % der Bevölkerung versorgen muß.«(Al- 
lende: Primer Mensaje Presidencial, 1971, zit. n. Morales 1981: $. 69). Institutionell sah die 
von Allende kritisierte Struktur so aus, daß 60 % der Bevölkerung über den SNS, 20 % über 
SERMENA, 10 % als Privatpatienten und 4,5 % in Sondereinrichtungen der Streitkräfte me- 
dizinisch versorgt wurden (Rodriguez 1976: $. 79). Dazu kamen die regionalen Disparitäten. 
1971 lebten drei Viertel der Chilenen in Städten. Sie gaben pro Kopf und Jahr viermal so viel 
für Gesundheit aus (38 $) wie die Landbevölkerung. In der Hauptstadt Santiago mit einer Ein- 
wohnerzahl von 30% der Gesamtbevölkerung hatten sich 60 % der Ärzte niedergelassen (Na- 
varro 1974: 5. 101). 

Versuche der Regierungen Frei und Allende (1964-1970 und 1970-1973), das Gesundheitswe- 
sen zugunsten ärmerer Bevölkerungsgruppen umzubauen und Arbeiter- und Angestellten- 
medizin zu integrieren, scheiterten am Widerstand von Ärzteverband und Mittelschichten. 
So beschränkten sich die Reformregierungen darauf, den Nationalen Gesundheitsdienst stär- 
ker auf die Primärversorgung auf dem Land und in den Elendsvierteln auszurichten, die Ge- 
sundheitsausgaben des Staates zu erhöhen, und die Mitwirkung der Gemeinden zu fördern 
sowie Mitspracherechte für Krankensch western und Pfleger in den Hospitälern einzuführen. 
Allein diese graduellen Veränderungen riefen ungeheure Widerstände hervor, verschlechter- 
ten sich doch die Arbeitsbedingungen der Ärzte. Außerdem befürchteten sie die Abschaffung 
der Privarmedizin. Im Gesundheitssektor eskalierten die Gegensätze zwischen Anbietern 
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und Nutzern, zwischen Nutzern erster und zweiter Klasse, zwischen Anbietern höherer 
Rangstufe und untergeordnetem Personal. 1973 wurde der Gesundheitsbereich von der allge- 
meinen politischen Polarisierung erfaßt. Das Colegio Medico schloß den Arzt Allende aus 
dem Berufsverband aus und sandte den putschenden Militärs ein Glückwunschtelegramm 
(Navarro 1974: S. 94). Die frühe Einführung, der Einfluß der Ärzte und das Gleichheitpostu- 
lat hatten zu unüberwindbaren Widersprüchen geführt und die Grenzen des Wohlfahrts- 
staats in Entwicklungsländern gezeigt. Die Militärdiktatur war auch eine Folge dieser Sack- 
gasse. 


2. Chile: Die Gesundheitspolitik der Militärs 


Als die Militärs im September 1973 gegen die Regierung Allende putschten, hatten sie, wie ih- 
re Kollegen in Uruguay und drei Jahre später in Argentinien, ein klares politisches Projekt: 
ein für allemal mit dem historischen Entwicklungstrend zu brechen, der auf Importersatzin- 
dustrialisierung und Binnenmarkterweiterung ausgerichtet war und ein hohes Maß an Staats- 
intervention vorausgesetzt hatte, um die aufstrebende einheimische Industrie gegen ausländi- 
sche Konkurrenz zu schützen, die Kaufkraft der Bevölkerung zu schützen sowie sozialen 
Frieden durch Elemente eines Wohlfahrtsstaats zu schaffen. Dieses Ziel der Militärs verband 
sich besonders konsequent in Chile mit der ökonomischen Doktrin der Neoliberalen, der 
Chicago-Boys. Daraus ergaben sich für die Wirtschaftspolitik vier. Hauptziele: kurzfristig 
sollten durch Stabilisierungsmaßnahmen die Inflation unter Kontrolle gebracht, das Staats- 
haushaltsdefizit bereinigt, die Preisgestaltung dem Markt überlassen und der Außenhandel 
von staatlichen Kontrollen, Einfuhrzöllen usw. befreit werden; zweitens sollte der Einfluß 
der Arbeiter- und Angestelltenorganisationen auf Politik und Wirtschaft gebrochen werden, 
weshalb die Arbeitsgesetzgebung außer Kraft gesetzt und die Reallöhne gesenkt wurden. 
Drittens ging es langfristig um den Aufbau eines neuen Entwicklungsmodells, das u.a. auf ex- 
portorientiertem Wachstum, der Entwicklung privater Finanzmärkte und dem Rückgang 
der Staatsintervention beruhte. Und schließlich wollten die Militärs eine Umverteilung zu- 
gunsten des privaten kapitalistischen Sektors in Gang setzen, von dessen Initiative in einer 
freien Marktwirtschaft sie sich einen dynamischen Wachstumsschub erhofften (Foxley 
1980). 

Wie setzte sich die neoliberale Wirtschaftspolitik in der Sozialpolitik um? Allgemein richtete 
sich die Sozialpolitik der Militärs nach den Prinzipien Subsidiarität des Staates, Sozialleistungen 
nur für wirklich Bedürftige, Bezahlung der Produktionsfaktoren nur nach Maßgabe ihrer 
Produktivität. Die Pinochet-Regierung versuchte diesen Prinzipien Geltung zu verschaffen, 
indem sie das Sozialsystem dezentralisierte und auf direkte Bezahlung von Leistungen hin 
orientierte. Beides wollte man dadurch erreichen, daß man die Sozialdienste an private Träger 
übergab, die für einen klar definierten Berechtigtenkreis Leistungen gegen staatliche Vergü- 
tung übernahmen. Am Ende sollte der Staat die Aufgabe, soziale Dienstleistungen zu erbrin- 
gen, vollkommen an die Privatwirtschaft abgeben, die sie zu ihren »realen Kosten« anbietet. 
Auf diese Weise, so meinten die Planer, werde Effizienz erzielt und die private Investition im 
Sozialbereich angeregt. Bis dieser Idealzustand erreicht sein würde, wollte die Regierung ein 
soziales Netz für Familien, diein extremer Armut lebten, bereit halten. Diese »Notfunktion« 
sollte Arbeitslosenunterstützung, Kindergeld für Kinder unter 8 Jahren, Basisleistungen für 
Erziehung, Gesundheit und Ernährung sowie Sozialhilfe-Renten umfassen. 
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a) Sparpolitik 


Im Sinne dieses reduzierten Verständnisses von Sozialpolitik kürzte die Militärregierung un- 
ter anderem auch die Gesundheitsausgaben. Deren BIP-Anteil wurde schrittweise verringert, 
am stärksten 1975/76. Parallel dazu sank der Anteil der Gesundheitsausgaben am Zentral- 
staatshaushalt; damit kehrten die Militärs einen historischen Trend um, denn seit 1969 waren 
die staatlichen Gesundheitsausgaben gestiegen. Erst 1978 erreichten die Gesundheitsausga- 
ben wieder das Niveau von 1970, was im Verhältnis zur Einwohnerzahl eine Verschlechte- 
rung um 13 % bedeutete (Marshall 1981). Dasselbe Muster — scharfer Einschnitt 1975/76, 
Rückgang und gegen Ende der 70er Jahre allmähliche Erholung — zeigen auch die Staatsquo- 
te und die Sozialausgaben (vgl. Tab. 2). Innerhalb des Gesundheitsbudgets ging die Um- 
schichtung vornehmlich zu Lasten der Investitionen, die 1979 auf ein Fünftel ihres ursprüng- 
lichen Anteils von 1970 geschrumpft waren. Die Personalausgaben, traditionell etwa 80 % 
des sektoralen Budgets, wurden ebenso wie die Ausgaben für Güter und Dienstleistungen 
1975-76 stark gesenkt, kletterten aber gegen Ende der 70er Jahre wieder auf ihr Ausgangsni- 
veau. Die Transferzahlungen (Staatszuschüsse an SNS und SERMENA) stiegen um 44 % an 
(vgl. Tab. 6). Die Ausgabensenkungen waren offenbar politisch schnell durchzusetzen, muß- 
ten aber mittelfristig zum guten Teil zurückgenommen werden. 


b) Resistenz gegen Strukturveränderungen 


Die Militärs hatten im Gesundheitsministerium und im Ärzteverband neue Leitungen einge- 
setzt, welche die Auffassung vertraten, die Gesundheitsversorgung müsse vollends der Pri- 
vatwirtschaft überlassen und der staatliche Gesundheitsdienst aufgelöst werden. Die Ärzte 
wiederum waren von der Notwendigkeit einer Umstrukturierung des Gesundheitswesens 
überzeugt, traten aber entschieden für eine Beibehaltung des SNS ein. In einem Entwick- 
lungsland wie Chile, argumentierten sie, in dem zwei Drittel der Bevölkerung ihre Gesund- 
heitsversorgung nicht selbst finanzieren konnten, könne man ein Gesundheitssystem nicht 
nach Angebot und Nachfrage ausrichten. Daher plädierten die Ärzte für ein gemischtwirt- 
schaftliches System unter staatlicher Vorherrschaft. Das Gewicht des Ärzteverbands genüg- 
_ te, um abgesehen von Einsparungen und Gehaltskürzungen bis 1978 dramatische Verände- 
rungen vom Gesundheitssektor abzuwenden; Rückendeckung erhielten die Ärzte von dem 
für Sozialpolitik zuständigen Oberkommandierenden der Luftwaffe, Leigh, ein der Tradi- 
tion verpflichteter Militär, der dem Gesundheitsbereich Spielräume gegenüber der globalen 
Wirtschaftspolitik verschaffte. Dies änderte sich 1978/79, als Leigh aus der Regierung aus- 
zog. Da der Ärzteverband überdies von einer. Korruptionsaffire betroffen war, nutzten die 
Militärs die Gunst der Stunde und stellten das Colegio Medico kalt. Sein Vertretungsmono- 
pol für die Ärzteschaft wurde abgeschafft und die Festsetzung eines Mindesttarifs für ärztli- 
che Leistungen gekündigt. 


c) Neue Regeln für den Nationalen Gesundheitsdienst 

Der Weg zu einem Umbau des Gesundheitssystems war frei. Ein erstes Maßnahmenbündel 
sollte den nationalen Gesundheitsdienst zu mehr Effizienz und Wirtschaftlichkeit veranlas- 
sen. Deshalb traten die Abrechnungsmodalitäten der SNS-Einrichtungen für den Staatszu- 


schuß, zuvor in erster Linie auf Vorsorgeprogrammen und hygienischen Kontrollen basie- 
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‚rend, um zugunsten tariflich bewerteten ärztlichen Leistungen in den Hintergrund. So hoffte 
man die Anbieterseite zu einem stärker gewinnorientierten Verfahren zu bewegen, während 
man auf der Nachfrageseite durch die Ausgabe von Krankenscheinen die Patienten befähigte, 
unter den SNS-Einrichtungen auszuwählen. Die möglichen Auswirkungen dieser Maßnah- 
men sind zwiespältig; einerseits ist es denkbar, daß der stets wegen seines bürokratischen Stils 
kritisierte Krankenhausapparat dadurch patientenfreundlicher wurde. Andererseits hat die 
neue Finanzierungsart möglicherweise dazu geführt, daß die ärztlichen Handlungen weniger 
vom Krankheitsbild des Patienten als von ihrer tariflich festgelegten Rentabilität bestimmt 
werden. Ganz sicher hat der Abbau der Programmfinanzierung der Gesundheitsvorsorge 
(Verbesserung von Umwelt- und Ernährungsbedingungen etc.) geschadet. Breit angelegte 
Vorsorgeprogramme wurden, wie das Colegio Medico kritisiert, nur noch zur Verbesserung 
der international beachteten Gesundheitsindikatoren durchgeführt. 


d) Sonderprogramme 


In einem Punkt haben die Militärs Kontinuität gewahrt und die Anstrengungen ihrer Vor- 
gänger weitergeführt. Die seit Jahrzehnten bestehenden Sonderprogramme — Ausbau der 
Primärversorgung für Mutter und Kind, Abbau regionaler Ungleichheit bei der Verteilung 
medizinischer Ressourcen — wurden beibehalten, die Reichweite medizinischer Versorgung 
verbessert. Dies erreichte die Regierung teils durch Neueinstellungen: von 1973-79 verdop- 
pelte sich die Zahl der Hebammen, das Pflegepersonal wurde um 27 %, ärztliche Geburtshilfe 
um 33 % erhöht, teils durch eine Verringerung der Arztdichte in Santiago um 12% und den 
verstärkten Einsatz von Ärzten in der Provinz; und schließlich durch Rationalisierungen: die 
Krankenhausbetten pro Einwohner gingen 1979 gegenüber 1970 um 13 % zurück, dennoch 
stieg die Zahl der Krankenhausaufenthalte um mehr als 10 %, was durch eine kürzere Ver- 
weildauer ermöglicht wurde (Oyarzo 1983). 

Ein weiteres Sonderprogramm zur Ernährung von Müttern und Kindern existierte seit den 
30er Jahren und war von den Regierungen Frei und Allende ausgeweitet worden. Auch dieses 
Programm übernahmen die Militärs, mit einer Veränderung: die Milchspeisungen wurden 
nun selektiver und zugleich nährstoffreicher durchgeführt. Da das Problem der Unterernäh- 
rung vor allem bei Kindern unter 6 Jahren auftrat, wurden die älteren Kinder von der Milch- 
zuteilung ausgenommen. Um die Unterernährung gezielt zu bekämpfen, wurde der Kalo- 
riengehalt der Milchspeisung durch Anhebung des Fettgehalts in der Trockenmasse von 12% 
auf 26 % erhöht. Die gezielte Unterstützung von Müttern und Kindern dürfte, zusammen 
mit einem zyklischen Rückgang der Geburtenrate ausschlaggebend für die gute Performanz 
Chiles bei der Säuglingssterblichkeit gewesen sein (Foxley/Raczynski 1984). Trotz Rezes- 
sion, Reallohnrückgang, Anstieg der Arbeitslosigkeit und Kürzung der Gesundheitsausga- 
ben gelang es, die Säuglingssterblichkeit weiter von 71 1973 auf 27 pro 1000 1982 zu senken. 
Der selektive Erfolg der Gesundheitspolitik bedeutet aber auch, daß in Chile die Säuglings- 
sterblichkeitsrate aufgehört hat, ein Indikator für den Gesundheitszustand der Bevölkerung 
zu sein. Dieser hat sich im Gegenteil verschlechtert: zwar sarık die Sterberate von 1968 bis 
1978 um 8,3 %, aber die Zahl der ansteckenden Krankheiten (v.a. Masern, Typhus, Hepatitis) 
nahm zu, was auf unhygienische Wohnverhältnisse und die Verarmung der Bevölkerung zu- 
rückzuführen ist (Foxley/Raczynski 1984; Medina/Kaempffer 1982). 

Auch die regionalen Gefälle bei den Krankheits- und Sterberisiken der Bevölkerung haben, 
trotz der gleichmäßigeren Verteilung der medizinischen Ressourcen, nicht ab-, sondern zu- 
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genommen (Öyarzo 1983: $. 20). Schließlich bleibt zu bedenken, daß die gemachten Fort- 
schritte auf Kosten der Substanz des staatlichen Gesundheitsdienstes gehen, da die Investitio- 
nen vernachlässigt werden. 


e) 1979/80: die eigentliche Wende 


Erst gegen Ende des Jahrzehnts setzte die Militärregierung bedeutende Strukturveränderun- 
gen im Gesundheitswesen durch. Mehr Markt im medizinischen Bereich sollte durch folgen- 
de Maßnahmen erreicht werden: 

‘ 1. Per Dekret 2.575 vom April 1979 wurde der bisher bestehende Zusammenhang zwischen 
Art und Ort der Behandlung sowie Kassenzugehörigkeit aufgehoben. Arbeiter hatten nun das 
Recht, gegen eine Eigenbeteiligung von mindestens 50 % des staatlich festgelegten Tarifs Pri- 
vatpraxen oder SERMENA-Vertragsärzte aufzusuchen. Umgekehrt durften Angestellte alle 
SNS-Einrichtungen gegen Bezahlung der dort festgesetzten Summe nutzen. Um private In- 
vestitionen im Gesundheitsbereich zu ermutigen, wurde die Zahl der SERMENA-Vertrags- 
ärzte ausgeweitet und die Zusammenarbeit Privater mit der gesetzlichen Krankenkasse durch 
eine 50%ige Beitragserhöhung attraktiver gemacht. Die Ärzte hatten gegen dieses Gesetz Wi- 
derstand geleistet, denn im Gegensatz zur Regierung, die innerhalb von 2 Jahren einen Zu- 
wachs für die private Medizin auf Kosten des SNS in Höhe von 1,4 Millionen ärztlichen 
Handlungen prognostizierte, befürchteten die Ärzte eine umgekehrte Patientenwanderung. 
Angesichts der Wirtschaftskrise erschien esihnen wahrscheinlicher, daß die Angestellten den 
SNS nutzen als daß die Arbeiter die Privatmedizin in Anspruch nehmen würden. Das Gesetz 
bewirke die »Sozialisierung der Medizin« ganz im Sinne der Unidad Popular, empörte sich 
das Ärztegremium. 

2. Ein weiteres Maßnahmenbündel sollte die Alternative zur Privatmedizin unattraktiver 
machen. Schon der Sparkurs hatte eine Verschlechterung der SNS-Dienstleistungen nach 
sich gezogen, nun wurde der Nationale Gesundheitsdienst mit dem Dekret 2.763 vom Juli 
1979 in drei Kompetenzbereiche — Planung, Durchführung, Finanzierung — aufgespalten. 
Die Durchführung wurde nochmals in 27 lokale Behandlungszentren aufgesplittert. Ab 1981 
förderten die Militärs weiter die Übergabe von Basiseinrichtungen des SNS an die Gemein- 
den, die außerdem befugt waren, die Einrichtungen an private Anbieter zu übertragen. 

3. Alsrein privatwirtschaftliches Element führten die Militärs 1981 private Krankenversiche- 
rungen (ISAPRES) ein. Nach dem Dekret 3.626 hatten die Arbeitnehmer die Wahl, ihre 
Krankenversicherungsbeiträge weiterhin dem staatlichen Gesundheitsdienst bzw. dessen fi- 
nanziellem Arm zu entrichten oder einer ISAPRE beizutreten. Die Entscheidung für eine 
Privatversicherung wurde durch eine Reihe von Anreizen erleichtert, die aber nur für Besser- 
verdienende mit kleinen Familien in Frage kam. Sozialpolitisch bedeutet dies, daß die pro- 
gressive Umverteilungswirkung des staatlichen Gesundheitsdienstes in Frage gestellt wurde, 
da ihm nur die »schlechten Risiken« mit niedrigen Beiträgen blieben. Das durch die Einfüh- 
rungeiner Privaten Krankenversicherung programmierte Defizit beim SNS wirdauf12% im 
günstigsten Fall und 28 % im ungünstigsten Fall geschätzt (Arellano/Säez 1981: S. 30). 
Sollten sich die Prognosen über die Folgen der Privatisierung in der Krankenversicherung be- 
wahrheiten — für die Rentenversicherung sieht es ähnlich aus — dann käme am Ende statt we- 
niger mehr Staat heraus; der Staat müßte mehr für die Versorgung derjenigen einspringen, die 
auf Hilfe angewiesen sind, ohne über die Versicherungsbeiträge der Wohlhabenderen zu verfü- 
gen. Ein wahrhaft origineller, »marktwirtschaftlicher« Weg zum Sozialismus (so Zahler 1983). 
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3. Argentinien: Das Gesundheitswesen bis zum Putsch 1976 


Im Einwandererland Argentinien stellte sich das Problem der Gesundheitsversorgung früher 
und dramatischer als in Chile, grassierten doch in den Massenquartieren der Einwanderer alle 
möglichen Krankheiten. Ein nationales Gesundheitssystem chilenischen T'yps ist dort aber 
nie entstanden; die Gesetzgebung blieb fragmentarisch; systematische Datenerhebungen gibt 
es erst ab 1980. Das argentinische Gesundheitswesen verblüfft auch durch ein offenkundiges 
Mißverhältnis von Aufwand und Ertrag. Obwohl die (privaten und öffentlichen) Gesund- 
heitsausgaben gestiegen sind (Neri 1983: $. 131), obwohl die Einwohner—Arzt- und die Ein- 
wohner—Betten-Relation für lateinamerikanische Verhältnisse ungewöhnlich günstig sind 
(s. Tab. 7), ist das Gesundheitswesen bemerkenswert ineffizient. Dies drückt sich in einer 
Fehlverteilung und Vergeudung von Ressourcen (Neri 1983: S. 124 f.) und im vergleichsweise 
langsamen Fortschritt bei der Senkung der Kindersterblichkeit aus (vgl. Tab. 1). 

Die Ursachen für diese Mängel liegen in drei Faktoren begründet: Erstens hat der föderalisti- 
sche Konflikt zwischen Buenos Aires und den anderen Provinzen staatliches Handeln im 
Gesundheitsbereich immer beschränkt. So scheiterten beispielsweise geplante Datenerhe- 
bungen über die Gesundheitsressourcen im ganzen Landam Widerstand von Provinzen und 
Gemeinden, die medizinische Einrichtungen in eigener Regie betreiben. Zweitens hat sich 
der wiederholte Wechsel zwischen interventionistisch-populistischen Regierungen und sol- 
chen orthodox-monetaristischer Prägung auf den öffentlichen Gesundheitssektor so ausge- 
wirkt, daß er bald ausgebaut und zentralisiert, bald abgebaut und dezentralisiert wurde. Die 
Stop-and Go-Policy verhinderte offenbar auch das Entstehen eines mächtigen Ärztever- 
bands: Ärzte arbeiteten in öffentlichen Krankenhäusern ohne staatliche Vergütung, bis Pe- 
rön neben der Aufstockung des Gesundheitsetats und der Aufwertung des Gesundheitsmi- 
nisteriums auch die in Staatskrankenhäusern tätigen Ärzte mit Gehältern versah (Heussen 
1980). Eine andere mögliche Pressure-Group für den Ausbau des staatlichen Gesundheits- 
dienstes, die Gewerkschaften, hatten dank Peröns Politik Sonderinteressen im Gesundheits- 
wesen. Drittens sollten Peröns wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen die Arbeiterklasse umwer- 
ben und die binnenmarktgerichtete Industrialisierung unterstützen. Neben dem Ausbau der 
staatlichen Sozialpolitik wandte sich Perön direkt an die Arbeiterorganisationen, um sie zu 
verpflichten. Mit dem Berufsverbandsgesetz schuf er die gesetzlichen Grundlagen dafür, daß 
die alten Arbeiter-Mutualgesellschaften als »OBRAS SOCIALES« (Sozialwerke) fortbestan- 
den, nun unter Kontrolle der Gewerkschaften. Diese durften eine eigene Krankenversiche- 
rung aufbauen, die durch tariflich ausgehandelte Unternehmerbeiträge und obligatorische 
Mitgliedsbeiträge der Arbeitnehmer finanziert wurden. Für die Gewerkschaften war die 
Kontrolle über die Versicherungsgelder ein wichtiges Machtmittel, und das gewerkschaftli- 
che Ansehen wurde nicht zuletzt davon bestimmt, welche Leistungen eine Organisation ih- 
ren Mitgliedern anbieten konnte. Dies trug zu einer Politisierung des Gesundheitswesens 
bei, die seiner Effizienz oft abträglich war. 


3.1 Die Struktur 


Bis zum Militärputsch 1976 hatte sich im argentinischen Gesundheitssektor folgende Struk- 
tur entwickelt, die allerdings nur mit den Daten für 1980 belegt werden kann: 

a) Der öffentliche Sektor verwaltete rund 42 % der Krankenhäuser und 63 % der Bettenkapazi- 
tät (Ministerio de Salud Püblica y Medio Ambiente 1980). Ende der 60er Jahre verfügte er 
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noch über die bestausgestatteten Kliniken des Landes und war auch für Arbeiter und Ange- 
stellte attraktiv, seit der 2. Hälfte der 70er Jahre kehrte sich dieser Trend zugunsten privater 
Kliniken um (Neri 1983). 

b) Der private Sektor war 1980 schon auf 31 % der Bettenkapazität angewachsen; die Expan- 
sion ging mit Veränderungen bei den Anbietern ärztlicher Leistungen einher: kommerzielle 
Privatkliniken und Privatversicherungen verdrängten immer mehr frei praktizierende Ärzte 
(Neri 1983). Eine ökonomische Schranke für die weitere Ausweitung privater Investitionen 
im Gesundheitssektor war die wirtschaftliche Verelendung der Bevölkerung bis hinein in die 
Mittelschichten, eine Folge der Wirtschaftspolitik der Militärs. Die privaten Gesundheitsun- 
ternehmen blickten daher begehrlich auf die Kassen der Sozialwerke. 

c) Die Sozialwerke waren die Gelenkstelle im argentinischen Gesundheitssystem. Sie kanali- 
sierten etwa 30 % der Gesundheitsausgaben im ganzen Land, und da sie nur verschwindend 
wenige und sehr einfach ausgestattete medizinische Einrichtungen besaßen, konnten diese 
Gelder entweder dem öffentlichen oder dem privaten Sektor zugute kommen. Die etwa 17 
Mio. Sozialwerksmitglieder, sowohl Arbeiter als auch Angestellte, konnten entweder ko- 
stenlos öffentliche Krankenhäuser, gegen Aufpreis Vertragseinrichtungen, oder gegen Bar- 
zahlung Privateinrichtungen in Anspruch nehmen. 

Mit den Sozialwerken waren zwei große Probleme verbunden: Die Trennung zwischen 
Krankenkassengeldern und öffentlichen Gesundheitsausgaben hatte eine regressive Umver- 
teilungswirkung für die ganze Bevölkerung zur Folge, denn die Sozialwerksmitglieder lenk- 
ten ihre Nachfrage überwiegend in den privaten Sektor, während der öffentliche Sektor aus- 
gezehrt wurde. Letzterem blieb die kostenlose Behandlung von chronisch kranken oder sehr 
armen Sozialwerksmitgliedern vorbehalten. Auf diese Weise subventionierte der Staat die So- 
zialwerksmitglieder. 

Das zweite Problem war, daß die Sozialwerke regional sehr ungleich verteilt waren, da ihre 
Existenz von der Durchsetzungsfähigkeit der Arbeitnehmerorganisationen abhing. Die So- 
zialwerke waren zudem branchenspezifisch aufgebaut und ihre Leistungen entsprechend un- 
gleich (vgl. Neri 1983; Pantano/Passanante/Magrassi 1980). 


3.2 Reformversuche 


1970 versuchte die Regierung, die Ungleichheiten zu korrigieren. Das Gesetz 18610 ver- 
pflichtete zur Einrichtung von Sozialwerken für die ganze Bevölkerung, legte Beitragssätze 
fest, machte die Unternehmer für deren Eintreibung verantwortlich und richtete eine natio- 
nale Kontrollbehörde ein (INOS), in der Arbeitnehmer-, Arbeitgeber- und Staatsvertreter 
versammelt waren. Dem INOS wurde auch ein Umverteilungsfonds beigegeben, um Unter- 
schiede zwischen den Sozialwerken einzuebnen. Der Erfolg war aber gering (Neri 1983). 
Den bisher ehrgeizigsten Plan, ein Recht auf Gesundheit für alle zu verwirklichen, hatten die 
zweiten perönistischen Regierungen (1973-76). Sie wollten die Sozialwerke in ein einziges 
Gesundheitssystem (SNIS) integrieren, dieser Institution alle öffentlichen Gesundheitsein- 
richtungen unterstellen und die Leitung einem Gremium zur korporatistischen Interessenre- 
gulierung übergeben. Neben Vertretern der öffentlichen Hände, der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer wären Teilnehmer aus dem Gesundheitspersonal und von den Universitäten dabei 
gewesen. Das Projekt scheiterte am Widerstand von Provinzregierungen, Gemeindeverwal- 
tungen und Gewerkschaften (Neri 1983). 
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4. Argentinien: die Politik der Militärregierung im Gesundheitswesen 
a) Gesundheitsausgaben 


Der Anteil der zentralstaatlichen Sozialausgaben am BIP hat sich ähnlich wie in Chile entwik- 
kelt (vgl. Tab. 3): starker Einschnitt nach der Machtübernahme der Militärs, danach Erholung 
und weiteres Ansteigen, um 1980/81 den höchsten Wert der Dekade zu erreichen. 

Anders als in Chile hat es aber bei den Gesundheitsausgaben keine absoluten Ausgabenkürzun- 
gen gegeben. Neri (1983: S. 130f.) geht sogar davon aus, daß dank dem Anstieg der Staatsquote 
und den wachsenden Gesundheitsausgaben der Provinzregierungen die gesamten öffentlichen 
Ausgaben für Gesundheit angewachsen seien, 1977 gegenüber 1971 um 54 %. Aber eine andere 
wichtige Veränderung hat stattgefunden: der Staat hat die Finanzierung stärker als bisher auf 
Provinzregierungen und Gemeinden abgewälzt. Während er 1972-76 noch für ein Drittel bis 
die Hälfte der öffentlichen Gesundheitsausgaben aufkam, war es Ende der Dekade nur noch ein 
Viertel (TWF 1983). Die Folge war eine Verschärfung regionaler Disparitäten. 


b) Strukturveränderungen 


Entsprechend ihrem Ziel, die Rolle des Staates bei den sozialen Dienstleistungen zu verrin- 
gern, dezentralisierte die Militärregierung die öffentlichen Gesundheitseinrichtungen. 1980 
waren fast alle Krankenhäuser an Provinzen und Gemeinden übergeben. Außerdem wurden 
in den öffentlichen Gesundheitseinrichtungen wieder Behandlungsgebühren eingeführt. Das 
war sinnvoll unter der Voraussetzung, daß die Behandlungsgebühren ein erster Schritt zur 
Vereinheitlichung von Sozialwerksgeldern und öffentlichen Gesundheitsausgaben waren. 
Der Staat würde nicht länger Sozialwerkspatienten, die ihren Kassenbeitrag bereits bezahlt 
hatten, gratis versorgen und damit die Sozialwerke subventionieren; die öffentlichen Ge- 
sundheitseinrichtungen hätten wieder attraktiver gemacht und die Qualität der Versorgung 
verbessert werden können. Dazu aber mußte sichergestellt sein, daß die Sozialwerksgelder 
auch wirklich im Gesundheitswesen eingesetzt und nicht vom Staat als Manövriermasse be- 
nutzt würden, um Haushaltslücken zu decken. 

Das Gesetz 22 269/80 (Berufsverbandsgesetz) eröffnete aber genau dafür die Möglichkeit. Es 
sah unter anderem vor, daß die Sozialwerke vom Gewerkschaftsvermögen getrennt undteilwei- 
se zusammengeschlossen wurden; die Arbeitnehmer mußten mehr als bisher in den Umver- 
teilungsfonds des INOS zahlen, aus dem mindestens 90 % in den Gesundheitsbereich fließen 
sollten. Über welche Institutionen diese Finanzströme in den Gesundheitsbereich gelenkt 
werden sollten, blieb offen, und so wurde der Fonds für den Zugriff des Fiskus geöffnet (Neri 
1983: S. 114 f.). Ein Teil der Gelder ging in den allgemeinen Staatshaushalt, ein anderer Teil 
ins Gesundheitsbudget ein: 1980 stammten mehr als 50 % der staatlichen Gesundheitsausga- 
ben aus dem INOS-Fonds; im selben Jahr wurden 70 % der 3 Milliarden Pesos, die der Fonds 
enthielt, auf diese Weise zweckentfremdet (Neri 1983: $. 136). 


c) Die gescheiterte Privatisierung 
Den staatlichen Beutekapitalismus hatten die argentinischen Gewerkschaften nicht abweh- 
ren können, wohl aber eine andere Bestimmung des Berufsverbandsgesetzes, die nach chilenı- 


schem Muster die gesetzliche Krankenversicherung privatisieren sollte. Danach war den Mit- 
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gliedern der (obligatorischen) Sozialwerksversicherung erlaubt, auszutreten und 90 % ihrer 
angesammelten Beiträge in eine Privatversicherung zu investieren. Für die Gewerkschaften 
bedeutete die weitere Aushöhlung der Sozialwerke eine Erosion der verbliebenen Machtpo- 
sitionen; und ihr Widerstand war erfolgreich, weil sie noch 2 Verbündete fanden: die Ärzte, 
die von einem Privatisierungsschub eine Verletzung ihrer Standesinteressen befürchteten, 
und Teile des Militärs. Während die Privatisierung von der neoliberalen Militärfraktion, die 
vor allem im Wirtschafts-, Innen- und Justizministerium verankert war, befürwortet wurde, 
lehnte der nationalkorporativistische Flügel um das Wohlfahrtsministerium sie ab (Neri 
1983). 

Die Gesundheitspolitik der Militärs als neoliberal zu bezeichnen, wäre verfehlt, weil dies 
doch eine gewisse Systematik voraussetzt. Man könnte eher von einem staatlichen organi- 
sierten Chaos mit grotesken Folgen für die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung spre- 
chen; darauf deutet zumindest eine Studie über die Kommune Buenos Aires (Llovett o.J.) 
hin, die Mechanismen der Ausgrenzung der Umlandbewohner beschreibt (bürokratische 
Nutzungshindernisse, Abschaffung von kostenloser Abgabe von Tuberkulosemedikamenten 
oder Milchspeisungen für Säuglinge); am schlimmsten betroffen waren offenbar die Mitglie- 
der von Sozialwerken. Die Sozialwerke standen unter dem dreifachen Druck rückläufiger 
Beiträge infolge der Arbeitslosigkeit, des staatlichen Zugriffs auf ihren Umverteilungsfonds, 
sowie der Gebührenerhebung für ihre Mitglieder in öffentlichen Krankenhäusern. In ihrer 
Finanznot kündigten die Sozialwerke Verträge mit bestimmten Leistungsanbietern oder 
setzten die Zahlungen aus, und so kam es, daß Sozialwerksmitglieder gezwungen waren, 
sich entweder in medizinisch unterausgestatteten Sozialwerkseinrichtungen behandeln zu 
lassen, oder in öffentlichen Krankenhäusern ihre Versicherung zu verschweigen, um als »be- 
dürftige Arme« versorgt zu werden. Die Eintreibung der Krankenhausgebühren erwies sich 
als wenig hilfreich für die kommunalen Kassen (sie deckten 1979 nur 10 % der städtischen 
Krankenhauskosten ab), bedeutete aber für viele eine ernste Nutzungsbarriere und erforder- 
te enormen bürokratischen Aufwand (Neri 1983: $. 152). 


5. Restriktionen autoritärer Regime beim Abbau des Wohlfahrtsstaates 


In diesem Beitrag ging es um die Veränderungen im Gesundheitswesen nach der Machtüber- 
nahme neoliberal gesinnter Militärdiktaturen in Argentinien und Chile, sowie um die Re- 
striktionen der Machthaber beim Umbau des Gesundheitswesens. Vor einer Erörterung der 
Ergebnisse sollen einige wichtige Befunde aus der Diskussion über den Wohlfahrtsstaat in 
Lateinamerika in Erinnerung gerufen werden (Abranches 1982; Malloy 1983; Mesa-Lago 
1973). 

1. Der Wohlfahrtsstaat ist nicht Produkt eines bestimmten Industrialisierungsgrads, auch 
nicht in den Industrieländern. 

2. Es gibt verschiedene Determinanten für Entwicklung und Ausbreitung des Wohlfahrts- 
staates, die nach Land und Epoche varrieren können, etwa Druck der Arbeiterbewegung, 
vorausschauende Konfliktregulierung der Herrschenden, Verbreitung internationaler Stan- 
dards (Alber 1982). 

3. In Lateinamerika findet man 2 Typen wohlfahrtsstaatlicher Entwicklung vor: 

a) Die Frühstarter. Argentinien, Chile, Brasilien, Uruguay und Kuba haben Elemente sozia- 
ler Sicherheit bereits in den 20er Jahren eingeführt und sie graduell auf immer mehr Bevöl- 
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kerungsgruppen ausgeweitet, wobei die Konditionen je nach Verhandlungsmacht der Grup- 
pen variierten. Typische Merkmale der Pioniersysteme sind: Fragmentierung und Un- 
gleichheit, Massierung von Privilegien, Ausgrenzung ganzer Bevölkerungsgruppen, regressi- 
ve Umverteilungswirkung, hohe Verwaltungskosten und Ineffizienz infolge institutioneller 
Zersplitterung, starker Immobilismus aufgrund der Vetomacht privilegierter Gruppen. Der 
politische Prozeß in diesen Ländern hat dazu geführt, die ökonomisch bedingten Ungleich- 
heiten noch zu verstärken. Eine wesentliche Funktion im Sinne der Regierenden, die soziale 
Integration der Arbeiterklasse, konnte dieses Sozialsystem nicht leisten. Noch weniger war 
es zumindest in Chile und Argentinien in der Lage, eine autonome politische Entwicklung 
der Arbeiterschaft zu verhindern (Mesa-Lago 1986; Abranches 1982). Staatliche Versuche, 
das System zu vereinheitlichen und zu dem von Beveridge für Großbritannien 1940 ange- 
kündigten universalen System sozialer Sicherung umzubauen, sind in der Regel an den Wi- 
derständen von Gruppeninteressen gescheitert. Nur in Kuba und Brasilien gelang eine fast 
vollständige Vereinheitlichung (Mesa-Lago 1986). 
b) Die Spätstarter. Mexiko, Kolumbien, Venezuela und Costa Rica haben sich später als die 
Pionierländer industrialisiert und vor allem im Agro-Exportsektor einen Modernisierungs- 
prozeß durchlaufen. Ihre Sozialpolitik verdankten diese Länder nicht dem Druck von unten, 
sondern der »induzierten Progressivität« (Cardoso 1982: $. 19) internationaler Bürokratien 
(ILO, WHO), sekundiert von Technokraten im Staatsapparat, welche die Massenbedürfnis- 
se formulierten und legitimierten. Dabei entstanden sehr viel einheitlichere und weniger po- 
litisierte Sozialsysteme, die freilich auch einen kleineren Bevölkerungskreis abdecken als bei 
den Pionierländern (Malloy 1979; Mesa-Lago/Isuani 1981; Cardoso 1982). Diejenigen Län- 
der, die an der Spitze der Spätstarter ihr Sozialsystem am meisten ausgebaut haben, stehen 
mittlerweile vor denselben Finanzierungsproblemen wie die Früheinführer (Mesa-Lago 
1986). 
4. Ein Wohlfahrtsstaat westeuropäischen T'yps ist für die lateinamerikanischen Länder un- 
ter den gegebenen Machtverhältnissen unerreichbar, weil die zyklischen Wachstumskrisen 
der Wirtschaft zu wenig Umverteilungsspielraum zulassen. Dort, wo die staatliche Umver- 
teilungspolitik am weitesten fortgeschritten war und die Forderungen nach Integration am 
wirksamsten vorgetragen wurden, war die in den Grenzen des Wohlfahrtsstaates angelegte 
Krise am größten. Es ist daher kein Zufall, daß gerade Pionierländer einen neoliberal-militä- 
rischen Rückschlag erlitten. Dies bedenkend, lautet die Frage an die Gesundheitspolitik der 
Militärs: konnten sie das Gesundheitssystem im Sinne von mehr Markt umbauen und die 
Widerstände der Interessengruppen besiegen? Gelang es ihnen, Ungleichheit als Ergebnis 
politischer Entscheidungen abzubauen und Marktmacht als Hauptkriterium für die Be- 
darfsdeckung im Gesundheitswesen durchzusetzen? 
In Chile ist das neoliberale Programm im Gesundheitsbereich nür partiell durchgeführt 
worden, im Gegensatz zu anderen Bereichen der Sozialpolitik. Das Gesundheitswesen wur- 
de lediglich teilprivatisiert, weil man auf die gesetzliche Krankenversicherung und öffentli- 
che Gesundheitseinrichtungen nicht verzichten konnte, eine Einsicht, die vor allem den 
Ärzten zu verdanken war. Der nationale Gesundheitsdienst wurde aber in viele Einheiten 
aufgeteilt, durch Sparpolitik ausgezehrt und in seiner Leistungsfähigkeit geschwächt, um die 
Startchancen privater Krankenversicherungen zu verbessern und private Investitionen ren- 
tabel zu machen. 
Bei den Sonderprogrammen ihrer Vorgänger haben die neuen Machthaber Kontinuität ge- 
wahrt. Mit Blick auf die international am aufmerksamsten verfolgten Gesundheitsindikato- 
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ren und die Ideologie vom subsidiären Staat bauten sie die medizinische Versorgung von Mut- _ 
ter und Kind weiter aus, bekämpften die Unterernährung von Müttern und Kleinkindern, 
und bauten regionale Ungleichheiten bei der Gesundheitsversorgung ab. Dennoch hat sich 
der Gesundheitszustand der Bevölkerung insgesamt verschlechtert. — Es ist den Militärs ge- 
lungen, politisch bedingte Gruppenprivilegien zu verringern; dazu gehört die Einführung 
der freien Arztwahl, ein Schritt zur Aufhebung der Trennung von Arbeiter- und Angestell- 
tenmedizin; vorerst dürften davon freilich nur die Angestellten profitieren, deren Zugang zu 
öffentlichen Gesundheitseinrichtungen damit geregelt ist, nicht aber die Arbeiter, die aus 
wirtschaftlichen Gründen davon kaum Gebrauch machen können; dazu gehört aber auch die 
Schwächung desärztlichen Einflusses auf die Gesundheitspolitik, durch die Zerschlagung des 
Colegio Medico und die Verschlechterung des Arbeitsmarkts für Ärzte, da der Staat kaum 
noch neue Ärzte einstellte. Letzteres hat wahrscheinlich dazu beigetragen, daß die Arztdich- 
te in den Provinzen verbessert werden konnte, weil die schlechte Arbeitsmarktlage die Be- 
reitschaft von Ärzten, aufs Land zu gehen, erhöht haben mag. In der relativ pragmatischen 
Gesundheitspolitik trat als einzig lupenreines Schmuckstück im Sinne der Marktwirtschaft- 
ler die Einführung privater Krankenversicherungen hervor. Angesichts der Verarmung der 
Bevölkerung im Zuge der Wirtschaftskrise ist es aber durchaus denkbar, daß Roberto Zahler 
mit seiner sarkastischen Bemerkung recht behält, hier handle es sich um den marktwirt- 
schaftlichen Weg zum Sozialismus. 

In Argentinien haben die Veromacht der traditionell im Gesundheitswesen verankerten Ge- 
werkschaften, die Traditionsverbundenheit von Teilen des Militärs und die Inkonsequenz einer 
auf Selbstprivilegierung bedachten Staatsbürokratie verhindert, daß die Eingriffe im Gesund- 
heitswesen auch nur annähernd konsistent mit der neoliberalen Doktrin waren. Die öffentli- 
chen Gesundheitseinrichtungen wurden dezentralisiert und Behandlungsgebühren erhoben, 
aber der Rückzug des Zentralstaates ist offenbar von Provinzen und Gemeinden kompen- 
siert worden. Dieser Schritt hat möglicherweise mehr Bürgernähe in der Gesundheitsversor- 
gung gebracht, mit Sicherheit aber regionale Ungleichheiten verschärft. Bestes Beispiel ist die 
Ausgrenzungsstrategie der Kommune Buenos Aires. Das Ziel Austerität und mehr Effizienz 
wurde also verfehlt, und gescheitert sind auch grundsätzlichere Vorhaben. Die Privatisierung 
der Krankenversicherung wurde durch den Widerstand der national-korporativistischen Mi- 
litärfraktion, der Gewerkschaften und der Ärzte verhindert. Blieb die Chance, einen von Pe- 
rön vererbten Strukturdefekt des argentinischen Gesundheitssystems zu überwinden, die 
Trennung von gesetzlicher Krankenversicherung und öffentlichen Gesundheitsausgaben. 
Die Militärs schafften den ersten Schritt dazu, nämlich den Gewerkschaften die Verfügungs- 
gewalt über die Sozialwerke zu entziehen, aber statt die Sozialwerksgelder zum Ausbau der 
öffentlichen Gesundheitsversorgung zu verwenden, überantworteten sie sie der Staatsbüro- 
kratie zum Stopfen der Löcher im Staatshaushalt. Der Beutezug in den Kassen der Sozialwer- 
ke nützte beiden, Militärs und Technokraten. 

Fazit: die sozialen Kosten der neoliberalen Gesundheitspolitik sind in beiden Ländern hoch, 
aber das Ergebnis entspricht kaum den Postulaten neoliberaler Wirtschaftspolitik, staatliche 
Intervention im Sozialbereich auf ein Minimum zu beschränken und die Versorgung mit so- 
zialen Leistungen dem einzelnen Bürger zu überantworten. Die Privatisierung stößt auf viel- 
fältige ökonomische und politische Widerstände. Auch eine andere in Militärregime gesetzte 
Erwartung, sie könnten besser alsdemokratische Regierungen historisch gewachsene Ungleich- 
heiten ım Gesundheitswesen abbauen, wird nicht bestätigt. 
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Anmerkungen 


1. Vgl. z.B. Abranches 1982. 

2. Dieser Beitrag ist die stark gekürzte Fassung eines empirisch ausführlich dokumentierten Berichts, 
den ich im Rahmen ihrer Mitarbeit bei dem Forschungsprojekt »Sozialpolitik in autoritär regierten 
Entwicklungsländern« und nach weiterführenden Forschungsaktivitäten in Berlin erstellt hat. Das 
Projekt wurde unter Leitung von Dieter Nohlen in Heidelberg durchgeführt und von der Stiftung 
Volkswagenwerk finanziert. An dieser Stelle möchte ich Dieter Nohlen und Roland Sturm sowie 
Manfred G. Schmidt und Thomas Hurtienne für kritische Kommentare und Anregungen danken. 
Die Verantwortung für die hier vorgestellte Analyse und eventuelle Irrtümer liegt selbstverständ- 
lich bei der Verfasserin. 
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Tabellarischer Anhang 


Tab. 1: Säuglingssterblichkeitsraten“ für 8 lateinamerikanische Länder, 1960-1981 


1960 1973 1982 
Argentinien 61 60 44 
Chile 119 71 27 
Uruguay 51 40 34 
Brasilien 118 94 73 
Mexiko 91 61 53 
Venezuela 85 50 39 
Costa Rica 74 54 18 
Peru 163 _ 83 


a: Tote pro tausend Lebendgeborene (Alter unter 1 Jahr). 


Quelle: Weltbank 1984, Leger Sivard 1976. 


Tab. 2: Anteil der Staatsausgaben und der Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt, Chile, 1970-81 


Jahr Staatsausgaben (in % des BIP)* Sozialausgaben (in % des BIP)" 
1970 27,0° » o.Ä. 
1971 31,0° o.A. 
1972 30,7° o.A. 
1973 42,7° o.A. 
1974 31,9 15,6 
1975 27,6 14,0 
1976 26,0 13,3 
1977 28,8 15,0 
1978 31,7 16,9 
1979 28,4 16,3 
1980 28,4 16,6 
1981 31,4 18,9 


a: gesamte öffentliche Ausgaben und Anleihen minus Tilgungen. 

b: nur Zentralstaat (Ausgaben und Anleihen minus Tilgungen). Umfaßt die Ausgaben für Sozialversi- 
cherung und Wohlfahrt, Erziehung, Gesundheit und Wohnen. 

c: Whitehead 1979. 


Quelle: eigene Berechnungen aus IWF 1983. 
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Tab. 3: Sozialausgaben des Zentralstaates“ in % des BIP 


Land 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 
Argentinienb 5,5 7,3 9,0 7,6 6,2 5,9 8,2 8,1 9,6 9,6 
Brasilien“ 8,1 8,0 7,8 9,1 8,6 8,6 9,0 9,6 8,3 8,5 
Chile _ en 15,6 14,0 13,3 15,0 16,9 16,3 16,6 18,9 
Mexikod _ 5,8 6,4 6,9 7,3 7,5 _ _ _ _ 
Peru - 5,3 5,2 4,8 5,1 4,7 3,9 3,1 3,2 3,4 
Uruguay > 13,9 16,2 13,6 15,2 13,6 13,9 11,1 13,3 15,2 
Venezuela = 7,8 6,9 7,7 9,6 8,7 8,1 7,5 _ = 


» 


: Central government expenditure & lending minus repayments 


b: wegen der stärkeren Dezentralisierung in Argentinien umfaßt der Zentralstaatshaushalt nur durchschnittlich ca. 2/3 des gesamten öffentlichen 


Budgets. 


a 


: in Brasilien gibt der Zentralstaat ca. 2/3 des öffentlichen Haushalts aus. 


d: in Mexiko umfaßt der Zentralstaatsetat etwa 1/4 des öffentlichen Haushalts. 


Quelle: Berechnungen aus IWF 1983. 


Tab. 4: Gesundheitsausgaben in % der Zentralstaatsausgaben 


Land 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 
Argentinien 2,9 3 2.9 23 37 25 2,1 1,6 1,6 1,2 
Brasilien 1,1 1,1 1,1 1,1 1,3 1,3 1,4 1,3 1,3 1,4 
Chile (10,8)? 7,8 7,3 6,9 6,8 6,7 6,7 6,4 7,1 6,1 
Mexiko _ 4,4 3,7 3,7 3,8 4,1 3,8 3,6 2,2 1,7 
Peru _ 5,5 5,2 5,1 5,8 5,9 5,6 6,1 4,5 5,3 
Uruguay _ 4,8 5,7 3,9 3,9 3,7 4,9 4,5 4,7 3,7 3,1 
Venezuela 10,4 4,8 5,9 6,5 6,4 6,6 755 6,9 5,8 6,1 


a: Angabe aus IWF 1977, nur Zentralstaatsausgaben ohne Anleihen und Tilgungen. 


Quelle: Berechnungen aus IWF 1983. 
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Tab. 5: Anteil der (Zentral-)Staatsausgaben für Gesundheit am BIP 1972-1981 fin %) 


Land 1972 1973 1974 1975 1976 1977 


1978 1979 1980 1981 
Argentinien" 0,5 0,5 0,6 0,5 0,7 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 
Brasilien 1,1 11 1,1 11 1,3 1,3 1,4 1,3 1,3 1,4 
Chile _ _ 2,3 2,1 1,8 2,0 2,2 1,9 2,1 1,9 
Mexiko _ 0,6 0,5 0,6 0,6 0,7 0,6 —_ — = 
Peru _ 0,9 0,9 0,9 1,0 1,0 0,9 0,9 0,8 1,0 
Uruguay _ 11 1,3 09° 0,9 1,9 1,2 0,9 1,0 0,9 
Venezuela _ 2,3 1,8 2,1 2,2 2,2 2;1 1,8 An: _ 
Quelle: Berechnungen aus IWF 1983. 
Tab. 6: Reale öffentliche Gesundheitsausgaben in Chile (Index 1970 = 100) 
. 1970 1974 1975 1976 * 1977 1978 1979 
Personal 100 111 91 89 96 106 103 
Güter & Dienstleistungen 100 119 74 70 77 101 93 
Transfers 100 93 104 84 120 134 144 
Investitionen 100 85 38 25 12 16 21 
Ausgaben insgesamt 100 104 83 74 86 100 100 
Gesamtausgaben pro Einwohner 100 96 76 67 77 87 86 


Quelle: Marshall 1981; Bevölkerungsstatistiken: Wilkie/Haber 1983. 


Tab. 7: Einwohner-Arzt- und Einwohner-Betten-Relation 


Einwohner pro Arzt" 


Einwohner pro Krankenhausbettb 


1960 1980 
Argentinien 740 430 185 (1973) 
Chile 1780 1930 278 (1978) 
Uruguay 960 540 175 (1971) 
Brasilien 2210 — 263 (1973) 
Mexiko 1830 = 834 (1974) 
Venezuela 1500 990 294 (1977) 
Costa Rica 2740 1460 286 (1977) 
Peru 1910 1390 500 (1973) 


Quellen: a: Weltbank 1984; b: WHO 1982. 
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. Otto Kallscheuer 
Gerechtigkeit und Freiheit bei Marx. 
Ethische Probleme bei Marx — Marxens Probleme mit der Ethik” 


Einleitung 


Daß zwischen denen, die sich auf Karl Marx berufen, über ethische Prinzipien diskutiert 
wird, war schon in der ersten marxistischen Partei der Weltgeschichte — der deutschen $o- 
zialdemokratie vor der Jahrhundertwende — keine Selbstverständlichkeit. Damals fanden 
die ethischen Sozialisten aus der neukantianischen Schulphilosophie erst dann ein (freilich 
recht begrenztes) Gehör ım Lager der Marxisten, als sich dort mit dem Revisionismusstreit 
selbst eine politische Perspektive breitgemacht hatte. Wenn nun heute — d.h. etwa seit An- 
fang der 80er Jahre — zunächst in derangelsächsischen', dann in der italienischen? und verein- 
zelt sogar der bundesdeutschen marxistischen Theoriedebatte das Thema »Ethik und Marx« 
(so der Titel des Sammelbandes von Angehrn/Lohmann 1986) auf ein verstärktes Interesse 
stößt, so lassen sich auch dafür nicht nur (a) theoriegeschichtliche und (b) schulphilosophi- 
sche, sondern auch (c) konzeptionell-politische Motive vermuten. 

(a) Für Leser der Prokla dürfte es keine Neuigkeit sein: Unzweifelhaft war es Mitte der 70er 
Jahre die bisher letzte der periodisch auftretenden »Krisen des Marxismus«, die deutlich 
machte, daß die systematische Geschlossenheit von emanzipatorischer Grundauffassung, 
wissenschaftlicher Diagnose der geschichtlichen Bewegung des Kapitalismus und der arbei- 
tenden Klassen und politischer Strategie, von der gerade die neomarxistische (oder wie sie sich 
selbst nannte: »antirevisionistische«) Linke immer ausgegangen war, bestenfalls ein Phantom 
gewesen war (Kallscheuer 1977). Das Proletariat zeigte wenig Anstalten, den geschichtsphilo- 
sophischen Annahmen der aus der ’68er-Bewegung hervorgegangenen Revolutionäre zu fol- 
gen — und die bei Marx und Engels faßbare politisch-institutionelle Strategie lieferte für die 
Situation im demokratischen Kapitalismus wenig Anhaltspunkte: Je nach Belieben konnte 
sich die radikale Linke entweder auf Marxens revolutionäre Utopie »personaler Vergesell- 
schaftung« (Zimmermann 1985) aus der Wiedergeburt der athenischen Polis in der Pariser 
Commune (vgl. Feher 1983) berufen und damit den antiautoritären Geist der Studentenbe- 
wegung fortsetzen; oder im Geist der reformistischen Realpolitik des alten Engels den Weg 
zur Sozialdemokratie zurückfinden — d.h. der real existierenden parlamentarischen und ge- 
werkschaftlichen Vertretung und Verwaltung der westdeutschen (Fach-)Arbeiterklasse.? 
Wenig erbaut von beiden Alternativen betrieben in Westdeutschland die Neomarxisten dann 
lieber Kapital-Exegese und/oder das weniger von Marx als von Lenin und Mao-Tse-Tung 
ausgehende Projekt des Aufbaus revolutionärer »Avantgardeparteien«, die dann in den 70er 
Jahren alle früher oder später wieder in der Versenkung verschwanden. Aber auch in Län- 
dern wie Italien mit einer entwickelten mehrheitlich marxistischen Arbeiterbewegung geriet 


* Überarbeitete Fassung von Überlegungen, die ich auf einem Kongreß des Gramsci-Instituts Ferrara 


(»Marx politico«, 1984) und dem Seminar der Friedrich Ebert-Stiftung »Sozialismus und Liberalismus 
in Freudenberg (1985) referiert habe. Für kritische Kommentare danke ich Georg Lohmann und An- 
dreas Wildt. 
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die Idee der »Zentralität der Arbeiterklasse« als »allgemeiner Klasse« des gesellschaftlichen 
Fortschritts in den 70er Jahren zunehmend rrealpolitisch in die Krise. Die Ökologiebewegung 
machte schließlich den Fortschrittsoptimismus (auch) der marxistischen Tradition selbst 
fragwürdig — so daß heute, zu einem Zeitpunkt also, wo es mit der grünen Partei in der Bun- 
desrepublik das erste Experiment zu einer antiautoritären Realpolitik gibt, auch zunehmend 
unter Marxisten die Einsicht sich breitmacht, daß die Perspektive einer freien Gesellschaft 
nicht auf ein wie immer begründetes objektives Bild der historischen Entwicklungstenden- 
zen des Kapitalismus alleine gegründet werden kann. 

Stand die Marxrezeption in Westeuropa in den 60er Jahren ganz im Zeichen der Rekonstruk- 
tion der Kritik der politischen Ökonomie als objektiver (wenngleich nicht »wertfreier«) Wis- 
senschaft, so wird damit heute nach der Krise des Marxismus der ethische Anspruch, den 
Marx mit seiner kritischen Wissenschaft von den »Bewegungsgesetzen« moderner Gesell- 
schaften verbunden (und z.T. verkleidet) hat, wieder interessant: Weniger bereit als vor 10 
Jahren, die wissenschaftliche Rechtfertigung der Marxschen Utopie (Zimmermann 1985) 
noch für bare Münze zunehmen, sind wir doch neugierig geblieben auf die moralischen Prin- 
zipien und sittlichen Intuitionen, um deren Verwirklichung es Marx dabei ging. Haben sie 
uns heute noch etwas zu sagen? 

(b) Der zweite Anstoß zur neueren Ethikdebatte in der Auseinandersetzung mit dem Marx- 
schen Erbe kommt aus der akademischen Philosophie, genauer gesagt aus der »antı-utilitari- 
stischen Wende« in der angelsächsischen Moral- und Sozialphilosophie (Sen/ Williams 1982), 
die vor allem durch die Arbeiten John Rawls’ eingeleitet worden war und zueiner Renaissan- 
ce »kontraktualistischer« (also vertragstheoretischer) Versuche führte (Scanlon 1982) — die 
man auch als eine Art methodische Rückkehr zu Fragestellungen der Kantschen Moralphilo- 
sophie ansehen kann (so Rawls 1980; zur Kritik s. Sandel 1982). Bei allen Unterschieden vor 
allem in ihren politischen Ergebnissen besteht der neokontraktualistische gemeinsame Nen- 
ner der Gerechtigkeitstheorien etwa von Rawls (1975), Nozick (1975) oder auch Ackermann 
(1980) in der Konstruktion eines kontrafaktischen »idealen« Forums (bzw. eines sets prozedu- 
raler Regeln; s. Taylor 1986) vernünftiger Rede/ Verhandlung/Übereinkunft, das an die Stel- 
le der liberalen (Locke) oder radikalen (Rousseau) Hypothesen eines »Naturzustandes« in der 
klassischen Vertragstheorie tritt. Auf diesem methodischem Weg läßt sich diesen Autoren 
zufolge ein set von Minimalforderungen an gesellschaftliche Grundinstitutionen (oder ein 
Grund-Rechte-Katalog) theoretisch (re)konstruieren, denen jedes Gesellschaftsmitglied zu- 
stimmen (können) muß,* damit die »Basisinstitutionen« der sozialen Gemeinschaft als 
»wohlgeordnet« oder »gerecht« bezeichnet werden können. Mit veränderten methodischen 
Mitteln wird also in der neueren angelsächsischen Sozialphilosophie eine Art apriorische Be- 
gründung moralischer Prinzipien unternommen, die an die Aufklärungstradition des »Na- 
tur«-(= Vernunft-JRechts wiederanknüpft und damit die faktische institutionelle Verfaßt- 
heit liberaler Gesellschaftsordnungen von moralischen Begründungen abhängig und durch 
sie kritisierbar macht. 

Das vorherrschende Argumentationsmuster, der lange Zeit bestimmende »Stil« (Williams 
1985) angelsächsischer Moral- und Sozialphilosophie war der Utilitarismus gewesen. Das 
zentrale Motiv ethischer Überlegungen war hier gewissermaßen ostput-orientiert: es ging 
um die Gesamtsumme der Konsequenzen der fraglichen Sozialordnung in Sachen (wie auch 
immer bestimmter) individueller Wohlfahrt (vgl. zur Kritik Taylor 1982). Demgegenüber 
verschiebt sich mit dem neueren »Kontraktualismus« oder gar »Kantianischen Konstrukti- 
vismus« (Rawls) das Gewicht auf reale oder ideale Weisen der verallgemeinerbaren Rechtferti- 
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gungs- oder Zustimmungsfähigkeit der fraglichen Institutionen oder Handlungen. Grundmo- 
tiv des vertragstheoretischen Ansatzes ist nach Thomas Scanlon »das Bedürfnis, die eigenen 
Handlungen anderen gegenüber aufeiner derartigen Grundlage rechtfertigen zu können, daß 
sie sie vernünftigerweise nicht ablehnen können« (Scanlon 1982, S. 116; vgl. Williams 1985, 
Kp. 5.). 
In diesem Versuch, Probleme der ethischen Motivation mit einem bestimmten Rechtferti- 
gungs- oder gar Grundlegungsverfahren zu verknüpfen, das anı die formal(istisch)e epistemolo- 
gische Tradition des kontinentalen Rationalismus und Humanismus (Taylor 1985) anknüpfte, 
liegt nun eine deutliche Parallele zu Versuchen, wie sie in der deutschen Sozialphilosophie ins- 
besondere von Jürgen Habermas (1983) und Karl Otto Apel unternommen wurden (vgl. als 
Überblick die Beiträge in Kuhlmann 1986), über eine gleichermaßen »liberale« wie »sozialfisti- 
sch)e« kommunikative oder Diskursethik ebenfalls eine Art methodische Rückkehr zu Moti- 
ven der Kantschen Moralphilosophie zu vollziehen (Habermas 1986; Apel 1986). Dennoch hat 
bisher eigenartigerweise im deutschsprachigen Raum die Diskursethik eine substantielle Aus- 
einandersetzung mit offenen moralischen Fragen innerhalb des Marxschen Erbes kaum beför- 
dert (als Ausnahmen s. Zimmermann 1985 und den Sammelband von Angehrn/Lohmann 
1986). Die Gründe dafür liegen zum einen in der Sonderform neomarxistischer Orthodoxie ın 
Westdeutschland, die seit je dank ihrer spezifisch »Frankfurter« Geburtsfehler dem Irrglauben 
huldigte, durch den Zugang zu den dialektischen Qualitäten Marzscher »Formanalyse« aller 
Dilemmata herkömmlicher Philosophie eo ipso ledig zu sein: Sein/Sollen, Theorie/Praxis, 
Analyse/Kritik, wahrscheinlicher Gang der Entwicklung/ wünschbare Resultate etc. ... Zum 
anderen gibt es jedoch auch gute Gründe für die Vermutung, daß die Apel/Habermasische Dis- 
kursethik offene Fragen soziallistisch)er Ethik an die Marxsche Theorie eher unterläuft — oder 
methodisch ausklammert — als daß sie zu ihrer Klärung beitragen könnte. Damit ist hier weni- 
ger das bereits andernorts diagnostizierte politische Defizit der Theorie des kommunikativen 
Handelns gemeint. In unserem Zusammenhang triftiger ist schon die Befürchtung, die »un- 
glückliche Ehe von Hermeneutik und Funktionalismus« (Joas) könnte im Endeffekt, d.h. in ih- 
rer grundbegrifflichen »Ausdifferenzierung« von System und Lebenswelt die funktionale 
Überlegenheit systemischer Imperative in Wissenschaft, Wirtschaft und Bürokratie gegenüber 
»lebensweltlich« umkämpften und gestalteten Normen und Formen des gesellschaftlichen 
Seins eher theoretisch noch verdoppeln als handlungsrelevant kritisieren. Problematisch ist 
schließlich der Status moralischer Normen — des »moral point of view« (Habermas 1986, 5. 32) 
— innerhalb der Diskursethik selbst. Ist sie doch von vorneherein als Versuch angelegt, Moral- 
prinzipien »kognitivistisch«, d.h. in Analogie zu epistemisch wahren Sätzen zu gewinnen (Ha- 
bermas 1983): ein Testverfahren moralischer Maximen, das sich nach Apel sogar für eine 
»Letztbegründung« der Ethik eigne. Mit einem solchen »intellektualistischen Fehlschluß« (Il- 
ting) wird aber die Vielfalt moralischer Güter (Taylor 1982; Walzer 1983) durch das Nadelöhr ei- 
nes Testverfahrens gezwängt, das allenfalls einen zentralen (und natürlich unverzichtbaren) 
Kernbereich neuzeitlicher, »westlicher« Subjektivität von Mitgliedern ziviler Gesellschaften 
und Teilhabern der kulturellen Moderne als sprach-, vernunft- und (ver)handlungsfähiger We- 
sen betrifft: die Regeln diskursiver Einigung in vorurteilsfreier Diskussion der Forschergemein- 
schaft. Dieser »kognitivistischen« Neutralisierung verschiedener (und u.U. konfligierender) 
moralischer Tugenden und Intuitionen auf das epistemische Modell der Klärung von Sachver- 
halten steht dann bei Habermas noch eine Art geschichtsphilosophischer Überhöhung des dis- 
kursiven Rechtfertigungsverfahrens selbst zur Seite, die ihn in seiner »Theorie der Moderne« 
ebenfalls von der Erörterung moralischer Konflikte wegführt — hin zu Strukturen und Refle- 
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xionsniveaus »objektiven Geistes« (der autonomisierten Geltungsansprüche systemischer 
»Medien« bzw. lebensweltlicher Diskursmodi (sozialer Handlungskoordination), die von 
den Subjekten nur noch in ihrem Eigenrecht anerkannt und ge(u.U. strategisch miß-)braucht 
werden können, selbst jedoch keine Einsätze und Ziele im Klassen- und Parteienkampf um 
die »Dialektik der Sittlichkeit« mehr sind. Die für eine normativ gehaltvolle Sozialphiloso- 
phie entscheidende »Arena«der Vermittlung moralischer Werte und Traditionen mit den Le- 
benschancen und -kämpfen sozialer Gruppen (und Klassen) bleibt damit heute eigenartiger- 
weise gerade bei dem deutschen Gegenwartsphilosophen weitgehend ausgespart, der in den 
60er Jahren die besten Argumente wider eine umstandslose Identifikation von Analyse und 
Kritik, von Erkenntnis und Interesse geliefert hatte ... 

(c) Wenn somit die akademische Diskussion in der linken Sozialphilosophie eine Erinnerung 
an die Auseinandersetzung um Marxismus und Ethik zwischen den »Kantianer-Sozialisten« 
und dem orthodox-marxistischen »Zentrum« in der deutschen Sozialdemokratie um die 
Jahrhundertwende nahezulegen scheint, so ist diese theoriegeschichtliche Parallele doch 
auch irreführend. Die ethisch-politische Fragestellung an Marx hat sich nämlich inzwischen 
weitgehend verschoben. Während für die neukantianischen Sozialisten das Ergebnis ihrer Fr- 
gänzung des »kautskyanischen« Parteimarxismus gewissermaßen von vorneherein feststand 
— ging es ihnen doch darum, eine vom »kautskyanischen« Parteimarxismus verschiedene 
ethische Begründung und Handlungsmotivation für dasselbe sozialistische Ziel zu finden — 
so erscheint heute das »Endziel«, die Bedeutung von »Sozialismus« selbst, diskussionsbedürf- 
tig. Und diese Frage »Welcher Sozialismus?« (Bobbio 1976) wird nicht mehr alleine, wie dies 
unter Sozialisten der westlichen Welt (aber auch ethisch ausgerichteten marxistischen »Dissi- 
denten« des Östblocks wie der jugoslawischen »Praxis«-Gruppe oder der ungarischen »Buda- 
pester Schule«) bereits spätestens seit der Krise des Stalinismus 1956 üblich war, als Kritik an 
den autoritären Staatssozialismus der sowjetischen Welt gerichtet. 

Sie betrifft zum erstenmal auch die westlichen Verwirklichungsformen des Sozialismus, die 
sich, zumeist getragen von sozialdemokratischen Arbeiterparteien, um einen »historischen 
Kompromißß« von Sozialismus und Marktwirtschaft bemüht hatten; der ein von Land zu 
Land unterschiedliches Gleichgewicht von marktwirtschaftlichem Wachstum, indirekter 
staatlicher Steuerung (durch keynesianische Wirtschaftspolitik) und auf soziale Gerechtig- 
keit orientierter, ausgleichender Sozialpolitik bedeutet und den politischen und gewerk- 
schaftlichen Organisationen der Arbeiterbewegung eine große Definitionsmacht in der Be- 
stimmung der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung eingeräumt hatte. Die Relevanz, die 
heute die ethisch-politischen Theorien des »sozial-liberalen« Rawls — oder die seines »feind- 
lichen Bruders«, des »neo-liberalen« Nozick — auch über den fachphilosophischen Kreis der 
akademischen Diskussion hinaus erhalten haben, ist nicht davon zu trennen, daß dieses, 
vielleicht von der deutschen Sozialdemokratie am prototypischsten verkörperte Politikmo- 
dell der Kopplung von privatwirtschaftlichem Wachstum und Sozialstaat mit dem Ende des 
expansiven Zyklus des welfare-state selbst in eine Perspektivkrise geraten ist und damit ein 
gesellschaftlicher Bedarf nach »Wiedergewinnung der Moral« (Hirsch 1980) entsteht. Die 
“ Kontrafinalitäten einer auf den Vorrang gesamtwirtschaftlichen Wachstums orientierten 
Gesellschaftsauffassung machen die Grenzen einer rein ökonomischen Interessendefinition 
(von der auch der westliche Sozialismus stets ausgegangen war) offenkundig. Gleichzeitig 
lassen nicht nur die ökologischen, sondern auch die »sozialen Grenzen des Wachstums« die 
faktischen Entscheidungen über die Verteilung von Gütern und Lebenschancen an die Ge- 
sellschaftsmitglieder sehr viel deutlicher ins Bewußtsein treten und die Forderung nach ge- 
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sellschaftlich konsensfähigen Prinzipien »distributiver Gerechtigkeit« um sich greifen. In 
diese Forderung geht aber gleichzeitig — nicht zuletzt unter dem Einfluß »neuer gesellschaft- 
licher Bewegungen« — ein Prozeß der Infragestellung der klassischen »Idee der Linken« ein, 
der nichtalleine die Resultate der Verteilung, sondern auch ihre Institutionen, d.h. die Medien 
von Steuerung und Verteilung betrifft. In der nicht nur neoliberalen, sondern auch »grünen« 
Bestimmung ethisch wünschbarer Grenzen staatlichen Einflusses auf die Gesellschaft liegt 
dabei wohl die stärkste Herausforderung für die klassische sozialistische Idee der Gerechtig- 
keit. Eine Neubestimmung der »Idee der Linken« wird daher auch einen new deal über die 
Spielregeln des Zusammenwirkens verschiedener gesellschaftlicher Organisationsprinzipien 
und Rationalitätsmuster — über die wechselseitigen Grenzen von Staat, Markt und gesell- 
schaftlicher Selbstorganisation und Selbsthilfe — beinhalten müssen. 

Die neuere Diskussion um die Frage einer Ethik bei Marx ist also, obwohl sie nicht direkt aus 
der kontinentaleuropäischen »Krise des Marxismus« entstanden ist, Bestandteil einer viel- 
leicht wichtigeren, weil umfassenderen ethisch-politischen Krise: der Krise der Idee der Lin- 
ken. Natürlich läßt sich diese nicht mehr mit den Marxschen Begriffen alleine auflösen. Sie 
liefert aber — vielleicht weil sie die erste geistig-politische Krise des Sozialismus ist, die nicht 
primär den totalitären Etatismus des Ostens, sondern den westlichen Gesellschaften inhären- 
te Kontrafinalitäten zum Gegenstand hat — vielleicht auch die Chance, Marx als »Klassiker« 
neu zu lesen. Und das heißt vor allem, seine Widersprüche ernst zu nehmen. 


Marx als »Immoralist«? 


Die Widersprüche, die sich in der Geschichte des Marxismus anläßlich der Frage, ob es bei 
Marx so etwas wie eine sozialistische Ethik gebe oder nicht, entwickelt haben, finden bei 
Marx selbst weder ihre »Aufhebung« noch (wenigstens) ein komplexeres, entfalteteres theo- 
retisches Feld. Der Gegensatz zwischen objektiver (wenngleich nicht von Wertungen freier) 
Sozialwissenschaft einerseits und der ethischen Spannkraft der Emanzipationsperspektive 
findet sich bereits vollständig bei Marx selbst under findet bei Marx keinetheoretische Auflö- 
sung. Es gibt allenfalls bei Marx eine unbestreitbare »ethische Dimension« (Stojanovic 1970, 
S. 140 ff.) vieler Marxscher Formulierungen zur revolutionären Perspektive sowohl seines 
Forschungsprogramms als auch der »realen Bewegung« der arbeitenden Klassen. Ich be- 
schränke mich hier darauf, eine der frühesten zu zitieren, die sich in den Deutsch-Französt- 
schen Jahrbüchern findet. Der junge Marx »kokettiert« hier nicht mit Hegel, sondern mit Im- 
manuel Kant: 

»Die Kritik der Religion endet mit der Lehre, daß der Mensch das höchste Wesen für den Menschen sei, 
also dem kategorischen Imperativ, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, 
ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist...« (MEW, Bd. 1, S. 385) 


Dennoch findet dieser »kategorische Imperativ« in der späteren Entwicklung Marx’ niemals 
den autonomen theoretischen Status eines »obersten moralischen Prinzips«, das als Kriteri- 
um der Kritik der gegebenen, also kapitalistischen Gesellschaft dienen könnte. Dies wird viel- 
mehr erst später das Programm der neukantianischen Sozialisten sein: aus der zweiten Ver- 
sion des kantischen »kategorischen Imperativs«, die die vernunftbegabte menschliche Person 
als »Zweck an sich selbst« ansieht und daher fordert, »die Menschheit sowohl in deiner Per- 
son, als in der Person eines jeden anderen jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mit- 
tel« zu gebrauchen, einen Kritikmaßstab gegenüber dem Warencharakter der Arbeitskraft in 
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kapitalistischen Gesellschaften zu entwickeln. Daß sie das Bedürfnis empfanden, eine soziali- 
stische Ethik zu entwickeln, die zwar auf dem historischen Materialismus fußt, ihn aber nach 
der Seite der moralischen Begründung vervollständigt, dies hat jedoch seine Ursache bereits 
bei Marx selbst: Wenngleich Marx nämlich in seiner Kapitalismustheorie die Produktions- 
und Verteilungsverhältnisse durchaus mit implizit ethischen Ausdrücken wie »Schwindel«, 
»Diebstahl«, »Raub«, »Zwang«, »Herrschaft«, »Despotie« usw., ja sogar Vampyrismus, Blut- 
saugerei’ kritisiert, so unterläßt er es nicht nur, sondern weigert sich explizit, die sozial-öko- 
nomische Ordnung des Kapitalismus als ungerecht zu bezeichnen, den Kapitalismus also mit 
einer Theorie der Gerechtigkeit zu kritisieren. Ich will hier nicht allzu viele Zitate anführen, 
denn die diversen ironischen Bemerkungen in seiner Kritik des Gothaer Programms oder sei- 
nen Randglossen zu Wagner sind ja hinlänglich bekannt.® Die synthetischste Version der 
Marxschen Kritik an jeglicher Theorie der Gerechtigkeit findet sich im dritten Band des Kapı- 
tal, zu Beginn des 21. Kapitels (»Das zinstragende Kapital«): 

»Die Gerechtigkeit der Transaktionen, die zwischen den Produktionsagenten vorgehen, beruht darauf, 
daß diese Transaktionen aus den Produktionsverhältnissen als natürliche Konsequenz entspringen. Die 
juristischen Formen, worin diese ökonomischen Transaktionen als Willenshandlungen der Beteiligten, 

als Äußerungen ihres gemeinsamen Willens und als der Einzelpartei von Staats wegen erzwingbare 
Kontrakte erscheinen, können als bloße Formen diesen Inhalt selbst nicht bestimmen. Sie drücken ihn 


nur aus. Ihr Inhalt ist gerecht, sobald er der Produktionsweise entspricht, ihr adäquat ist. Er ist unge- 
recht, sobald er ihr widerspricht.« (MEW, Bd. 25, $. 351 f.) 


Produktion und Verteilung 


Warum lehnt Marx jede ethisch begründete Theorie sozialer Gerechtigkeit ab?? Eine erste, 
häufig anzutreffende Deutung kann hier gleich zu Anfang als Mißverständnis abgewiesen 
werden — das sich sowohl unter Befürwortern als auch Kritikern Marxscher Intentionen fin- 
det und sich am Begriff der »distributiven Gerechtigkeit« festmacht, wie er seit Aristoteles 
(EN, V, 1130 b 31 ff.) geläufig ist. So heißt es etwa bei Honneth (1986, $. 272), in »Konzepten 
distributiver Gerechtigkeit (werde) nach Bedingungen einer egalitären oder sozialverträgli- 
chen Verteilung von bereits als produziert gedachten Lebensgütern gefragt und daher von 
den Produktions- und Sozialisationsformen dieser Güter abstrahiert«; die Intention der 
Marxschen Kritik (und der Habermasschen Diskursethik) aber gingen über solche Vertei- 
lungsfragen weit hinaus. Oder George G. Brenkert begründet seine (ausanderen Gründen be- 
denkenswerte) These, nicht Gerechtigkeit, sondern Freiheit sei der »Grundwert« der Marx- 
schen Moralauffassung wie folgt: Freiheit als grundlegendes »moralisches Gut« sei mit dem 
Marzschen historischen Materialismus eher vereinbar, da der Marxsche Freiheitsbegriff, der 
auf Praxis, Produktion, gegenständliche Tätigkeit abziele, aufgrund seiner organischen Bezie- 
hung zum Begriff der Produktivkräfte eine tiefgreifendere »ontological dimension« besitze, 
während Gerechtigkeit sich ja nur auf die Verteilung der Ergebnisse der Anwendung gegebe- 
ner Produktivkräfte innerhalb gegebener Produktionsverhältnisse beziehe. Deshalb sei auch 
Freiheit, nicht Gerechtigkeit in der Marxschen Theorie der einzige »transkulturelle und 
transhistorische« (also nicht relativistische) Bewertungsmaßstab, der an verschiedene Gesell- 
schaftsordnungen angelegt werden könne (Brenkert 1980, S. 95 f., 101 £.; vgl. dazu Leist 
1985). Umgekehrt liegt für einen Kritiker wie Maffetone (1983, $. X f.) der Umstand, daß im 
Gegensatz zu Marx etwa John Stuart Mill eine Theorie der Gerechtigkeit entwickelt habe, 
darin begründet, daß er zwischen den »Gesetzen der Produktion« und denen »der Vertei- 
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lung« in seiner politischen Ökonomie unterschieden habe. Für Marx aber sei, da in seiner 
Theorie »die Distribution von der Produktion abhängt«, eo ipso »eine Theorie der distributi- 
ven Gerechtigkeit und also eine rationale Reformpolitik in einer demokratischen Gesell- 
schaft unmöglich«. 

Nun ist hier allerdings die Marxsche Position falsch wiedergegeben. Marx behauptet nämlich 
nicht, daß die Verteilung von der Produktion abhängt, sondern, »daß die Distributionsver- 
hältnisse nur die Produktionsverhältnisse sub alıa specie sind« (MEW, Bd. 26.3, S. 51). Den 
Begriff der Produktionsverhältnisse führt er ja gerade deshalb ein, um auch die Entwicklung 
der Produktion einer historischen Analyse zugänglich zu machen, um also »die Produktion« 
nicht als bloß natürliche, materielle, sozusagen externe Voraussetzung aus der Gesellschafts- 
analyse zu verbannen. Dies nämlich wirft er »den Ökonomen« der klassischen Political Eco- 
nomy vor (J.St. Mill allerdings, wie wir noch sehen werden, zu Unrecht): 
»Die Produktion soll vielmehr — siehe z.B. Mill — im Unterschied von der Distribution etc. als einge- 
faßt in den von der Geschichte unabhängigen ewigen Naturgesetzen dargestellt werden, bei welcher 
Gelegenheit dann ganz unter der Hand bürgerliche Verhältnisse alsunumstößliche Naturgesetze der Ge- 


sellschaft in abstracto unterschoben werden. (...) Bei der Distribution dagegen sollen sich die Menschen 
in der Tat allerlei Willkür erlaubt haben.« (GR, $. 8 f.) 


Marx bestreitet hier übrigens nicht, daß es transhistorische Voraussetzungen gibt, die für je- 
de gesellschaftliche Form der Ökonomie gelten (wie, daß die Menschen ihren Lebensunter- 
halt in einer wie auch immer gearteten Auseinandersetzung mit der Natur gewinnen müs- 
sen, dabei jedoch selbst der Natur unterworfen bleiben). Was er jedoch bestreitet — und was 
er den bürgerlichen Ökonomen als Mystifikation vorwirft — ist die These, daß auch die 
Ordnung der Produktion zu diesen natürlichen Voraussetzungen gehört. Der Begriff der 
Produktionsverhältnisse dient ihm gerade dazu, auch für die Produktion zwischen physei 
und thesei, zwischen dem (»allgemein-menschlichen« oder »natürlichen«) für jede Gesell- 
schaft gültigen Inhalt der Produktion der menschlichen Lebensbedingungen und der je spe- 
zifischen, historisch-gesellschaftlichen Form dieser Produktion zu unterscheiden (Cohen 
1978, Kp. IV.). Nicht nur die kapitalistische Einkommensverteilung, sondern auch die Pro- 
duktionsordnung des Kapitalismus und ihre dabei implizierten rechtlich-institutionellen 
Voraussetzungen sind also historisch, von den gesellschaftlichen Machtverhältnissen be- 
stimmt — dies meint der Marxsche Begriff der »Form«. Sie sind daher unter bestimmten 
(d.h. von seiner Gesellschaftstheorie zu analysierenden) Bedingungen auch veränderbar. 
Worauf es Marx in seiner Kritik an der begrifflichen Trennung von (ahistorischer) »Produk- 
tion« und (geschichtlich variabler) »Distribution« ankommt, ist, 

»daß die dieser kapitalistischen, spezifischen, historisch bestimmten Produktionsweise entsprechenden 
Produktionsverhältnisse (...) einen spezifischen, historischen und vorübergehenden Charakter haben; und 
daß endlich die Verteilungsverhältnisse wesentlich identisch mit diesen Produktionsverhältnissen, eine 


Kehrseite derselben sind, so daß beide denselben historisch vorübergehenden Charakter teilen«. 
(MEW, Bd. 25, S. 885) 


Die »Identität« von Produktion und Distribution bezieht sich hier nur darauf, daß beide 
»denselben historisch vorübergehenden Charakter teilen« — daß beide nicht nur die materiel- 
le, sondern die soziale Bestimmtheit der Ökonomie ausmachen. 

Marx behauptet nun, daß es die sozialen Eigenschaften der Produktion sind, die über Stelle, 
Rolle, Relevanz ihrer materiellen Eigenschaften entscheiden. Die Kritik, die er hierbei an 
Mill übt — Mills Unterscheidung von »Produktion« und »Distribution« habe (wie bei den 
übrigen bürgerlichen Ökonomen) »den mehr oder minder bewußten Zweck«, bürgerliche 
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Produktionsverhältnisse »ganz unter der Hand (...) als unumstößliche Naturgesetze der Ge- 
sellschaft in abstracto« zu unterschieben —, ist übrigens ungerecht. Hat doch Mill in seinen 
Principles of Political Economy ebenso wie Marx vor dem Fehler der politischen Ökonomen 
gewarnt, »bloß zeitbedingte Wahrheiten ihres Untersuchungsgegenstandes zu seinen bestän- 
digen und allgemeinen Gesetzen zu rechnen« (zit. nach Cohen 1978, S. 111). Wenn Mill 
gleichwohl im zweiten Buch seiner Principles Gesetze und Bedingungen der Reichtumspro- 
duktion als »physical truths« bezeichnet (»There is nothing optional, or arbitrary about 
them«) und davon die Reichtumsverteilung als »matter of human institution solely« abhebt 
(»The things once there, mankind, individually or collectively, can do with them as they 
likes; Mill 1970, $. 349 f.), so erklärt sich dieser scheinbare Widerspruch daraus, daß Marx und 
Mill verschiedene Definitionen von »Produktion« und »Verteilung« verwenden. Was Millals 
»physical truths«, oder als »permanent universal laws« mit »der Produktion« gleichsetzt, um- 
faßt für Marx eben nur die trans-sozialen, »natürlichen« Eigenschaften jeder Produktion. Das 
hingegen, was Marx — unter dem Titel der »Produktionsverhältnisse« — als ihre historisch- 
spezifische, gesellschaftliche Natur analysiert, dies fällt unter Mills weiteren (generischen) Be- 
griff der »Verteilung«, wie z.B. das Privateigentum an Produktionsmitteln, das Lohnarbeits- 
verhältnis usw. ... 

Mills Unterscheidung zwischen Produktion und Verteilung ähnelt somit Marxens Unter- 
scheidung zwischen den transhistorischen (oder »subsozialen«; s. Cohen 1978, S. 108) und 
den gesellschaftlich-geschichtlich spezifischen (und variablen) Dimensionen der Ökono- 
mie.!° Diese unterschiedlichen Definitionen von Marx und Mill können daher auch keines- 
falls der Grund für Marxens Ablehnung einer (d.h. jeder) Theorie distributiver Gerechtig- 
keit sein. Marx ist sich nämlich sachlich durchaus mit Mill — oder mit Aristoteles (Miller 
1981) — darüber einig, daß auch die Produktionsverhältnisse Verteilung beinhalten, daß mit 
anderen Worten die Verteilung materieller und sozialer Güter, Chancen oder Dispositionen 
der zentrale Gegenstand sozialen Konfliktes ist (dazu allgemein Walzer 1983). Am Beispiel 
des Lohnverhältnisses führt er aus, daß die Produktionsverhältnisse in einer »der Distribu- 
tion der gesellschaftlichen Produkte vorausgegangenen und vorausgesetzten Distribution 
der Produktionselemente« bestehen (MEW, Bd. 24, $. 385). Marx behauptet also keines- 
wegs, daß »Verteilung« überhaupt ein unwichtiges Epiphänomen der Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung sei. Seine These ist vielmehr, daß die Verteilung von Gütern und Ein- 
kommen nicht den entscheidenden Verteilungsmechanismus darstellt, sondern die sozial 
bestimmte Verteilung der Produktionselemente: m.a.W. die »Produktionsverhältnisse« 
(vgl. dazu auch Cohen 1981; Roemer 1982). 

Kommen wir zur Ausgangsfrage dieses Abschnitts zurück: Schließt die Marx’sche Definition 
der Produktionsverhältnisse (und seine inhaltliche These, daß die Verteilung der Produk- 
tionselemente oder Produktionsbedingungen grundlegender sei als die Verteilung der Pro- 
dukte) ipse facto eine Theorie der distributiven Gerechtigkeit aus? Übernimmt man die 
Rawls’sche Beschreibung des Gegenstandes einer solchen Theorie (s. Anm. 9), so ist dies of- 
fenkundig nicht der Fall. Insbesondere dann nicht, wenn man darüber hinaus das sachliche 
Argument, das hinter Mills Unterscheidung von »Produktion« und »Distribution« steckt, 
auf die Gerechtigkeitsfrage bezieht. Die Mill’sche Unterscheidung von »universal laws« und 
»physical truths« (»Produktion«) einerseits und dem »matter of human institution« als histo- 
risch wandelbarer, »merely temporary truths« (»Distribution«) andererseits schließt die 
»Produktion« nämlich nur insoweit aus einer Theorie der Gerechtigkeit aus, als ihre Gesetze 
historisch unwandelbare Naturgesetze sind. Sie macht damit nur einen Gedanken explizit, 
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der natürlich auch in der Rawls’schen Bestimmung steckt. Gegenstand einer Theorie der 
Gerechtigkeit können nämlich nur gesellschaftlich veränderbare »Grundstrukturen« sein. 
Es wäre z.B. absurd, die Tatsache, daß Menschen sterblich sind, zum Gegenstand von Ge- 
rechtigkeitserwägungen zu machen, wohingegen es offenbar ein notwendiger Bestandteil 
einer gerechten Gesellschaft sein sollte, daß die durchschnittliche Lebenserwartung der Ge- 
sellschaftsmitglieder (soweit sie nicht von freien Willensentscheidungen etwa zur Selbsttö- 
tung oder für ein abenteuerliches Leben abhängt) nicht ungerecht verteilt ist. Oder, um ein 
anderes Beispiel zu wählen: Gegenstand einer Theorie der Gerechtigkeit wird sicher nicht 
sein können, da/? Menschen als Lebewesen zweierlei Geschlechts auf die Welt kommen, 
wohl aber (wie dies von Janet Radcliff-Richards zum Gegenstand einer bemerkenswerten 
philosophischen Untersuchung gemacht worden ist), daß in allen heutigen Gesellschaften 
eine »sexnal injustice« herrscht, also die Lebenschancen von Einkommen, Wohlfahrt, beruf- 
lichen und anderen Handlungsmöglichkeiten zwischen den Geschlechtern ungerecht ver- 
teilt sind (und zwar zuungunsten der Frauen), so daß etwa bei selection discrimination »sex is 
counting as relevant in contexts where it is not« (Radcliffe-Richards 1982, Kp. 4, hier $. 128). 
Das Ergebnis, zu dem wir kommen, ist also der oben zitierten These Maffetones genau entge- 
gengesetzt. Wenn Mill eine Theorie der sozialen (oder »distributiven«) Gerechtigkeit auf die 
»Distribution« einschränkte, so aus dem Grunde, daß für ihn (ex definitione) diese mit dem 
Bereich der historisch wandelbaren »human institution« zusammenfällt, in dem »mankind, 
individually or collectively, can do ... as they like«. Wenn Marx nun innerhalb dieses Berei- 
ches eine Abhängigkeit der Güterverteilung von der Verteilung der Produktionsbedingun- 
gen feststellt, so wäre dies kein Grund dafür, eine Theorie der sozialen Gerechtigkeit fallen zu 
lassen, sondern —a fortiori —sie auch und vorrangig auf die »Produktionsverhältnisse« zu be- 
ziehen. Dies folgt sowohl aus dem Mill’schen Argument als auch aus der (wie wir sahen, unge- 
rechtfertigten) Marx’schen Kritik an Mill: natürlich nur unter der Voraussetzung, daß man 
eine Theorie der Gerechtigkeit überhaupt für ein sinnvolles Unterfangen hält. Wenn Marx 
dies nicht tat, so muß er dafür andere Gründe gehabt haben. 


Gerechtigkeit, Recht und Produktionsverhältnisse 


Warum aber lehnt Marx Gerechtigkeitserwägungen als Kritikmaßstab zur Beurteilung von 
Gesellschaften und insbesondere der Produktionsverhältnisse als ihrer (wie Rawls sagen wür- 
de) »Grundstruktur« ab? Alan W. Wood hat darauf eine konsistente Antwort vorgeschlagen, 
die ich im Folgenden kurz darstellen will.'? Man könnte sie zusammenfassend dadurch cha- 
rakterisieren, daß Marx in seiner Theorie des historischen Materialismus und seiner Kapitalis- 
musanalyse von vorneherein eine meta-ethische Haltung einnimmt: Statt die Frage —»Was ist 
(überhaupt) sozial gerecht?« — zu stellen, wie dies sowohl J.S. Mills utilitaristische als auch J. 
Rawls’ kontraktualistische Ethik tun, versucht Marx vielmehr, die Rationalitätsform, die be- 
reits in dieser Fragestellung impliziert ist, zu erklären. Marxens These aus dem dritten Band 
des Kapital, die wir bereits zitiert haben, lautet in Kurzform: ‘Gerechtigkeit (gesellschaftli- 
cher Institutionen und Handlungen) beruht darauf, daß diese (Institutionen/Handlungen) 
aus den Produktionsverhältnissen entspringen und juristische Formen annehmen. Diese juri- 
stischen Formen können als bloße Formen diesen Inhalt selbst nicht bestimmen. Sie drücken 
ihn nur aus. Ihr Inhalt ist gerecht, sobald er der Produktionsweise entspricht. Er ist unge- 
recht, sobald er ihr widerspricht.’ 


Gerechtigkeit und Freiheit bei Marx 129 


Das Marx’sche systematische Argument gegen eine Theorie der Gerechtigkeit (überhaupt) 

läßt sich also folgendermaßen rekonstruieren: 

(1) Der Anspruch auf (oder: die Frage nach) Gerechtigkeit ist für Marx Ergebnis einer spezifi- 
schen Rationalitätsform, nämlich »the highest expression ofthe rationality of social facts 
from the juridical point of view« (Wood 1980, $. 13). Gerechtigkeit ist eine Rationalitäts- 
form des Rechts. - 

(2) Das Recht kann jedoch seine rationale Erklärung nur als Funktion innerhalb der organi- 
schen (oder auch systemischen) Einheit einer gegebenen Produktionsweise finden, die 
vom funktionalen Primat der Produktionsverhältnisse bestimmt ist. 

Eine solche funktionale Erklärung bedeutet übrigens richt, wie dies häufig auch von Marxisten 

angenommen wurde, daf das Recht auf ein bloßes Epiphänomen der Produktionsweise redu- 

ziert (oder aus ihr deduziert) werden könnte. Die Marx’sche These, »daß Rechtsverhältnisse wie 

Staatsformen weder aus sich selbst zu begreifen sind noch aus der sogenannten allgemeinen Ent- 

wicklung des menschlichen Geistes, sondern vielmehr in den materiellen Lebensverhältnissen 

wurzeln« (MEW, Bd. 13, $. 8 f.), besagt nicht, daß Rechtsverhältnisse irgendwie weniger »real« 
seien als die materiellen Lebensverhältnisse. Sie besagt übrigens auch nicht, daß stattdessen die 

Produktionsverhältnisse einfach »aus sich selbst zu begreifen« seien, fallen sie doch in der Regel, 

»was nur ein juristischer Ausdruck dafür ist«, mit den Eigentumsverhältnissen zusammen, be- 

dürfen somit in allen nicht-primitiven Gesellschaften der rechtlichen Garantie. Der funktiona- 

le Primat der Produktionsverhältnisse kann vielmehr ganz einfach als Selektionsmechanismus 
verstanden werden, der erklärt, welche Rechtsverhältnisse sich im Verlaufe der gesellschaftli- 
chen Evolution durchsetzen (weil sie die dominanten Produktionsverhältnisse begünstigten, 
mit ihnen gewissermaßen in einen Prozeß »positiver Rückkoppelung« eintreten, der sich ge- 
genüber dem Bestand anderer »rückständiger« Rechtsverhältnisse als expansiver erweist). 

Rechtsverhältnisse sind nicht notwendigerweise identisch mit Machtverhältnissen. Dennoch 

können Machtverhältnisse erklären, warum sich bestimmte Rechtsverhältnisse eher (oder 

leichter) ausbreiten als andere. Aber dies nur als Hinweis, um Mißverständnisse zu vermeiden. 

Auch ohne ein hier kritisiertes reduktionistisches Verständnis von Recht kommt Marx nämlich 

zu einem relativistischen Verständnis des Begriffs der Gerechtigkeit selbst.'? Aus(1) und (2) folgt 

für Marx nämlich: 

(3) Gerechtigkeit kann daher nicht als universalistischer Standard begriffen werden, um (Insti- 
tutionen/Handlungen) in allen Gesellschaften als Kritikmaßstab zu dienen, sondern ist eher 
ein Standard, mit dem sich die jeweilige Produktionsweise selbst mißt, also vom Kontext der 
jeweiligen Produktionsweise abhängig ist (Wood, 1980, $. 16). 

Alle drei Argumente sind nun im Jahrhundert nach Marx bestritten worden. Da unseine Revue 
aller dieser Kontroversen hier aber zu weit führen würde, will ich im folgenden Abschnitt un- 
terstellen, daß (1) und (2) richtig sind. Ich behaupte jedoch, daß Marx aus (1) und (2) seine 
Schlußfolgerung (3) nicht ziehen kann. M.a.W.: Marx hat mit seiner Ablehnung einer universa- 
listischen Gerechtigkeitsauffassung auch dann nicht recht, wenn er mit seinen Thesen recht hat, 
daß (1) der Anspruch auf Gerechtigkeit immer eine Rationalitätsform von Rechtsverhältnissen 
ist; und daß (2) das Recht in jeder Gesellschaft unter dem funktionalen Primat der Produktions- 
verhältnisse steht. Dies folgt bereits aus der Struktur funktionaler Erklärung selbst. Aus dieser 
nämlich lassen sich die weitreichenden Schlußfolgerungen eines moralischen Relativismus, die 
mit (3) verbunden sind, gerade nicht begründen. 
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Systemrationalität und Normrationalität des bürgerlichen Rechts 


Eine funktionale Erklärung von Rechtsformen (als Teil des »Überbaus«) liefert Begründun- 
gen für die Behauptung »that the superstructure has the character it does because, in virtue 
of this character, it confers stability on the production relations« (Cohen 1978, S. 249). In 
der kapitalistischen Gesellschaft bestehen demgemäß in der Regel bestimmte (bürgerliche) 
Rechtsformen, weil diese die Stabilität (d.h. die Reproduktion) kapitalistischer Produk- 
tionsverhältnisse begünstigen. Rechtsformen, die den kapitalistischen Produktionsverhält- 
nissen »entsprechen« (um Marxens Terminologie zu benutzen), haben in der kapitalisti- 
schen Produktionsweise eher Chancen, sıch durchzusetzen als Rechtsformen, die dies nicht 
tun, weil solche Rechtsformen im Ergebnis das Ausbreiten, das Funktionieren, die Stabilität, 
die Rationalisierung o.ä. der kapitalistischen Wirtschaftsbeziehungen zur Folge haben. Er- 
klärt werden damit natürlich nur die Eigenschaften des jeweiligen explanandum, die (in ihren 
Folgen) bestimmte Funktionen für den Entwicklungsprozeß der Produktionsverhältnisse 
aufweisen lassen. Wenn Marx etwa schreibt (MEW, Bd. 23, $. 292), daß der »Protestantis- 
mus schon durch seine Verwandlung fast aller traditionellen Feiertage in Werktage eine 
wichtige Rolle in der Genesis des Kapitals (spielt)«, behauptet er damit nicht, die Existenz 
der christlichen Religion selbst (oder auch die Existenz von Feiertagen und Werktagen) er- 
klärt zu haben, er schreibt nur einer bestimmten Konfession des Christentums förderliche 
Effekte für die Ausbreitung der kapitalistischen Produktionsweise zu. Aus welchen Grün- 
den auch immer es die christliche Religion (und Feiertage und Werktage) gibt, daß sich der 
Protestantismus parallel zur Herausbildung des Kapitalismus zunehmend durchgesetzt hat, 
erklärt sich (partiell) daraus, daß er bestimmte Wirkungen auf den gesellschaftlichen Pro- 
duktions- und Reproduktionsprozeß hatte (daß kapitalistische Produktionsverhältnisse die 
»dispositionale Eigenschaft« haben, von protestantischen Normen eher begünstigt zu wer- 
den als etwa von katholischen...). So oder ähnlich argumentiert funktionale Erklärung. Sie 
führt damit neben den unmittelbaren Ursachen für das Bestehen bestimmter gesellschaftli- 
cher Sachverhalte einen neuen gesellschaftstheoretischen Bedingungszusammenhang ein, 
den Marx mit Ausdrücken wie »adäquat« (die der jeweiligen Produktionsweise adäquaten 
juristischen Formen) oder »entsprechen« (die Produktionsverhältnisse entsprechen dem 
Stand der Produktivkräfte; der Überbau entspricht der Basis) bezeichnet.'* 

Kommen wir zu unserer Frage zurück, ob die These (2) vom funktionalen Primat der Pro- 
duktionsverhältnisse über die Rechtsverhältnisse auch die Schlußforderung (3) begründen 
kann, daß sich Gerechtigkeitsfragen immer nur relativ zu den jeweiligen (herrschenden) 
Produktionsverhältnissen rational stellen lassen. Wenn wir uns hier auf bürgerliche Rechts- 
verhältnisse beschränken, so läßt sich eine funktionale Erklärung vom Typus der These (2) 
sehr wohl begründen: Man kann die Folgen bürgerlicher Rechtsverhältnisse sowohl makro- 
soziologisch (für die Systemrationalität der gesamten Gesellschaft) als auch mikrosoziologisch 
(für die Handlungsrationalität einzelner gesellschaftlicher Aktoren) als förderlich für kapita- 
listische Produktionsverhältnisse ansehen. So ließe sich die Marx’sche These stützen, daß 
die juristischen Formen ihren Inhalt aus den Produktionsverhältnissen erhalten: Eigentums- 
garantie, Vertragsfreiheit, Gewerberecht einerseits (Privatrecht); funktionale Autonomie 
(und Berechenbarkeit) des öffentlichen Rechts, Trennung und Garantie von Privatwirt- 
schaft und Rationalisierung staatlicher Bestandssicherung ihrer institutionellen Rahmenbe- 
dingungen andererseits: 


Gerechtigkeit und Freiheit bei Marx 131 


»Eine unter diesen wichtigen Gesichtspunkten durchgeführte funktionale Analyse der wichtigsten 
Rechtsmaterien würde zeigen können, wie das Recht zur Systemrationalität der Gesellschaft beiträgt — 
wie es Erschließung, Mobilisierung und zweckmäßige Allokation von natürlichen Ressourcen und von 
Arbeitskraft fördert.« (Habermas 1976, 5. 262) 
Auch bezogen auf Handlungsmorivation und Handlungskalküle der Gesellschaftsmitglieder 
hat die Struktur bürgerlichen Rechts für die kapitalistische Gesellschafts- und Wirtschaftsörd- 
nung förderliche Folgen: »Die Rationalität des Rechts könnte darin gesehen werden, daß es auf 
die strategische Rationalität zweckrational handelnder Rechtssubjekte zugeschnitten ist.« 
(ebda., 5. 264) Die Entkopplung der Rechtsgeltung und Rechtssetzung von sittlichen Motiven 
— »alles ist erlaubt, was nicht rechtlich verboten ist« — und die Einschränkung der Sanktionen 
auf die Bestrafung abweichenden Handelns (nicht etwa bestimmter Handlungszotive) hat 
selbst Folgen für die Art der Motivation der Gesellschaftsmitglieder, den so gesetzten Rahmen 
der Rechtsordnung zu respektieren. Die Legalität konventionell gesetzten positiven, formalen 
Rechts definiert »ein Handlungssystem, indem unterstellt wird, daß sich alle Systemmitglieder 
strategisch verhalten...; es wird mit anderen Worten unterstellt, daß sie ihre private Autonomie 
zweckrational nutzen.« (ebda.) Nicht nur die Inhalte des bürgerlichen Privatrechts, auch die 
rechtlich (durch die Aussicht auf Bestrafung bei abweichendem Verhalten) gestützten Hand- 
lungskalküle sind Rechtsfolgen, die der Reproduktion kapitalistischer Produktionsverhältnisse 
förderlich sind und also eine funtionale Erklärung dieser Aspekte des modernen Rechtssystem 
(als Aspekten, die diesen Produktionsverhältnissen »entsprechen«) erlauben. Sie beschreiben 
aber nicht die gesamte Rationalitätsform des Rechts. 
Bestünde das Recht nämlich nur aus seinen Inhalten (den rechtlich geregelten Institutionen, 
inklusive der ebenfalls rechtlich begrenzten rechtsfreien Sphären der Gesellschaft) und der 
Berechenbarkeit seiner Sanktionen, so ließe sich das Bestehen von Rechtsnormen vollständig 
mit Sätzen über die Berechenbarkeit (oder Wahrscheinlichkeit), daß auf ein bestimmtes ab- 
weichendes Verhalten eine bestimmte Sanktion folgt, charakterisieren. Rechtsnormen lie- 
ßen sich also, um eine Unterscheidung von H.L. Hart (1961, 5. 87) aufzunehmen, ausschließ- 
lich von einem »externen« Standpunkt, dem eines Beobachters beschreiben. Die Voraussage 
. von Rechtsfolgen wäre also vom gleichen Typ wie die Voraussagen etwa der Regelmäßigkeit, 
daß es (unter bestimmten klimatischen Bedingungen) bei Auftauchen von dunklen Wolken 
mit bestimmter Wahrscheinlichkeit regnen wird. Diese vexterne« Beobachtungsperspektive 
ist aber (so daß Hart’sche Argument) gar nicht in der Lage, den Unterschied zwischen einer 
Regelmäßsigkeit (daß es bei bewölktem Himmel regnet) und einem durch praktische Normen 
regelgeleitetem Handeln zu bestimmen: die Wolken, die sich unter bestimmten klimatischen 
Bedingungen in Regenwasser verwandeln, zeigen beobachtbare Regelmäßigkeiten; Men- 
schen, die von einer gesellschaftlichen Rechtsnorm nicht abweichen, folgen einer Regel und 
tun dies (auch wenn sie dies nur aus Angst vor Strafetun) normalerweise im Bewußtsein, daß 
diese Norm gilt, daß sie zu einen bestimmten Handeln (hier: zur Vermeidung von verbote- 
nem Verhalten) rechtlich verpflichtet sind. Es kann durchaus sein, daß sie diese Verpflichtung 
moralisch ablehnen, der entscheidende Punkt aber hier ist, daß sowohl das Akzeptieren als 
auch das Ablehnen einer Verpflichtung immer eine Stellungnahme zur betreffenden Norm 
selbst impliziert: diese aber ist nicht alleine aus der Beobachterperspektive zu formulieren, 
sondern fordert eine auch »interne« Perspektive — eine Bezugnahme auf Gründe." 
Gesellschaftliche Normen lassen sich nun unterscheiden nach dem Charakter dieser »rea- 
sons«, mit denen ihre Verpflichtungen begründet werden, also nach dem T'ypus von Grün- 
den, die in einer Stellungnahme für oder gegen die entsprechende Handlungsnorm angeführt 
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werden können. Diese »Normrationalität« (Habermas) wird nun durch funktionale Erklä- 
rungen überhaupt nicht erfaßt, dafunktionale Erklärungen in der Regel von der Perspektive 
der Handelnden gerade absehen und auf Prozesse abzielen, die sich »hinter dem Rücken der 
Beteiligten« abspielen. Wenn z.B. das Vorherrschen bürgerlicher Rechtsformen aus ihren 
Folgen für die kapitalistischen Produktionsverhältnisse erklärt werden soll, so ist damit jage- 
rade nicht gemeint, daß die Gesellschaftsmitglieder selbst ihr Akzeptieren dieser Rechtsord- 
nung mit dem Argument begründen werden: »diese ode jene Rechtsnorm trägt zur Aufrecht- 
erhaltung kapitalistischer Produktionsverhältnisse bei«, sondern, daß die Folgen dieser 
Rechtsform für kapitalistische Verhältnisse ein günstiges Milieu abgeben. 

»(Konventionalität, Legalität und Formalität des modernen Rechts) machen die Form explizit, auf- 
grund deren das moderne Recht die funktionalen Imperative eines über Märkte regulierenden Wirt- 
schaftsverkehrs erfüllen kann. Aber diese Systemrationalität ergibt sich aus Rechtsstrukturen, in denen 


systemrationales Handeln allgemein werden kann, sie erklärt nicht, wie diese Rechtsstrukturen möglich 
sind.« (Habermas, 1976, $. 266) 


Aus dem Gesagten ist deutlich geworden, worin der Fehler der Marxschen Schlußfolgerung 
von (2) auf (3) besteht. Selbst wenn also die Forderung nach Gerechtigkeit eine dem Recht 
entsprungene Rationalitätsform ist (1), und selbst wenn das Vorherrschen einer bestimmten 
Rechtsform nur ausgehend von den Produktionsverhältnissen rational erklärt werden kann 
(2), so ist damit nicht gesagt, daß die Forderung nach sozialer Gerechtigkeit (3) ein Ergebnis 
dieser funktionalen Aspekte des modernen bürgerlichen Rechts ist (und damit relativistisch auf 
die kapitalistische Produktionsweise zu begrenzen wäre). Dies würde nur dann zwingend 
sein, wenn funktionale Erklärungen zuvor reduktionistisch aufgefaßt würde (das Recht ist 
nichts anderes als seine Funktion für die Produktionsverhältnisse), was Marx selbst offenbar 
nicht tut; oder: wenn die Geltung von (hier: Rechts-) Normen ausschließlich mit der Regel- 
mäßigkeit ihrer Folgen beschrieben werden könnte, was den Begriff der Handlungsnorm als 
Verpflichtung unverständlich machen würde. 

Nun besteht jede Rechtsordnung nicht nur aus direkten präskriptiven Handlungsnormen 
(»Regeln erster Ordnungs, um wiederum mit Hart zu sprechen), die diese oder jene Handlung 
unter Androhung von Strafe fordern oder verbieten, sondern hat darüber hinaus mindestens 
»Regeln zweiter Ordnung« zum Bestandteil (ansonsten wäre es kein Rechtssystem): Regeln al- 
so, die darüber entscheiden, welche Normen im jeweiligen Falle gelten (rxles of recognition), 
die konkrete Handlungs- bzw. Verbotsnormen an neue, unvorhergesehene Situationen und 
Problemlagen anpassen (rules of change) und schließlich bestimmten Personen oder Institu- 
tionen eine Rechtsautorität zur Beurteilung von Streitfällen zuschreiben (rules of adjudica- 
tion). Ohne diese »secondary rules« wäre jede Rechtsordnung in hohem Maße von Rechtsun- 
sicherheit, von statischer Unfähigkeit zur Anpassung an sozialen Wandel und schließlich 
(angesichts konfligierender Interpretationen dessen, was erlaubt und verboten ist, die zumin- 
dest bei divergierenden sozialen Interessenlagen auftauchen werden) zur Ineffizienz ver- 
dammt, würde also über kurz oder lang zusammenbrechen (Hart 1961, Kp. V.). 

Das Spezifische der Normrationalität des modernen bürgerlichen Rechts ist nun, daß alle die- 
se »secondary rules« universalistischen Prinzipien folgen, daß sie also (man könnte dies, die 
Hart’sche Begrifflichkeit fortsetzend, ein Prinzip »dritter Ordnung« nennen) unter der Syste- 
matik der Generalität des Rechts stehen. »Seinem Anspruch nach soll das moderne Recht aus 
allgemeinen Normen bestehen, die grundsätzlich keine Ausnahmen und keine Privilegierun- 
gen zulassen.« (Habermas 1976, $. 265) Es stellt also einen Begründungsanspruch auf, der 
über Rechtssicherheit hinaus auch noch seine Unparteilichkeit gegenüber bestimmten sozia- 
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len Interessen fordert und damit (als Prinzip »dritter Ordnung.) eine neue Anforderung an die 
Legitimität der Rechtsordnung mit sich bringt: Nur die Ordnung ist legitim, die den Gesichts- 
punkten aller der Rechtsordnung unterworfenen Bürger gleichermajsen Rechnung trägt. In eine 
solche Rechtsordnung ist also gewissermaßen (welches auch immer ansonsten ihre funktiona- 
len Folgen für das Gesellschaftssystem sein werden) ein normatives Prinzip der Legitimität 
»eingebaut«, das einen Kritikmaßstab zu ihrer eigenen Beurteilung verallgemeinert und sicher 
ohne die Freiheits- und Vernunftansprüche der Aufklärung nicht zu verstehen ist: die (relevan- 
ten) Gesichtspunkte jedes Rechtssubjekts gleichermaßen zu berücksichtigen. Welche diese »rele- 
vanten Gesichtspunkte« sind — seine Freiheit (im Sinne der Deklaration der Menschenrechte), 
seine Interessen, seine Grundbedürfnisse... — darüber scheiden sich dann nicht nur die politi- 
schen Philosophien und Parteien, Demokratie, Liberalismus, Sozialismus, sondern bis heute 
auch ihre moralischen Begründungen: Utilitarismus, Vertragstheorie, Theorie der drei Frei- 
heitsrechte usw. 

Wir können jedoch, was Marzens Kritik des Gerechtigkeitskonzepts betrifft, unsere Argumen- 
tation hier abbrechen. Diejenigen Strukturaspekte des modernen (bürgerlichen) Rechts, auf die 
sich die (sozialistische) Forderung nach sozialer Gerechtigkeit beruft, sind nämlich gerade die 
Charakteristika, die sich aus seiner Normrationalität ergeben, die also aus seiner funktionalen 
Systemrationalität gerade nicht abgeleitet werden können. Marx hat also offenbar die Tragwei- 
te des funktionalen Arguments überschätzt und daher die ‘relative Autonomie’ und normative 
Eigendynamik des universalistischen Anspruchs bürgerlicher Rechtsordnungen unterschätzt. 
Nur so konnte er der Auffassung sein, mit dem Verweis auf die Erklärung der Durchsetzung 
bürgerlicher Rechtsformen (aus ihren kapitalistisch funktionalen Effekten) auch das Rationali- 
tätspotential des bürgerlichen Rechts, das sich gerade in seinen überschüssigen’ Gerechtigkeits- 
ansprüchen äußert, widerlegt zu haben. 

Natürlich ist mit den bisherigen Ausführungen die Frage, ob Freiheit oder Gerechtigkeit für 
eine ‘Marxsche Ethik’ grundlegender sein sollte (oder: welcher ‘“Grundwert’ den Marxschen 
Intentionen am ehesten entspricht), noch keineswegs schlüssig beantwortet. Es könnte ja 
noch andere Gründe für einen systematischen Vorrang des Werts Freiheit’ vor dem der ‘Ge- 
rechtigkeit’ geben (Leist 1985). 

Einerseits ist für Marx, wie wir sahen, ‘Gerechtigkeit’ als »bloßer Rechtsbegriff« schon ethisch 
relativiert worden; zum anderen umfaßt aber die Marxsche Konzeption von ‘Freiheit’, gera- 
de weil sie sein Menschenbild überhaupt definiert, eine Vielfalt von Dimensionen, die es 
schwer machen, innerhalb der Marxschen Theorie ‘Freiheit’ und ‘Gerechtigkeit’ überhaupt 
miteinander zu vergleichen. 

Ich will daher im Folgenden einen solchen Vergleich auch gar nicht anstellen. Das Ziel der fol- 
genden Überlegungen ist bescheidener, aber auch präziser: Anhand der Unterscheidung ver- 
schiedener inhaltlicher Dimensionen des Marxschen Freiheitsbegriffs möchte ich zeigen, daß 
jede von ihnen einer Theorie der Gerechtigkeit nicht nur nicht widerspricht, sondern es im 
Gegenteil erst ermöglicht, sie über die unverzichtbare Sphäre liberaler Bürgerrechte hinaus 
ernstzunehmen: Dafür, die Konsequenzen von Gerechtigkeitsforderungen für die verschiede- 
nen Sphären gesellschaftlicher Verteilung von Lebenschancen (Walzer 1983) zu formulieren, 
liefert natürlich auch die Marxsche Theorie nur erste Anhaltspunkte, vor allem naturgemäß 
für die Sphäre der materiellen Produktion und Reproduktion. Nimmt man aber die dort ver- 
handelten Verteilungsprobleme ernst, so erfordern sie heute gleichzeitig, auch die für das 
(Hegelianische oder St. Simonistische) 19. Jahrhundert charakteristische ‘produktivistische’ 
Engführung des Marxschen Erbes fahren zu lassen ... 
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Liberale Freiheit 


Einer klassischen Unterscheidung folgend (Berlin 1967; Bobbio 1955) lassen sich in Geschichte 
und Gegenwart des politischen Denkens zwei ‘Familien’ von Freiheitskonzeptionen unter- 
scheiden: der posizive Begriff von Freiheit als ‘Autonomie’ (Kant) oder Selbstverwirklichung 
und der aus der liberalen Tradition (seit Hobbes) entstammende negative Freiheitsbegriff der 
Abwesenheit von Zwang. Folgt man der Definition Isaiah Berlins, wonach negative Freiheit 
bedeutet, in meinen Handlungsmöglichkeiten (was immer ich dann zu tun wähle) ‘nicht von 
anderen Menschen gehindert zu werden’, wohingegen positive Freiheit immer eine inhaltli- 
che Bestimmung dessen impliziert, was es bedeutet, ‘mein eigener Herr zu sein’ — z.B. ratio- 
nal zu sein, »von Gründen (reasons), von meinen bewußten eigenen Zielsetzungen bewegt zu 
werden und nicht von Ursachen (causes), die auf mich einwirken« (Berlin) — so steht außer 
Zweifel und bedarf daher hier nicht ausführlicher Textbelege, daß Marxens Freiheitsbegriff 
eine Variante der positiv auf Selbstbestimmung, Selbstverwirklichung, Selbstkontrolle aus- 
gerichteten Tradition der Freiheitsdefinition darstellt, aus der Marx ja (als Schüler Hegels) 
selbst stammte. 

Der negative Freiheitsbegriff wird von Marx gewissermaßen nur zitiert und zwar dort, wo er 
den liberalen Begriff der Freiheit (nämlich ‘Freiheit, Gleichheit, Bentham; s. MEW Bd. 23, 5. 
89 f.) als bloßen Rechtsbegriff bestimmten Funktionen der kapitalistischen Produktionsver- 
hältnisse als ‘entsprechende’ juristische Formbestimmtheit zuordnet: in diesem Falle der 
Sphäre der einfachen Zirkulation als “abstrakter Oberfläche’ des kapitalistischen Gesamtpro- 
zesses. Damit ist er aber für uns noch nicht erledigt: Auch wenn Marx damit recht haben soll- 
te, daß der liberale Begriff der Freiheit, ungehindert von anderen Menschen tun und lassen zu 
können, was ich will (soweit ich andere nicht in eben dieser ‘Freiheit der Willkür’, wie Kant 
und Hegel sie nannten, einschränke), als Rechtsbegriff bestimmten Funktionen der kapitali- 
stischen Produktionsverhältnisse entspricht, so wäre dies ja kein Grund, seinen normativen 
Anspruch auf die kapitalistische Systemrationalität der Zirkulationssphäre zu begrenzen. 
Wendet man ihn nämlich, im Lichte der Marxschen Theorie, auch auf die Produktionsver- 
hältnisse an, so ergibt sich, daß ebendiese “negative Freiheit’ im Kapitalismus äußerst ungleich 
verteilt ist. 

Dies gilt z.B., wieG.A. Cohen in einem stimulierenden Artikel gezeigt hat, für die typischen 
Handlungschancen von Mitgliedern des Proletariats unter kapitalistischen Produktionsver- 
hältnissen; und zwar auch dann, wenn man mitberücksichtigt, daß es für einzelne Mitglieder 
dieser Gesellschaftsklasse durchaus möglich ist, ihre Klassensituation zu verlassen und Selb- 
ständige, Kleinhändler, ‘Kleinbürger’ zu werden. Dies aus dem einfachen Grunde, daß die 
Chancen, als Selbständiger ohne Startkapital zu reussieren, unter kapitalistischen Bedingun- 
gen äußerst beschränkt sind (und zwar aufgrund der Handlungen anderer Menschen: der ka- 
pitalistischen Unternehmer). Selbst wenn also jeder einzelne Proletarier frei wäre, diesen ‘klein- 
bürgerlichen’ Ausweg ausseiner Klassensituation zu wählen, so ist er dies doch nur »unter der 
Bedingung, daß die anderen von ihrer gleichermaßen bedingten Freiheit keinen Gebrauch ma- 
chen (...). Obwohl jeder Proletarier individuell frei ist, seine Klassenlage zu verlassen, leidet er 
doch mit dem Rest seiner Klasse unter einer, wie ich sienennen werde, kollektiven Unfreiheit« 
(Cohen 1983, $. 11). Für Mitglieder der Kapitalistenklasse hingegen gilt solchekkollektive Un- 
freiheit nicht: Wenn sie wollten, so könnten sie — sowohl individuell als auch kollektiv — 
nicht nur die Entscheidung treffen, Kapitalisten zu bleiben (oder Rentiers zu werden), son- 
dern auch die, ihr Eigentum zu verschenken (und dann Proletarier zu werden) ... Daß sie dies 
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in aller Regel nicht tun werden, ändert nichts daran, daß ihr Freiheitsspielraum stukturell 
weiter, also weniger durch Handlungen anderer Menschen beschränkt ist als der von Proleta- 
riern. 

Eine bloße Anwendung des liberalen Postulats nach »gleicher Freiheit für alle« (1. Berlin) auf die 
Marxsche Analyse der Produktionsverhältnisse hätte also für die Beurteilung des Kapitalismus 
bereits weitgehende ethische Konsequenzen. Sie wäre aber keine Alternative zur Frage nach der 
Gerechtigkeit dieser Gesellschaftsordnung, sondern eher eine Präzisierung, eine konsequente 
Form dieser Frage: Ist die ungleiche Verteilung der ('negativen’) Freiheit der Handlungsmög- 
lichkeiten im Kapitalismus gerecht oder nicht? (Vgl. Cohen 1981 und 1985; Roemer 1982; 
Elster 1985, Kapitel 4.2) Sie wäre dann und nur dann (und nur solange) gerecht, wenn keine an- 
dere Ordnung der Produktionsverhältnisse die Handlungschancen der Schlechtestgestellten 
verbessern würde: Um ein Beispiel zu wählen, wäre diesetwa dann der Fall, wenn bei einem be- 
stimmten niedrigen Stand der Produktivkräfte die Mehrzahl derjenigen, die im Kapitalismus 
zur Lohnarbeit gezwungen sind (also im erläuterten Sinne ‘kollektiv unfrei’), in einem auf der- 
selben produktiven Basis fußenden Sozialismus zur Zwangsarbeit gezwungen wäre, d.h. nicht 
nur kollektiv, sondern auch individuell daran gehindert würde, eine selbständige, nicht-ausbeu- 
terische Berufstätigkeit auszuüben. Im Vergleich zu einem solchen autoritären ‘Sozialismus des 
Mangels’, der die Freiheitschancen der Schlechtestgestellten — der »worst off-coalition« (Roe- 
mer) — noch mehr beschneidet, wären dann die Grundinstitutionen eines Kapitalismus mit 
Vertragsfreiheit und einer demokratischen politischen Ordnung gerechter. Die Debatten um 
einen ‘Marktsozialismus’ im Ostblock, man denke an die Arbeiten von Brus, aber auch im We- 
sten (Kolm 1984), sowie die gesamte Thematik des ‘Dritten Weges’ zwischen Staatssozialismus 
und Liberalkapitalismus zeigen, daf3 diese Fragen ‘negativer Freiheit’ (also Vertrags- und Koali- 
tionsfreiheit) keine akademischen Spitzfindigkeiten darstellen ... 


Kommunistische Freiheit 


Der Schwerpunkt des Marxschen Freiheitsgedankens aber liegt unzweifelhaft in der Tradi- 
tion der ‘positiven’ inhaltlichen Definition von Freiheit, deren Struktur er vom deutschen 
Idealismus übernommen hat — Freiheit als Selbstverwirklichung; als Entäußerung, Verge- 
genständlichung des Selbstbewußtseins in Objektivität; und als ‘Sittlichkeit’, als Überein- 
stimmung mit dem Gemeinwesen — deren Inhalte er jedoch anthropologisch im Rahmen sei- 
nes historischen Materialismus neu zu fassen versuchte. Die Struktur dieser Freiheitstheorie 
(bzw., um den Gegenbegriff zu nennen, Marxens Theorie der erst im Kommunismus aufzu- 
hebenden “Entfremdung’) ist nun schwer von einer teleologischen Geschichtsphilosophie zu 
trennen, die Marx und die Marxisten gerade daran hinderte, ethische Fragen zu stellen: daß die 
materiellen und kulturellen Voraussetzungen der positiven, kommunistischen Freiheit im 
Kapitalismus, also unter unfreien Bedingungen geschaffen werden, konnte als ethische Krite- 
rien außer Kraft setzende Rechtfertigung der ‘historischen Notwendigkeit’ des Kapitalismus 
(miß-)verstanden werden und ist in der Tat von vielen Marxisten so verstanden worden —ein 
Argumentationsmuster, das später dann auch auf den Stalinismus übertragen wurde (als für 
die ‘nachgeholte ursprüngliche sozialistische Akkumulation’ historisch notwendige und in- 
sofern gerechtfertigte totalitäre Entwicklungsdiktatur). 

Ist es möglich, den Marxschen Begriff ‘positiver Freiheit’ auch unabhängig von dieser ge- 
schichtsphilosophischen Dimension zu diskutieren und damit für eine gesellschaftliche Ethik 
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fruchtbar zu machen? Meine abschließende These lautet, daß dies nicht nur möglich, sondern 
für eine Theorie gesellschaftlicher Gerechtigkeit geradezu notwendig ist. Die Inhalte des 
Marxschen Begriffs ‘positiver Freiheit’ sind nämlich auch dann ethisch relevant, wenn die ge- 
schichtsphilosophische Struktur, innerhalb der sie bei Marx thematisiert werden, falsch ist. 
Dies sei hier an zwei Beispielen verdeutlicht, besser an zwei Interpretationen, die Marx selbst 
für jene kommunistische ‘Freiheit des Gattungswesens’ gibt, deren nicht-entfremdete Realı- 
sierung für ihn das Ziel der Menschengeschichte darstellte: (a) Freiheit als »Universalität der 
Bedürfnisse, Fähigkeiten, Genüsse, Produktivkräfte der Individuen; und (b) Freiheit als Ar- 
beit (Praxis, Produktion). '® 

(a) Freiheit als »Universalität der Bedürfnisse und Fähigkeiten bedeutet für Marx Autonomie 
des Menschen nicht nur gegenüber gesellschaftlichen Zwängen, sondern auch gegenüber der 
Natur: »volle Entwicklung der menschlichen Herrschaft über die Naturkräfte, die der soge- 
nannten Natur sowohl wie seiner eigenen Anlagen«. Diese Hoffnung auf den ‘Sieg über die 
Natur’, die zum industrialistischen Fortschrittsglauben des 19. Jahrhunderts gehört (aber 
sich auch noch später im Marxismus finden läßt, man denke etwa an Trotzkis “futuristische’ 
Beschreibung des Übermenschen in der kommunistischen Gesellschaft, aber auch an den 
jungen Gramsci) war zunächst per se keine ethische Frage; oder vielmehr sie ist dies erst neu- 
erdings, nicht zuletzt als Ergebnis der Ökologiebewegung, geworden. Gleichwohl ist auch 
diese Definition von Freiheit moralisch relevant: Freiheit, so verstanden, wird nämlich 
gleichbedeutend mit Fähigkeit bzw. mit Macht zur Selbstbestimmung. 


»Man kann grob gesprochen Freiheit damit erklären, daß man sagt, Menschen seien in dem Ausmaße 
frei, als sie ihr eigenes Schicksal kontrollieren und nicht von anderen Menschen oder anderen fremden 
Mächten kontrolliert werden. Diese Definition macht, das sei hervorgehoben, Freiheit nicht zu einer Sa- 
che, die man entweder hat oder nicht hat, sondern etwas, von dem man mehr oder weniger haben 


kann.« (Radcliff-Richards 1982, S. 89 f.). 


So verstanden wäre Freiheit, also die Macht oder Chance, seinen eigenen Lebensplan zu ver- 
wirklichen, ein »nicht moralisches Gut« (Wood), das bei gegebenem Stand der Produktiv- 
kräfte (des ‘Siegs über die Natur”) in einer Gesellschaft in bestimmten Ausmaß zur Verfü- 
gung steht: z.B. in Gestalt der gegebenen medizinischen Möglichkeiten, die Gesundheit der 
Menschen (d.i. den Zustand bzw. Zeitraum, in dem sie am ehesten die Möglichkeit haben, ih- 
re Lebensgestaltung zu kontrollieren) zu verlängern; z.B. in Gestalt des Bildungs- und Kultur- 
etats als desjenigen Teils des gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsfonds, der den Gesell- 
schaftsmitgliedern zur Befriedigung kultureller Lebensbedürfnisse zur Verfügung steht usw. 
Ein anderes solcher ‘nicht-moralischer’ Freiheitsgüter wird von Marx selbst in einer häufig 
zitierten (und dem prometheischen Pathos seines Freiheitsbegriffs (b) ‘Freiheit als Arbeit’ zu- 
widerlaufenden) Stelle aus dem dritten Bande des Kapital erwähnt, die arbeitsfreie Zeit: 


»Das Reich der Freiheit beginnt in der Tat erst da, wo das Arbeiten, das durch Not und äußere Zweck- 
mäßigkeit bestimmt ist, aufhört; es liegt also der Natur der Sache nach jenseits der Sphäre der eigent- 
lichen materiellen Produktion. Wie der Wilde mit der Natur ringen muß, um seine Bedürfnisse zu be- 
friedigen, um sein Leben zu erhalten und zu reproduzieren, so muß es der Zivilisierte, und der muß es 
in allen Gesellschaftsformen und Produktionsweisen. (...) Aber es bleibt dies (sc. die Sphäre der mate- 
riellen Produktion) immer ein Reich der Notwendigkeit. Jenseits desselben beginnt die menschliche 
Kraftentwicklung, die sich als Selbstzweck gilt, das wahre Reich der Freiheit, das aber nur auf jenem 
Reich der Notwendigkeit aufbauen kann. Die Verkürzung des Arbeitstages ist die Grundbedingung.« 
(MEW, Bd. 25, 5. 828). 


Diese Definition von Freiheit führt uns damit — weit entfernt davon, eine theoretische Alter- 
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native zum Grundwert “Gerechtigkeit” zu sein — geradewegs wieder zu ihm zurück. Als ein 
in allen Gesellschaften begrenztes Gut (Gesundheit, Bildung, Ausbildung ästhetischer Be- 
dürfnisse und Fähigkeiten, Freizeit ...), das gleichwohl von allen Menschen begehrt wird — 
soweit bzw. sobald ihre Grundbedürfnisse befriedigt sind — ist die Freiheit, das eigene Leben 
zu gestalten, nicht nur, aber auch Gegenstand gesellschaftlicher Verteilung: etwa in der Frage 
der Arbeitszeit, oder der Gesundheitsversorgung. Um noch einmal Janet Radcliff-Richards 
zu zitieren, die in ihrem Buch 7he Sceptical Feminist eine ähnliche Freiheitsdefinition zugrun- 
delegt: 

»Freiheit wird hier als grundlegend positiver Wert mit eigenem Recht angesehen, als ein Gut, von dem 
daher alle soviel wie möglich haben sollten. Wieviel jedes Individuum davon haben soll, wenn die An- 
sprüche anderer Menschen in Betracht gezogen werden, ist dann eine Frage der Verteilungsgerechtig- 
keit.« (S. 99) 

Definiert man nun das Reich der Freiheit” im Sinne der zitierten Marzschen Stelle als Fähigkeit 
zur befriedigenden Lebensgestaltung über materielle Grundbedürfnisse hinaus, so ergibt sich 
daraus — wie Fred Hirsch in seiner »ökonomischen Analyse der Wachstumskrise« gezeigt hat 
(1980, 3. Kapitel) — sogar noch ein zusätzliches Argument gegen eine (für kapitalistische Ge- 
sellschaften charakteristische) ausschließlich marktmäßige Organisation der Produktionsver- 
hältnisse und gegen eine (für sozialdemokratische Sozialpolitik bisher charakteristische) pri- 
mär monetäre Zuteilung solcher Lebenschancen: sogenannte ‘Positionsgüter’ können in 
marktmäßiger und monetärer Form gar nicht vermehrt oder gar gerechter umverteilt wer- 
den! (Holländer 1985). Eine von diesem Freiheitsbegriff informierte Theorie sozialer Ge- 
rechtigkeit würde in der Tat — wie dies heute Teile der Alternativ- und Selbsthilfebewegung 
auch im Gegensatz zum klassischen Sozialismus tun — nicht nur die Resultate, sondern auch 
die Formen gesellschaftlicher Verteilung von Lebenschancen im Kapitalismus und im sozial- 
demokratischen welfare state kritisieren müssen. Sie käme dabei unzweifelhaft den Intentio- 
nen des Marxschen Kommunismus wieder näher, ohne Marzens Geschichtsphilosophie, ohne 
aber auch die (im schlechten Sinne) utopischen Aspekte seines technologischen Optimismus 
teilen zu müssen (vgl. Berger 1985; Offe 1985) 

(b) Die Marzsche Auffassung von der Freiheit als Arbeit, Praxis, Produktion ist offenkundig ei- 
ne der am stärksten vom Hegelschen Modell der Freiheit geprägte Seite der Marxschen Theorie, 
wonach Freiheit darin besteht, daß sich der ‘Geist’ in seinen Objektivierungen wiedererkennt, 
»im Anderen bei sich ist«. Das klassische Beispiel ist der Bildungsprozeß des ‘Selbstbewußtsein’ 
durch Arbeit in Hegels Analyse der Herr-Knecht-Beziehung im 6. Kapitel der Phänomenologie 
des Geistes. Hegels Pointe, daß der (arbeitende) Knecht in den Produkten seiner Arbeit »zur An- 
schauung des selbständigen Seins als seiner selbst« kommt (und damit dem bloß konsumieren- 
den Herrn überlegen wird), setzt, wie dies zuletzt E.M. Lange (1980) gezeigt hat, bereits ein 
idealistisches Modell des Handelns voraus: Handlung wird begriffen als Pro-duktion im wörtli- 
chen Sinne, als ein Herausführen (pro-ducere), das Heraus-Setzen eines ‘inneren’ Handlungs- 
zwecks, der zwar gegenständliche Form annımmt, in dieser “Vergegenständlichung’ aber der- 
selbe bleibt. Auf die analytischen Schwächen dieses Modells der Freiheit von Handlungen 
braucht hier nicht weiter eingegangen zu werden, erinnert sei nur an den theologischen Hinter- 
grund: Der Begriff der Entäußerung, die Herausführung eines ‘reinen Für-sich-seins’ in Objek- 
tivität (Gegenständlichkeit) faßt Arbeit nach dem Modell der Schöpfung, der Erschaffung der 
Welt durch den christlichen Schöpfergott: Auch in der Genesis war die Schöpfung erst vollen- 
det, als sich Gott in seiner Entäußerung, im Menschen, seinem “Ebenbilde’ als einem Anderen 
wiedererkennen konnte (Woytila 1981, S. 19 ff.). 
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Wenn nun Marx in den Pariser Manuskripten, aber auch in den Grundrissen die Entäußerung 

der Arbeit unter kapitalistischen Bedingungen (»im nationalökonomischen Zustand«) als 

‘Entfremdung’ charakterisiert — nach dem Vorbild der Feuerbachschen Religionskritik, das 

»Wesen des Christentums« nicht nur als Produktion, sondern auch als ‘Projektion’ des 

menschlichen Wesens zu interpretieren — so stülpt er das Hegelsche Argument zwar um, 

setzt es damit aber gleichzeitig voraus: daß der Arbeiter das menschliche Wesen entäußern 
muß in einem Produkt, das ihm nunmehr unter den Bedingungen des kapitalistischen Privat- 
eigentums »als ein fremdes Wesen, als eine von dem Produzenten unabhängige Macht gegen- 
über« tritt, eben dies ist nicht die Verwirklichung seines Selbstbewußtseins, sondern seine 

Selbstentfremdung. Offenkundig kritisiert Marx hier den Kapitalismus nicht im Namen der 

Gerechtigkeit, sondern im Namen eines bestimmten Modells ‘positiver Freiheit’, wonach 

das Wesen des Menschen darin besteht, sich in seinen Produkten wiederzuerkennen. Man 

könnte nun noch weitere Parallelen zwischen dem Marxschen und dem Hegelschen Arbeits- 
begriff feststellen. Und man könnte schließlich fragen, ob mit der Kritik am Hegelschen Mo- 
dell nicht auch das Marxsche, »auf die Füße gestellte« Gegenmodell der Arbeit zu kritisieren 
wäre: als sozialistische »Ideologie der Arbeit« (Accornero 1980)1 als typisches Element des 

Mythos der industriellen Revolution, als »klassische« Figur des prometheischen Mythos der 

Neuzeit, des Zeitbegriffs der modernen Fortschrittsidee :.. 

Da ich mich hier jedoch darauf beschränken will, die Verträglichkeit dieses Freiheitsbegriffs 

mit einer Theorie sozialer Gerechtigkeit zu analysieren, kann ich mir diese Diskussion an die- 

ser Stelle sparen (vgl. Elster 1986). Der Begriff der Arbeit als Entäufserung kann ja auch dann 
ein erstrebenswertes soziales Gut bezeichnen, wenn er als Grundbegriff für Freiheit falsch ist: 
nämlich die Chance des arbeitenden Subjekts, auch in den instrumentell und arbeitsteilig or- 
ganisierten Produktionsabläufen der industriellen Fertigung (und, wie man heute hinzufü- 
gen müßte, einer kybernetischen Steuerung von Produktions- und Informationsabläufen) 
die eigene Tätigkeit in sinnvoller und nicht entwürdigender Rolle, Relevanz und Funktion 

»wiedererkennen« zu können. Daß Marx, aber auch die uropischen Sozialisten, als Modell 

solcher »ganzheitlicher Arbeitshandlung« vornehmlich die handwerklichen Ateliers vor Au- 

gen hatten, muß ja zicht bedeuten, daß dieser Anspruch auf »Sich-wiedererkennen-können« 
gegenüber dem heutigen Produktionsprozeß gar nicht mehr gestellt werden kann — daß also 
der Anspruch auf »Eigenarbeit«, auf Kontrolle über den Arbeitsprozeß nur »jenseits der 

Sphäre der materiellen Produktion« gestellt werden darf. 

Auch dieser Aspekt des Marxschen Begriffs ‘positiver Freiheit’ als ‘Freiheit z» der Arbeit’ läßt 

sich nämlich als Chance verstehen, Produktionstätigkeiten in einem nicht-illusionären Sinne 

als ‘eigene’ erleben (sich in ihnen ‘wiedererkennen’ zu können). ‘Freiheit in der Arbeit’ oder 

“Eigenarbeit’ wäre damit ebenfalls eine Art ‘nicht-moralisches Gut’, von dem man mehr oder 

weniger haben kann, das also bei gegebenem Stand der Produktivkräfte verschieden verteilt 

sein kann; von dem es also gerechtere und ungerechtere Verteilungsverhältnisse gibt: 

— Ineiner tayloristisierten Großfabrik wird der Fertigungsingenieur mehr von diesem Gut 
besitzen als der repetitive Teilarbeiter am automatisch gesteuerten Fließband; 

— In einer mit teilautonomen Arbeitsgruppen organisierten Fertigungsform werden alle 
Arbeiter mehr von diesem Gut besitzen als in einer (fordistisch) »despotisch« strukturier- 
ten Produktionsorganisation ... 

Wenn estatsächlich stimmen sollte, was neuere industriesoziologische Studien für die gegen- 

wärtige Phase einer »Neoindustrialisierung« behaupten — daß mit dem Abschied von der tay- 

loristischen Massenproduktion eine »Requalifizierung« industrieller Arbeit und ihre »flexi- 


Gerechtigkeit und Freiheit bei Marx . 139 


bleSpezialisierung« auch zu Triebfedern »ökonomischer Potenz« werden — um so besser. Zu 
glauben, daß diese »neue Technik ... der (in alteuropäischen Traditionen verwurzelten) Phi- 
losophie und Anthropologie der Aufklärung endlich die materielle Basis (schafft), die sie bis- 
her nie gehabt hat« (Glotz 1985, 5. 69), wäre allerdings ein gefährlich »technologischer« Mate- 
rialisrmus. Das Programm des »Individualismus von links« könnte sich nämlich alsbald als die 
Ideologie einiger »Rationalisierungsgewinnler« in den neo-industrialisierten Kernsektoren 
entpuppen. 

Der universalistische Gehalt des kommunistischen Gedankens einer Aufhebung der Ent- 
fremdung in der Arbeitswelt wird von keinem Technikschub allein eingelöst, sondern ver- 
langt eine kulturelle Revolution oder auch eine »intellektuelle und moralische Reform« 
(Gramsci), deren sittliche Intuition vielleicht am besten vom Liberalen John Stuart Mill auf 
den Begriff gebacht wurde: Es sei das Ergebnis des kulturellen Fortschrittes der arbeitenden 
Klassen — schrieb Mill —, daß sie auf Dauer nicht akzeptieren werden, »sich beständig mit 
der Bedingung der Lohnarbeit als endgültigem Zustand abzufinden. Auf Geheiß und für den 
Profit anderer zu arbeiten, ohne jedes eigene Interesse an der Arbeit — wobei der Preis ihrer 
Arbeit sich durch feindlichen Wettbewerb anpaßt, bei dem die eine Seite soviel als möglich 
verlangt und die andere sowenig als möglich zahlt — ist, auch bei hohen Löhnen, kein befrie- 
digender Zustand für Menschen mit ausgebildeter Intelligenz, die aufgehört haben, sich 
selbst als gegenüber ihren Herren als natürlich unterlegen zu begreifen« (zitiert nach Cohen 
1978, 5. 110). 


Anmerkungen: 


1 Da die bibliographische Flut in Sachen »Marxism and Morality« inzwischen nahezu unüberschau- 
bar geworden ist, die sich in der angelsächsischen Philosophie übrigens mit einem wachsenden In- 
teresse von in der Schultradition der »analytischen Philosophie« ausgebildeten Theoretikern an 
substantiellen Fragen von politischer Philosophie und Gesellschaftstheorie trifft, seien hier nur als 
repräsentativer Ausschnitt drei Reader genannt, in denen alle Positionen vertreten sind: M. Co- 
hen/Th. Nagel/Th. Scanlon, Hg. (1980); K. Nielsen/S.C. Patten, Hg. (1981); J. Roemer, Hg. 
(1986). Einen soliden Problem- und Literaturüberblick vermitteln die review-articles von N. Geras 
(1985) und A. Leist (1985). Für den auch in der Prokla (Nr. 58 und 62) neuerdings stärker betonten 
Zusammenhang zwischen ethischen Prinzipien und methodologischen Fragen materialer Klassen- 
analyse vgl. auch das Sonderheft der Zeitschrift Politics and Society, Bd. 11(1982), Nr.3»New Direc- 
tions inthe Marxian Theory of Exploitation and Class«, sowie verschiedene Arbeiten in den letzten 
Jahrgängen der in Princeton herausgegebenen wichtigen Zeitschrift Philosophy and Public Affairs. 

2 Ausführlicher auf die italienische Debatte bin ich in einer früheren, italienischen Version dieser Ar- 
beit eingegangen (Kallscheuer 1985). Hier mag ebenfalls ein summarischer Verweis auf einige neue 
Sammelbände genügen: $. Maffetone, Hg. (1983); W. Tega, Hg. (1984); sowie die an die »Theorie 
der Gerechtigkeit« John Raw!s’ (1975) anknüpfenden Arbeiten von $. Veca (1982; 1985), die im »li- 
beral-reformistischen« Milieu des (nord-)italienischen Kommunismus (und Sozialismus) inzwi- 
schen zu einer Art Markenzeichen für eine politische Haltung und Philosophie geworden sind, die 
sich in polemischer Abgrenzung gegen die revolutionären Wurzeln des vethisch-politischen« Idea- 
lismus eines Antonio Gramsci um »machbare« Reformen bemüht. Vgl. auch die periodischen Bul- 
letins des liberal-reformistischen Studienzentrums Politeia seit 1985. 

3 Auf die strategischen Sackgassen der politischen Theorie Marxens und Engels’ und ihrer parteipoli- 
tischen Nachfolger bin ich ausführlich eingegangen in: Kallscheuer (1986, v.a. S. 535 ff.). 
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4 Die dabei verwandten Argumentationsverfahren und ihre Ergebnisse selbst können hier nicht im 
Einzelnen dargestellt und gewürdigt werden: Merhodisch geht es stets um die Konstruktion eines Ei- 
nigungsverfahrens unter kontrafaktischen Bedingungen — der Rawls’sche fiktive »Urzustand« gibt 
als Fairnisregel einen »Schleier der Unwissenheit« vor (die Gesellschaftsmitglieder dürfen beim 
Aushandeln der gesellschaftlichen Basisinstitutionen nicht wissen, an welcher Stelle der sozialen 
Hierarchie sie sich in der so ausgehandelten Sozialstruktur wiederfinden werden — sie werden da- 

her neben der Unantastbarkeit liberaler Grundrechte diejenige Verteilung wählen, die ceteris parı- 

bus die Schlechtestgestellten relativ am weitesten begünstigt); Ackerman bindet die Legitimität von 

Güterverteilung und institutioneller Ordnung daran, ob sie in rationalen und unparteiisch geführ- 

ten Dialogen gerechtfertigt oder doch als ‘zweitbeste’ Kompromißlösungen von den betroffenen/ 

beteiligten Kontrahenten akzeptiert werden können; Nozicks libertär-kapitalistischer Entwurf 

geht von einer methodisch operationalisierten Version des Locke’schen Urzustandes aus. Die Prin- 

zipien der Gerechtigkeit sind dann jeweils diejenigen, auf die sich die Gesellschaftsmitglieder unter 

den Bedingungen (oder Spielregeln) einer solch “fairen Verhandlungssituation’ einigen würden — 

bei Rawls und Ackerman entspricht das Ergebnis eher sozial-liberalen (oder sozialdemokrati- 
schen), bei Nozick eher liberalistisch-libertären Intuitionen. Der output sozialethischer Normen 
ist natürlich auch hier jeweils vom ‘Programm’ abhängig, mit dem der input möglicher Konflikte 
und Interessen auf verallgemeinerungsfähige Prinzipien hin untersucht wird. Anders als von bun- 
desdeutschen Diskursethikern wird von den Neokontraktualisten ein apriorischer »Letztbegrün- 
dungsanspruch« aber auch gar nicht erhoben: es geht ihnen um faire Regeln der Willensbildung 
(Unparteilichkeit), nicht um die »Wahrheitsfähigkeit praktischer Diskurse« (s. dazu Tugendhat 
1984, S. 117 ff). 

5 Vgl. dazu aber Habermas’ Arbeiten aus den 60er Jahren (1968, hier $. 78 ff.), die neuerdings von 
Axel Honneth (1985, 8. Kapitel) als Ansatz für eine (alternative) ausbaufähige Theorie des »morali- 
schen Kampfs der sozialen Klassen« interpretiert worden sind, die Habermas dann leider fallen ge- 
lassen habe. 

6 Die Schriften von Karl Marx werden im Folgenden zitiert nach den »blauen Bänden«: Marx-Engels- 
Werke, hg. vom Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, Berlin/DDR 1956 ff. (abge- 
kürzt MEW), sowie nach der Ausgabe der Grundrisse zur Kritik der politischen Ökonomie, hg. vom 
Marx-Engels-Lenin-Institut Moskau, Berlin/DDR 1953 (abgekürzt GR). 

7 MEW, Bd. 25, S. 623; GR, 5. 593; MEW, Bd. 23, $. 231, 247, 258, 319 f., 328 f., 351, 669 usw. Vgl. 
Wildt (1986). 

8 MEW, Bd. 19, 5. 18, 359, 382. 

9 Unter einer solchen sei hier eine Theorie verstanden, die Grundsätze aufstellt, »um zwischen ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Regelungen der Güterverteilung zu entscheiden und eine Einigung 
darüber zu erzielen. Das sind die Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit: sie ermöglichen die Zuwei- 
sung von Rechten und Pflichten in den grundlegenden Institutionen der Gesellschaft, und sie legen 
die richtige Verteilung der Früchte und Lasten der gesellschaftlichen Zusammenarbeit fest« (Rawls 
1975, 5.20 f.). 

10 Auf Mills eigene utilitaristische Ethik kann hier nicht weiter eingegangen werden. Vgl. dazu Nut- 
zinger (1984). 

11 »Allerdings kann gesagt werden, daß das Kapital (und das Grundeigentum ...) selbst schon eine Ver- 
teilung voraussetzt: die Expropriation der Arbeiter von den Arbeitsbedingungen, die Konzentra- 
tion dieser Bedingungen in den Händen einer Minorität von Individuen, das ausschließliche Eigen- 
tum an Grund und Boden für andere Individuen, kurz alle Verhältnisse, die im Abschnitt über die 
ursprüngliche Akkumulation (Buch 1., Kap. XXTV) entwickelt worden sind. Aber diese Verteilung 
ist durchaus verschieden von dem, was man unter Verteilungsverhältnissen versteht, wenn man die- 
sen, ım Gegensatz zu den Produktionsverhältnissen, einen historischen Charakter indiziert. Man 
meint darunter die verschiedenen Tite! auf den Teil des Produkts, der der individuellen Konsum- 
tion anheimfällt. Jene Verteilungsverhältnisse (d.h. die Produktionsverhältnisse’, O.K.) sind dage- 
gen die Grundlagen besondrer gesellschaftlicher Funktionen, welche innerhalb des Produktions- 
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prozesses selbst bestimmten Agenten desselben zufallen im Gegensatz zu den unmittelbaren Produ- 
zenten. Sie geben den Produktionsbedingungen selbst und ihren Repräsentanten eine spezifische 
gesellschaftliche Qualität. Sie bestimmen den ganzen Charakter und die ganze Bewegung der Pro- 
duktion.« (MEW, Bd. 25, 5. 886). 

Vgl. Tucker (1969), Wood (1980, 1986), sowie dazu die Diskussionen in den in Anm. 1angegebenen 
Sammelbänden und Überblicksartikeln. 

Anderer Meinung ist Wood (1980, S. 18). Für ihn wäre die Marx’sche Position nur dann relativi- 
stisch, wenn Marx behauptete, daß es »no rational way« gäbe, festzustellen, ob eine bestimmte ge- 
sellschaftliche Institution gerecht ist. Dies sei aber bei Marx nicht der Fall, wenn für ihn die Institu- 
tion der Sklaverei in der Antike gerecht, im Kapitalismus jedoch ungerecht sei: Sein Kriterium sei 
jedesmal die Übereinstimmung mit den Produktionsverhältnissen. Das Argument Wood’s besagt 
allerdings nur, daß die Marx’sche Behauptung, Gerechtigkeit sei jeweils relativ zu den herrschen- 
den Produktionsverhältnissen zu bestimmen, selbst nicht relativistisch zu nehmen ist: Für Markx ist 
es immer rational, bei der Frage nach Gerechtigkeit, die Standards relativ zur jeweiligen Produk- 
tionsweise aufzustellen. M.a.W.: Marx hatte keine relativistische Auffassung von Rationalität, aber ei- 
ne relativistische Auffassung von Gerechtigkeit. Vgl. zur Frage eines moralischen Relativismus bei 
Marx auch George G. Brenkert (1980, S. 89 ff., 109 f.). 

Vgl. zur Diskussion um funktionalistische Erklärungsweisen im Marxismus Cohen (1978, ch. IX. 
und X.) bzw. Elster (1985, ch. 1). S. auch die Artikel zur Debatte zwischen Funktionalismus und 
“methodologischem Individualismus’ in Prokla Nr. 58 und 62. 

»What the external point of view ... cannot reproduce isthe way in whichthe rules function as rules 
in the live of those who normally are the majority of society (...) who use them, in one situation af- 
ter another, as guides to social life accordingto rules. For them the violation ofarule is not merely a 
basis for a prediction that a hostile reaction will follow, but a reason for hostility.« (Hart, a.a.O.) 
Auf eine andere wichtige Dimension ‘positiver Freiheit’ (s. Brenkert 1980), die Übereinstimmung 
des Individuums mit dem Gemeinwesen (also den Marxschen Nachfolgebegriff zur Hegelschen 
‘Sittlichkeit’) gehe ich hier richt ein. Dies ist die vielleicht (unter liberalen Gesichtspunkten) proble- 
matischste Dimension der Marxschen Freiheitslehre. Vgl. Elster 1985 für eine Diskussion der Para- 
doxien kommunistischer ‘kollektiver Rationalität”. 


Otto Kallscheuer 
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Michael Heinrich 

Hegel, die »Grundrisse« und das »Kapital«. 
Ein Nachtrag zur Diskussion um das »Kapital« 
in den 70er Jahren.” 


Einleitung 


Mit dem durch die Studentenbewegung geweckten Interesse für die Marxsche Theorie wur- 
de Ende der 60er Jahre in der BRD auch erstmals das »Kapital« in größerem Umfang rezi- 
piert. Allerdings bezogen sich die folgenden Diskussionen nicht so sehr auf die ökonomie- 
theoretischen Aspekte, als vielmehr auf philosophische und methodologische Fragen. Die 
»Rekonstruktion der Logik des Kapitals« sollte bis weit in die 70er Jahre hinein ein Dauer- 
brenner bleiben. Die theoriegeschichtlichen Wurzeln dieser eigentümlichen Rezeptionswei- 
se reichen weit zurück. Während in der Zeit vor dem ersten Weltkrieg die bedeutendsten 
marxistischen Theoretiker zugleich auch führende Positionen in den Organisationen der 
Arbeiterbewegung innehatten, änderte sich dies zunehmend in den 20er und 30er Jahren. 
Die Sowjetunion erstarrte bald nach Lenins Tod im Stalinismus, der auch die sich an ihr 
orientierenden kommunistischen Parteien lähmte, und die Sozialdemokratien des Westens 
wurden zu reformistischen Stützen des bürgerlich-kapitalistischen Systems. Für die Weiter- 
entwicklung der marxistischen Theorie blieb unter diesen Umständen weder in den kom- 
munistischen noch in den sozialdemokratischen Parteien viel Raum. Von nun an standen 
die wichtigsten marxistischen Theoretiker außerhalb oder nur am Rande der Parteien der 
Arbeiterbewegung, ihre Politik beeinflußten sie kaum. Während Grossmann, Mattick, 
Moszkowska und einige andere noch an den ökonomischen Vorkriegsdebatten ansetzten, 
begann bereits die Suche nach marxistischen Neuorientierungen. Dabei gerieten die Marx- 
schen Frühschriften und Marx’ Beziehung zu Hegel immer mehr in das Zentrum des theore- 
tischen Interesses. In den frühen zwanziger Jahren von Korsch und Lukacs eingeleitet, setzte 
sich diese Strömung in Deutschland mit der Frankfurter Schule um Adorno, Horkheimer 
und Marcuse fort. Die Orientierung an philosophischen Fragestellungen, die weitgehende 
Abstinenz nicht nur von der unmittelbaren politischen Praxis, sondern auch von ökonomi- 
schen und politischen Fragestellungen wurde zum Wesensmerkmal dieses »westlichen Mar- 
xismus« (Anderson 1978). Vor dieser auch in der westdeutschen Studentenbewegung domi- 
nierenden theoretischen Tradition wurde dann das »Kapital« rezipiert. Dabei spielten sehr 
schnell die in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts entstandenen »Grundrisse« eine 
entscheidende Rolle, da sich dort ein deutlicherer Bezug zu Hegel und zu methodologischen 
Fragen als im »Kapital« selbst findet. Die in diesem Zusammenhang entstandenen Interpre- 
tationen haben zwar das Verdienst, ökonomistisch und positivistisch verkürzte Lesarten des 
»Kapital«, wenn auch nicht praktisch so zumindest theoretisch destruiert zu haben, aber oft 
um den Preis einer philosophischen Einnebelung des gesellschafts- und ökonomietheoreti- 
schen Gehalts der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie. Das »Kapital« wurde sozu- 


* 


Dieser Aufsatz enthält die wichtigsten Thesen meiner 1982 am Fachbereich Politische Wissenschaft 
der FU Berlin entstandenen Diplomarbeit ‘Das Kapital im Allgemeinen’ und die ‘Konkurrenz der vie- 
len Kapitalien’ in der geplanten ‘Kritik der politischen Ökonomie’ und im ‘Kapital’ von Karl Marx«. 
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sagen durch zwei Brillen hindurch gelesen. Die erste bestand in gewissen der Hegelschen »Lo- 
gik«entnommenen Vorstellungen darüber, was »dialektische Darstellung« sei. Die zweite be- 
stand in bestimmten methodischen Konzeptionen der »Grundrisse« (vor allem dem »Kapital 
im Allgemeinen«), die dem »Kapital« übergestülpt wurden. Mitte der 70er Jahre verebbte die- 
se breite Debatte um das »Kapital«, just zu dem Zeitpunkt, als mit dem Erscheinen der neuen 
Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA) Manuskripte aus den unmittelbaren Vorarbeiten 
zum »Kapital« zum ersten Mal publiziert und bereits bekannte Manuskripte wie etwa die 
»Grundrisse« in philologisch wesentlich besserer Form ediert wurden. Zwar sind noch längst 
nicht alle für die Kritik der politischen Ökonomie relevanten Manuskripte erschienen, doch 
auch das bereits vorliegende, in der BRD und Westberlin noch kaum zur Kenntnis genomme- 
ne Material läßt bereits wichtige Rückschlüsse zu. Es dient nicht nur zur Destruktion der bei- 
den oben erwähnten Brillen (insbesondere der zweiten); es läßt sich jetzt auch das sogenannte 
»Planänderungsproblem« lösen, d.h. die Frage, in welchem Verhältnis die drei Bände des»Ka- 
pital« zum früheren, auf sechs Bücher (Kapital. Grundeigentum, Lohnarbeit, Staat, Außen- 
handel, Weltmarkt) angelegten Plan von Marx stehen. 


1. Der verhegelte Marx 


Marx beansprucht für seine Darstellung eine »dialektische Form« (II, 2/91)!. Er bezeichnet 
seine Schriften als ein »dialektisch Gegliedertes«(31/132), eine bestimmte Abfolge in der Dar- 
stellung der Kategorien sei einzuhalten, sonst würde »die ganze dialektische Entwicklungs- 
methode verderben« (31/313). Was Marx aber genau unter dieser dialektischen Form der 
Darstellung verstand, hat er nirgendwo präzise erklärt. 

Eine auf Kautsky (Kautsky 1887) und z.T. auch auf Engels (II, 2/246 ff.)? zurückgehende In- 
terpretationsrichtung behauptet, die dialektische Abfolge der Kategorien sei lediglich ein ab- 
straktes Spiegelbild der realen historischen Entwicklung. Diese Auffassung kollidiert aber zu- 
mindest mit dem Selbstverständnis von Marx. Im Vorwort zur ersten Auflage des »Kapital« 
schreibt Marx, bei seinem Untersuchungsgegenstand handle es sich um die Gesetze der kapi- 
talistischen Produktionsweise und »nicht um den höheren oder niedrigeren Entwicklungs- 
grad der gesellschaftlichen Antagonismen« (23/12). Und noch deutlicher heißt es an anderer 
Stelle: 

»Es wäre also unthubar und falsch, die ökonomischen Categorien in der Folge aufeinander folgen zu las- 
sen, in der sie historisch die bestimmenden waren. Vielmehr ist ihre Reihenfolge bestimmt durch die Be- 
ziehung, die sie in der modernen bürgerlichen Gesellschaft aufeinander haben ...« (U, 1.2/42) 
Schließlich zeigt auch die Lektüre etwa des ersten Abschnitts des »Kapital«, daß es sich hier 
nicht um die historische Herausbildung der Warenproduktion (auch nicht in abstrakter 
Form) handelt, sondern um die Analyse der Ware als Elementarform des bärgerlichen Reich- 
tums. 

Die in der Tradition des »westlichen Marxismus« stehende Kapitalrezeption in der BRD Ende 
der 60er Jahre versucht Marzens dialektische Form der Darstellung dagegen in Anlehnung an 
Hegel zu interpretieren. So sieht A. Schmidt die methodische Struktur des »Kapital« in einer 
Ende der 50er Jahre (also zur Zeit der Abfassung der »Grundrisse«) erfolgten zweiten Hegelre- 
zeption von Marx begründet (Schmidt 1968, S. 32). Reichelt begreift die Marxsche Bemerkung 
»in solcher allgemeinen Untersuchung wird überhaupt vorausgesetzt, daß die wirklichen Ver- 
hältnisse ihrem Begriff entsprechen« (25/152) als »Ausgangspunkt jeder ernsthaften Auseinan- 
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ernsthaften Auseinandersetzung mit dem Marxschen Werk« (Reichelt 1970, S. 76). Reichelt 
glaubt, es werde hier für das Marxsche Verfahren 

»völlig offenkundig, daß die strukturelle Gemeinsamkeit mit der Hegelschen Philosophie bis zu dessen 
Zentralprinzip reicht: in der Voraussetzung, daß die wirklichen Verhältnisse ‘ihrem Begriff entspre- 
chen’, verbirgt sich nichts geringeres als der Hegelsche Wahrheitsbegriff ... Hegel nimmt auf philoso- 
phischer Ebene vorweg, was Marx als Geheimnis der bürgerlichen Gesellschaft dechiffriert: die Verkeh- 
rung eines Entsprungenen zu einem Ersten. Die Aufblähung des Begriffs zum Absoluten ist daher für 
Marx der adäquate Ausdruck einer Wirklichkeit, in der sich dieser Vorgang in analoger Weise abspielt.« 
(Reichelt 1970, S. 76 f.) 

Bei der angeführten Textstelle geht es Marx lediglich darum, daß bei der Untersuchung der Ver- 
schiedenheit der Profitraten von empirisch vorkommenden unterschiedlichen Mehrwertraten 
abstrahiert werden muß, um die Möglichkeit dieses Phänomens unter der Voraussetzung, daß 
alle Waren einschließlich der Ware Arbeitskraft zu ihren Werten verkauft werden, darzustel- 
len. Die »Aufblähung des Begriffs« und ähnliches läßt sich nur dann hineininterpretieren, wenn 
man von vornherein davon ausgeht, daf3 die Marxsche Theorie nichts anderes als die materiali- 
stische Wahrheit dessen ist, was im deutschen Idealismus unter der spekulativen Hülle verbor- 
gen liegt. Die Konsequenz einer solchen Auffassung besteht dann darin, daß Marx nur durch 
»Rückgriff auf Hegel«’ adäquat begriffen werden kann. Diesen ganzen »hegelmarxistischen« 
Ansätzen liegt zugrunde, was Krahl in dankenswerter Offenheit formulierte: 

»Die Übertragung der aus ihrem metaphysischen Zusammenhang herausgelösten Kategorien der Hegel- 


schen Logik auf die Kategorien der politischen Ökonomie macht Marx zufolge erst die Kritik der polivi- 
schen Ökonomie aus.« (Krahl 1970, S. 141) 


Eine solche Übertragung deckt sich nicht mit dem Marxschen Selbstverständnis. Vor al lem aber 
sperrt sich die Hegelsche Philosophie selbst gegen ein solches Vorgehen. Daß nämlich die spezi- 
fische Form der Marxschen Darstellung in Hegels Logik zu suchen sei, setzt voraus, was bei al- 
len hegel-marxistischen Autoren (neben den Genannten vor allem Backhaus 1969 und Bubner 
1973) ohne weiteres angenommen wird: daß es überhaupt zröglich ist, die Argumentationsfigu- 
ren der Hegelschen Logik von ihren spekulativen Prämissen abzutrennen, ohne sie dabei zu zer- 
stören. Hegels logische Kategorien sind aber gerade nicht bloße Formen, die auf einen von ih- 
nen selbst unterschiedenen Inhalt angewandt wurden und daher auch auf einen anderen Inhalt 
angewendet werden können. Vielmehr sind diese Kategorien nur auf sich selbst bezogen. He- 
gels dialektisch entwickelnde Darstellung wird gerade dadurch konstituiert, daß er die Diffe- 
renz zwischen dem Gegenstand der Darstellung und der Darstellung selbst aufhebt: den von 
ihm kritisierten Aporien der Erfahrungswissenschaften kann er nur dadurch entkommen, daß 
ihm die Erkenntnis mit dem Gegenstand der Erkenntnis zusammenfällt, daß nur die Erkennt- 
nis selbst erkannt wird?. Aber gerade auf der unaufhebbaren, wenn auch nicht unvermittelten 
Differenz zwischen der Erkenntnis eines Gegenstands und dem Gegenstand selbst insistiert 
Marx immer wieder®. 

Wenn Marx insbesondere im »Kapitel vom Geld« in den »Grundrissen« scheinbar einzelne Ar- 
gumentationsstränge der Hegelschen Logik benutzt, handelt es sich dabei nur um oberflächli- 
che Analogien®. Denn es geht Marx nicht um die Selbstentwicklung logischer Kategorien, son- 
dern um die Organisation eines von ihnen unabhängigen Materials. Indem Marx einen äußeren 
Stoff bearbeitet, unterscheidet er sich von Hegel. Es mag zwar trivial klingen, ist für das Ver- 
ständnis aber entscheidend: dieser äußere Stoff ist nicht das »Geld«, an ihm mangelte es Marx 
zeitlebens, sondern die begrifflice Fassung des Zusammenhang von Wert und 
Geld, wie er sie bei den Ökonomen vorfand und in seinen Exzerptheften in einer ersten Bear- 
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beitungsstufe systematisiert hatte. In diesem äußeren Stoff und nicht in der Logik von Hegel 
entlehnter dialektischer Kategorien ist die Begründung für den Fortgang der Marxschen Dar- 
stellung zu suchen. 

Wenn Marx von den »Grundrissen« bis zum »Kapital«, zwar mit erheblichen Unterschieden 
im Detail, das Geld aus dem der Ware immanenten Gegensatz (in den »Grundrissen« bevor- 
zugt er den Terminus Widerspruch) von Gebrauchswert und Wert ableitet, handelt es sich 
dabei stets um dasselbe argumentative Grundmuster (das sich auch bei anderen dialektischen 
Entwicklungen von Marx wiederfinden läßt): die erste Kategorie weist »Gegensätze«, »Wi- 
dersprüche« auf, die nur vermittels der Einführung einer zweiten Kategorie aufgehoben wer- 
den können. Insofern macht die erste Kategorie die zweite notwendig, oder etwas mysteriös- 
methaphysisch ausgedrückt: muß die erste Kategorie in die zweite übergehen, sich zu ihr 
fortentwickeln. Die Widersprüche, um die es sich hier handelt, sind natürlich keine formal- 
logischen Widersprüche, wie auch die »logische« Entwicklung der Kategorien keine formal- 
logische ist. Bei diesen Widersprüchen handelt es sich in gewissem Sinne um »Mängel«. Marx 
zeigt, dafs die begriffliche Fassung einer Kategorie mangelhaft, unvollständig bleibt, solange 
bei dieser Kategorie stehengeblieben wird. Erst eine weitere Kategorie erlaubt, diesen Mangel 
zu beheben. Wie diese »Mängel« aber aussehen, kann nicht allgemein angegeben, sondern 
nur anhand des bestimmten Stoffes dargestellt werden. 

Die »Widersprüche« und »Gegensätze«, die der dialektischen Entwicklung bei Marx zugrunde- 
liegen, bezeichnen die eigentümliche Theoriestruktur der Kritik der politischen Ökonomie 
(vgl. Kocyba 1979). Sie haben eine argumentationsstrategische Funktion. Diese eigentümli- 
che Art und Weise der Darstellung ist aber keineswegs gekünstelt, sondern vom Gegenstand 
selbst erfordert. Marx kann nicht einfach hergehn und die Kategorie Ware gleich am Anfang 
schon so vollständig fassen, daß kein Gegensatz oder Mangel entsteht. In der entwickelten 
bürgerlichen Gesellschaft setzt jedes (bürgerliche) ökonomische Verhältnis jedes andere vor- 
aus. Dies macht eine Unterscheidung in einfache und komplizierte Verhältnisse notwendig: 
zwar setzen in der Wirklichkeit auch die einfachen Verhältnisse, um rein hervortreten zu 
können, die komplizierteren Verhältnisse voraus, aber ihre gedankliche Reproduktion, ihre 
Fixierung in Kategorien ist möglich, ohne auf die Kategorien, die die komplizierteren Ver- 
hältnisse ausdrücken, Rücksicht nehmen zu müssen. Explizit hebt Marx dies in den »Grund- 
rissen« hervor. Er betont, daß 

»ın der Theorie der Begriff des Werths, dem des Capitals vorhergeht, andrerseits aber zu seiner reinen 
Entwicklung wieder eine auf das Capital gegründete Productionsweise unterstellt« (IL, 1.1/174). 

Die Unterscheidung zwischen einfachen und komplizierten Verhältnissen, ihre Fixierung in 
Kategorien und Begriffe ist bereits eine bedeutende wissenschaftliche Leistung. Sie im wesent- 
lichen vollbracht zu haben, billigte Marx in seiner »Einleitung« von 1857 noch umstandslos 
der klassischen bürgerlichen Ökonomie zu. Erst im weiteren Verlauf seiner Arbeit erkennt 
er, daß auch die großen bürgerlichen Ökonomen die einfachsten Kategorien nicht präzise ge- 
nug fixiert hatten, daß ihre Abstraktionen noch unvollständig blieben. In der einfacheren Ka- 
tegorie wird das entsprechende Verhältnis »rein« als solches ausgedrückt, ohne Bezug auf die 
komplizierteren Verhältnisse. Aufgrund dieser — notwendigen — Abstraktion müssen sich 
die Bestimmungen der einfachen Kategorie als unvollständig und mangelhaft erweisen. Die 
Vervollständigung der Bestimmungen ist dann nicht an der Kategorie selbst möglich, son- 
dern nur durch Bezug auf Kategorien, die die komplizierteren Verhältnisse ausdrücken. 
Dieses begriffliche Entwicklungsverhältnis zwischen einfachen und komplizierten Katego- 
rien bringt den Zusammenhang der ökonomischen Verhältnisse der bürgerlichen Gesell- 
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schaft zum Ausdruck. Es ist etwas geistig produziertes, eine Gedankentotalität, wie Marx in 
der »Einleitung« hervorhebt (vergl. II, 1.1/37). Diese Gedankentotalität ist aber kein einfa- 
ches Abbild der gesellschaftlichen Totalität, die sie fixiert. Weder besitzen die einzelnen Kate- 
gorien, die als einzelne stets unvollständig bestimmt sind, noch die dialektischen Übergänge 
unmittelbare empirische Korrelate. Weder läßt sich beispielsweise die noch nicht preisbe- 
stimmte Ware noch der Übergang von der Ware zum Geld in der entwickelten bürgerlichen 
Gesellschaft auffinden. Es handelt sich vielmehr um Stufen einestheoretischen, gedanklichen 
Prozesses, der gedanklichen Aneignung des empirischen Konkreten. 


2. Das »Kapital im Allgemeinen« in den »Grundrissen« ... 


Einen entscheidenden Einfluß auf die westdeutsche »Kapital« Rezeption übte Rosdolskys 
Werk »Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen Kapital« (Rosdolsky 1968) aus. Dieser er- 
ste Kommentar zu den »Grundrissen« machte diese nicht nur einem breiteren Publikum be- 
kannt; die in den »Grundrissen« vorgefundene methodische Konzeption der Trennung zwi- 
schen dem »Kapital im Allgemeinen« und der »Konkurrenz« wurde von Rosdolsky auch als 
die für das »Kapital« zentrale kategoriale Unterscheidung aufgefaßt. In der anschließenden 
Diskussion spielte insbesondere die Frage, ob alle drei Bände des »Kapital« auf der Abstrak- 
tionsebene des »Kapital im Allgemeinen« verbleiben oder ob auch schon die Konkurrenz 
dargestellt sei, eine wichtige Rolle. Die Frage, ob sich das »Kapital« denn überhaupt mit dem 
Konzept des »Kapital im Allgemeinen« interpretieren läßt, wurde überhaupt nicht aufge- 
worfen, es handelte sich immer nur um das wie der Interpretation. Zwar hätte auch früher 
schon eine präzisere Auseinandersetzung mit dem »Kapital« Zweifel an dieser Interpreta- 
tionsstrategie wecken können. Mit der ersten vollständigen Ausgabe des zwischen 1861 und 
1863 entstandenen Manuskripts »Zur Kritik der politischen Ökonomie. Drittes Capitel. Das 
Capital im Allgemeinen« (H, 3) verfügen wir heute aber über das entscheidende Bindeglied 
zwischen den »Grundrissen« und dem »Kapital«, und gerade in diesem Text kann man die 
Auflösung der ursprünglichen Konzeption vom »Kapital im Allgemeinen« hautnah mitver- 
folgen. 

Die Unterscheidung zwischen dem »Kapital im Allgemeinen« und der »Konkurrenz der vie- 
len Kapitalien« stellt nicht eine bloße Einteilung des zu behandelnden Stoffes dar, sondern 
vor allem ein methodisches Konzept, das eine bestimmte Einsicht in den Strukturzusammen- 
hang der bürgerlichen Gesellschaft reflektiert. Das Neue dieser Einsicht wird deutlich, wenn 
man sie mit Marx’ ökonomischen Analysen der vierziger Jahre vergleicht. Diese waren vor al- 
lem an Marktprozessen orientiert, wobei Marx in der Konkurrenz den entscheidenden Me- 
chanismus zur Erklärung der verschiedensten Phänomene sah. So führt er zum Beispiel in 
»Lohnarbeit und Kapital« sowohl die Lohnbewegung als auch die Entwicklung der Produk- 
tivkräfte auf die Konkurrenz zurück. Eine etwas andere Position deutet sich bereits in seinem 
1850/51 entstandenen Ricardoexzerpt an, wo er den »wirklichen Prozeß« von seinem »Ge- 
setz« unterscheidet’. In den »Grundrissen« macht sich dann erstmals eine völlig neue Auffas- 
sung von der Konkurrenz geltend. Dort heißt es: 

»Die Concurrenz überhaupt, dieser wesentliche Lokomotor der bürgerlichen Ökonomie, etablirt 
nicht ihre Gesetze, sondern ist deren Executor. Illimited competition ist darum nicht die Vorausset- 


zung für die Wahrheit der ökonomischen Gesetze, sondern die Folge — die Erscheinungsform, worin 
sich ihre Nothwendigkeit realisirt.« (II, 1.2/448) 
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Während Ricardo unbeschränkte Konkurrenz einfach unterstellt, um die Gesetze des Kapı- 
tals zu erforschen, sie bei ihm also als bloße Hypothese des Theoretikers und »nicht als selbst 
Entwicklungen des Capitals, sondern als gedachte Voraussetzungen des Capitals« (11 1.2/455) 
auftritt, stellt Marx hier die Aufgabe, die Konkurrenz selbst als Erscheinungsform der Geset- 
ze des Kapitals zu begründen. Mit der Kritik dieser Unterstellung trifft Marx den Kern der 
bürgerlich-liberalen Moralphilosophie und politischen Ökonomie, wie er in Mandevilles 
Bienenfabel und Smiths »invisible hand« seinen klassischen Ausdruck fand: indem jeder un- 
gehemmt sein Privatinteresse verfolgt (und nichts anderes heißt unbeschränkte Konkurrenz) 
setzt sich als Resultat das »Allgemeininteresse« durch. Bereits zu Beginn der »Grundrisse« be- 
merkte Marx, die Pointe dieser Auffassung bestehe doch darin, 

»dafß das Privatinteresse selbst schon ein gesellschaftlich bestimmtes Interesse ist ... Es ist das Interesse 


der Privaten; aber dessen Inhalt, wie Form und Mittel der Verwirklichungdurch von allen unabhängige 
gesellschaftliche Bedingungen gegeben.« (I, 1.1/89) 


Das bürgerliche Allgemeininteresse stellt sich nicht erst als Resultat der Verfolgung der Pri- 
vatinteressen her, sondern ist bereits im Akt dieser Verfolgung präsent, insofern es bereits die 
Privatinteressen bestimmt. Für die Konkurrenz bedeutet dies: 

»Begrifflich ist die Concurrenz nichts als die innre Natur des Capitals, seine wesentliche Bestimmung, 


erscheinend und realisirt als Wechselwirkung der vielen Capitalien auf einander, die innre Tendenz als 
äusserliche Nothwendigkeit.« (II, 1.2/326) 


Mit der Erkenntnis, daß sich in der wirklichen Bewegung der einzelnen Kapitale die Gesetze 
der »innren Natur des Kapitals« bloß realisieren, ist Marx ein qualitativer Durchbruch durch 
seine marktorientierten Analysen der vierziger Jahre gelungen. Sein Hauptproblem besteht 
nun darin, diese neue Einsicht in den Strukturzusammenhang der bürgerlichen Gesellschaft 
kategorial adäquat zu erfassen. Die Unterscheidung zwischen dem »Kapital im Allgemeinen« 
und der »Konkurrenz der vielen Kapitalien« ist nun keineswegs mit dieser neuen für die Kritik 
der politischen Ökonomie konstitutiven Erkenntnis identisch, sondern lediglich der erste Ver- 
such, sie begrifflich zu fixieren: der Bereich des »Kapital im Allgemeinen« soll die Gesetze der inne- 
ren Natur des Kapitals erfassen, die in der Konkurrenz bloß erscheinen. 

Obzwar in den Diskussionen der 60er und 70er Jahre mit dieser Unterscheidung extensiv 
operiert wurde, vermißt man eine präzise Analyse. So bestimmt etwa Rosdolsky als Inhalt 
des Abschnitts vom »Kapital im Allgemeinen« alle diejenigen Eigenschaften, die allen einzel- 
nen Kapitalien gemeinsam seien. Aus der gemeinsamen Verwertungseigenschaft leitet er die 
Darstellung von Produktions- und Zirkulationsprozeß sowie des einfachen (noch nicht in 
Durchschnittsprofit verwandelten) Profits im Rahmen des »Kapital im Allgemeinen« ab. Die 
Durchschnittsprofitrate könne allerdings nicht mehr dargestellt werden, da sie zu ihrer Her- 
stellung der Konkurrenz bedürfe. Dabei stört sich Rosdolsky weder daran, daß auch der 
Durchschnittsprofit eine allen einzelnen Kapitalien gemeinsame Eigenschaft ist, noch daran, 
daß Marx den Abschnitt vom »Kapital im Allgemeinen« nicht mit dem einfachen Profit son- 
dern mit dem Zins enden läßı®. 

Versuchen wir nun die begriffliche Konzeption, die sich in der Unterscheidung zwischen 
»Kapital im Allgemeinen« und der »Konkurrenz der vielen Kapitalien« ausdrückt, näher zu 
bestimmen. In den »Grundrissen« verwendet Marx den Begriff »Kapital im Allgemeinen« 
zum ersten Mal bei der Analyse des kapitalistischen Produktionsprozesses. Nachdem er auf 
die Kapitalbegriffe der bürgerlichen Ökonomen eingegangen ist, schreibt er zusammenfas- 
send über seine eigene Darstellung: 
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»Das Capital, soweit wir es hier betrachten, als zu unterscheidendes Verhältniß von Werth und Geld ist 
das Capital im Allgemeinen, d.h. der Inbegriff der Bestimmungen, dieden Werth als Capital von sich als 
blosem Werth oder Geld unterscheiden.« (I, 1.1/229) 


Das »Kapital im Allgemeinen« soll also diejenigen Bestimmungen umfassen, die zum Wert 
hinzukommen müssen, damit er zu Kapital wird, es sind Bestimmungen »die den Werth 
überhaupt zum Capital machen« (II, 1.2/545), und daher auch jedem einzelnen Kapital zu- 
kommen. Allerdings wird bei der Darstellung des »Kapital im Allgemeinen« nicht nur von 
der Existenz der vielen Kapitalien abstrahiert, auch das einzelne, isoliert betrachtete Kapital 
ist nicht Gegenstand der Darstellung: 

»Aber wir haben es weder noch mit einer besondren Form des Capitals zu thun, noch mit dem einzel- 
nen Capital als unterschieden von andren einzelnen Capitalien etc. Wir wohnen seinem Entstehungs- 


process bei. Dieser dialectische Entstehungsprocess ist nur der ideale Ausdruck der wirklichen Bewe- 
gung, worin das Capital wird.« (IT, 1.1/229) 


Das »Kapital im Allgemeinen« ist nicht als der Begriff eines realen Objektes, etwa eines einzelnen 
Kapitals, zu begreifen, es besitzt kein unmittelbares empirisches Korrelat. Der »dialektische 
Entstehungsprozeß«, der im Abschnitt vom »Kapital im Allgemeinen« betrachtet werden 
soll, ist die gedankliche Reproduktion der inneren Natur des Kapitals: die Bestimmungen, 
die den Wert zum Kapital machen, sollen in ihrem Zusammenhang erfaßt und dargestellt 
werden. 

Marx geht nicht vom einzelnen Kapital, wie es erscheint, als fruchtbringend (Profit und Zins 
tragend) und in der Konkurrenz vorhanden ist, aus, sondern er will dessen Bestimmungen auf 
der Grundlage des Wertgesetzes überhaupt erst entwickeln. Er muß daher zeigen, wie Mehr- 
wertproduktion auf der Basis des Äquivalententausches möglich ist und wie sich der Mehr- 
wert schließlich in die an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft erscheinenden For- 
men von Profit und Zins verwandelt. Da das Kapital, so wie es in der Konkurrenz erscheint, 
erst entwickelt werden soll, sieht sich Marx bei dieser begrifflichen Entwicklung zur Abstrak- 
tion von der Konkurrenz gezwungen. Hier ist nun entscheidend wichtig, was Marx alles zur 
»Konkurrenz« zählt. Er [aßt darunter nämlich nicht nur die wirkliche Bewegung der einzelnen 
Kapitale, sondern überhaupt jedes Verhaltnis, in dem es um viele Kapitale (gleichgültig auf wel- 
cher Abstraktionsstufe betrachtet) geht. So heißt es etwa an einer Stelle in den »Grundrissen« 
(nachdem Marx gerade auf Probleme des Zirkulationsprozesses gestoßen war) kategorisch: 
»Da wir hier von dem Capital, dem werdenden Capital sprechen, haben wir außerhalb desselben noch 
nichts — indem die vielen Capitalien noch nicht für uns vorhanden sind ...« (II, 1.2/605) 


Die Bestimmungen des »Kapital im Allgemeinen« in Abstraktion von der Konkurrenz darzu- 
stellen, impliziert aufgrund des extensiven Verständnisses, das Marx von »Konkurrenz« hat- 
te, eine beträchtliche Einschränkung des inhaltlichen Umfangs des Abschnitts vom »Kapital 
im Allgemeinen«. Andererseits, und dies wurde in der Diskussion meistens übersehen, ist 
auch ein bestimmter Inhalt, der dargestellt werden muß, vorgegeben. Innerhalb des Ab- 
schnitts vom »Kapital im Allgemeinen« muß das Kapital nämlich »fertig« bestimmt sein. Alle 
Bestimmungen, die in der Konkurrenz erscheinen, müssen entwickelt werden. Denn: 
»Was in der Natur des Capitals liegt, wird nur reell herausgesetzt, als äussere Nothwendigkeit; durch die 
Concurrenz, die weiter nichts ist, als daß die vielen Capitalien die immanenten Bestimmungen des Ca- 
pitals einander aufzwingen und sich selbst aufzwingen.« (II, 1.2/534) 


An den Abschnitt vom »Kapital im Allgemeinen« stellt Marx also zwei verschiedene Bedin- 
gungen: 
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— einerseits soll sein Inhalt auf einer bestimmten Abstraktionsebene, der Abstraktion von 
der Konkurrenz (die sowohl die wirkliche Bewegung der einzelnen Kapitalien als auchaal- 
le Verhältnisse der vielen Kapitalien einschließt) dargestellt werden, 

— andrerseits soll sein Inhalt einen bestimmten Umfang haben, nämlich alle diejenigen Be- . 
stimmungen umfassen, die in der Konkurrenz sichtbar werden. 

Die gleichzeitige Erfüllung dieser beiden Bedingungen wird sich als das grundlegende Pro- 

blem dieser Konzeption erweisen. 


3... und seine Auflösung im Manuskript von 1861-1863 


Als Marx 1857 mit der Ausarbeitung seines schon lange geplanten ökonomischen Werkes be- 
gann, hatte er noch keinen detaillierten Plan vor Augen (vergl. die grobe Skizze in der »Ein- 
leitung« IL, 1.1/43). Planentwürfe stellten sich erst im Lauf seiner Arbeit als Resultat seiner 
Einsicht ın die Strukturzusammenhänge der bürgerlichen Gesellschaft ein. Nach Beendi- 
gung seiner Arbeit an den »Grundrissen« hatte Marx folgenden Aufbau für sein Werk vorge- 
sehen. Es sollte in 6 Bücher eingeteilt werden: Kapital, Grundeigentum, Lohnarbeit, Staat, 
Auswärtiger Handel, Weltmarkt (vergl. 29/551). In den ersten drei Büchern sollten »die öko- 
nomischen Lebensbedingungen der drei großen Klassen, worin die moderne bürgerliche Ge- 
sellschaft zerfällt« (II, 2/99), dargestellt werden. Für das Buch vom Kapital waren folgende 
Abschnitte vorgesehen: a) Kapital im Allgemeinen, b) Konkurrenz, c) Kredit, d) Aktienkapi- 
tal (vergl. 29/312). Und der Abschnitt vom »Kapital im Allgemeinen« sollte folgende Punkte 
umfassen: 1. Ware, 2. Geld, 3. Kapital im Allgemeinen (vergl. 29/554). Die 1859 erschienene 
Schrift »Zur Kritik der politischen Ökonomie. Erstes Heft«, die erste (und einzige Lieferung) 
des geplanten Werks, umfaßte gerade die beiden ersten Punkte des Abschnitts vom »Kapital 
im Allgemeinen«, nämlich Ware und Geld. 1861 begann Marx dann mit der Niederschrift 
des dritten Punktes, dem Kapitel vom »Kapital im Allgemeinen« (sowohl der Abschnitt als 
auch das Kapitel tragen denselben Titel). Dieses Manuskript wurde aber bald zu einem typi- 
schen Arbeitsmanuskript voller Abschweifungen und Vorwegnahmen späterer Themen. Im 
Verlaufe seiner Arbeit daran, gab Marx seine Absicht, eine Fortsetzung der 1859 erschiene- 
nen »Kritik« zu veröffentlichen, auf und entschloß sich, ein neues Werk mit dem Titel »Das 
Kapital« herauszubringen. In welchem Verhältnis das »Kapital« zum ursprünglichen Plan 
steht, werde ich im nächsten Abschnitt untersuchen. Das zwischen 1861-63 entstandene Ma- 
nuskript ist vom Umfang her das gewaltigste Marxsche Werk (2400 Druckseiten). Lange Zeit 
waren lediglich die darin enthaltenen »Theorien über den Mehrwert« publiziert, erst seit 
1982 liegt das Manuskript vollständig vor. In ihm kann man verfolgen, welche Schwierigkei- 
ten Marx bei der Darstellung des »Kapital im Allgemeinen« hatte und wie sich dieses Kon- 
zept schließlich auflöste. 

Erste Schwierigkeiten zeigten sich bereits in den »Grundrissen«. Bei der Darstellung des Zir- 
kulationsprozesses des Kapitals stößt Marx auf das Problem, daß die stofflichen Elemente des 
Kapitals sowie die Lebensmittel reproduziert werden müssen, die gleichzeitige Reproduk- 
tion aber nur durch die Betrachtung des Austausches zwischen verschiedenen Kapitalien dar- 
zustellen ist. Es zeigt sich also, daß die immanenten Bestimmungen des Zirkulationsprozesses 
die Darstellung unterschiedener Kapitale erforderlich machen, was aber wegen der Abstrak- 
tionsstufe, auf der das »Kapital im Allgemeinen« abgehandelt werden soll, nicht möglich ist. 
Hier bleibt Marx nichts als die kategorische Versicherung: 
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»Hier kann immer noch die Form angenommen werden, daß Ein Capital arbeitet, weil wir das Capital 
als solches betrachten ...« (II, 1.2/602) 


Ein anderes Problem ergibt sich beim Gesetz vom tendenziellen Fall der Profitrate. Liegt tat- 
sächlich ein allgemeines Gesetz vor, so muß es vor der Konkurrenz, also im Abschnitt vom 
»Kapital im Allgemeinen« dargestellt werden. Andrerseits ist sich Marx darüber im klaren, 
daß es die Durchschnittsprofitrate ist, die fällt (vergl. II, 1.2/625). Die Durchschnittsprofitra- 
te soll aber erst im Abschnitt von der Konkurrenz, also nach dem Gesetz ihres Falls behandelt 
werden. 

Schließlich zeigt sich Marxens Unsicherheit auch in der Bemerkung, daß das »Kapital im All- 
gemeinen« nicht nureine Abstraktion sei, die die differentiaspecifica des Kapitals erfasse, son- 
dern auch selbst eine »reelle Existenz« besitze, was von den bürgerlichen Ökonomen in ihrer 
»Lehre von den Ausgleichungen« anerkannt worden sei (I, 1.2/359). Was Marx nun genau 
unter dieser »reellen Existenz« des Kapitals im Allgemeinen versteht, hat er nirgendwo präzi- 
siert, jaer verwendet den Begriff sogar nur an dieser einen Stelle?. 

Das Manuskript von 1861-1863 weist gegenüber den »Grundrissen« eine ganze Reihe von 
konzeptionellen Veränderungen auf, die einen fortgeschritteneren Stand der Marxschen 
Analyse widerspiegeln. So behandelt er hier zum ersten Mal die Produktivkräfte systema- 
tisch als Methode der Produktion relativen Mehrwerts. Weiter wurden in den Abschnitt 
über den Produktionsprozeß des Kapitals auch Themen einbezogen, die in den »Grundris- 
sen« noch in das Buch von der Lohnarbeit verwiesen wurden: die Verlängerung der Arbeits- 
zeit (II, 3.1/158 ff.) sowie Frauen- und Kinderarbeit (II, 3.1/303 ff.). Diese Einbeziehung er- 
folgte keineswegs willkürlich, sondern entsprang der Erkenntnis, daß es sich hierbei um dem 
Kapital immanente Tendenzen handelt. Damit deutet sich auch schon die spätere Aufhebung 
der in drei Büchern geplanten, separierten Darstellung der Lebensbedingungen der drei gro- 
ßen Klassen an. Interessant ist auch, daß Marx jetzt die Akkumulation mit in die Darstellung 
des Produktionsprozesses aufnimmt. In den »Grundrissen« schloß er sie davon mit der Be- 
gründung aus, dies würde die Betrachtung der vielen Kapitalien erfordern (I, 1.1/236 £.). 
Dort verstand er unter Akkumulation anscheinend immer schon die Verwandlung von Pro- 
fit in Kapital als Prozeß eines einzelnen Kapitals. Was er jetzt mit in die Darstellung auf- 
nimmt, ist die Verwandlung von Mehrwert in Kapital. 

Die eben genannten Veränderungen lassen sich ohne weiteres in das Konzept vom »Kapital 
im Allgemeinen« einfügen. Daneben erfolgen aber noch weitere Veränderungen, in denen 
sich eine Sprengung des »Kapital im Allgemeinen« vollzieht: die Darstellung von Reproduk- 
tion und Zirkulation des gesellschaftlichen Gesamtkapitals sowie der Durchschnittsprofit- 
rate. 

Zur Betrachtung des gesellschaftlichen Gesamtkapitals wird Marx durch die Kritik am 
»Smithschen Dogma« veranlaßt. Smith hatte behauptet, daß sich der gesamte Warenwert in 
Lohn und Profit (einschließlich Rente) auflösen läßt, daman auch den in den Warenwert ein- 
gehenden konstanten Kapitalteil auf Lohn und Profit reduzieren könne. Daraus resultierte 
dann die Smithsche Auffassung, daß sich der gesamte jährliche Produktenwert ebenfalls in 
Lohn und Profit auflöst. Dagegen hält Marx an der Unauflösbarkeit des konstanten Kapital- 
teils fest, steht dann aber vor dem Problem 

»wie es möglich ist, daß der jährliche Profit und Salair die jährlichen Waren kaufen, die ausser Profit 
und Salair überdem capital constant enthalten« (II, 3.2/398) 


In mehreren Anläufen gelingt es Marx schließlich, dieses Problem im wesentlichen zu lösen, 
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indem er zwei Abteilungen des gesellschaftlichen Gesamtkapitals, eine Produktionsmittel 
produzierende und eine Konsumtionsmittel produzierende, unterscheidet, und deren Aus- 
tausch betrachtet. Aus verschiedenen Äußerungen von Marx (vergl. II, 3.2/402 und 436) geht 
hervor, daß er diesen Punkt innerhalb des Zirkulationsprozesses des Kapitals, also im Ab- 
schnitt vom »Kapital im Allgemeinen« darstellen wollte (II, 3.2./402 u. 436). Damit verläßt er 
aber die dort vorgegebene Abstraktionsebene: nicht nur daß die Kategorie des gesellschaftli- 
chen Gesamtkapitals gar nicht so recht zu der Trennung von »Kapital im Allgemeinen« und 
Konkurrenz paßt und in den »Grundrissen« auch nicht verwendet wird, die verschiedenen 
Abteilungen des gesellschaftlichen Gesamtkapitals sind »besondere Formen« des Kapitals 
und wurden als solche explizit aus der Darstellung des »Kapitals im Allgemeinen« ausge- 
schlossen (vergl. die oben zitierte Stelle II, 1. 1/229). 

Anläßlich des Problems, ob eine absolute Rente mit dem Wertgesetz vereinbari ist, beschäftigt 
sich Marx in einer Abschweifung in den »Theorien über den Mehrwert« mit der Durch- 
schnittsprofitrate und hält fest: 


»Die Concurrenz der Capitalien sucht so jedes Capital als Stück des Gesammtcapitals zu behandeln und 
danach seine Participation am Mehrwerth und daher auch Profit zu regulieren.« (II, 3.3./685) 


Später präzisiert Marx seine Darstellung noch, indem er die doppelte Bewegung der Konkur- 
renz unterscheidet: innerhalb derselben Produktionssphäre führt sie zur Herausbildung ei- 
nes einheitlichen Marktwertes, zwischen den Produktionssphären gleicht sie die Werte zu 
Durchschnittspreisen (im »Kapital« Produktionspreise), die die Realisierung des Durch- 
schnittsprofits ermöglichen, aus (II, 3.3/777 und 851 ff.). Marx ist damit in der Lage, die Mög- 
lichkeit der Existenz einer absoluten Rente auf der Grundlage des Wertgesetzes zu erklären: 
steht der Wert der Bodenprodukte über ihrem Durchschnittspreis und werden sie zu ihrem 
Wert verkauft (weil sie nicht in den Ausgleichsprozeß zur Durchschnittsprofitrate 
eingehen), so wird neben dem Durchschnittsprofit noch ein Extraprofit realisiert, den sich 
der Grundeigentümer als (absolute) Rente aneignet (vergl. II, 3.3/692). Marx entschließt sich, 
sowohl den Ausgleichsprozeß zur Durchschnittsprofitrate als auch die absolute Rente (und 
zwar als »Illustration« zur Durchschnittsprofitrate) mit in den Abschnitt vom »Kapital im 
Allgemeinen« aufzunehmen (vergl. II, 3.3/907 und 30/263). Eine explizite Begründung dafür 
gibt Marx zwar nicht, doch findet sich etwas später im Exkurs »Revenue and its sources« ein 
Hinweis. Marx hält dort fest, daß der Zins den Profit und zwar den Durchschnittsprofit vor- 
aussetzt (II, 3.4/1461). Der Zins sollte aber schon in den »Grundrissen« den Abschluß des Ab- 
schnitts vom »Kapital im Allgemeinen« bilden. 

Wieschwer sich Marx damit tut, die Durchschnittsprofitrate (und damit eben auch einen Teil 
der »Konkurrenz«) innerhalb des »Kapital im Allgemeinen« darzustellen, zeigt sich in dem 
Abschnitt »Capital und Profit« (II, 3.5/1598 ff.). Dort will er zwar den Durchschnittsprofit 
darstellen, das »Concurrenzverhältniß« aber nur zur »Illustration« betrachten (II, 3.5/1605). 
Und etwas später heißt es dann einschränkend: 

»Die nähere Betrachtung dieses Punktes gehört in das Capitel von der Concurrenz. Indeß muß hier 
doch das entscheidend Allgemeine beigebracht werden.« (II, 3.5/1623) 


Um was es sich bei diesem »entscheidend Allgemeinen« handelt, faßt Marx selbst folgender- 
maßen zusammen: 


»In der That kann die Sache so ausgedrückt werden: 
Der Profit — als erste Verwandlung des Mehrwerths — und die Profitrate in dieser ersten Verwandlung 
— drückt den Mehrwerth aus im Verhältniß zum einzelnen Gesammtcapital, dessen Product er ist ... 
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Der empirische oder Durchschnittsprofit drückt dieselbe Verwandlung, denselben Process aus, indern 
er die Gesammtsumme des Mehrwerths, also den von der ganzen Capitalistenklasse realisirten Mehr- 
werth, ganz so bezieht auf das Gesammtcapital, oder das von der ganzen Capitalistenklasse angewandte 
Capital... Die zweite Verwandlung ist nothwendiges Resultat der ersten, die aus der Natur des Capitals 
selbst hervorgeht ...« (II, 3.5/1629). 


Das Allgemeine, das Marx darstellen will, ist das Beziehen des Mehrwerts auf das Gesamtka- 
pital und zwar sowohl als Prozeß des einzelnen Kapitals als auch als Prozeß des gesellschaftli- 
chen Gesamtkapitals. Die Trennung zwischen »Kapital im Allgemeinen« und »Konkurrenz« 
versucht er dadurch aufrechtzuerhalten, daß er betont, die Konkurrenz sei doch nur die 
»agency« (II, 3.5/1628), die die Berechnung des Durchschnittsprofits übernimmt. Aber nicht 
nur daß der Durchschnittsprofit, von dem Marx inzwischen weiß, daß er zur Natur des Kapi- 
tals gehört, die Betrachtung der Konkurrenz zur Voraussetzung hat, stellt das Marxsche Kon- 
zept vom »Kapital im Allgemeinen« in Frage; auch die Unterscheidung zwischen einzelnem 
Kapital und gesellschaftlichem Gesamtkapital paßt nicht in dieses Konzept. Die Kategorie 
des »Kapital im Allgemeinen« im Unterschied von der »Konkurrenz der vielen Kapitalien«, 
beginnt sich aufzulösen. Sie ist jetzt nicht mehr nur der »Inbegriff von Bestimmungen, die 
den Werth als Capital von sich als bloßem Werth oder Geld unterscheiden«, von dem gesagt 
werden kann, sein Gegenstand sei nicht das einzelne Kapital (vergl. II, 1.1/229). Marx reflek- 
tiert dieses Problem zwar nicht, doch scheinen ihm gewisse Mängel seiner Darstellung be- 
wußt zu sein. So heißt es beim nächsten Punkt, der sich mit dem Gesetz vom tendenziellen 
Fall der Profitrate befaßt: 

»Hier stehn wir also wieder auf festem Boden, wo ohne auf die Concurrenz der vielen Capitalien einzu- 


gehn, das allgemeine Gesetz direkt aus der bisher entwickelten allgemeinen Natur des Capitals abgelei- 
tet werden kann.« (II, 3.5/1632) 


Während seiner Arbeit am Manuskript von 1861-1863 entschloß sich Marx, dieses nicht wie 
ursprünglich vorgesehen als zweiten Teil der 1859 erschienenen »Kritik der politischen Oko- 
nomies, sondern als selbständiges Werk unter dem Titel »Das Kapital« herauszubringen. Wie 
aus einem Briefan Kugelmann vom 28.12. 1862 hervorgeht, wollte er dabei aber immer noch 
ander Trennung zwischen »Kapital im Allgemeinen« und »Konkurrenz« festhalten (30/639). 
Im Januar 1863 fertigte er dann zwei Planentwürfe für die Abschnitte »Produktionsprozef« 
und »Kapital und Profit«an, in denen er die oben beschriebenen Veränderungen, insbesonde- 
re die Darstellung der Durchschnittsprofitrate fixierte (II, 3.5/1816 f. u. 1861 f.). Wenn die 
Herausgeber der MEGA über das Manuskript von 1861-1863 daher schreiben: 

»Marx intensive Arbeit an diesem Manuskript kulminierte schließlich in einem neuen Planentwurf, 
den er im Januar 1963 im Heft X VIII skizzierte. Damit war im wesentlichen die Struktur des künftigen 
‘Kapital’ gefunden. Durch die Einbeziehung der Lehre vom Durchschnittsprofit in die Darstellung 
wurde die früher beabsichtigte Trennung von Kapital im Allgemeinen und Konkurrenz aufgegeben, 
und der Ausdruck Kapital im Allgemeinen wurde von Marx künftignicht mehr verwandt.« (Il, 3.1, Ein- 
leitung $. 12) 

so ist dies nicht ganz zutreffend. Zwar stellen die vorgenommenen Veränderungen die alte 
Konzeption des »Kapital im Allgemeinen« in der Tat in Frage, doch wurde dies von Marx 
noch nicht erkannt. Nur wenige Tage vor Anfertigung der Planentwürfe bezog sich Marx in 
dem erwähnten Brief an Kugelmann noch auf die alte Konzeption, und estrifft auch nicht zu, 
daß Marx den Begriff »Kapital im Allgemeinen« nach diesen Planentwürfen nicht mehr ver- 
wendet hätte. Zumindest einmal taucht er noch auf (II, 3.6/2099). Vor allem aber kann Marx 
die Trennung zwischen »Kapital im Allgemeinen« und »Konkurrenz« nicht einfach »aufge- 
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ben«. Sie war immerhin konstitutiv für die gesamte Darstellung. Wird sie aufgegeben, so muß 
eine neue methodische Konzeption an ihre Stelle treten, die Marx im Manuskript von 1861- 
1863 aber noch nicht entwickelt hatte. Insofern hatte er zwar wesentliche Inhalte des künfti- 
gen »Kapital«, aber noch nicht dessen präzise Struktur gefunden. 

Zusammenfassend kann man die Schwierigkeiten, auf die Marx bei der Darstellung des »Ka- 
pital im Allgemeinen« stößt, folgendermaßen charakterisieren. Das »Kapital im Allgemei- 
nen« sollte einen bestimmten Inhalt, nämlich alle die Bestimmungen, die in der wirklichen 
Bewegung der Kapitalien in der Konkurrenz erscheinen, umfassen, andrerseits sollte dieser 
Inhalt auf einer bestimmten Abstraktionsebene dargestellt werden. Nun ist Marx aber ge- 
zwungen (weil zur inneren Natur des Kapitals gehörend) auch die Reproduktion des gesell- 
schaftlichen Gesamtkapitals sowie den Durchschnittsprofit darzustellen. Damit verläßt er 
zum einen die vorgegebene Abstraktionsebene, indem er eine bestimmte Bewegung der Kon- 
kurrenz berücksichtigen muß und verwendet andererseits mit der Entgegensetzung von indı- 
viduellem Kapital und gesellschaftlichem Gesamtkapital Kategorien, die in gewissem Sinne 
quer zur früheren Trennung von »Kapital im Allgemeinen« und »Konkurrenz« liegen. 


4. Der ursprüngliche Plan einer »Kritik der politischen Ökonomie« und die Struktur 
des »Kapital« 


Im 1867 erschienenen ersten Band des »Kapital« ist von den 1859 geplanten sechs Büchern 
nicht mehr die Rede. Die drei Bände des »Kapital« sind allerdings nicht identisch mit dem frü- 
her anvisierten Buch vom Kapital. Sie enthalten auch wesentliche Teile der über Grundeigen- 
tum und Lohnarbeit vorgesehenen Bücher. Zwar erwähnt Marx noch immer eine »spezielle 
Lehre von der Lohnarbeit« (23/565) und eine »selbständige Behandlung des Grundeigen- 
tums« (25/628), doch sind damit Spezialuntersuchungen gemeint. Mit der Darstellung des 
Kampfes um die Grenzen des Arbeitstages, der Auswirkungen der Maschinerie auf die Ar- 
beitsbedingungen, dem allgemeinen Gesetz der kapitalistischen Akkumulation und den Re- 
venueformen Lohn und Rente, hat Marx die »ökonomischen Lebensbedingungen der drei 
großen Klassen« (Il,2/99), dieden Gegenstand der ersten drei Bücher bilden sollten, abgehan- 
delt. Die ökonomischen Lebensbedingungen der Arbeiterklasse und der Grundeigentümer 
hängen so unmittelbar von den Gesetzen des Kapitals ab, daß eine Darstellung jener Gesetze 
auch diese Bedingungen enthält. An die Stelle der Bücher über Kapital, Grundeigentum und 
Lohnarbeit ist jetzt das »Kapital« getreten, als dessen Gegenstand Marx jetzt die Untersu- 
chung der »kapitalistischen Produktionsweise« (23/12) bestimmt. 

Was nun dieursprünglich geplanten vier Abschnitte des Buches vom Kapital, »Kapital im All- 
gemeinens, »Konkurrenz«, »Kredit« und »Aktienkapital« angeht, so sind im »Kapital« sämt- 
liche Kategorien, die innerhalb des »Kapital im Allgemeinen« dargestellt werden sollten, so- 
wie die wesentlichen Teile der übrigen Abschnitte enthalten. Auch hier bleiben nur noch 
Spezialuntersuchungen übrig. Wenn auch der Inhalt des »Kapital im Allgemeinen« vollstän- 
dig im »Kapital« enthalten ist, bildet er hier doch keinen selbständigen Abschnitt mehr. Die 
Darstellung seiner Kategorien wird von Themen unterbrochen, die im ursprünglichen Plan 
erst sehr viel später behandelt werden sollten und deren Darstellung zum Teil auch nicht ın 
Abstraktion von der Bewegung der vielen Kapitalien erfolgen kann. Schließlich steht den Ka- 
tegorien des »Kapital im Allgemeinen« auch kein Abschnitt von der »Konkurrenz« gegen- 
über, die entscheidende Gliederung des »Kapital« ist die in Produktions-, Zirkulations- und 
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Gesamtprozeß. Die Darstellung im »Kapital« ist nicht mehr mit der früheren Trennung in »Ka- 
pital im Allgemeinen« und »Konkurrenz« zu begreifen, der Abschnitt vom »Kapital im Allge- 
meinen hat sich aufgelöst. Formal trägt Marx dieser Auflösung Rechnung, indem er den Be- 
griff »Kapital im Allgemeinen« weder als Gliederungspunkt noch an irgendeiner Stelle des 
»Kapital« benutzt. 

Die Auflösung der alten Konzeption folgte nun nicht aufgrund von allgemeinen methodologi- 
schen Erwägungen, sie wurde nicht willkürlich fallengelassen, sie mußte vielmehr aufgegeben 
werden, weil sie sich als undurchführbar erwies. Das »Kapital im Allgemeinen« wurde ge- 
sprengt, weil in Abstraktion von der Bewegung der vielen Kapitalien nicht alle Formbestimmun- 
gen, die zum Übergang von der »Allgemeinbheit« zur »wirklichen Bewegung« notwendig gewesen 
wären, entwickelt werden konnten. Sowohl beim Gesamtreproduktionsprozeß als auch beim 
Ausgleichsprozeß zur Durchschnittsprofitrate muß ein bestimmtes Verhältnis von indivi- 
duellem Kapital zu gesellschaftlichem Gesamitkapital betrachtet werden. Die Darstellung eines 
solchen Verhältnisses setzt aber die Betrachtung der Einzelkapitale, die das gesellschaftliche 
Gesamtkapital konstituieren, voraus. Andererseits setzt aber das Gesamtkapital der Bewe- 
gung der Einzelkapitale Schranken, so daß die Darstellung der Einzelkapitale die Darstellung 
des Gesamtkapitals voraussetzt. Marx trägt diesem Problem im »Kapital« Rechnung, indem 
er sowohl das Einzelkapital als auch das gesellschaftliche Gesamtkapital auf verschiedenen 
Abstraktionsebenen betrachtet. D.h. weder das Einzelkapital noch das Gesamtkapital, das 
Marx zunächst zu seinem Gegenstand macht, sind die fertig bestimmten Phänomene, wie sie 
in der Empirie erscheinen. An die Stelle der alten Konzeption von »Kapital im Allgemeinen« 
und »Konkurrenz« ist im »Kapital« die Betrachtung von indviduellem Kapital und Konstitu- 
tion des gesellschaftlichen Gesamtkapitals auf den drei aufeinander aufbauenden Darstel- 
lungsebenen des unmittelbaren Produktionsprozesses, des Zirkulationsprozesses und des 
Gesamtprozesses, der die Einheit von Produktion und Zirkulation voraussetzt, getreten: 
Im ersten Band des »Kapital« wird das individuelle Kapital auf der Ebene des Produktions- 
prozesses betrachtet. Von seiner Interaktion mit anderen Kapitalien wird dabei abstrahiert. 
Es geht zunächst nur um die Produktion des Mehrwerts und des Kapitals selbst, der Akku- 
mulation. Im 23. Kapitel beginnt dann die Betrachtung des gesellschaftlichen Gesamtkapi- 
tals. Auf der erreichten Darstellungsstufe unterscheiden sich die individuellen Kapitale nur 
durch ihre Größe und ihre organische Zusammensetzung, daher können auch nur diesbe- 
zügliche Aussagen über das Gesamtkapital gemacht werden, dieses erscheint als bloß arith- 
metische Summe der Einzelkapitale. Aber bereits auf dieser abstrakten Stufe wird sichtbar, 
wie sich die Bewegung des Gesamtkapitals auf die Einzelkapitale auswirkt, so etwa in der 
Darstellung des ersten Unterabschnitts des 23. Kapitels. Auf der nächsten Untersuchungs- 
ebene, dem Zirkulationsprozeß des Kapitals, wird zunächst Kreislauf und Umschlag des in- 
dividuellen Kapitals analysiert. Das gesellschaftliche Gesamtkapital wird jetzt durch das 
Nacheinander und die Verschlingung der Umschläge der einzelnen Kapitale konstituiert. 
Das Gesamtkapital wird jetzt nicht mehr nur alsakkumulierendes, sondern in seinem Repro- 
duktionsprozeß betrachtet. Indem dieser Reproduktionsprozeß eine bestimmte wert- und 
stoffmäßige Proportionierung des Gesamtkapitals erfordert, setzt er der Bewegung der Ein- 
zelkapitale Schranken. Auch auf der Untersuchungsebene des dritten Bandes, dem von der 
Einheit von Produktion und Zirkulation ausgehenden Gesamtprozeß der kapitalistischen 
Produktion, stellt Marx die Verwandlung von Mehrwert in Profit zunächst als Prozeß des in- 
dividuellen Kapitals dar. Die Profit produzierenden Einzelkapitale konstituieren das gesell- 
schaftliche Gesamtkapital jetzt, indem sie eine allgemeine Profitrate herstellen. Der Prozeß, 
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der dies leistet, ist nicht mehr bloß die Verschlingung ihrer Kreisläufe, sondern die Konkur- 
renz, nicht im Sinne »vollkommenen Wettbewerbs«, sondern als spezifischer Mechanismus 
kapitalistischer Vergesellschaftung. 

Oben wurde gezeigt, daß sich die »Grundrisse« durch die Erkenntnis des Unterschieds zwi- 
schen den immanenten Gesetzen des Kapitals und ihrer Durchsetzung in der wirklichen Be- 
wegung der vielen Kapitalien grundlegend von Marx’ ökonomischen Analysen der 40er Jahre 
unterscheiden. Dieser neuen Einsicht versuchte Marx durch die Trennung zwischen »Kapital 
im Allgemeinen« und »Konkurrenz« gerecht zu werden. Mit der Auflösung dieses Struktur- 
konzepts im »Kapital« geht jene Einsicht aber keineswegs verloren. In die alte Konzeption 
ging nämlich eine ganz bestimmte Auffassung dessen ein, was unter der »wirklichen Bewe- 
gung« der Kapitalien zu verstehen ist: sämtliche Verhältnisse, die es mit den vielen Kapitalien 
zutun haben. Die Darstellung der immanenten Gesetze des Kapitals mußte daher und nur da- 
her in Abstraktion von allen die vielen Kapitalien betreffenden Verhältnisse stattfinden. 
Demgegenüber hat Marx im »Kapital« erkannt, daß die »wirkliche Bewegung der Konkur- 
renz«, die die Gesetze des Kapitals nicht etabliert, sondern bloß exekutiert, nicht mit der Be- 
wegung der vielen Kapitalien identisch ist, sondern nur einen Teil davon bildet. Und dieser 
Teil bleibt auch in der Darstellung im »Kapital« ausgespart: 

»In der Darstellung der Versachlichung der Produktionsverhältnisse und ihrer Verselbständigung ge- 
genüber den Produktionsagenten gehn wir nicht ein auf die Art und Weise, wie die Zusammenhänge 
durch den Weltmarkt, seine Konjunkturen, die Bewegung der Marktpreise, die Perioden des Kredits, 
die Zyklen der Industrie und des Handels, die Abwechslung der Prosperität der Krise, ihnen als über- 
mächtige sie willenlos beherrschende Naturgesetze erscheinen undssich ihnen gegenüber als blinde Not- 
wendigkeit geltend machen. Deswegen nicht weil die wirkliche Bewegung der Konkurrenz außerhalb 
unseres Plans liegt und wir nur die innere Organisation der kapitalistischen Produktionsweise, sozusa- 
gen in ihrem idealen Durchschnitt, darzustellen haben.« (25/839) 


Dieses Strukturkonzept ist im 3. Band des Kapital allerdings auch nicht vollständig durchgehal- 
ten. In dem von Engels herausgegebenen Material ist der Marxsche Forschungsprozeß noch 
nicht abgeschlossen, und insbesondere im V. Abschnitt »verläuft« sich die Darstellung des 
»idealen Durchschnitts« der kapitalistischen Produktionsweise, die sich aus deren Struktur- 
gesetzen ergibt und von der wirklich stattfindenden Krise zu unterscheiden ist!®. Aber auch 
hier stellt sich das Problem, inwieweit solche Krisenhaftigkeit überhaupt dargestellt werden 
kann. Schließlich ergibt sich auch die grundsätzliche Frage, was Untersuchung der »wirkli- 
chen Bewegung« heißt: handelt es sich nur um die »Anwendung« allgemeiner Gesetze auf ei- 
ne konkrete Geschichtsperiode, etwa die bloße Interpretation statistischen Materials vermit- 
tels der Begrifflichkeit des »Kapitals«, oder ist nicht zunächst die Untersuchung der jeweils 
historisch bestimmten Gesellschaftsformation, des Verhältnisses von Politik und Ökonomie 
und seiner institutionellen Fixierungerforderlich, um die Spezifik der wirklichen Bewegung, 
um das historische wie der Exekution der allgemeinen Gesetze überhaupt erst verstehen zu 
können? 
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Anmerkungen 


1 Textstellen ausder MEGA werden durch eine römische Ziffer, die die Abteilung der MEGA angibt, 
sowie zwei arabisch geschriebene Zahlen für Band und Seitenzahl nachgewiesen. Zitate aus den 
MEW werden mit zwei arabischen Zahlen für Band und Seitenzahl nachgewiesen. 

2 Daß Engels etwas differenzierter argumentiert als die ihn vereinnahmende historisierende Interpre- 
tationsrichtung (z.B. Lenin 1962; Zeleny 1968; Holzkamp 1974) habe ich in der oben erwähnten Di- 
plomarbeit gezeigt ($. 42 ff.). 

3 Dieser Schluß findet sich explizit bei Bader u.a. 1975, $. 32. Konsequenterweise geht dort der Marx- 
interpretation eine Hegelinterpretation voraus. 

4 Zur Kritik am deutschen Hegelmarxismus vergl. auch Kocyba 1979. Mit historisierenden und hege- 
Itanısierenden Interpretationen setzte sich auch Althusser auseinander (Althusser 1972). 

5 Z.B. in der Einleitung von 1857 oder im Nachwort zur 2. Aufl. des ersten Bandes des »Kapital«. 

6 Textbezogener als die meisten hegelmarxistischen Autoren untersuchte Schrader die Analogien 
zwischen dem Kapitel vom Geld und Hegels Logik. Er kommt dabei nicht nur zu dem Ergebnis, 
daß die Marxsche Darstellung immer nur in Ausschnitten mit Hegels Logik korrespondiere. Durch 
eingehende Analyse der ökonomischen Quellen von Marx kann er auch begründen, daß sich Marx 
gerade in den Passagen, die sich scheinbar mit der Hegelschen Logik decken, »auf Sismodi, Storch 
und Say nicht nur ökonomisch sachlich, sondern auch begrifflich und selbst konzeptionell stützt« 
(Schrader 1980, S. 134). 

7 Karl Marx: Aus den Heften von 1850/51 über Ricardo in: Karl Marx, Grundrisse der Kritik der po- 
litischen Ökonomie, Berlin (DDR), S. 803. 

8 Ebenfalls mangelhaft argumentieren Schwarz 1978, Müller 1978 oder Wygodski 1967 und 1976. 
Ausführlich setze ich mich in meiner Diplomarbeit mit den verschiedenen Interpretationen ausein- 
ander. \ 

9 Was die »Projektgruppe Entwicklung des Marxschen Systems« (PEM) nicht davon abhält, diesen 
Begriff zum Dreh- und Angelpunkt ihrer Interpretationen zu machen, vergl. PEM 1975 und PEM 
1978. 

10 In ähnlichem Sinne unterscheidet Marx in den »Theorien über den Mehrwert« die »Möglichkeit der 
Krise« von ihrer »Wirklichkeit« (26.2, 492 ff.). 
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